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					Koalitionsverhandlungen, Klimawandel, Corona-Krise: Politik ist überall. Wer aber Zusammenhänge verstehen, den täglichen Nachrichten folgen oder gar das Geschehen beeinflussen will, muss wissen, wie Politik funktioniert, was sie bewirkt, wo sie scheitert und warum.Die bekannte ZDF-Nachrichtenmoderatorin Marietta Slomka kennt sich mit dem deutschen Politikbetrieb bestens aus. Viele politische Ereignisse begleitet sie journalistisch aus großer Nähe. In diesem Buch erklärt sie die wichtigsten Grundlagen der Politik. Was sind die Voraussetzungen einer funktionierenden Demokratie? Warum wird um politische Entscheidungen so oft bis in die frühen Morgenstunden gerungen? Welchen Nutzen hat die Europäische Union? Was für Wechselwirkungen gibt es zwischen Politik und Wirtschaft? Und welche Rolle spielen bei all dem die Medien?Marietta Slomka zeigt, wie Politik gemacht wird und was man wissen muss, um sie zu verstehen. Sie erklärt, was Politikerinnen und Politiker tun, wie politische Institutionen arbeiten und verbindet dies mit spannenden Einblicken in den politischen Alltag. Schnell, kenntnisreich und mit jener Prise Ironie, die man auch aus ihren TV-Interviews kennt, bietet sie Gedankenfutter für alle Generationen. Ergänzt wird das Buch durch die witzigen Cartoons von Mario Lars.
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					Vorwort

				In der Politik leben seltsame Wesen, sie sind nachtaktiv wie Fledermäuse. Nachts im Kanzleramt ist manchmal genauso viel los wie in Berliner Klubs. Doch die politischen Fledermäuse hängen tagsüber nicht schlafend in ihren Höhlen, sondern tauchen schon frühmorgens wieder in den Morgenmagazinen der Fernsehsender auf und abends im heute journal. Dazwischen sind sie in Bundestag oder Ministerien, in Meetings und Wahlkreisen, auf Parteitagen oder Social Media unterwegs. Wenn man schon tagsüber so viel zu tun hat, warum dann auch noch lange Nachtsitzungen in Berlin oder Brüssel? Dafür gibt es Gründe. So wie es Gründe gibt, warum Politik oft nicht so »liefert«, wie sich das viele Menschen wünschen. Darum wird es in diesem Buch gehen.
Wer dieses Buch gelesen hat, sieht politische Debatten mit anderen Augen. Jedenfalls wünsche ich mir das. Das Buch schaut hinter Kulissen, übersetzt Insidervokabeln und macht sattelfest in vielen der Begriffe, die im Politbetrieb ständig fallen. Politik zu beobachten, kann sehr viel Spaß machen, aber es ist wie beim Fußball: Je mehr man weiß, desto interessanter wird es. Abseitsfalle, Viererkette? Gibt es in der Politik auch. Genauso spannend ist, wie über Politik berichtet wird. Was kommt in die Nachrichten und wie erkennt man Fake News? Außerdem gibt es einen Schnellkurs Wirtschaft. Regiert Geld tatsächlich die Welt – und bei wie viel Grad wäscht man es? Wie misst man die »soziale Gerechtigkeit«, von der ständig die Rede ist? Auch Wirtschaft ist kein trockener Stoff, sondern oft großes Drama.
Leidenschaftlich über Politik und Wirtschaft zu streiten, ist etwas, woran ich schon als Jugendliche Spaß hatte. Bei uns zu Hause war da immer viel los. Meine Eltern und ihre Freunde veranstalteten zu Bundestagswahlen private »Wahlpartys«. Jeder gab eine Prognose ab, und wer am nächsten dran war am Endergebnis, gewann einen Preis. Es wurde viel und fröhlich diskutiert. Damals gab es in Westdeutschland nur drei Parteien im Bundestag und viele Stammwähler. Ich erinnere mich, wie mein Vater und sein Freund diskutierten, der eine war CDU, der andere SPD. Da wurde gestritten und gespottet, aber immer freundschaftlich und witzig. Ich habe Politik als Wettbewerb kennengelernt, nicht als Vernichtungsfeldzug. Dass Menschen kaum noch miteinander reden können, weil sie verschiedenen politischen Lagern angehören, empfinde ich als keine gute Entwicklung. Ich glaube, dass Demokratie Streit und Kritik braucht und erträgt, solange man sich über die Grundwerte einig ist. Aber was sind diese Grundwerte und woher kommen sie? Damit geht’s los – im ersten Kapitel.
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1. Kapitel

					Demokratie: Hurra, wir sind die Mehrheit!

				
					
						


Wählen und Demonstrieren: Lohnt sich das?

					
					Kommt es auf meine Stimme an? Der Kandidat war sich sicher: Er ist der neue Bundeskanzler. Ein berauschender Moment. Nach Monaten harten Wahlkampfs und kurzer Nächte dieses irre Gefühl, es geschafft zu haben. Hinein ins Kanzleramt! Vor lauter Aufregung kündigte ein strahlender Edmund Stoiber an, dass er »bald ein Glas Champagner aufmachen« werde. Das war unfreiwillig komisch formuliert. Wirklich blöd war: Stunden später, um Mitternacht, zur Geisterstunde also, sah der CSU-Mann Stoiber ein rotes Gespenst. Als alle Stimmen ausgezählt waren, hatte die gegnerische SPD ihn überholt. Kalte Dusche statt Sekt-Fontäne. Seine Union hatte rund sechstausend (Zweit-)Stimmen weniger als die SPD. Was wirklich superwenig ist bei den insgesamt 48 Millionen Menschen, die damals gewählt hatten. Stoiber war ziemlich fassungslos. Dieses Drama ereignete sich im Jahr 2002, ist aber kein seltener Einzelfall: Bei der Bundestagswahl 2021 war das Rennen zwischen SPD und Union auch so eng, dass am Wahlabend noch offenblieb, wer am Ende das Kanzleramt besetzt. Es kann wirklich auf ganz wenige Stimmen ankommen …

					 

					Wahlrecht: Wer darf in Deutschland wählen? Im deutschen Grundgesetz steht, dass Wahlen allgemein, frei, unmittelbar, gleich und geheim sein müssen. Allgemein: Jeder Erwachsene darf wählen. Frei: Man wird vor und während der Wahl nicht eingeschüchtert und übrigens auch nicht gezwungen zu wählen. Unmittelbar: Die Abgeordneten werden direkt in die Parlamente gewählt, man gibt als Wähler seine Stimme nicht an »Wahlmänner« oder »-frauen« ab. Gleich: Jede Stimme zählt gleich viel. Geheim: Es darf einem dabei keiner über die Schulter sehen. Ob man vorher oder danach erzählt, für wen man gestimmt hat, ist einem selbst überlassen. In der Wahlkabine jedoch muss man ganz allein sein, und der Wahlzettel ist anonym. Das ist wirklich wichtig, weil sonst nicht garantiert ist, dass man sich bei seiner Entscheidung vollkommen frei fühlt.

					Aber warum erst ab 18? Über die Altersgrenze wird immer wieder diskutiert. In einigen Bundesländern kann man auch schon ab 16 Jahren bei Kommunal- und Landtagswahlen mitmachen. Ein Argument dafür ist: Mit 16 endet die allgemeine Schulpflicht; Jugendliche, die dann eine Lehre machen, verdienen schon eigenes Geld. Deshalb sollten sie auch Mitsprache haben, wie mit Steuergeldern umgegangen wird. Bei Bundestagswahlen ist das Wahlrecht bislang an die Volljährigkeit gekoppelt. Das Hauptargument dafür: Wer juristisch für sich selbst Verantwortung übernehmen muss, darf auch mitentscheiden, wer die Gesetze macht.

					Dass ein Kleinkind kein krakeliges Kreuz machen dürfen sollte, ist natürlich klar. Aber könnten nicht die Eltern für ihr Kind entscheiden? Diesen Vorschlag gibt es tatsächlich: Eltern sollen mehr Stimmen bekommen und damit das Wahlrecht ihrer Kinder wahrnehmen. Aber wie ist dann gesichert, dass die Eltern auch im Sinne ihres Kindes entscheiden? Vielleicht wählen sie ja nicht die Partei, die schönere Schulen bauen will, sondern eine, die für die Wiedereinführung der Prügelstrafe ist? Außerdem wäre die Wahl dann nicht mehr »unmittelbar«, denn Kinder würden ihre Stimme an Stellvertreter abtreten und noch nicht mal gefragt, ob sie das überhaupt wollen. Ob nun ab 16 oder ab 18: Schade ist, dass die Wahlbeteiligung bei jüngeren Wahlberechtigten generell niedriger ist als bei den älteren. Von denen es außerdem auch noch viel mehr gibt. Deshalb schaut die Politik auch eher auf die Interessen älterer Menschen, da ist für sie mehr zu holen.

					Man unterscheidet noch zwischen aktivem Wahlrecht (wer wählen darf) und passivem Wahlrecht (wer sich zur Wahl stellen darf). In Deutschland muss man dafür auch mindestens 18 sein. Bundespräsident oder -präsidentin darf man aber erst ab 40 werden. Gut, wenn man noch Ziele hat! Außerdem braucht man fürs Wählen wie fürs Gewähltwerden die deutsche Staatsbürgerschaft. Für Kommunalwahlen genügt die EU-Bürgerschaft. Eine Französin oder ein Pole darf also zum Beispiel zur Gemeinderatswahl, wenn sie oder er in dieser Gemeinde wohnt.

					 

					Nichtwähler wählen auch. Wer gar keine Stimme abgibt, trägt eventuell dazu bei, dass dann die an die Macht kommen, die man am allerwenigsten wollte. Dann bitte nicht meckern! Wenn Millionen denken, dass es auf sie nicht ankommt, kann das auch dazu führen, dass radikale Parteien einen höheren Stimmenanteil bekommen. Wer nämlich extrem drauf ist, ist auch extrem motiviert, wählen zu gehen. Das kann dann Wahlergebnisse beeinflussen: Die »Irgendwas in der Mitte«-Leute bleiben träge zu Hause, die Hardcore-Typen hingegen laufen eifrig ins Wahllokal.

					 

					Demos und Bürgerprotest: Bringt das was? Wählen gehen lohnt sich also. Und demonstrieren? Das lohnt sich auch, vielleicht sogar noch mehr, weil man damit an vielen Tagen zwischen Wahlterminen Druck machen kann. Dies gilt natürlich für alle: für die jugendlichen Klimaschützer von »Fridays for Future« genauso wie für »Klimaleugner«. Die antirassistische »Black Lives Matter«-Bewegung nimmt das Demonstrationsrecht genauso für sich in Anspruch wie die rassistischen »Identitären«. Dass Menschen, die man furchtbar findet, das gleiche Recht dazu haben wie man selbst, ist für manche schwer auszuhalten.

					Große Demonstrationen können große Wirkung erzielen. Auch weil die Anliegen einer Protestbewegung von den bestehenden Parteien oft aufgegriffen werden. Wenn Politiker merken, hui, das Thema bewegt viele Menschen, schauen sie genauer hin. Könnte ja sonst passieren, dass sie einen Trend nicht mitkriegen und Wähler verlieren oder junge Menschen (künftige Wähler also) gar nicht erst für sich gewinnen. Umweltschutz zum Beispiel ist heute in den Programmen fast aller Parteien verankert. In den 1970er-Jahren wurden Umweltschützer von vielen noch verständnislos belächelt. Und wer hätte gedacht, dass eine schwedische Schülerin namens Greta Thunberg mit ihrem Einsatz für Klimaschutz zu einem Weltstar wird? Neben Demos gibt es noch andere Möglichkeiten, politischen Druck auszuüben: Der Jurastudent Max Schrems aus Österreich legte sich mit großen Internetkonzernen wie Facebook und Microsoft an, indem er erfolgreich gegen sie klagte. Und er gründete eine Organisation, die sich für mehr Datenschutz einsetzt.

					[image: ]
					Wer die Welt verändern will, braucht einen langen Atem. Manchmal dauert es wirklich verdammt lang. Beispiel Frauenbewegung: Schon 1791 forderten in Frankreich Frauen, dass die im Zuge der Französischen Revolution erkämpften Menschenrechte auch für weibliche Menschen gelten (wer jetzt zuckt: Menschen mit »Bürgerrecht« waren ursprünglich nur Männer). Auch in anderen europäischen Ländern entwickelte sich eine Protestbewegung mit Demonstrationen, die teils ganz schön heftig verliefen. Die in Großbritannien aktiven Sufragetten (»Wahlrechtlerinnen«) beispielsweise trugen zwar altmodische Hüte, machten aber ordentlich Rabatz. In Großbritannien und Deutschland dauerte es bis 1918, bis Frauen das Wahlrecht bekamen. In Frankreich bis 1945. In der Schweiz sogar bis 1971. Ist das nicht unfassbar? Ja. Völlig unfassbar. Aber es zeigt: Bewegungen wirken. Demos können sich lohnen. Insofern: Go for it! (But go in peace …)

					 

					Demonstrationsrecht. In Deutschland darf sich jeder versammeln und seine Meinung kundtun. Das ist ein Grundrecht, übrigens unabhängig davon, wie alt man ist. Wenn eine Versammlung aber unter freiem Himmel stattfindet, also in der Öffentlichkeit, muss sie als Demonstration angemeldet werden, meist im Rathaus der Stadt, in der man demonstrieren will. Anmeldung heißt aber nur: Man sagt Bescheid. Dann können sich die Behörden darauf einrichten, dass eventuell ein paar Tausend Leute durch die Straßen ziehen und der Verkehr umgeleitet werden muss. Man muss aber nicht um eine Genehmigung bitten. Aufgabe der Polizei ist es, die Demonstranten zu beschützen. Wenn eine Demonstration »die öffentliche Sicherheit gefährdet«, zum Beispiel durch Randale, darf sie von der Polizei aber aufgelöst werden. Außerdem darf man sich nicht vermummen oder uniformieren und keine Waffen mit sich führen. Und wenn von vornherein klar ist, dass bei einer Demo gegen gesetzliche Auflagen verstoßen wird, kann sie auch schon vorher verboten werden. So wurden während der Coronapandemie Demos von »Coronaleugnern« verboten, weil sie vorhatten, ohne Mundschutz und Abstand zu demonstrieren.

					Insider: Aufmerksamkeitsökonomie

					
						Komischer Begriff. Kann man denn mit Aufmerksamkeit wirtschaften? Das ist tatsächlich so. Die Aufmerksamkeit anderer zu gewinnen, ist in der Politik das, was Geld in der Wirtschaft ist: Alle gieren danach. Und das gilt natürlich auch für Demonstranten und ihre Anliegen. Politikwissenschaftler haben herausgefunden: Kleine Gruppen können besser Aufmerksamkeit erzeugen als große. Sie haben ein einheitliches Interesse und organisieren sich leichter. Es demonstrieren zum Beispiel Landwirte für höhere Milchpreise, aber praktisch nie »die Milchtrinker« oder »die Steuerzahler« – sie sind zu viele und haben zu unterschiedliche Interessen. Außerdem: Wer besonders laut schreit, wird eher gehört. Die sogenannten Coronaleugner zum Beispiel waren eine kleine Minderheit. Sie bekamen aber so viel Aufmerksamkeit, dass man fast den Eindruck haben konnte, ein Großteil der Bevölkerung lehne die Schutzmaßnahmen gegen das Coronavirus ab. Solche Verzerrungen in der Wahrnehmung gibt es im Internet noch stärker. Wer extrem sauer ist oder zumindest extrem überzeugt und engagiert, postet viel auf Social Media oder in Kommentarspalten und nimmt gerne an Shitstorms teil. Wer nicht so leidenschaftlich angetrieben wird, hat dazu meist keine große Lust. Radikale Minderheiten bekommen so sehr viel mehr Raum …

					

				
					
						Warum wurde die Demokratie erfunden?

					
					Alle dürfen mitmachen. Demokratie heißt aus dem Griechischen übersetzt Volksherrschaft. Klingt super – aber »das Volk« besteht ja aus vielen. Wie wird entschieden, wer das Sagen hat und wie viel er oder sie zu sagen hat? In der griechischen Antike, als die Demokratie erfunden wurde, durften erst mal nur bestimmte Männer mitreden, etwa nur solche, die Geld hatten. Man(n) fürchtete andernfalls eine Herrschaft der Armen. Loser sollten draußen bleiben! Und Weiber auch … Der Philosoph Platon hatte dann die Idee, dass nur Philosophen Könige sein sollten. Was er damit meinte: Nur Gebildete seien klug genug, um politisch mitzubestimmen. Das erschien damals zwar als Fortschritt gegenüber prolligen Tyrannen, ist aber auch äußerst ungerecht. Ab wann ist man klug genug? Und was, wenn jemand einfach nur zu arm ist, um zur Schule gehen zu können? Am Ende ist Demokratie nur dann demokratisch, wenn wirklich alle mitbestimmen dürfen, auch die Doofen und Gemeinen. Das Gute daran ist: Wenn das Volk (mehrheitlich) merkt, dass es mit seiner Wahl einen Fehler gemacht hat, kann es ungeliebte Regierungen alle paar Jahre per Stimmzettel wieder loswerden. In einer Diktatur braucht es dafür erst eine blutige Revolution.

					[image: ]
					Nicht jede Demokratie ist demokratisch. »Die Demokratie ist die schlechteste aller Regierungsformen – abgesehen von all den anderen Formen, die von Zeit zu Zeit ausprobiert worden sind.« Dieser Spruch stammt von dem berühmten britischen Staatsmann Winston Churchill, der sein Land im Zweiten Weltkrieg gegen Hitler-Deutschland führte. Fun Fact: Als er das sagte, gab es weltweit gerade mal 15 demokratische Länder. Churchills Kampf war jedenfalls auch ein Kampf der Demokratie gegen die Diktatur. Menschen, die in echten Demokratien leben, sind in der Regel sehr viel zufriedener als Menschen in Unterdrückerstaaten. Wobei Mehrheitsentscheidungen allein auch nicht glücklich machen und zu demokratischen Verhältnissen führen. Beispiel Ägypten: Während des Arabischen Frühlings kämpften in der Hauptstadt Kairo vor allem junge Leute gegen den damaligen Diktator Mubarak. Sie wollten so modern und frei leben wie Menschen in Europa oder den USA. Tatsächlich wurde Mubarak 2011 gestürzt, und es gab freie Wahlen. Endlich. Doch das Ergebnis fiel nicht so aus, wie es sich die Revolutionäre erhofft hatten. Wahlsieger wurden nämlich die islamistischen Muslimbrüder, die abseits großer Städte und unter armen, ungebildeten Menschen viele Anhänger hatten. Die Muslimbrüder hatten vieles im Sinn, nur keine westlich-freiheitliche Demokratie. Demokratisch gewählt waren sie trotzdem.

					 

					Mehrheit ist nicht gleich Mehrheit. Wenn es in der Demokratie darum geht, dass die Mehrheit entscheidet, wo’s langgeht, sollte man sich mal näher ansehen, wie eine Mehrheit überhaupt definiert wird. Genügt es, wenn eine Partei nur eine einzige Stimme mehr bekommt? Im Prinzip ja. Das ist dann eine relative Mehrheit: Der Gewinner hat relativ mehr Stimmen, als jeder andere für sich ergattert hat (und sei es nur eine). Drei Leute sind angetreten, man schaut nur darauf, wer das beste Ergebnis hat, und das ist dann der Sieger bzw. die Siegerin.

					Man kann aber auch verlangen, dass der Gewinner mehr Stimmen braucht als alle anderen Seiten zusammen. Wieder drei Kandidaten, der Gewinner hat 45 Prozent, die anderen beiden zusammen 40 Prozent (15 Prozent haben sich in diesem Beispiel der Stimme enthalten). Das nennt man einfache Mehrheit, dafür sind prozentual schon deutlich mehr der abgegebenen Stimmen erforderlich. Die nächste Stufe ist die absolute Mehrheit. Hier braucht man mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen, also 51 Prozent. Sitzen im Parlament 100 Leute, braucht man mindestens 51 Stimmen. Notfalls müssen dann für eine Mehrheit Abgeordnete zum Wählen aus dem Krankenbett gezerrt und ins Parlament geschleift werden.

					Bei Entscheidungen von ganz besonderer Tragweite wird manchmal sogar eine Zweidrittelmehrheit verlangt, also müssen mindestens rund 67 Prozent dafür sein. Das ist in Deutschland bei Änderungen im Grundgesetz der Fall, wenn es also an unsere Verfassung geht. Das soll auf keinen Fall nur eine Partei oder Regierungskoalition allein entscheiden können, da müssen große Teile der Opposition mitmachen.

					 

					Wer kommt ins Parlament? Für politische Wahlen gibt es im Prinzip zwei Möglichkeiten: Mehrheitswahlrecht und Verhältniswahlrecht. Beim Mehrheitswahlrecht wird das Land in Wahlkreise eingeteilt, in denen es dann jeweils einen Sieger oder eine Siegerin gibt. So läuft es zum Beispiel beim »The winner takes it all«-Prinzip in Großbritannien. Vorteil: Es gibt in der Regel klare Verhältnisse. Von den beiden großen Parteien gewinnt eine und kann dann allein regieren. So sieht auch das britische Parlament aus: Das Unterhaus ist in zwei Hälften geteilt, Regierungspartei und Opposition sitzen sich frontal gegenüber. Nachteil: Die Machtfülle der Regierungspartei kann viel größer sein, als es der Stimmungslage im Volk entspricht. In vielen Wahlkreisen war der Ausgang womöglich sehr knapp, vielleicht hat die Siegerpartei nur wenig mehr als die Hälfte der Bürger hinter sich. Im Parlament hat sie trotzdem eine breite Mehrheit der Sitze und kann ihr Ding durchziehen. Außerdem gehen Stimmen für kleinere Parteien »verloren«: Man wählt tapfer ihre Kandidaten, die es aber eh nicht ins Parlament schaffen.

					Deshalb haben sich viele Staaten für das Verhältniswahlrecht entschieden. Ins Parlament ziehen die Parteien entsprechend ihrer Stimmenanteile in der Gesamtbevölkerung ein. In solchen Parlamenten sitzen dann prompt viel mehr Parteien, auch kleinere, und so sind auch die Stühle angeordnet: als Kreis oder Halbkreis. Meist kann die stärkste Partei nicht alleine regieren, sondern muss eine Koalition bilden. Vorteil: Es gehen keine Stimmen verloren, und viele Wähler fühlen sich besser vertreten. Nachteil: Es ist schwieriger, eine Regierung zu bilden, die sich auf ihre Parlamentsmehrheit verlassen kann. In Deutschland gibt es eine Kombination aus Verhältniswahlrecht und Mehrheitswahlrecht. Dazu kommen wir später noch ausführlicher.

					 

					Selfmade-Demokratie: Volksentscheide. Das Volk muss es nicht seinen Abgeordneten überlassen, ein Gesetz zu verabschieden, sondern kann das auch direkt selbst entscheiden. Meistens geht es bei Volksentscheiden um Ja-Nein-Fragen. »Bist du für ein Rauchverbot in Kneipen?« oder »Bist du dafür, aus der Europäischen Union auszusteigen?« In der Schweiz gibt es traditionell relativ viele Volksentscheide, in Deutschland eher wenige. Sie haben Vor- und Nachteile. Vorteil: Jeder Einzelne wird gefragt und kann direkt mitgestalten. Das Ergebnis kann dann für viele eher akzeptabel sein – die Mehrheit hat halt so entschieden, das ist demokratisch, und darum muss ich das jetzt auch hinnehmen. Nachteil: Manche Themen sind extrem schwierig und haben jede Menge Risiken und Nebenwirkungen. Sich damit intensiv zu beschäftigen, kostet Zeit, erfordert viele Diskussionen und auch eine gute Portion Fachwissen. Das ist eines der Hauptargumente für die repräsentative Demokratie (man wählt Leute, die dann vier Jahre lang für einen entscheiden).

					Bei Volksentscheiden gibt es oft wenig Raum für Kompromisse, sondern nur »ganz oder gar nicht«. Das kann eine Bevölkerung extrem spalten, weil sich bei engen Ergebnissen sehr viele als Verlierer fühlen. Beispiel Brexit: Die Entscheidung der Briten, aus der Europäischen Union auszutreten, war sehr knapp ausgefallen. Die Auswirkungen aber sind gewaltig und betreffen alle. Fast die Hälfte der Bevölkerung ist damit unglücklich, der Konflikt hat ganze Familien entzweit und Freundschaften zerbrechen lassen. Ein weiteres Argument gegen Volksentscheide: Diejenigen, die die konkrete Frage entscheiden, sind nicht diejenigen, die das dann politisch umsetzen und dafür die Verantwortung übernehmen. Ein »Ja« oder »Nein« ist schnell angekreuzt – das Ergebnis dann zu verwirklichen sehr viel komplizierter. Das Volk kann man jedoch später nicht abwählen, wenn es eine falsche Entscheidung getroffen hat.

				
					
						Regiert werden: Muss das überhaupt sein?

					
					Dem Faustrecht keine Chance. Es gibt Leute, die finden, Regierungen sollte man besser ganz abschaffen. Anarchie in Germany! Der Anarchismus ist das Gegenmodell zu einem Staat mit Regierung. Keiner soll herrschen, alle sind total frei und gleich und teilen sich alles. Klingt verlockend, klappt aber meist nicht. Schon gar nicht in großen Gruppen oder ganzen Gesellschaften mit Millionen Menschen. Es hat immer wieder kleine Gemeinschaften gegeben, die das ausprobiert haben. Am Ende merkte man: Ganz ohne Regeln geht es nicht. Und sobald es Regeln gibt, muss man auch Wege finden, sie durchzusetzen, wenn Leute dagegen verstoßen, zum Beispiel die Bude verdrecken oder andere beklauen oder Schlimmeres. Sonst gilt schnell das Recht des Stärkeren: Wer die härtesten Fäuste hat, setzt sich durch. Oder wer am lautesten ist oder wer das meiste Geld hat. Gerecht ist das dann auch nicht.

					 

					Wie wird Machtmissbrauch verhindert? Wenn nun per Mehrheitsentscheid eine Regierung gewählt wurde, sollte verhindert werden, dass diese ihre Macht missbraucht, die Wahlverlierer unterdrückt und schlimmstenfalls sogar die Demokratie wieder abschafft, nach dem Motto: Danke schön für den Wahlsieg, aber jetzt weg mit diesem lästigen Demokratiekram. Das kommt in der Welt leider ziemlich häufig vor. Und ist besonders krass, wenn man bedenkt, dass Regierungen in der Regel nur einen Teil der Bevölkerung hinter sich haben. Adolf Hitler wurde anfangs auch demokratisch gewählt. Bei der letzten freien Reichstagswahl 1932, in deren Folge er erstmals Reichskanzler wurde, bekamen seine Nazis nur rund 33 Prozent der Stimmen. Das kann also schon genügen, um an die Macht zu kommen und danach die Demokratie abzuschaffen – wenn es keine starken Kräfte gibt, die das verhindern.

					Kluge Philosophen haben sich schon vor Jahrhunderten Gedanken über dieses Problem gemacht. Der Engländer John Locke und der Franzose Montesquieu entwickelten im 17. und 18. Jahrhundert die Begriffe Gesellschaftsvertrag und Gewaltenteilung. Die Grundideen dahinter gelten bis heute: Die Gesellschaft einigt sich auf einen für alle geltenden Vertrag, die Verfassung (in Deutschland: Grundgesetz). Die darf auch eine Regierung nicht einfach verändern.

					Die Verfassung legt fest, welche Rechte die Bürger haben, die sie auch gegenüber Staat und Regierungen einklagen dürfen. Und sie bestimmt, wie Regierungen kontrolliert und eingeschränkt werden. Dazu wird die Macht (die »Gewalt«) geteilt. Vereinfacht gesagt: Das Parlament (Legislative) macht die Gesetze, die Regierung (Exekutive) führt sie aus und unabhängige Gerichte (Judikative) wachen darüber, dass die Gesetze eingehalten werden. Die drei Gewalten kontrollieren sich gegenseitig. Als noch absolutistische Könige herrschten, gab es diese Trennung nicht: Der oberste Herrscher war zugleich oberster Richter, und praktischerweise machte er die Gesetze auch gleich alle selbst. Niemand schränkte seine Macht ein, sie war »absolut«.

					Zur Exekutive gehören neben Kanzlerinnen oder Präsidenten und ihren Ministern der ganze »Regierungsapparat« mit Ministerien und Behörden und auch Polizei und Armee. Die Judikative achtet auf die Einhaltung der Gesetze, nicht nur bei den Bürgern, sondern auch bei dem, was Regierung und Behörden tun. Und in modernen Demokratien stimmt die Legislative, also die Parlamente, nicht nur über Gesetze ab, die Abgeordneten sollen der Regierung auch auf die Finger schauen. Sie dürfen sie öffentlich befragen, und sie können Untersuchungsausschüsse einrichten, um zu überprüfen, ob Regierungsmitglieder Fehler gemacht oder gar etwas Verbotenes getan haben. Sie können sogar versuchen, eine Regierung abzusetzen – dazu später mehr.

					Es gibt noch eine weitere Idee zur Begrenzung von Macht: den Föderalismus. Man teilt den Gesamtstaat in Bundesstaaten oder Bundesländer auf, mit regionalen Parlamenten und Regierungen, die eigene Befugnisse haben. Die oberste Ebene eines solchen Föderalstaats, die Bundesregierung, kann nicht einfach in allen Belangen noch des letzten Provinzkaffs durchgreifen, sondern muss sich mit den regionalen Regierungen abstimmen. So ist das ja in Deutschland oder auch in den USA. Frankreich und Großbritannien hingegen sind Beispiele für »zentralistische Staaten«. In Paris und London ballt sich viel mehr Macht als in Berlin. Allerdings gibt es auch in Frankreich Regionalregierungen und in Großbritannien einige Landesparlamente in Regionen, die den Status weitgehender Autonomie genießen, wie etwa Schottland.

					Insider: Checks and Balances

					
						Das ist die amerikanische Version der Gewaltenteilung. Die drei Staatsgewalten (Parlament, Regierung und Richter) sollen gleichgewichtig nebeneinanderstehen und sich gegenseitig ausbalancieren. In diesem System wird geprüft (»gecheckt«), ob die Regierung mit ihrer Macht verfassungsgemäß umgeht. In der Praxis ist das ziemlich kompliziert. Präsident und Parlament können sich sogar so ineinander verhaken, dass die Staatskassen vorübergehend geschlossen werden und Beamte plötzlich kein Geld mehr bekommen (»Shutdown«). Zur Gewaltenteilung in den USA gehört auch die Möglichkeit, einen Präsidenten aus dem Amt zu jagen (»Impeachment«), was ein paarmal versucht wurde, jedes Mal ohne Erfolg.

					

					Präsidentielle oder parlamentarische Demokratie. Im Prinzip gibt es zwei Formen der demokratischen Abstimmung: Man sagt direkt, was oder wen man will. Oder man bestimmt andere, die entscheiden. Das ist dann eine indirekte oder repräsentative Demokratie. Bei uns in Deutschland läuft das so: Wir wählen Abgeordnete, und die wählen dann eine Kanzlerin oder einen Kanzler. In vielen Ländern sagt man nicht Kanzler(in), sondern Premierminister(in), diese sind aber das Gleiche: Regierungschefs, die vom Parlament gewählt werden.

					In einer Präsidialdemokratie hingegen, zum Beispiel in den USA, stehen die Kandidaten direkt zur Wahl. Man spricht dort auch nicht von Parlaments- oder Bundestagswahlen, sondern von Präsidentschaftswahlen. Zwar gibt es in den USA sogenannte Wahlmänner und -frauen, die am Ende den Präsidenten wählen, das ist aber ein rein formeller Akt aus alter Tradition. Als noch der Wilde Westen herrschte und es nur Pferde und keine Autos oder Züge gab, war es praktisch, Wahlmänner zu bestimmen, die dann den langen Weg in die Hauptstadt Washington auf sich nahmen. Diese Wahlleute gibt es immer noch, sie sind aber keine Parlamentarier, sondern quasi nur Beauftragte. Insofern ist die Präsidentschaftswahl trotzdem eine Direktwahl.

					Wer direkt vom Volk gewählt wird, hat mehr Macht. Denn er oder sie kann sich direkt auf das Wahlvolk berufen und während der Amtszeit kaum wieder abgesetzt werden. Er oder sie ist zugleich das Staatsoberhaupt, also höchster Vertreter des Staates. Auch das sind deutsche Kanzler oder britische Premierminister nicht. In Deutschland gibt es dafür einen Bundespräsidenten oder eine Bundespräsidentin und in Monarchien die Königin oder den König. Ein Präsident regiert weitaus unabhängiger vom Parlament. Um diese Macht dennoch zu beschränken, wird die Amtszeit in den USA auf zweimal vier Jahre begrenzt, bei französischen Präsidenten sind es zweimal fünf Jahre. Deutsche Bundeskanzler können hingegen, wie Frau Merkel, 16 Jahre und sogar länger regieren, wenn sie oder er immer wieder aufs Neue gewählt wird. Kanzler sind sich aber ihrer Macht weniger sicher, weil das Parlament sie jederzeit abwählen kann, wenn sie unter den Abgeordneten die Mehrheit verlieren. Zum Beispiel, weil ein Koalitionspartner abspringt. Dazu kommen wir später noch in diesem Buch.

					 

					Ohne Opposition keine Demokratie. In einer repräsentativen, parlamentarischen Demokratie wie Deutschland ist die Regierung Teil des Parlaments. Für die Gewaltenteilung hat das Folgen: Die Regierung hat die Mehrheit der Abgeordneten hinter sich und kann deshalb selbst Gesetze machen. Sie schlägt etwas vor, und das Parlament stimmt zu oder lehnt ab. Exekutive und Legislative gehen also eine Partnerschaft ein. Damit es trotzdem Gewaltenkontrolle gibt, sind nicht nur unabhängige Gerichte besonders wichtig, sondern auch eine starke Opposition, die der Regierung und den Abgeordneten der Regierungsparteien auf die Finger schaut. Sie sollte außerdem jederzeit in der Lage sein, selbst die Regierung zu übernehmen, also ständig als seriöse, professionelle Regierungsalternative zur Verfügung stehen und vom Volk auch so wahrgenommen werden. Hat man im Parlament nur einen Haufen untereinander zerstrittener Kleingrüppchen, ist das schwierig. Dann hat die Regierung leichtes Spiel, und die Gewaltenkontrolle funktioniert nicht.

					In Großbritannien gibt es im Wesentlichen nur zwei Parteien. Abwechselnd regiert die eine, während die andere in der Opposition ist. Die jeweilige Oppositionspartei stellt dann immer ein Schattenkabinett auf. Sie benennt offiziell die Personen, die bei einem Regierungswechsel Verteidigungsminister, Finanzministerin usw. werden könnten. Damit zeigt sie: Wir sind allzeit bereit, haben von allem Ahnung und könnten sofort aus dem Schatten heraustreten und die Macht übernehmen.

				
					
						Darf’s ein bisschen mehr sein? Das Menü der Staatsformen

					
					Das Ich und das Wir. Ein Staat braucht eine Bevölkerung, ein Staatsgebiet und eine Regierung, die Volk und Land nach außen vertritt und eventuell auch verteidigt, falls sich andere den Staat einverleiben wollen. Schon allein dafür muss sich ein Staat finanzieren können, er braucht einen »Staatshaushalt«. Aber wie viel Staat soll’s denn sein? In was soll er sich einmischen und wo soll er die Bürger in Ruhe lassen?

					Letztlich sind »der Staat« wir alle. Der Staat ist sozusagen das Wir. Der einzelne Bürger, die einzelne Bürgerin, ist das Ich. In welchem Verhältnis das Ich zum Wir steht, hängt stark davon ab, welches Welt- und Menschenbild einer Staatsform zugrunde liegt. Ob man eher das Ich (Individuum) oder das Wir (Kollektiv) betont. Wer eher individualistisch denkt, traut dem Ich zu, sein Glück selbst zu gestalten und für sich Verantwortung zu übernehmen. Die Idee dahinter: »Wenn es jedem Einzelnen gut geht, geht es auch der Gruppe gut.« Vorteil: viel Freiheit für jeden. Nachteil: Wer schwach ist, hat Pech gehabt und darf wenig Hilfe erwarten. Wer hingegen eher im Kollektiv denkt – »wenn es der Gruppe gut geht, geht es auch dem Einzelnen gut« –, wird dem Staat sehr viel mehr Raum geben. Vorteil: Der Staat sorgt für einen. Nachteil: wenig Freiheit für eigene Lebensentscheidungen. Moderne, freiheitliche Demokratien sind Mischformen: Sie wollen viel Freiheit ermöglichen, vereinbaren aber auch Regeln und Hilfen zur »sozialen Absicherung«.

					 

					Ein einfaches Freiheitsprinzip? Kann Freiheit grenzenlos sein? Und wenn nicht, wo endet die Freiheit eines einzelnen Menschen? Vor über 160 Jahren machte sich darüber der englische Philosoph John Stuart Mill viele Gedanken und formulierte »a simple principle«, einen einfachen Grundsatz. Die Gesellschaft soll die Freiheit des Einzelnen nur dann einschränken, wenn man mit seinen Verhaltensweisen andere schädigt. Wie immer, wenn etwas auf den ersten Blick ganz einfach und einleuchtend erscheint, wird’s auf den zweiten Blick schwierig. Wenn sich jemand betrinken will, na gut. Wenn man dann aber besoffen Auto fährt, hört der Spaß auf, da darf der Staat eingreifen – Sicherheit geht über Freiheit. Man könnte aber auch der Ansicht sein, dass Alkohol generell ungesund und selbstzerstörerisch ist und verboten werden sollte. Bei anderen, harten Drogen wird das ja zum Beispiel so gehandhabt.

					Anderes Beispiel: Ist die Gurtpflicht im Auto laut John Stuart Mill als Freiheitseinschränkung angemessen oder nicht? Man gefährdet doch nur sich selbst? Aber die Zahl der Verkehrstoten und Schwerverletzten ist seit ihrer Einführung gesunken – was auch die Kosten der Krankenkassen senkt. Aber gibt es nicht auch ein Recht auf Selbstgefährdung? Wie viel Sicherheit muss sein, wie viel Freiheit darf sein? Muss der Staat Menschen auch vor sich selbst schützen, so wie Eltern manches durchsetzen, was ihre Kinder nicht einsehen, aber objektiv gut für sie ist (zur Schule gehen, ausreichend Schlaf, nicht nur Schokolade essen)? Darüber darf jetzt jeder selber nachdenken. Freiheit ist Diskussion!

					 

					Die wichtigsten »Ismen«. Für fast jede Weltanschauung, Idee und Ideologie gibt es einen »-ismus«. Die Frage, wie viel Ich oder Wir es in einem Staat geben soll, hängt eng damit zusammen, wie man miteinander wirtschaften will. Der Liberalismus, der stark aufs Ich setzt, ist verbunden mit dem Kapitalismus bzw. der Marktwirtschaft. Dort herrscht viel Freiheit für den Einzelnen, es gibt das Recht auf Privateigentum, man darf seinen Arbeitsplatz frei wählen (muss aber auch einen finden …), Unternehmen gründen und mit jedem Handel treiben. Im Kommunismus hingegen bestimmt der Staat, was gekauft wird oder wer welche Arbeit macht (Planwirtschaft). Im Kapitalismus darf man reich werden, im Kommunismus darf keiner reich sein. Nachteil Kapitalismus: Menschen können ausgebeutet werden, die Unterschiede zwischen Arm und Reich können extrem sein, es gibt große Ungerechtigkeiten. Im Kommunismus gibt es kein Privateigentum. Maschinen, Fabriken, Ackerflächen gehören dem Staat oder dem Kollektiv. Alle erhalten den gleichen Lohn, egal wie viel oder gut sie arbeiten. Auch Wohnungen werden zugeteilt. Nachteil: keine Freiheit für den Einzelnen, wenig Chance, sich als Individuum zu entfalten oder mit mehr Leistung auch mehr Wohlstand zu erlangen.

					Aus dem Versuch, kommunistische Theorien umzusetzen, sind bislang immer Unterdrückerstaaten entstanden, und wirtschaftlich lief es leider auch nicht gut. Außerdem besteht die Gefahr, dass einige »gleicher sind« als andere: Leute, die der Regierung nahestehen, gute Kontakte haben, können sich dann zum Beispiel doch größere Wohnungen besorgen oder hübschere Waren aus dem kapitalistischen Ausland. Die Theorien für den Kommunismus lieferte vor allem der Philosoph Karl Marx, darum spricht man auch von Marxismus. Marx hat zwischen zwei Gesellschaftsklassen unterschieden, dem Proletariat (besitzlose Arbeiterklasse) und der Bourgeoisie (Bürger, die Besitz haben).

					[image: ]
					Der Sozialismus ist in der ursprünglichen Theorie eine Art Zwischenstufe zum Kommunismus. Die »klassenlose Gesellschaft« ist noch nicht verwirklicht, man befindet sich noch auf dem Weg dorthin. Der Sozialismus will Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität. Dazu darf auch zu drastischen Mitteln gegriffen werden, zum Beispiel Menschen zu enteignen, ihnen also ihren Privatbesitz wegzunehmen. Notfalls darf Gewalt angewendet werden, um die kommunistischen Ideale zu verwirklichen. In Deutschland ist der Begriff »Sozialismus« belastet, weil viele ihn mit der Diktatur der sozialistischen DDR verbinden. In anderen Ländern wird das entspannter gesehen, da heißen Parteien noch traditionell »sozialistisch«, obwohl sie eher sozialdemokratisch sind. Die (deutschen) Sozialdemokraten unterscheiden sich von den Kommunisten und Sozialisten dadurch, dass sie keine gewaltsame Revolution wollen, sondern Reformen, um einen »demokratischen Sozialismus« zu erreichen.

					 

					Anti-Demokraten. Freiheitlichen Demokratien stehen die Staatsformen Diktatur und Autokratie gegenüber. In der Diktatur bestimmt nur eine Person (Diktator) oder eine einzige Partei (Einparteienherrschaft). Der Diktator behauptet, dass er den wahren Volkswillen verkörpert. Wer sich gegen ihn auflehnt, ist daher eine Gefahr für alle, ein »Volksfeind«. Die Gefängnisse sind voll mit (als »Terroristen« diffamierten) politischen Häftlingen, die dort nur sitzen, weil sie es gewagt haben, die Regierung zu kritisieren. So läuft das zum Beispiel in China. Nennt sich zwar »Volksrepublik«, das Volk hat aber wenig zu sagen und wird in seinen individuellen Freiheiten stark gegängelt. In China schreibt der Staat sogar vor, an welchen Wochentagen und wie lange Minderjährige Videospiele spielen dürfen. Autokratien stehen zwischen Demokratie und Diktatur. In der Autokratie gibt es nach wie vor allgemeingültige Gesetze und demokratische Wahlen, während in der Diktatur der Diktator selbst das Gesetz ist. Autokraten werden gewählt, Diktatoren hingegen kommen oft durch einen Staatsstreich oder Militärputsch an die Macht.

					Diktaturen sind sehr gewalttätige Staatsformen, die nicht davor zurückschrecken, Bürger des eigenen Landes in großer Zahl in Lager zu stecken und auch umzubringen. Vor solchen Massenmorden schrecken Autokraten zurück. Sie gehen zwar auch hart gegen Kritiker vor und lassen manche vielleicht sogar heimlich ermorden, aber das Töten von Gegnern oder, wie in der DDR, von »Republikflüchtlingen« gehört nicht zur offiziellen Staatspolitik, und sie betreiben auch keine systematischen Völkermorde, wie das zum Beispiel Hitler tat. Autokraten wollen von einer Mehrheit des Volkes durchaus gemocht und nicht gehasst werden. Faustregel: Ein Autokrat kann zumindest theoretisch abgewählt werden, ein Diktator nicht. Manche Diktaturen lassen zwar Wahlen stattfinden. Echte Auswahl hat man da aber nicht – und gerne wird auch einfach Wahlbetrug gemacht, damit das Ergebnis stimmt. Üblicherweise bekommen die Diktatoren oder ihre herrschenden Parteien Traumergebnisse von mindestens 90 Prozent der Stimmen. Übrigens: In der Regel nennen sich solche Staaten selbst nicht Diktaturen. Sie finden hübschere Begriffe dafür, zum Beispiel »Demokratische Volksrepublik Nordkorea«. Wo das »Volk« so besonders betont wird, ist meist eh Misstrauen angesagt …

					Ein anderer Begriff für Autokratie ist der »autoritär regierte Staat«. Autoritäre Regierungen bzw. Autokratien präsentieren sich zwar wie eine Demokratie, es gibt zum Beispiel freie Wahlen, und auch Oppositionsparteien sind erlaubt, aber die Staatsführung sorgt dafür, dass keiner übermütig wird und ihre Macht zu sehr infrage stellt. Die Gewaltenteilung wird untergraben, etwa indem die Regierung die Unabhängigkeit der Gerichte attackiert und Richter einsetzt, die ihr genehm sind. Auch die Pressefreiheit wird beschnitten, kritische Journalisten werden eingeschüchtert. Weil »autoritär« nicht so schön klingt, prägte der ungarische Regierungschef Viktor Orbán ein anderes Wort dafür: illiberale Demokratie. Autokratien werden oft als »Scheindemokratien« bezeichnet. Sie tun nach außen so, als seien sie demokratisch, sind es aber nur noch teilweise.

					 

					Noch ein Ismus: Faschismus. Faschistisch zu sein heißt, eine Nulltoleranz-Überzeugung zu haben: Man steht so zu seiner Idee und dessen Zielen, dass einem jedes Mittel zur Durchsetzung recht ist. Auch Mord und Totschlag. Abweichende Meinungen sind für Faschisten nicht möglich. Minderheiten müssen unterdrückt oder besser noch ganz beseitigt werden. Dazu wird ein Feindbild geschaffen: eine gesellschaftliche Gruppe, die angeblich die Mehrheit bedroht und allen schadet.

					Der Begriff Faschismus stammt ursprünglich aus dem Italienischen, »Fascio« heißt übersetzt »der Bund« und bezeichnete die verbündeten Anhänger des späteren Diktators Benito Mussolini. Der wiederum verbündete sich mit Adolf Hitler, das passte gut zusammen. Mit dem Faschismus geht meist auch ein Führerkult einher, das heißt, dass eine Person regelrecht angebetet wird. Der deutsche Nationalsozialismus war das Paradebeispiel für eine faschistische Bewegung. Er verband rassistischen Nationalismus mit Judenhass. Am Ende waren ein Weltkrieg angezettelt und sechs Millionen Juden ermordet. Bilanz des Krieges: Bis zu 80 Millionen Todesopfer, und große Teile Europas lagen in Schutt und Asche.

					Da der Faschismus in Europa eng mit den Nationalsozialisten verbunden wird, sind mit dem Begriff »Faschisten« oft Rechtsextreme gemeint. Die heutige Antifa etwa sieht sich explizit als eine Gruppe, die gegen rechts kämpft. Es gab aber auch linksextreme Regierungen, die faschistische Methoden anwendeten, zum Beispiel der chinesische Diktator Mao Tse-tung. Er war Kommunist und gründete 1949 die Volksrepublik China. Während seiner jahrzehntelangen Herrschaft wurden Millionen Menschen eingesperrt, »umerzogen« und getötet. Für viele Politikwissenschaftler ist »Faschismus« insofern ein Begriff, der beschreibt, wie unterdrückt wird, und weniger, welche Gesinnung jeweils dahintersteht. Andere lehnen das ab, weil man damit den barbarischen Rassenhass und die industrielle Vernichtung der Juden in Hitler-Deutschland auf eine Stufe mit anderen Diktaturen stelle.

					Insider: Totalitarismus

					
						Wenn Extremisten an die Macht kommen, wird der Staat zwangsläufig totalitär. Totalitarismus ist ein Oberbegriff für alles, was keine Kritik, keine Abweichler und keine individuellen Freiheiten zulässt. Faschistische Staaten sind immer totalitär. Totalitarismus greift tief ins Privatleben der Bürgerinnen und Bürger ein. Denn es geht um totale Herrschaft. Am besten bis in die Gedanken jedes Einzelnen hinein. Totalitarismus ist daher meist mit bestimmten Ideologien verbunden.

					

					Old School: Die Monarchie. Die Monarchie als Staatsform kann beides sein, Diktatur oder Demokratie. In früheren Jahrhunderten waren Könige und Kaiser in der Regel Diktatoren mit absoluter Macht. Nachdem die ersten Könige und Königinnen vom Volk geköpft wurden, änderte sich das. Landesherren erließen Verfassungen und herrschten weiter im Rahmen einer konstitutionellen Monarchie. Manche Länder wie Deutschland schafften die Monarchie später ganz ab, als sie zu Demokratien wurden.

					Andere Staaten bewahrten sich ihre Königshäuser, beschnitten aber die Rechte der Könige. Die meisten Königreiche sind heute nur noch parlamentarische Monarchien, in denen die gekrönten Häupter nicht mehr viel zu sagen haben. Sie sind eher wie Notare, die Urkunden unterschreiben. Das kann auch die Ernennung neu gewählter Regierungschefs sein, was aber nicht heißt, dass sie das ablehnen dürften, weil ihnen eine Nase nicht passt. Die Könige haben vor allem die Aufgabe, den Staat und seine Geschichte zu repräsentieren, sie empfangen ausländische Gäste, eröffnen Museen, engagieren sich für gute Zwecke usw.

				
					
						Parteien: Braucht man die oder können die weg?

					
					Alle Parteien entstehen aus Wut. Fun Fact: Die Parteien, die heute im Deutschen Bundestag sitzen, wurden ursprünglich allesamt aus Wut geboren. Bei manchen ist das zwar schon sehr lange her, aber letztlich gehen sie alle auf politische Bewegungen zurück, die gegen etwas waren und genügend gleichgesinnte »Wutbürger« fanden, die diesen Frust teilten:

					 

					Liberalismus. Im Europa des 18. Jahrhunderts entstand diese Bewegung als Opposition des Bürgertums gegen die Bevormundung durch Königtum und Adel. Man sah nicht mehr ein, dass Menschen nur dank ihrer Geburt besondere Rechte genossen. Wohlhabende Bürger, zum Beispiel Kaufleute, ärgerten sich vor allem darüber, dass ihnen jede Menge Steuern abgeknöpft wurden, sie aber nicht mitreden durften, wofür das Geld ausgegeben wurde, etwa für schräge Partys oder überflüssige Kriege. Und die, die das Geld zum Palastfenster hinauswarfen, erwirtschafteten es noch nicht mal. Auf den Liberalismus bezieht sich eine Partei wie die FDP, die Freie Demokratische Partei – und Klagen über zu hohe Steuern gehören heute noch zu ihrem Programm.

					[image: ]
					Konservativismus. Auch die Konservativen waren ursprünglich Protestler. Im 19. Jahrhundert fühlten sich deutsche Katholiken von den protestantischen Preußenkönigen unterdrückt. Theoretisch hätten sie sich mit den Liberalen verbünden können, doch die passten ihnen auch nicht: Die Liberalen hatten es nicht so mit Kirche, sie mochten Kapitalismus, Fortschritt und neue Technologien. Die Konservativen sind da bis heute skeptischer und wollen Traditionen und Bewährtes erhalten. Radikale Lösungen sind ihnen nicht geheuer, sie mögen Veränderungen nur schrittweise. Auf diese Bewegung gehen CDU und CSU zurück, die Christlich-Demokratische Union Deutschlands und ihre bayerische Schwesterpartei Christlich-Soziale Union. Wobei die christlichen Wurzeln für sie historisch wichtiger waren als der Konservativismus. In beiden Parteien gibt es auch soziale und liberale Strömungen. CDU und CSU bilden eine Parteiengemeinschaft, die Union. Bei der Gründung der CSU kam dann noch eine besondere Skepsis gegenüber »denen in Berlin« (damals noch Bonn) hinzu. Über »die Preußen« macht man sich in Bayern heute noch lustig.

					Nationalismus. Als im 19. Jahrhundert die Nationalstaaten entstanden, wuchs auch der Nationalismus. Grundidee: Völker und Staaten stehen in Konkurrenz zueinander und sollten sich voneinander abgrenzen. Damit einher geht die Forderung, dass ein (Staats-)Volk möglichst »rein« sei: »Deutschland den Deutschen«. Auch hier ist jede Menge Wut im Spiel. Der deutsche Nationalismus bekam Schwung durch die Kriege gegen Frankreichs Herrscher Napoleon, auch wenn es bis zur Gründung des Deutschen Reichs noch ein langer Weg war. Zu den heutigen Parteien, die auf nationalistische Strömungen zurückgehen, gehört die AfD, die Alternative für Deutschland. Gegründet wurde sie 2013 zunächst aus Wut über den Euro, den sie abgeschafft sehen wollte. Das eher trockene Finanzthema genügte aber nicht, um auf Dauer Erfolg zu haben. Inzwischen protestiert sie vor allem gegen die Aufnahme von Flüchtlingen und Einwanderung und ist eine in Teilen rechtsextreme Partei.

					Die Arbeiterbewegung. Auch sie entstand im 19. Jahrhundert während der Industrialisierung und richtete sich gegen die Ausbeutung der Arbeiter. Karl Marx schrieb damals sein kritisches Buch Das Kapital und hoffte auf eine »Revolution der Arbeiterklasse«. Aus dieser Bewegung entwickelten sich verschiedene Gruppen und Parteien, die sich damals schon Konkurrenz gemacht und über den richtigen Weg gestritten haben, so wie heute die SPD, die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, und die deutlich radikalere sozialistische Partei Die Linke. Aus der frühen Zeit der Arbeiterbewegung kommt der Begriff Genosse/Genossin und dass Parteimitglieder sich duzen, selbst wenn man sich gar nicht persönlich kennt. Die Linke entstand nach der deutschen Wiedervereinigung 1990 in Ostdeutschland auch aus Frust darüber, dass die DDR untergegangen war. Damals hieß sie noch nicht Die Linke, sondern PDS (Partei des Demokratischen Sozialismus), die aus der DDR-Staatspartei SED hervorgegangen war. Die westdeutschen Linken wiederum waren wütend auf die SPD, die sie nicht mehr links genug fanden. Wie gesagt: Aus Wut wird Partei.

					Die Grünen. In den 1980er-Jahren gründeten sich Die Grünen in Westdeutschland aus der Anti-Atomkraft-Bewegung. Sie wollten aber nicht nur die Atomkraft abschaffen und die Umwelt schützen, sondern auch ganz anders sein als die alten Parteien. Sie nannten sich anfangs sogar ausdrücklich eine »Anti-Parteien-Partei«. Sie wollten zum Beispiel keine Parteichefs ernennen, und niemand sollte längere Zeit ein Amt oder einen Parlamentssitz haben. Das erwies sich jedoch als unpraktikabel und wurde längst geändert. Die Partei, heute offiziell Bündnis 90/Die Grünen, kam anfangs sehr revolutionär daher und sieht sich bis heute als eher links. Aber sie war auch immer schon konservativ: wenn es nämlich darum geht, die Natur zu bewahren. Und das Interesse an Umweltschutz gedeiht eher dort, wo es den Leuten wirtschaftlich zumindest so gut geht, dass sie überhaupt den Nerv haben, sich mit solchen Themen zu beschäftigen – wer seine Miete nicht bezahlen kann, dem ist der Baum unterm Wohnzimmerfenster eventuell weniger wichtig.

					Insider: Fundamentalopposition

					
						Wer nur gegen alles ist, macht Fundamentalopposition (»Ich bin dafür, dass wir dagegen sind«). Wer mitregieren will, muss dagegen einen Plan bzw. ein Programm haben und braucht auf Dauer auch mehr als ein einziges Thema. Die Grünen zum Beispiel merkten nach ihrem Einzug in die Parlamente schnell, dass sie nicht nur Leute benötigten, die sich mit Atomkraft und Umweltschutz auskennen, sondern auch Fachleute für Finanzen oder Gesundheitspolitik. Sonst kann man nicht mitreden und wird von den Medien zu diesen Themen auch nicht befragt – das Schlimmste in der Politik. Eine Partei kann sich aber natürlich dafür entscheiden, dauerhaft Fundamentalopposition zu betreiben und einfach immer nur dagegen zu sein. Das bewahrt einen auch davor, jemals beweisen zu müssen, dass man es selbst besser könnte als die »Etablierten«.

					

					Links, rechts oder ab durch die Mitte? Die Begriffe »links« und »rechts« gehen zurück auf die Sitzordnung im französischen Parlament Anfang des 19. Jahrhunderts. Rechts saßen Parteien, die eher auf Bewahrung der bestehenden Verhältnisse aus waren (die Konservativen). Links saßen die Parteien, die Veränderungen wollten. So richtig hilfreich sind diese Begriffe heute aber eigentlich nicht mehr, weil man je nach politischem Standort »links« und »rechts« ganz anders definiert. Im Bundestag hat sich das aber noch erhalten: Die Partei Die Linke sitzt links außen und die AfD rechts außen. Und wo ist die Mitte? Die definieren Politiker und Wähler auch je nach ihrem eigenen Standort. Als Faustregel könnte man sagen: In der Mitte stehen Parteien, die keine radikalen Ideologien vertreten und kompromissfähig genug sind, um mit verschiedenen anderen Parteien Regierungsbündnisse eingehen zu können.

					Insider: Flügelkämpfe

					
						Innerhalb einer Partei gibt es immer wieder Gruppierungen, die in Konkurrenz zueinander stehen und sich manchmal auch erbittert bekämpfen. Oft ist dabei vom eher »linken« oder »rechten« Parteiflügel die Rede. Bei den Grünen standen früher »Fundis« (die waren sehr links) gegen »Realos« (die waren weniger radikal und wollten regieren). Bei der AfD heißt sogar eine ganze Strömung »Der Flügel«, das sind die besonders Rechtsradikalen bzw. Rechtsextremen in der Partei. Verschiedene Flügel unter einen Hut zu bekommen, ist für Partei- und Fraktionschefs eine taktisch wichtige und schwierige Aufgabe.

					

					Und was nutzen uns Parteien? Parteien werden oft kritisiert, etwa weil sie sich in so viele Lebensbereiche einmischen und Posten abgreifen. Selbst bei der Entscheidung, wer Schuldirektor werden darf, wollen sie mitbestimmen. Nützlich sind sie trotzdem. Ansonsten müsste man bei jeder einzelnen Person, die sich zur Wahl stellt, erst mal mühsam herausfinden, wer das ist und was sie will. Parteien stehen für Inhalte, und wer von einer Partei als Kandidat oder Kandidatin aufgestellt wird, trägt diese im Prinzip mit. Parteien treffen so auch eine Vorauswahl – wer sich in einer Partei durchsetzt, hat ja zumindest ein paar Leute bereits von sich überzeugt. Und wenn man eine Regierung bilden will, braucht man Leute, die sich kennen, gemeinsame Ziele haben und sich grundsätzlich als »Parteifreunde« verstehen. Wenn im Parlament nur lauter lose Kleingruppen oder Einzelpersonen säßen, bekäme man das nie hin.

					Damit der Laden zusammengehalten wird, gibt es in Parteien Hierarchien. Parteichefs und -chefinnen müssen zusehen, dass sie unterschiedliche Interessen unter einen Hut bringen. In manchen Parteien nennen sie sich »Sprecher/Sprecherin«, das klingt weniger streng, ist aber das Gleiche. Wichtig sind auch die Generalsekretäre (in manchen Parteien heißen sie »politische Geschäftsführer«). Die sind weder Sekretäre noch Militärs, aber zuständig für die »Abteilung Attacke«: Sie entwickeln Strategien, um den politischen Gegner anzugreifen und ihrer Partei Gehör zu verschaffen, insbesondere vor Wahlen.

					 

					Parteijugend. Die Parteien, die zumindest so groß sind, dass sie im Bundestag oder in Landtagen sitzen, haben Jugendorganisationen, in die man bereits ab 14 Jahren eintreten kann, bei der Grünen Jugend geht es sogar noch früher. Die Jugendorganisation der CDU/CSU heißt Junge Union. Bei der SPD nennt sie sich  Jusos (Abkürzung für Arbeitsgemeinschaft der Jungsozialistinnen und Jungsozialisten in der SPD), bei der Partei Die Linke heißt sie Linksjugend. Bei der FDP kürzen sich die Jungen Liberalen als Julis ab, und bei der AfD heißen sie Junge Alternative. Meistens ist die Parteijugend schärfer und radikaler als die »Erwachsenen«. Die Jusos sind besonders links, die Junge Union besonders konservativ, die Grüne Jugend weniger kompromissbereit beim Thema Klimaschutz. Wer in der Politik aktiv mitmischen will, findet bei den Jugendorganisationen die Gelegenheit, Erfahrungen zu sammeln und auf sich aufmerksam zu machen. Ihre Chefinnen und Chefs haben auch in der Gesamtpartei Einfluss.

					 

					Und wo geht’s hier nach Jamaika? Allen Parteien sind Farben zugeordnet, was an Wahlabenden sehr praktisch ist: Da sieht man gleich an den Balkendiagrammen, wer die Nase vorn hat. Manche Farbe geht auf die Geschichte der Partei zurück. Das Rot der SPD und das Lila-Rot der Linken stammt von den roten Fahnen der Arbeiterbewegung. Das Schwarz bei den Christdemokraten geht wohl auf die schwarze Kleidung der Pfarrer zurück. So entstanden auch Begriffe wie »die Roten« oder »die Schwarzen«. Bei den Grünen ist die Farbe (grün wie die Natur) sogar Parteiname. Die FDP wird mit Gelb verbunden. Die AfD hat sich für Dunkelblau entschieden. Die historische Nazi-Farbe Braun (braun wie die deutsche Erde) will anscheinend keiner …

					Aus diesem großen Farbkasten entstehen bei Koalitionen diverse Kombinationen: Rot, Gelb, Grün wie bei einer Verkehrsampel (Ampelkoalition). Oder Schwarz, Gelb, Grün, das sind die Farben der Nationalfahne von Jamaika (deshalb Jamaikakoalition). Und nach Kenia (Nationalflagge: Schwarz, Rot, Grün) reist man mit einer Koalition aus CDU (bzw. Union), SPD und Grünen. Damit es hier nicht zu einfach wird: Auch eine Reise nach Simbabwe ist denkbar – Schwarz, Rot, Grün, Gelb (also CDU, SPD, Grüne, FDP). Und für die Deutschlandkoalition bleiben wir einfach zu Hause und denken uns Gelb als Gold: CDU, SPD, FDP. Weitere Farbklassiker sind Rot-Grün oder Rot-Rot-Grün. Die Reihenfolge, in der die Farben in einer Koalition genannt werden, richtet sich immer danach, welche Partei die meisten Wählerstimmen bekam. Bei Schwarz-Grün führt die CDU die Regierung und besetzt das oberste Regierungsamt. Bei Grün-Schwarz sind es hingegen die Grünen usw. Man kann da jedenfalls schnell den Überblick verlieren. Wer weiß schon auf Anhieb, wie die Nationalflagge von Kenia aussieht?

					 

					Volkspartei und Splitterpartei. Mit Volkspartei meinte man lange Zeit nur CDU/CSU und die SPD als die beiden großen Parteien, die sich im Kanzleramt abwechselten. Um so viele Wähler »im ganzen Volk« zu finden, muss man für viele Bevölkerungsgruppen und soziale Schichten wählbar sein und nicht nur für Leute, die ein bestimmtes Interesse haben (z.B. Umweltschutz) oder einen bestimmten Beruf (z.B. Arbeiter). In kleineren Parteien sind sich die Wähler meist ähnlicher und einiger untereinander. Als Faustregel gilt, dass eine Volkspartei mindestens 25 Prozent der Wählerstimmen erlangen sollte. Splitterparteien sind das extreme Gegenteil einer Volkspartei: Sie sind sehr klein, haben meist nur ein Anliegen (z.B. Tierschutz). Splitterparteien schaffen es in der Regel nicht in ein Parlament. An Wahlabenden werden ihre Ergebnisse unter »Sonstige« zusammengefasst. Politische Wirkung können sie trotzdem haben: Die größeren Parteien erkennen, dass es da ein wichtiges Thema gibt, wenn es immerhin so viele Leute beschäftigt, dass dafür sogar eine Partei gegründet wurde.

					 

					Kann jeder eine Partei gründen? Im Prinzip kann jeder Bürger eine Partei gründen. Aber eine Partei zaubert man nicht mal eben aus dem Hut. Man braucht einen gewählten Vorstand (mindestens drei Menschen), ein Programm (muss nicht alle Lebensbereiche betreffen, aber ein paar konkrete Ziele sollten es schon sein) und Mitglieder. Wie viele das mindestens sind, ist nicht präzise festgelegt. Nur eine Handvoll Leute, die alle aus einem Dorf stammen, reicht jedenfalls nicht. Um an Wahlen teilnehmen zu dürfen, muss die Mehrheit der Mitglieder die deutsche Staatsbürgerschaft haben. Und als Newcomer braucht man erst mal mehrere Tausend Unterschriften von Unterstützern. Ob man zu einer Landtags- oder gar Bundestagswahl zugelassen wird, entscheiden die Landeswahlausschüsse bzw. der Bundeswahlausschuss. Darin sitzen übrigens Vertreter von Parteien, die bereits im Parlament vertreten sind. Die prüfen dann unter anderem, wie »ernsthaft« eine Parteigründung gemeint ist, und stimmen darüber ab.

					Wenn die Parteigründung geglückt ist und eine neue Partei es sogar schafft, in einzelne Parlamente gewählt zu werden (es muss ja nicht gleich der Bundestag sein), ist das schon mal ein großer Erfolg. Aber das dann durchzuhalten und auszubauen, ist sehr schwer. Es gibt viele Beispiele für One-Hit-Wonder-Parteien, die eine Zeit lang erfolgreich waren, dann aber ihre Wähler wieder verloren.

					 

					Parteitage tagen nicht nur tagsüber. Auf Parteitagen kann bis spät in die Nacht noch ganz schön viel los sein. An der Bar mit zwei, drei Bier wurde schon so mancher Posten verteilt, Streit geschlichtet oder eine Intrige gesponnen. Der Parteitag hat nichts mit Tageszeiten zu tun, sondern ist eine Tagung, auf der Parteimitglieder über Programm und Personal abstimmen. Besonders wichtig ist natürlich die Wahl eines Parteichefs oder einer Parteichefin. In der Regel kann nicht jedes Parteimitglied spontan dort hinfahren, sondern man muss als Delegierter extra entsendet werden. Deshalb sprechen manche Parteien auch von Delegiertenversammlungen.

					Für einen Bundesparteitag, die höchste Konferenz, werden die Delegierten von den unteren Parteiorganisationen gewählt, also von Orts-, Kreis-, Bezirks- und Landesverbänden. Am Ende können da über tausend Leute zusammenkommen, die Landesverbände sind entsprechend der Größe ihres Bundeslandes vertreten. Wer sich in der Kommunalpolitik engagiert, hat jedenfalls Chancen, von den Kollegen zu einem Parteitag geschickt zu werden. Beim Parteitag der CDU 2021, als in einem ziemlich spannenden Konkurrenzkampf ein neuer Parteichef gewählt wurde, nahm zum Beispiel auch die damals zwanzigjährige Lilli Fischer teil, die mit 19 Jahren Stadträtin in Erfurt geworden war.

					 

					Basis und Urwahl. Mit Parteibasis sind alle Mitglieder gemeint, die sich auf den unteren Parteiebenen engagieren. Die unterste Organisationseinheit ist der Ortsverband (bei der SPD heißt das Ortsverein). Will man den Begriff Basis noch weiter fassen, meint man alle Parteimitglieder, auch die, die nur ihren Beitrag zahlen und nie bei Veranstaltungen auftauchen. Wenn die Parteiführung alle mitentscheiden lassen möchte, macht sie eine Urwahl. Ein anderes Wort dafür ist Mitgliederentscheid. Jeder darf mit abstimmen, per Briefwahl oder online. Ein Mitgliederentscheid kann hilfreich sein, wenn eine Partei bei einem Thema sehr zerstritten ist. Die Parteiführung kann sich dann darauf berufen, dass demokratisch abgestimmt wurde und sie den Mehrheitswillen der ganzen Partei umsetzt. Andererseits ist das auch riskant: Lehnt die Basis einen wichtigen Vorschlag der Parteiführung ab, bleibt den Chefs eigentlich nur noch der Rücktritt. Die SPD hat zum Beispiel 2013 erstmals in einer Urwahl darüber abgestimmt, ob sie in eine Große Koalition mit CDU/CSU eintreten soll. Und 2019 ließ sie ihre Mitglieder auch die Parteichefs auswählen.

				
					
						Auf dem Rechtsweg

					
					Bekommt im Rechtsstaat jeder recht? Nein, es bekommt nicht immer jeder recht. Wo Menschen urteilen, passieren Fehler und Ungerechtigkeiten. Das kann man nicht schönreden. Aber der Rechtsstaat hat zumindest den Anspruch, jedem zu seinem Recht zu verhelfen. Deshalb kann man sich gegen Entscheidungen von Behörden wehren (das nennt man »Widerspruch einlegen«), und man muss auch ein Gerichtsurteil nicht einfach akzeptieren, sondern kann weiterziehen zu einem höherrangigen Gericht. Man »beschreitet den Rechtsweg« und geht »in die nächste Instanz«.

					Zur Wahrheit gehört, dass dieser Rechtsweg ziemlich teuer werden kann und es möglicherweise einen großen Unterschied macht, ob ich mir tolle Rechtsanwälte leisten kann oder nicht. Wenn es in Strafrechtsprozessen um besonders schwere Straftaten geht und man sich selbst keinen Anwalt leisten kann, bekommt man vom Staat kostenlos einen Verteidiger gestellt. Niemand soll mutterseelenallein auf der Anklagebank sitzen, wenn eine Gefängnisstrafe droht. Auch schlimme Straftäter haben ein Recht auf ein faires Verfahren und Anwälte, die sich Mühe geben mit ihrer Verteidigung. Auch wenn die Anwälte den Menschen, den sie vertreten, selbst grauenhaft finden.

					[image: ]
					Jeder soll ein korrektes Verfahren bekommen, alles andere wäre Willkür. Zumal man immer bedenken muss: Vielleicht ist die mutmaßliche Mörderin, von deren Schuld alle überzeugt sind, doch unschuldig? Solche Fälle gibt es immer wieder. Die Justiz kann irren. Manchmal stellt sich das erst nach Jahren heraus. Ein Unschuldiger hat dann zu Unrecht im Gefängnis gesessen und wurde um viel Lebenszeit beraubt. Das ist furchtbar und soll unbedingt vermieden werden. Und noch ein wichtiger Grundsatz: Zum Rechtsstaat gehört die Unschuldsvermutung. Nicht Angeklagte müssen gegenüber der Justiz ihre Unschuld beweisen, sondern umgekehrt. Selbst ein Mensch, dessen Vergehen glasklar erscheint, weil es zum Beispiel mitgefilmt wurde, gilt bis zu seiner Verurteilung als »mutmaßlicher Täter«.

					 

					Recht in jeder Lage. Die Amerikaner und die Franzosen waren die Ersten, die im 18. Jahrhundert Menschen- und Bürgerrechte aufschrieben und sie für allgemeingültig und »unveräußerlich« erklärten. Die Menschenrechte gelten für jeden überall auf der Welt von Geburt an. Sie werden einem nicht von anderen großzügig gewährt, man kann sie auch nicht verlieren (sie sind »unveräußerlich«). Das heißt aber auch: Selbst der schlimmste Mörder oder Terrorist hat immer noch Menschenrechte – etwa das Recht, nicht gefoltert zu werden.

					Rechtsprechung wird seit Jahrtausenden praktiziert, auch in »Unrechtsstaaten«. Aber jenseits juristisch verbrämter Willkür in totalitären Systemen ist der zentrale Punkt jeder modernen Rechtsordnung: Niemand soll rechtlos sein. Und es soll auch niemand das Recht in seine eigene Hand nehmen. Es gilt deshalb das staatliche Gewaltmonopol.

					In Deutschland gibt es eine Vielzahl von Gerichten für alle Lebenslagen. Wer Ärger mit seinem Chef hat, zieht vor ein Arbeitsgericht. Wer findet, dass er zu viel Steuern zahlt, wendet sich ans Finanzgericht. Außerdem gibt es noch Sozialgerichte, Amtsgerichte, Verwaltungsgerichte usw. Diese Unterteilung hat praktische Gründe: Die Richter sind auf Fachthemen spezialisiert – niemand kann sich überall auskennen. Der wichtigste Grundsatz ist, dass Richter unabhängig sind. Sie können nicht von einer Regierung gesagt bekommen, wie sie urteilen sollen, auch nicht von Vorgesetzten. Wer einmal auf einen solchen Posten gekommen ist, darf nicht mehr rausgeworfen werden. Aber wie wird man eigentlich Richter? Ewig lang studieren, super Noten kriegen, zig Praktika machen und dann bei einem Landesgericht als »Richter auf Probe« angenommen werden. Danach vergehen noch mal einige Jahre, bis man »Richter auf Lebenszeit« wird.

					 

					Hier geht’s ums Ganze: Die höchsten Richter. Der absolute Topjob ist Richter am Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Da spricht dann allerdings doch die Politik ein gehöriges Wörtchen mit. Die Verfassungsrichter urteilen auch über die Gesetze, die der Bundestag verabschiedet, da möchten die im Bundestag vertretenen Parteien nicht außen vor sein. Wäre ja blöd, wenn die Richter in Karlsruhe alle der Opposition nahestünden und jedes Gesetz der parlamentarischen Mehrheit als »verfassungswidrig« abschmetterten. So urteilt das Bundesverfassungsgericht in der Praxis aber nicht. Die Richter und Richterinnen dort sind in erster Linie Juristen und dem Grundgesetz verpflichtet und nicht einer Partei. Sind sie erst einmal auf dem Posten angekommen, kann es ihnen ohnehin egal sein, wer sie befördert hat. Das wissen auch die Parteien, und so einigen sie sich bei der Auswahl auf Kandidaten, die fachlich gut und für alle akzeptabel sind. Die Richter am Bundesverfassungsgericht werden vom Bundestag und den Ländern im Bundesrat gewählt. Dazu braucht es jeweils eine Zweidrittelmehrheit. Man muss also für ziemlich viele Leute mit unterschiedlichen Ansichten ganz okay sein. Die Verfassungsgerichte – denn auch jedes Bundesland hat ein Verfassungsgericht – entscheiden in ihren Verfahren übrigens auch demokratisch, nämlich mit Mehrheit.

					Ein Tipp: Wer Lust hat, den Job eines Richters auszuprobieren, kann sich dafür schon als Jugendliche(r) bewerben. In einigen Bundesländern gibt es Schülergerichte. Sie kommen bei kleineren Vergehen zum Einsatz, etwa wenn ein Jugendlicher schwarzgefahren ist oder etwas geklaut hat. Dann treffen sich Gleichaltrige mit ihm oder ihr, reden darüber und verhängen eine »Strafe«. Zum Beispiel einen Podcast zu produzieren, der erklärt, warum Diebstahl mies ist. Sollten die Täter die jugendlichen »Richter« nicht akzeptieren und nicht mitziehen, wird der Fall ans professionelle Erwachsenengericht verwiesen. Deren Richter sind im Zweifelsfall strenger …

					 

					Der »Gang nach Karlsruhe«. Legt jemand Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht ein, das in Karlsruhe sitzt, spricht man gern vom »Gang nach Karlsruhe«. Wenn Bürger vors Bundesverfassungsgericht ziehen, nennt man das nicht Klage wie bei normalen Gerichten, sondern Verfassungsbeschwerde. Die kann man aber nicht bei jedem x-beliebigen Ärger erheben. Es muss um sehr Grundsätzliches gehen, zum Beispiel um persönliche Freiheitsrechte. Und dafür muss man als Normalbürger in der Regel erst mal alle anderen untergeordneten Gerichte durchlaufen haben.

					Etwas anderes ist es, wenn die Kläger keine Personen sind, sondern zum Beispiel eine Partei, die sich ungerecht behandelt fühlt. Sie kann direkt nach Karlsruhe ziehen. Zum Beispiel in einem Parteienverbotsverfahren. Auch jedes Staatsorgan darf direkt klagen: Bundeskanzler, Bundestag, Bundespräsident, alle dürfen sich beim Verfassungsgericht beschweren, das heißt meist Organstreitverfahren. Ein Klassiker sind auch Beschwerden von Bundesländern gegen die Bundesregierung (Bund-Länder-Streitverfahren). Die Richter treffen am Ende eine Entscheidung, sie formulieren aber nicht selbst ein neues Gesetz – das sollen die Politiker in den Parlamenten schön selbst erledigen.

					 

					Recht auf Zukunft. Im April 2021 trafen die höchsten deutschen Richterinnen und Richter in Karlsruhe eine Entscheidung, die neun junge Menschen jubeln ließ: Sie bekamen recht in ihrer »Klimaklage«, mit der sie Verfassungsbeschwerde gegen das Klimaschutzgesetz der Bundesregierung eingelegt hatten. Die Entscheidung des Gerichts ist in kompliziertem Juristensprech formuliert. Sinngemäß sagten die Richter: Keine Generation hat das Recht, sich auf Kosten nachfolgender Generationen einen schlanken Fuß zu machen nach dem Motto »nach uns die Sintflut« (beim Klimaschutz ist das wohl wörtlich zu nehmen). Das geplante Gesetz war den Richtern nicht konsequent genug; es verschiebe Klimaschutzmaßnahmen so in die Zukunft, dass nachfolgende Generationen zu einem sehr viel härteren Kampf gegen die Folgen des Klimawandels gezwungen würden. Damit würden die Freiheitsrechte junger Menschen beschränkt, weil ihnen dann später gar nichts anderes übrig bleibe, als die Fehler der Eltern und Großeltern auszubaden. Die Bundesregierung musste ihr Gesetz daraufhin nachbessern.

					 

					Finger weg von den Grundrechten. Der Begriff »Rechtsstaat« meint sehr viel mehr als »korrekte Gerichtsprozesse« oder »akzeptable Richter«. Politisch geht es vor allem darum, wie eine Demokratie vor ihren Feinden geschützt wird. Wir hatten das ja schon mal am Anfang dieses Buches: Man kann demokratische Mittel dafür ausnutzen, um die Demokratie abzuschaffen. Dagegen soll sich der Rechtsstaat wehren. Das wichtigste Instrument dafür ist die Verfassung.

					Nach dem Zweiten Weltkrieg setzte sich in Westdeutschland 1948/49 eine Gruppe von Frauen und Männern zusammen – der Parlamentarische Rat –, um eine Verfassung für einen neuen deutschen Staat zu schreiben. Man nannte das damals allerdings nicht Verfassung, sondern Grundgesetz, weil Deutschland geteilt war und man betonen wollte, dass die westdeutsche Bundesrepublik noch kein vollständiger Staat war. Die Leute, die daran teilnahmen, hatten den totalen Horror hinter sich, Naziherrschaft und Krieg. Sie wollten den neuen Staat künftig vor solchen Schrecken schützen. Doch keine noch so tollen Gesetze können eine Gesellschaft vor dem Abdriften in Gewaltherrschaft bewahren. Aber sie können es den Feinden der Demokratie wenigstens so schwer wie möglich machen.

					Dazu dienen vor allem die Grundrechte, die jeder Person zustehen. Sie sind im Grundgesetz in den ersten 19 Artikeln festgeschrieben. Der erste Artikel, den jeder kennen sollte, lautet: »Die Würde des Menschen ist unantastbar.« Was bedeutet das? Es heißt, dass jedem Menschen, unabhängig von Herkunft, Staatsbürgerschaft, Religion oder Geschlecht, die grundlegenden Menschenrechte zustehen.

					In den weiteren Artikeln geht es unter anderem um die Meinungs-, Religions- und Versammlungsfreiheit und die Gleichheit aller Menschen vorm Gesetz. Auch das Recht auf »freie Entfaltung der Persönlichkeit« und »körperliche Unversehrtheit« steht drin, der Staat darf nicht einfach Dinge tun, die meiner Gesundheit schaden oder sogar mein Leben gefährden. Die Grundrechte beschreiben vor allem mein Verhältnis zum Staat: Als Bürger(in) kann ich mich mit Verweis auf sie gegen den Staat juristisch zur Wehr setzen. Sie gelten unabhängig davon, wer gerade regiert. Allerdings können sich die Grundrechte gegenseitig Konkurrenz machen, dann muss man abwägen, welches Recht stärker wiegt. In der Coronapandemie beispielsweise wurde darüber viel diskutiert: Ist das Grundrecht auf Gesundheit und Leben wichtiger als das Grundrecht auf Freiheit? Wie sehr sollen Freiheiten eingeschränkt werden, um die Bürger und Bürgerinnen vor einem gefährlichen Virus zu schützen?

					Nach den 19 Artikeln mit den Grundrechten kommt der 20. Artikel mit dem Kernsatz: »Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.« Der 20. Artikel legt fest, wie der deutsche Staat »verfasst« ist: als Demokratie, Rechtsstaat, Bundesstaat, Sozialstaat. Also: keine Diktatur; keine Willkürherrschaft mit abhängigen Richtern; kein Zentralstaat, der ignoriert, ob die Kölner in Köln etwas anderes wollen als Leipziger für ihre Stadt; kein »Raubtierkapitalismus«, in dem zum Beispiel Arbeitslosen nicht geholfen wird. Jedes andere Gesetz, das in Deutschland erlassen wird, muss mit dem vereinbar sein, was in diesen zwanzig Grundrechten steht, sonst verstößt es gegen die Verfassung. Das Grundgesetz darf zwar geändert werden und wurde es auch immer wieder – aber nicht Artikel 1 (Menschenwürde und Menschenrechte) und nicht Artikel 20 (Grundprinzipien des Staates). Hier gilt: Finger weg! Das nennt man Ewigkeitsklausel.

					Die Grundrechte gelten für alle Menschen, also auch für Kinder. Allerdings haben kleine Menschen teils andere Bedürfnisse, auf die das Grundgesetz nirgendwo speziell eingeht. Schon lange wird das kritisiert und gefordert, dass Kinderrechte noch mal extra ins Grundgesetz geschrieben werden. Zum Beispiel, dass Kinder ein Recht auf Entwicklung zu »eigenverantwortlichen Persönlichkeiten« haben und einen Anspruch darauf, vor Gericht angehört zu werden. Kann nicht schaden, wenn das für jeden zum Nachlesen festgehalten wird. Zumal es längst eine internationale Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen gibt, die dabei viel weiter geht, zum Beispiel Kindern auch ein Recht auf eine eigene Meinung einräumt. Allerdings braucht es für Grundgesetzänderungen immer eine Zweidrittelmehrheit im Bundestag und im Bundesrat. Sie ist für Kinderrechte bisher nie zustande gekommen, weil immer irgendeine Partei eine Formulierung nicht gut fand. Das enttäuscht viele Organisationen, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen vertreten wollen, zum Beispiel der Deutsche Kinderschutzbund oder der Jugendrat bei der Generationen Stiftung (dort kann man schon ab 14 Jahren aktiv mitmachen).

					Insider: FDGO

					
						FDGO ist die Abkürzung für Freiheitliche demokratische Grundordnung. Man hört die Abkürzung häufig, wenn darüber diskutiert wird, ob eine Gruppe oder Partei »auf dem Boden der Verfassung steht«. Manche, die das treuherzig behaupten, treten sie in Wahrheit mit Füßen. Was hat es auf sich mit der FDGO? Sie fasst im Grunde das zusammen, was der bundesdeutschen Demokratie heilig ist: dass alle Menschen- und Grundrechte gewahrt werden; dass es freie Wahlen gibt und man dabei auch tatsächlich etwas auswählen kann und nicht nur eine Pseudovielfalt präsentiert bekommt; dass Gerichte unabhängig von Regierungen sind; dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind und dass jeder Versuch, eine Diktatur zu errichten, um jeden Preis bekämpft werden muss. Die FDGO ist der Kern unseres Gemeinwesens, der nicht verändert werden darf.

					

					Staatsdiener müssen treu sein. Polizisten, Soldaten und generell alle Beamten sind besonders dazu verpflichtet, »verfassungstreu« zu sein, also die freiheitlich demokratische Grundordnung zu wahren. Kaum ein Job ist so sicher wie der von Beamten, da gibt es normalerweise keine Kündigungen. Wer aber gegen die FDGO verstößt, kann auch als »Staatsdiener« seinen Job verlieren. Deshalb ist es für Beamte (Lehrer, Polizistinnen, Staatsanwälte usw.) riskant, Mitglied einer Partei zu sein, die der Verfassungsschutz beobachtet. Wird sie dann als verfassungsfeindlich eingestuft, kann der vermeintlich sichere Posten dahin sein. Der Rechtsstaat möchte sich nicht ausgerechnet von seinen Staatsdienern bedrohen lassen, vor allem nicht, wenn diese von Berufs wegen mit Waffen zu tun haben. Auch deshalb ist es besonders gefährlich, wenn Polizisten oder Soldaten den eigenen Staat verachten oder gar bekämpfen. Wie sollen die Bürger auf die Wahrung von Recht und Gesetz vertrauen, wenn sie befürchten müssen, dass sie bei den »Gesetzeshütern« auf Verfassungsfeinde stoßen?

					 

					Ist jede Meinung erlaubt? Denken und meinen darf man alles – die Gedanken sind frei! Man darf aber nicht alles öffentlich sagen. Die Meinungsfreiheit endet dort, wo die Würde und Ehre anderer »angetastet« wird. Aber wer definiert das? Der gestreckte Mittelfinger ist definitiv keine Meinung, sondern eine Beleidigung und kann teuer werden. Wenn man andere Menschen beleidigt oder Lügen über sie verbreitet, dürfen sie sich dagegen wehren. In der Praxis kann das ziemlich schwierig sein. Personen, die in der Öffentlichkeit stehen, wie Politiker, müssen sich auch mehr gefallen lassen als andere. Die Gerichte in Deutschland geben der Meinungsfreiheit oft weiten Spielraum, auch wenn sich die Kläger übel beschimpft fühlen, denn sie gilt als eines der wichtigsten persönlichen Freiheitsrechte.

					Man kann sich also getrost vors Kanzleramt stellen und lauthals über die angebliche »Meinungsdiktatur« in Deutschland schimpfen, ohne Angst haben zu müssen, dass finstere Typen mit Hut und Trenchcoat kommen und einen in die nächste Verhörzelle bringen. Besonders groß ist die Freiheit für Künstler. Kunst darf fast alles; unter sie fällt auch die Satire: Man macht sich ja nur lustig. Der Spaß hört aber auf, wenn man mit Gewalt droht oder Volksverhetzung betreibt. Wann wäre das der Fall? Wenn man öffentlich zu Hass und Gewalt gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen aufruft, zum Beispiel vor eine Flüchtlingsunterkunft zieht und »Ausländer raus!« brüllt. Das heißt nicht, dass man nicht kritisieren darf, dass Flüchtlinge aufgenommen werden oder eine solche Unterkunft in der Nachbarschaft errichtet wird. Aber dazu aufzurufen, eine konkrete Gruppe von Menschen zu vertreiben: Das ist Hetze. Und auch der Holocaust – die an jüdischen Menschen verübten Gräueltaten im NS-Staat – darf nicht geleugnet werden.

					Im Einzelfall entscheidet immer ein Gericht. Es gibt keine allgemeingültige Liste, auf der steht, »was man nicht sagen darf«. Was man aber nicht erwarten darf: steile Thesen in den Raum stellen, ohne dass man dafür Gegenwind bekommt. Meinungsfreiheit heißt nicht, alles sagen zu dürfen, ohne dafür kritisiert zu werden. Und man sollte es auch nicht für »Unterdrückung« halten, wenn man eine Meinung vertritt, mit der man die Mehrheit nicht überzeugt bekommt.

					Insider: Hatespeech

					
						Im Netz kursieren viele englischsprachige Begriffe. Shitstorm zum Beispiel – den übersetzt man lieber nicht wörtlich. Oder Hatespeech, was man eigentlich gut ins Deutsche übersetzen kann: Hassrede. Die gab es immer schon, im Mittelalter wurden Leute öffentlich an den Pranger gestellt und bespuckt. Das war sogar erlaubt und Teil der Abschreckungsidee dahinter. Nicht erlaubt ist vieles, was heute im Internet gepostet wird, und da es anonym passiert, trauen sich manche Leute mehr, als wenn sie es einem ins Gesicht sagen müssten. Hatespeech hat in den »sozialen Medien« leider gewaltig zugenommen.

						Dazu gehört auch, dass einzelne Accounts in Gruppen als organisierte Dreckschleudern unterwegs sind. Durch eifriges Posten erwecken sie den Eindruck, dass sie ganz viele sind. Dahinter steckt dann eine regelrechte Einschüchterungsstrategie. Wann Hatespeech die Grenzen der Meinungsfreiheit durchbricht und strafbar wird, ist eine Frage, mit der sich Gerichte immer wieder beschäftigen müssen. Mit einem Gesetz, das den total unverständlichen Namen »Netzwerkdurchsetzungsgesetz« trägt, hat man versucht, Hatespeech im Internet leichter verfolgbar zu machen in der Hoffnung, es auch durch Strafen einzudämmen. Für Opfer von Hatespeech gibt es außerdem online Anlaufstellen, bei denen sie sich Hilfe holen können.

					

					Aufmarsch der Intoleranten. Manche Leute mit radikaler Weltsicht wollen nicht nur hetzen, sondern tatsächlich einen anderen Staat bzw. eine andere Gesellschaft errichten, auch mit Gewalt. Sie haben extreme Ansichten und sind gegebenenfalls sogar bereit, andere Menschen zu töten, um ihre Ideologie zu verwirklichen. Was ist eigentlich der Unterschied zwischen Extremisten und Radikalen? Ganz scharf abgrenzen lässt sich das nicht. Aber als Faustregel gilt: Radikale haben zwar drastische Ansichten und wollen grundsätzliche politische oder wirtschaftliche Veränderungen. Anders als Extremisten wollen sie aber nicht die Grundrechte abschaffen und die in der Verfassung festgeschriebene Staatsordnung zum Einsturz bringen.

					Man kann zum Beispiel linksradikal sein und sagen: Ich will einen kommunistischen Staat, in dem es überhaupt kein Privateigentum mehr gibt. Niemand soll mehr etwas besitzen oder vererben. Dem steht das Grundgesetz entgegen, das ein Grundrecht auf Eigentum festschreibt. Im Grundgesetz steht aber auch, dass zum Beispiel Grundstücke und Betriebe zu bestimmten Zwecken verstaatlicht werden können. Ein Linksradikaler sagt: »Wenn wir erst mal an der Regierung sind, dann lasst uns schauen, wie weit wir mit den Gesetzen gehen können, und möglichst viele Unternehmen verstaatlichen.« Ein Linksextremist hingegen sagt: »Lasst uns das ganze System abschaffen, dann sind wir auch diesen Rechtsstaat-Mist los, nehmen uns alles, und wenn die Verfassungsrichter aufmucken, sperren wir sie ein.«

					Beispiele für besonders gewaltbereite Extremisten sind islamistische Terroristen; sie führen einen blutigen Kampf gegen alle, die ihre religiöse Ausrichtung nicht teilen. Oder Neonazis; sie wollen Menschen in Rassen unterteilen und alle rauswerfen, einkerkern oder töten, die ihnen nicht passen. Die Methoden, die islamistische und rechtsextreme Terroristen anwenden, sind sich übrigens sehr ähnlich: mit Anschlägen Angst und Schrecken verbreiten und Hass säen. Oft geht es dabei um größtmögliche Aufmerksamkeit. Bei den Anschlägen vom 11. September 2001, als Terroristen Passagiermaschinen kaperten und ins World Trade Center in New York lenkten, produzierten sie ganz bewusst spektakuläre Bilder zur weltweit besten Sendezeit: Es war frühmorgens in den USA, nachmittags in Europa und abends in Asien. Alle Nachrichtensendungen berichteten darüber. Mit relativ wenigen Leuten und relativ einfachen Mitteln hatten sie maximale Wirkung erzielt.

					Neu an diesem Terror war, dass er weltweit agieren wollte. Andere Terroristen sind eher lokal aktiv, wie zum Beispiel die linksextreme Rote Armee Fraktion (RAF), die in den 1970er-Jahren Angst und Schrecken verbreitete. Sie tötete Politiker, Unternehmer und Bankchefs und entführte ein Passagierflugzeug, um den Staat zu erpressen. Ihre Mitglieder hatten zwar auch internationale Kontakte, aber zunächst ging es ihnen nur darum, den Kapitalismus in (West-)Deutschland zu bekämpfen. Aktuell geht nach Einschätzung des Bundesverfassungsschutzes die größte Gefahr für die Demokratie in Deutschland von Rechtsterroristen und Rechtsextremisten aus.

					Übrigens: Faschisten und Extremisten sieht man ihre Gesinnung nicht unbedingt an. Selbst Islamisten laufen nicht alle mit langen Bärten durch die Gegend. Die Studenten, die die Anschläge vom 11. September in New York verübten, sahen ganz normal aus und waren nach Angaben ihrer Nachbarn »immer sehr freundlich«. Und Rechtsextremisten tragen nicht alle Glatze und Springerstiefel, sondern gerne auch Krawatte und Perlenkette. Der Neonazi, der 2019 einen CDU-Politiker im hessischen Kassel ermordete, war ein Familienvater, der Waffen im Vorgarten seines Einfamilienhauses vergraben hatte.

					Eines haben alle Extremisten und erst recht Terroristen gemeinsam: Sie sind maximal intolerant. Deshalb sind extremistische Gruppen oft auch sehr autoritär organisiert, mit Anführern, denen man sich unterwirft, und Ansagen, die man nicht infrage stellen darf. Ähnlich wie Sekten. Die Gesellschaft muss sich fragen, wie tolerant sie mit extremistischen Minderheiten umgehen will. Einerseits herrscht Meinungsfreiheit, andererseits will man nicht naiv zusehen, wie Extremisten das Ruder übernehmen. Der Philosoph Karl Popper hat den Begriff der »offenen Gesellschaft« geprägt und zu dem Thema ein berühmtes Buch geschrieben: Die offene Gesellschaft und ihre Feinde. Der liberale Rechtsstaat soll nicht tatenlos gegenüber seinen Feinden bleiben, er darf sie bekämpfen und bestrafen. Eine »wehrhafte Demokratie« muss dafür natürlich wissen, wer diese Feinde sind und was sie vorhaben. Um das herauszufinden, gibt es in Deutschland den Verfassungsschutz.

					 

					Gar nicht so geheim: Der Inlands-Geheimdienst. Der Verfassungsschutz soll die Feinde des Rechtsstaats im Auge behalten, um unangenehmen Überraschungen vorzubeugen. Dafür gibt es nicht nur das Bundesamt für Verfassungsschutz, sondern zusätzlich auch in jedem Bundesland Landesbehörden für Verfassungsschutz. Das ist unser Inlands-Geheimdienst. Damit daraus nicht eine Bespitzelungsbehörde wird wie die Stasi in der DDR, muss auch der Geheimdienst sich an rechtsstaatliche Prinzipien halten. Die Verfassungsschützer haben keine Polizeifunktion, sie dürfen nur Informationen sammeln, aber nicht selbst vor der Tür stehen und Leute verhaften. Die meisten gesammelten Informationen sind übrigens nicht geheim: Man stellt zusammen, was Extremisten öffentlich so alles reden und schreiben. Den größten Teil des Tages verbringen Verfassungsschützer also am Bildschirm und surfen durchs Netz. Außerdem bekommen sie Informationen zugespielt, zum Beispiel von Aussteigern, die erzählen, was sie gehört und gesehen haben.

					Wenn die Geheimdienstler des Verfassungsschutzes tatsächlich geheim agieren wollen, hören sie Telefongespräche ab oder benutzen eine Überwachungssoftware, bedienen sich also »nachrichtendienstlicher Mittel«. Sie dürfen das aber nicht nach Lust und Laune tun, sondern müssen sich an Recht und Gesetz halten. Wenn zum Beispiel eine Partei als Verdachtsfall eingestuft wird, darf sie heimlich observiert werden. Bevor dann aber jemand abgehört wird, muss ein Richter zustimmen. Wird eine Partei als Beobachtungsfall eingestuft, hat der Verfassungsschutz noch mehr Möglichkeiten, heimlich zu observieren. Dabei geht es letztlich um die Frage, ob diese Partei verboten wird. Darüber entscheidet das Verfassungsgericht und nicht eine Regierung oder Behörde. Parteiverbote hat es in der Bundesrepublik bislang nur zweimal in den 1950er-Jahren gegeben.

					Die Verfassungsschützer sollen bei ihrer Arbeit selbst beobachtet und kontrolliert werden. Wie gut das gelingt, ist umstritten. Dies soll jedenfalls nicht nur durch Gerichte, sondern auch durch die Parlamente geschehen. Im deutschen Bundestag ist dafür eine spezielle Gruppe Abgeordneter zuständig, das Parlamentarische Kontrollgremium. Für ihre Treffen gibt es sogar einen abhörsicheren Raum hinter einer Stahltür, ohne Fenster und ohne Handyempfang. Dort werden noch nicht mal Kaffee oder Kekse angeboten, weil man kein Servierpersonal in den Raum lassen will. In den geheimen Sitzungen erfahren sie von den Ermittlungen der Verfassungsschützer. Darüber reden dürfen sie zwar nicht, aber sie können Alarm schlagen, wenn ihr Eindruck ist, dass sich die Geheimdienste nicht an die Regeln halten.

					Neben den Ämtern für Verfassungsschutz gibt es noch die Ermittler vom Bundeskriminalamt (BKA) und der Landeskriminalämter. Auch sie kümmern sich um Terroristen und Extremisten und außerdem um »Organisierte Kriminalität«, damit ist zum Beispiel die Mafia gemeint. Anders als die Verfassungsschützer dürfen die BKA-Leute nicht nur beobachten, sondern auch polizeilich ermitteln, zum Beispiel Wohnungen durchsuchen und Verdächtige festnehmen. Um Gefahren aus dem Ausland, etwa Spione, kümmert sich eine andere Behörde: der Bundesnachrichtendienst (BND). Bei Terroranschlägen und anderen besonders schweren Tatbeständen, die »die innere Sicherheit der Bundesrepublik gefährden«, erhebt dann der Generalbundesanwalt Anklage.

					Insider: V-Leute

					
						V-Leute (V für Vertrauen oder Verbindung) sind Informanten des Verfassungsschutzes, die sich in extremistischen Gruppen oder Parteien bewegen. Meistens sind das nicht Agenten der Ämter, die heimlich in solche Kreise eingeschleust werden, sondern es läuft umgekehrt: Ein Extremist wird vom Verfassungsschutz angesprochen, im Agentendeutsch »angeworben«. Er oder sie bekommt dann Geld für die Lieferung von Informationen. Im Grunde wie eine Art Doppelagent. Das kann sehr problematisch sein, weil man nicht weiß, ob die überhaupt die Wahrheit erzählen. Und wenn V-Leute in ihren Gruppen wichtige Posten haben und über geplante Aktionen entscheiden, mischt der Staat indirekt dabei mit. Theoretisch könnte er sogar Leute dazu anhalten, etwas Verbotenes zu tun, um sie dafür dann vor Gericht zu stellen. Daran scheiterte 2003 der Versuch, die rechtsextreme NPD zu verbieten. Das Bundesverfassungsgericht störte sich an den vielen (hochrangigen) V-Leuten in der Partei und ließ das Gerichtsverfahren gar nicht erst zu.

					

					Muss mich Datenschutz interessieren? Zum Rechtsstaat gehört das Grundrecht auf Privatsphäre, dass also der Staat oder Unternehmen nicht einfach so in unserem Leben rumschnüffeln können. Und dass man weitgehend selbst bestimmen kann, welche persönlichen Informationen man über sich preisgibt – was im Bereich digitaler Daten ja besonders geregelt sein muss. Dafür gibt es die Datenschutzgesetze von Bund, Ländern und der Europäischen Union und in Deutschland auch amtliche Datenschutzbeauftragte für den Bund und in den Bundesländern. Was es heißt, wenn man in einem Staat ohne dieses Grundrecht auf Datenschutz lebt, kann man in der Volksrepublik China sehen: an jeder Ecke Kameras mit Software zur Gesichtserkennung. Die Menschen können dem Staat praktisch nicht entkommen, der »gläserne Bürger« soll keine Geheimnisse haben. Einen solchen Überwachungsstaat würde in Deutschland kaum jemand wollen.

					Komischerweise machen sich viele Menschen hierzulande aber wenig Sorgen darüber, welche Daten private Unternehmen wie Google oder Facebook sammeln, während man Begriffe googelt oder auf Insta unterwegs ist. Oder für welche Daten das chinesische TikTok sich interessiert, während man dort an lustigen Video-Challenges teilnimmt. Unternehmen wollen Werbung möglichst zielgenau an die Nutzer bringen – je mehr man über seine Kunden weiß, desto genauer kann man ihnen auf sie zugeschnittene Werbung zeigen. Solche Daten können aber auch politisch benutzt werden. Das zeigte sich besonders spektakulär im Wahlkampf zu den US-amerikanischen Präsidentschaftswahlen 2016. Ein Unternehmen namens Cambridge Analytica, das dem Team der Republikaner nahestand, hatte sich die Facebook-Profile von mehr als 50 Millionen Amerikanern verschafft. Den Zugang bekam es über eine App, die einen Persönlichkeitstest anbot, angeblich zu wissenschaftlichen Zwecken. Die Nutzer erhielten ein bisschen Geld dafür und stimmten dem Zugriff auf ihre Profile und Kontakte zu. So kam die Firma an all die Daten, und die meisten Nutzer wussten gar nichts davon. Damit kann man eine Menge über Vorlieben, Interessen, Religion, Beziehungsstatus, Einkommen usw. herausfinden und versuchen, Menschen zielgerichtet mit politischer Werbung zu beeinflussen oder gar zu manipulieren.

					So wusste man aus Umfragen, dass die damalige Kandidatin bei jungen Wählerinnen mehr Sympathien fand als ihr männlicher Konkurrent. Deshalb schickte dessen Lager negative und falsche Behauptungen über sie gezielt an junge Frauen. In der Hoffnung, so viel Verwirrung zu stiften, dass zumindest ein Teil der Wählerinnen der Wahl lieber ganz fernblieb.

					Ob für politische Zwecke oder für Werbung, in unserer digitalen Welt sind Daten pures Gold. Deshalb gilt: Im Leben gibt es nichts umsonst, auch nicht im Netz. Wenn man nicht mit Geld zahlt, dann zahlt man mit Daten. Und die werden oft an Stellen weitergegeben, von denen man nichts ahnt. Das funktioniert sozusagen per Klick-Wirtschaft: Kaum hat man eine Website oder App geöffnet, wird man dabei beobachtet und in Sekundenbruchteilen regelrecht »verkauft« – klick, klick, da surft jemand, klick, klick, die schaut sich ein Video an, klick, klick, wer will diese Userin haben? Wer am meisten bietet, darf dann seine Werbung einblenden. Datenschützer stören sich sehr daran, wie intensiv Internet-Unternehmen die Daten von Nutzern sammeln.

					[image: ]
					Insider: Staatstrojaner

					
						Trojaner nutzen Sicherheitslücken in der Software von Smartphones oder anderen Geräten aus. Ähnlich wie in der alten griechischen Sage, wo Soldaten im Bauch eines hölzernen Pferdes in die Stadt Troja eingeschmuggelt wurden, schleicht sich der Software-Trojaner unbemerkt auf Handy oder Laptop ein und spioniert dessen Benutzer dann munter aus. Man kann dann zum Beispiel verschlüsselte Nachrichten und Chats mitlesen. Von einem Staatstrojaner ist die Rede, wenn staatliche Geheimdienste und die Polizei damit Verdächtige beschatten. Dass der Staat selbst als Hacker unterwegs ist, ist sehr umstritten. Denn Staatstrojaner und andere Schnüffelinstrumente sind super, solange damit die wirklich Bösen bekämpft werden, wie Terroristen oder Mafiosi. Aber was, wenn sie in die falschen Hände geraten? Oder der Staat selbst den Boden der Verfassung verlässt und Lust hat, Oppositionspolitiker, Journalisten und normale Bürger ohne guten Grund zu bespitzeln?

					

				
					
						Was macht Populisten so populär?

					
					Einfach kompliziert. Populär sein – das wollen alle Politiker. Schließlich kommt »populär« von lateinisch populus = das Volk. Populär sein heißt also »beim Volk beliebt«. Und Politikern soll ja nicht egal sein, was das Volk denkt und fühlt. Darin liegt aber schon ein Problem: Es gibt nicht »das Volk«. Das Volk sind viele. Es gibt zwar ein Staatsvolk, zu dem man durch seine Staatsbürgerschaft gehört, aber in diesem Staat leben doch sehr viele Menschen mit vielen unterschiedlichen Interessen und Meinungen. Hier setzt der Populismus an: Populisten tun gerne so, als gebe es die eine wahre Meinung, die das eine wahre Volk angeblich hat. Sie reden dann gerne vom vermeintlichen »Volkswillen«.

					Ein wichtiges Kennzeichen von Populisten ist, dass sie für schwierige Probleme einfache Lösungen anbieten. Meistens indem sie Sündenböcke benennen, die man nur loswerden müsse, dann seien auch die Probleme weg. Typisch für Populisten ist auch, dass sie oft sehr autoritäre Vorstellungen von Staat und Regierung haben. Für mühsam erarbeitete Kompromisse, Interessenausgleich und Minderheitenrechte ist da nicht viel Platz. Wer einfache Lösungen verspricht, lässt sich auf Kompliziertes gar nicht erst ein – dabei ist ein Staatsgebilde etwas verdammt Kompliziertes.

					Insider: Mainstream und Establishment

					
						Solange sie nicht an der Macht sind, behaupten Populisten stets, dass der Volkswille »unterdrückt« werde. Die angeblichen Unterdrücker werden gerne als »das Establishment« bezeichnet. Wer diese »Etablierten« (englisch: »established«) genau sein sollen, wird meist nicht näher definiert. Es kann die mit Mehrheit gewählte aktuelle Regierung sein, die Populisten können aber auch Medien oder Wissenschaftler verächtlich dem »Mainstream« zuordnen. Mainstream heißt so viel wie »Hauptströmung«, »Mitte« oder »Masse«. Darin liegt ein gewisser Widerspruch, denn eigentlich behaupten Populisten ja, dass sie selbst die große Masse vertreten. Nur muss diese ihrer Auffassung nach halt erst erweckt werden.

					

					Populär oder populistisch? Die Abgrenzung zwischen populär und populistisch ist nicht immer einfach, und nicht jeder Politiker, der eine populistische Äußerung macht, ist gleich ein waschechter Populist. Wenn zum Beispiel eine Politikerin im Wahlkampf verspricht, dass sie die Energiesteuern abschafft und damit Benzin billig macht, ist das bei Autofahrern populär und zugleich populistisch. Sie blendet damit die negativen Folgen des Autofahrens für die Umwelt aus, die ja auch ihren Preis haben, und verschweigt, dass das Geld aus der Benzinsteuer unter anderem für den Straßenbau ausgegeben wird.

					Damit ist die Politikerin, die um die Stimmen der Autofahrer wirbt, aber noch keine Populistin. Eine echte Populistin würde sich hinstellen und sagen: »Autoabgase sind gar nicht schädlich, und den Klimawandel gibt’s übrigens auch nicht – das wird euch alles nur eingeredet, und ich befreie euch von diesem Ökoterror.« Neben Rechtspopulisten gibt es natürlich auch linke Populisten: »Wir schaffen den Kapitalismus ab, nehmen den Reichen ihr Geld weg, und dann geht’s endlich allen gut.« Aber letztlich braucht Populismus nicht unbedingt eine Ideologie oder sonstige Überzeugungen. Es gibt ihn auch jenseits von irgendwelchen Links- oder Rechts-Richtungen.

					Populisten sind häufig charismatische Persönlichkeiten, also Leute, die auffallen und Ausstrahlung haben. Manche sehen zum Beispiel gut aus und wirken sehr charmant, wie der verstorbene österreichische Rechtspopulist Jörg Haider, der immer braun gebrannt und scheinbar gut gelaunt war und über seine aggressiven rassistischen Parolen hinweglächelte. Andere erzeugten eine gewisse Volksnähe durch Lautstärke und Aggressivität, wie der frühere US-Präsident Donald Trump. Dass er als Sohn eines Milliardärs nie zum normalen Volk gehörte, sondern selbst Teil der Elite war, die er in Wahlkampfreden beschimpfte, störte seine Anhänger nicht. Viele Franzosen stört auch nicht, dass die rechtsextreme Politikerfamilie Le Pen in einem Schloss wohnt und mehrfach wegen krummer Geldgeschichten gegen sie ermittelt wurde – die Populistin Marine Le Pen wettert trotzdem erfolgreich gegen die »korrupte Politikerklasse«.

					Fester Bestandteil des Populismus ist die Provokation. Man sagt Dinge, von denen man weiß, dass sich viele darüber aufregen. So sagte zum Beispiel der frühere AfD-Chef Alexander Gauland, die Zeit des Naziterrors sei »nur ein Vogelschiss in über tausend Jahren erfolgreicher deutscher Geschichte« gewesen. Und seine Parteifreundin Alice Weidel hetzte im Bundestag gegen »Kopftuchmädchen, alimentierte Messermänner und sonstige Taugenichtse«. Das verschafft Aufmerksamkeit – die wichtigste Währung für Populisten. Faustregel: Wenn Politiker über »die da oben« schimpfen, obwohl sie selbst ganz dringend nach »oben« wollen oder dort schon längst sind, dann ist Vorsicht geboten. Wahrscheinlich hat man es mit Populisten zu tun …

					 

					Vom »Bohren harter Bretter«. Das Gegenstück zum Populisten ist der normale Berufspolitiker. Mit ihm befasste sich der Sozialwissenschaftler Max Weber. In seiner berühmten Rede Politik als Beruf von 1919 prägte er den Begriff von Politik als dem »Bohren von harten Brettern«. Dahinter steht der Gedanke, dass Politiker zwar Leidenschaft und Machtinstinkt brauchen, dabei aber geduldig und verantwortungsvoll handeln sollen. Sie sollen keine unhaltbaren Glücksversprechen machen oder sich an »romantischen Sensationen berauschen« – solche Politiker nannte Max Weber »Windbeutel«. Ernsthafte Politiker sind für ihn Realisten, die wissen, dass das Umsetzen politischer Ziele oft frustrierend mühsam ist und Zeit braucht (so viel Zeit und Mühe wie das Bohren harter Bretter). Was nicht heißen muss, dass sie Langweiler sein sollen. Auch Max Weber fand: Politische Führer brauchen Redetalent und Ausstrahlung (»Charisma«). Er beschäftigte sich übrigens nicht nur mit Berufspolitikern, sondern auch mit Berufsbeamten. Es brauche unkündbare Staatsdiener, die in ihrem jeweiligen Fachbereich qualifiziert sind und den Verwaltungsapparat am Laufen halten. Andernfalls würden wechselnde Führer ihren Unterstützern hübsche Verwaltungsposten zuschustern, und der Staat werde dann nur noch von Leuten regiert, die von der Sache keine Ahnung haben.

					 

					Alles eine große Verschwörung? Populisten benutzen gerne Verschwörungsmythen, und ihre glühendsten Anhänger sind häufig »Verschwörungsgläubige« oder, wie manche sagen, »Verschwörungstheoretiker« (das Wort »Theorie« unterstellt etwas irgendwie Wissenschaftliches, was diese Mythen aber keineswegs haben). Populisten stellen sich dann als Opfer einer vermeintlichen Verschwörung dar bzw. als Retter, die das Volk von den Verschwörern befreien.

					Ein beliebter Verschwörungsmythos von Rechtspopulisten ist der vom »Großen Austausch«. Demnach gebe es eine geheime Weltelite, eine Clique mächtiger und reicher Leute, die den bösen Plan hat, in Europa und den USA die weiße Bevölkerung gegen Menschen aus Afrika oder Asien auszutauschen. Das ist Unsinn – wer sollte das warum tun? Und wenn diese Clique so irre mächtig ist, warum kann dann jeder Depp im Internet ihre geheimen Pläne finden? Und wieso sind weltweit die Journalisten seriöser Medien nicht in der Lage, diese Pläne aufzudecken, obwohl sie sich sonst ja auch auf jeden Skandal stürzen? Doch mit Logik ist Verschwörungsgläubigen nicht beizukommen.

					Mythen sind übrigens so alt wie die Menschheit. Im Mittelalter wurden Zigtausende Frauen als Hexen verbrannt, und egal was sie zu ihrer Verteidigung sagten: Jedes Wort wurde ihnen so im Munde umgedreht, dass es als Beleg für ihr Hexenwerk herhalten konnte. Auch Juden müssen als religiöse Minderheit seit Jahrhunderten für antisemitische Mythen vom Brunnenvergiften bis zur jüdischen Weltverschwörung herhalten. Letztere hat auch Adolf Hitler behauptet, um die Judenverfolgung voranzutreiben. Dazu kurz ein Fakt am Rande: 1933, als Hitler an die Macht kam, lag der Anteil jüdischer Deutscher an der deutschen Gesamtbevölkerung bei weniger als einem Prozent. Und diese gerade mal 0,7 Prozent waren auch keineswegs alle reich, wie die Nazis behaupteten. Das zeigt, wie unheilvoll und gewalttätig Verschwörungsmythen sein können – sie stellen Realitäten auf den Kopf und lösen Hass und sogar den Wunsch nach Vernichtung aus.

					Andere Verschwörungsmythen aus der jüngeren Zeit sind ebenfalls gefährlich. Die sogenannten Reichsbürger zum Beispiel glauben nicht daran, dass die Bundesrepublik Deutschland als legitimer Staat real existiert. Deshalb akzeptieren sie geltendes Recht auch nicht. Lange Zeit hielt man »Reichsbürger« einfach für Spinner. Doch spätestens seit einer sich mit Waffen in seinem Haus verschanzte und einen jungen Polizisten erschoss, wurde klar, welche Gewaltbereitschaft dahinterstecken kann.

					Psychologen wollen herausfinden, warum manche Menschen für Verschwörungsmythen so anfällig sind. Eine Erklärung: Weil die Welt kompliziert ist und manche Ereignisse, zum Beispiel eine Viruspandemie, sehr beängstigend sind, versucht man, sich die Dinge zu erklären und zu vereinfachen. Und es ist natürlich viel leichter, daran zu glauben, dass hinter allem, was auf der Welt passiert, ein großer Plan steckt. Die Vorstellung ist für manche offenbar besser erträglich, als sich realen Katastrophen zu stellen. Psychologisch ist es ja auch immer gut, wenn man Schuldige benennen kann für das, was im eigenen Leben schiefläuft. Außerdem kann man sich so schlauer fühlen als andere: Die Mehrheit der Menschen ist aus dieser Sicht dann dumm (Verschwörungsgläubige nennen sie gerne »Schlafschafe«), sie hingegen, die Eingeweihten, haben den wahren Durchblick. Faustregel: Wenn einem von geheimen, skandalösen Dingen berichtet wird, die total krass sind und über die angeblich niemand offen reden dürfe, lohnt es sich, sehr sehr skeptisch zu sein …

					Exkurs: Rezeptbuch für Populisten und Autokraten

					Wer sich als Populist eine schöne Autokratie backen möchte, braucht einige Zutaten, die am besten auch in der angegebenen Reihenfolge verwendet werden:

						Sorge mit populistischen Methoden für gute Umfragen und Wahlerfolge.

	Mache dir deine Partei gefügig, indem du Kritiker wegmobbst und treue Gefolgsleute auf alle wichtigen Positionen setzt. Gib den einfachen Parteimitgliedern das Gefühl, dass sie dir besonders wichtig sind, und lästere über das »Parteiestablishment«.

	Das Gleiche machst du, wenn du an die Regierung gekommen bist: Enge Freunde werden Minister und Behördenchefs und bekommen wichtige Posten bei staatlichen Unternehmen.

	Schränke die Pressefreiheit ein. Wenn es einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk gibt, wandele ihn um zu regierungstreuem Staatsfernsehen und schmeiße kritische Journalisten raus. Sorge dafür, dass reiche Freunde von dir wichtige Zeitungen und Fernsehsender kaufen und dann schöne Berichte über dich liefern. Schüchtere unabhängige Journalisten ein, lass Lügen über sie verbreiten, hetze deine Anhänger auf und beschimpfe die Medien möglichst oft als »Lügner« und parteiische Aktivisten, die angeblich für die Opposition arbeiten. Oder behaupte, sie seien ausländische Agenten. Bewirke, dass die Opposition möglichst wenig Sendezeit bekommt, und schalte teure Anzeigen deiner Partei oder der staatlichen Unternehmen nur in Zeitungen oder auf Onlineseiten, die freundlich zu dir sind.

	Beschneide mit deiner Mehrheit die Rechte des Parlaments, zum Beispiel die Möglichkeit, mit Untersuchungsausschüssen der Regierung auf die Finger zu klopfen.

	Sorge dafür, dass die höchsten Posten bei Polizei, Geheimdienst und Armee von deinen Freunden besetzt sind.

	Kümmere dich nun darum, auch die Unabhängigkeit der Richter zu beschneiden. Ändere das Verfahren, nach denen Richter gewählt werden, und sorge dafür, dass deine Leute auf die wichtigen Richterposten kommen, vor allem beim Verfassungsgericht.

	Wenn es irgendwelche Probleme gibt, zum Beispiel die Wirtschaft nicht läuft: Finde Schuldige, am besten gesellschaftliche Minderheiten. Oder fang einen Streit mit einem anderen Staat an, so was lenkt auch immer schön ab und stärkt den Nationalismus in deiner Bevölkerung.

	Rühre regelmäßig um und vergiss nicht, jede deiner Handlungen immer kräftig mit Propaganda und Populismus zu würzen.





					[image: ]
				
					
						Vom respektvollen Umgang miteinander

					
					Muss man »politisch korrekt« sein? Der Begriff Political Correctness kommt ursprünglich aus den USA und ist bei uns als »politisch korrekt« in Gebrauch. Dabei geht es unter anderem darum, ein Bewusstsein für Begriffe zu schaffen, mit denen einzelne Bevölkerungsgruppen herabgewürdigt und verletzt werden, um sie letztlich aus dem Sprachgebrauch zu streichen. So wenig wie Frauen mit ordinären, sexistischen Worten betitelt werden möchten, so wenig wollen Menschen mit dunkler Hautfarbe mit Begriffen aus der Sklavenzeit erniedrigt werden. Und deutsche Staatsbürger, deren Eltern oder Großeltern aus der Türkei oder Italien nach Deutschland eingewandert sind, sind keine »Ausländer«, sondern Inländer. Deshalb ist auch der Begriff »Fremdenfeindlichkeit« diskriminierend, denn er unterstellt, dass Menschen mit einer familiären Einwanderungsgeschichte »Fremde« sind (und bleiben).

					 

					Kommt da gleich die Sprachpolizei? Der Wunsch nach politisch korrekter Sprache kann zu Verrenkungen führen, zumindest zu Formulierungen, die von vielen (Älteren) als »krampfig« empfunden und in der Alltagssprache anfangs nur von wenigen benutzt werden. An den »Migrationshintergrund« etwa mussten sich viele erst mal gewöhnen. Das machen sich insbesondere politisch Konservative zunutze, die das »korrekte Sprechen« ins Lächerliche ziehen. Sie wollen sich keinen »Sprachtabus« unterwerfen (»das wird man ja wohl noch sagen dürfen«) und schimpfen über eine »Sprachpolizei«.

					Natürlich kann man es mit korrekter Sprache auch zu weit treiben, und über den Sinn von Begrifflichkeiten lässt sich lange diskutieren. Aber es geht zunächst nicht so sehr um Verbote, sondern um Rücksichtnahme und Respekt. Populisten machen sich solche Diskussionen über Sprache gerne zunutze. Dann wird zum Beispiel behauptet, der Begriff »Weihnachtsmarkt« solle abgeschafft werden, um Muslime nicht zu diskriminieren. Das ist völliger Blödsinn, aber bei verunsicherten Menschen kann man mit solchen Lügen Wirkung erzielen.

					 

					Was genau ist Rassismus? Rassisten teilen die Menschheit in Rassen ein. Das ist wissenschaftlich Quatsch. Die moderne Genforschung hat belegt: Es gibt keine menschlichen Rassen. Unsere DNA, die Genkombination, ist bei allen Menschen weltweit nahezu identisch, die Haut- oder Haarfarbe oder die Form der Augen ist nicht mehr als ein äußerliches Merkmal. Ich kann sogar blond und blauäugig sein und trotzdem genetisch einer dunkelhäutigen Afrikanerin aus Kenia ähnlicher, als diese einer Afrikanerin aus Namibia ist. Letztlich sind wir alle Homo sapiens.

					Die Idee der Rassenunterteilung entstand erst im späten 17. Jahrhundert und wurde vor allem populär, als die Europäer anfingen, Afrika zu kolonialisieren. Irgendeinen Grund musste man ja dafür finden, andere Menschen zu entrechten und zu Sklaven zu machen. Also erfand man die Idee von höherwertigen und niederen Rassen. Es war also eher umgekehrt: Nicht Rassen führten zu Rassismus, sondern Rassismus führte zur Einteilung in Rassen. Die Nazis, die die falsche Rassentheorie zur Grundlage ihrer Ideologie machten, waren dann auch ziemlich empört über die Entdeckung der Blutgruppen Anfang des 20. Jahrhunderts. Dass ein afrikastämmiger Schwarzer einer blonden Frau Blut spenden und ihr damit das Leben retten kann, wenn beide Blutgruppe A haben, ein blonder weißer Mann hingegen nicht, wenn er eine andere Blutgruppe hat, ist für Rassenideologen eine niederschmetternde Erkenntnis.

					 

					»Race«, Ethnien und POC. Dass sich der Begriff »Rasse« so hartnäckig hält, hängt auch damit zusammen, dass viele Deutsche den englischen Begriff race falsch übersetzen. Klingt ja auch so ähnlich wie Rasse – meint aber was anderes. Wenn Engländer zum Beispiel über Pferderassen sprechen, sagen sie nicht »race« sondern »horse breed« und bringen damit auch zum Ausdruck, dass diese Rassen extra gezüchtet werden. Wenn in den USA von »race riots« die Rede ist, geht es nicht um »Rassenunruhen«. »Race« ist in den USA kein biologischer, sondern ein sozialer Begriff, und Amerikaner ordnen sich aufgrund ethnischer Herkunft oder sozialer und kultureller Merkmale bestimmten Bevölkerungsgruppen (races) zu.

					Er wird ein politischer Begriff, wenn es um Kritik an gesellschaftlichen Ungerechtigkeiten geht. So wird auch der Begriff »Schwarze« verstanden, den Menschen mit afrikanischen Wurzeln für sich selbst verwenden. Will man ihn weiter fassen und nicht nur Menschen mit afrikanischen Wurzeln, sondern zum Beispiel auch asiatischstämmige einbeziehen, sagt man People of Color, kurz: POC (ausgesprochen: pi-o-ci; Singular: Person of Color). Der Begriff umfasst alle Personen, die in ihrem Land einer ethnischen Minderheit angehören und als solche auch Ausgrenzung und Rassismus erleben.

					Im Deutschen wird dieser englische Begriff zunehmend übernommen. Ihn mit »Farbige« zu übersetzen, wäre übrigens auch nicht richtig. POC hat eine soziale Dimension, »Farbige« hingegen zielt nur auf die Hautfarbe und ist im Übrigen auch ein Begriff aus der Kolonialzeit. Diskriminierungsfrei schreibt man heute von »Schwarzen Menschen« mit großem S, in dem ebendieser soziale Aspekt aufgehoben ist.

					Der Begriff Ethnie (von altgriechisch: Volk, Volkszugehörige) umschreibt in Abgrenzung zum »Staatsvolk« eine soziale Gruppe, zu deren verbindenden Identitätsmerkmalen Herkunft, Muttersprache, Sitten und Kultur gehören können. Auch Hautfarbe und Religion kann hier mitgemeint sein. Ethnie ist aber ein wertneutraler und kein rassistischer Begriff. Und Ethnie ist nicht identisch mit Nationalität. Das kann immer wieder zu Konflikten führen, wenn unterschiedliche Ethnien auf dem gleichen Staatsgebiet leben und eine ethnische Gruppe findet, dass sie nicht genügend Eigenständigkeit hat oder gar unterdrückt wird. Darum geht es zum Beispiel bei den Konflikten zwischen Türken und Kurden oder zwischen Spaniern und Katalanen oder zwischen Franzosen und Basken.

					 

					Und jetzt auch noch gendern? Gendern kommt aus dem Englischen und bedeutet, dass kein Geschlecht (gender) durch Sprache diskriminiert werden soll. Die deutsche Grammatik hat da jedoch ein Problem, denn sie unterscheidet zwischen männlich und weiblich. Die Wörter »Mensch« oder »Person« sind zwar geschlechtsneutral, aber die meisten anderen Begriffe nicht. Manche kann man neutralisieren, so wurden zum Beispiel aus Studenten »Studierende«. Aber das geht nicht immer, »Zur-Schule-Gehende« ist kein guter Ersatz für Schülerinnen und Schüler. In der deutschen Sprache wird stattdessen bislang das generische Maskulinum benutzt (lateinisch: »allgemeine Männlichkeitsform«).

					Wenn zum Beispiel von »den Lehrern« die Rede ist, sollen damit die Lehrerinnen »mitgemeint« sein. Oder wenn es heißt: »Jeder Bürger hat das Recht …«, dann schließt das die Bürgerinnen mit ein. Das ist aber halt eher theoretisch, denn die Form selbst ist ja trotzdem eindeutig männlich. Psychologen haben herausgefunden, dass die Männlichkeitsform bei den meisten Menschen im Kopf auch tatsächlich Bilder von Männern auslöst. Zum Beispiel von Männern im Arztkittel, wenn nur von »den Ärzten« die Rede ist. Und bei Stellenanzeigen bewerben sich mehr Frauen auf einen Job, wenn in der Anzeige ausdrücklich auch die weibliche Form verwendet wird (»Suchen Ingenieur/Ingenieurin«). Das sind Argumente fürs Gendern. Nur wie macht man’s?

					Wer »gendert«, schreibt nicht: »Jeder Bürger hat das Recht …«, sondern »jeder Bürger und jede Bürgerin« oder »jede/r Bürger/in«. Statt Schrägstrich kann man auch Doppelpunkte verwenden oder einen Großbuchstaben: Bürger:in oder BürgerIn. Damit hat man zumindest die Frauen ausdrücklich miteinbezogen. Aber es gibt noch ein drittes Geschlecht, also Menschen, die weder weiblich noch männlich sind. Und Menschen, die sich der herkömmlichen Geschlechteraufteilung in Mann und Frau nicht zuordnen möchten. Um alle ausdrücklich einzubeziehen, wurde das Gendersternchen erfunden: Bürger*in. Ob man nun Sternchen oder andere Zeichen verwendet: Beim Sprechen muss man dann immer eine kleine Pause machen, ungefähr so wie bei dem Wort »Spiegelei«. Das nennt man Gender-Gap (gap = englisch für Spalt oder Lücke).

					Ob Gendern sinnvoll ist, darüber wird aktuell heftig gestritten. Als Gegenargument wird aufgeführt, dass es die deutsche Sprache und Grammatik grundlegend verändert und viele Menschen das als Zwang und Krampf empfinden. Das Gendern sei mühsam und verhunze Sprachbild und -klang. Es kann zu mühseligen Wortbildungen kommen, zum Beispiel Bürger*innenmeister*in. Und es genügt ja auch nicht, nur die Begriffe zu ändern, auch die Artikel (z.B. seine/ihre) gehören dazu. In einem Buch wie diesem kann das zu sehr länglichen Sätzen führen. Beispiel: »Der*die Kanzler*in kann von seinem*ihrem Recht Gebrauch machen, die Minister*innen auf seine*ihre Richtlinienkompetenz hinzuweisen.« Der Satz ist eh schon etwas kompliziert (was die Richtlinienkompetenz ist, besprechen wir noch) und wird durchs Gendern erst recht sperrig.

					Die Befürworter*innen dieses Vorgehens verweisen darauf, dass noch in den 1970er-Jahren eine Frau vor Gericht dafür kämpfen musste, dass sie nicht »Bürokaufmann«, sondern »Bürokauffrau« genannt wird. Das klang in den damaligen (männlichen) Ohren offenbar auch sehr drollig. Heute ist das genauso selbstverständlich wie der Begriff »Bundeskanzlerin«. Dafür musste es allerdings erst mal eine Bundeskanzlerin geben …

					Dieses Buch wurde inmitten dieser Genderdebatte geschrieben, bei der es (noch) keine Entscheidung gibt, ob sich das offizielle Deutsch verändern soll oder nicht. Stand Frühjahr 2022 empfiehlt der Rat für deutsche Rechtschreibung (er gibt das amtliche Rechtschreibe-Regelwerk heraus) noch keine Gendersternchen, und das Gendern wird auch nicht bei Abiturarbeiten verlangt. Hier in diesem Buch wird nicht konsequent gegendert, aber trotzdem darauf geachtet, nicht nur die traditionelle Männlichkeitsform zu verwenden, sondern zumindest auch die weibliche, und es wird auch möglichst oft geschlechtsneutral formuliert. Aber halt nicht immer. Bei häufig verwendeten Begriffen wie »Politiker« beispielsweise wird das generische Maskulinum benutzt, das ausdrücklich alle drei Geschlechter einbeziehen soll, auch wenn Genderbefürworter*innen das als ungenügend empfinden. Sollte sich aber in den nächsten Jahren das Gendern mehrheitlich durchsetzen, dann wird die nächste Auflage dieses Buches entsprechend umgeschrieben, versprochen!
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					Insider: LGBT

					
						LGBT ist eine englische Abkürzung, die so ins Deutsche übernommen wurde, weil die Bewegung, die gesellschaftliche Gleichberechtigung für LGBT-Angehörige fordert, in den USA entstanden ist. LGBT (für Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender) steht für alle Menschen, die nicht eindeutig heterosexuell sind und/oder nicht mit einem eindeutigen Geschlecht geboren sind und von traditionellen Partnerschaftsformen und Geschlechterrollen abweichen. Ein anderer Sammelbegriff ist der englische Begriff »queer«. Daher sagen manche auch LGBTQ. LGBT umfasst Menschen, die lesbisch, schwul, bisexuell, transgender, transsexuell oder intersexuell sind. Zu den letzten drei Begriffen vielleicht etwas Erklärung: Transgender sind Personen, die im »falschen Körper« geboren wurden; ihr Körper ist männlich, aber sie fühlen sich eindeutig als Frau oder umgekehrt. Transsexuellen geht es genauso, sie wandeln ihren Körper deshalb mit medizinischer Hilfe um. Intersexuelle haben von Geburt an männliche und weibliche Geschlechtsteile. Für alle, die nicht LGBT sind, gibt es übrigens auch einen Begriff, den LGBT-Angehörige verwenden: cisgender, kurz: cis (von lateinisch: diesseits). Das meint die traditionellen Heteros mit eindeutigem Geschlecht, die »nach der Hetero-Norm« leben.

						Die LGBT-Bewegung hat sich in Deutschland unter anderem erfolgreich dafür eingesetzt, dass es die »Ehe für alle« gibt, also auch schwule oder lesbische Paare heiraten können. Und dass jenseits der Kategorien »männlich« und »weiblich« ein »drittes Geschlecht« offiziell anerkannt wird, das man im Personalausweis eintragen lassen kann. Wer bei der Stellenausschreibung niemanden ausschließen möchte, schreibt heutzutage daher auch in die Anzeige: »Suchen Ingenieur (m/w/d)« – für männlich, weiblich, divers.

					

				


2. Kapitel

					Deutschland: So funktioniert bei uns Politik

				
					
						


Wahlkampf für Anfänger und Fortgeschrittene

					
					Kandidaten im Angebot. Es gibt ja diese Leute, die im Restaurant sehr, sehr lange auf die Menükarte starren und dann den Kellner fragen, ob sie den Schafskäse-Salat auch ohne Schafskäse haben können und bitte mit French Dressing statt Balsamico. Bei politischen Wahlen geht das leider nicht. Man muss nehmen, was angeboten wird – aber wenigstens kann man aussuchen, was auf den Tisch kommt. Mit dem Kreuzchen in der Wahlkabine (oder zu Hause, wenn man per Briefwahl abstimmt).

					Parteien versuchen im Wahlkampf möglichst vielen Menschen etwas anzubieten. Sie dürfen dabei aber nicht »profillos« werden, schließlich haben sie so etwas wie einen »Markenkern«. Auch in der Politik gilt: »Everybody’s Darling is everybody’s Depp.« Gut ist es, wenn man mit starken Spitzenkandidaten antritt. Die sind im Wahlkampf fast so wichtig wie Programme. Zwar behaupten viele Wähler, dass nur die Wahlprogramme für sie entscheidend seien, aber am Ende schauen viele doch nicht wirklich rein. Und letztlich geht es den meisten mehr um die allgemeine politische Ausrichtung, die einem entweder liegt oder nicht.

					Trotzdem lohnt es sich, die Programme genauer anzusehen, da kann man manche Überraschung erleben. Wer Lust hat, kann sich durch einen »Wahl-O-Mat« klicken, den bietet die Bundeszentrale für politische Bildung online an. Funktioniert wie ein Test, man kreuzt bei zentralen Aussagen an, ob man ihnen zustimmt oder nicht, und am Ende sieht man, wie sehr man mit den verschiedenen Parteien übereinstimmt. Wie gut das tatsächlich politische Haltungen abbildet, ist aber umstritten. Es soll Menschen geben, die dabei irritiert feststellten, dass bei ihnen FDP und Die Linke gleichauf liegen.

					 

					Die K-Frage: Starkes Zugpferd gesucht. Wenn eine Klassensprecherin oder ein Klassensprecher zu wählen ist, wissen schon jüngere Kinder instinktiv, dass es keine so gute Idee ist, dafür den Klassenclown zu nehmen. Er oder sie ist vielleicht am lustigsten und beliebt, aber wenn man jemanden braucht, der gegenüber der Lehrerschaft die ganze Klasse vertritt, entscheidet man sich doch besser für eine Person, die, sagen wir mal: etwas strebsamer ist. In der Politik ist es ähnlich: Beliebt zu sein genügt nicht, um an die Spitze einer Partei zu kommen. Und schon gar nicht genügt es, um einen Wahlkampf als Spitzenkandidat(in) zu überstehen.

					Für den Wahlkampf suchen sich alle Parteien Spitzenkandidaten. Diese Person dann Kanzlerkandidat oder -kandidatin zu nennen, ist aber nur für jene Parteien sinnvoll, die eine halbwegs reelle Chance haben, den Kanzler oder die Kanzlerin zu stellen, sonst wirkt das eher peinlich. Hat man einen amtierenden Kanzler, ist die Sache einfach: Er oder sie zieht dann wieder in den Wahlkampf. Muss eine Partei hingegen jemanden neu küren, kann das ganz schön kompliziert werden. Deshalb spricht man hier von der K-Frage: Wer wird Kandidat? Anders als bei der Wahl von Parteichefs und anderen hohen Posten gibt es dafür kein vorgeschriebenes Verfahren. Das kann zu chaotischen Kämpfen führen, wenn mehrere Leute den Job wollen.

					Wer Spitzenkandidat oder sogar Kanzlerkandidat werden will, braucht zunächst mal viele Unterstützer in der eigenen Partei – Leute, die einen schon länger kennen, die einem vielleicht auch etwas verdanken und die glauben, dass man ihre Haltungen vertritt, was bei unterschiedlichen Parteiflügeln nicht so einfach ist. Manche Parteien suchen sich deshalb gleich ein Spitzen-Duo, um verschiedene Bedürfnisse abzudecken. Das funktioniert aber nur, solange man sich keine Hoffnung aufs Kanzleramt macht. Denn Kanzler(in) kann ja nur ein einziger Mensch werden.

					Nicht ganz unwichtig ist der Zeitpunkt, an dem eine Partei die K-Frage klärt, denn sobald die Person feststeht, stürzen sich die politischen Gegner auf sie und graben so lange, bis sie etwas Negatives finden. Deshalb kann es klug sein, mit der Beantwortung der K-Frage zu warten. Etwa so wie beim Fußball, wo man mit seiner Aufstellung nicht zu früh herausrücken sollte. Außerdem haben die Kandidaten dann auch nicht so viel Zeit, um Fehler zu machen. Je länger die Strecke ist, desto mehr Stolpersteinen und Fettnäpfchen begegnen sie unterwegs.

					Die Spitzenkandidaten fürs Kanzleramt müssen nicht zugleich Parteichefs sein. Sollte man tatsächlich Kanzler(in) werden, kann es dann allerdings problematisch werden, wenn jemand anders die Partei anführt. Da entsteht nämlich schnell die Situation, dass die Parteiführung auf Distanz geht zu Dingen, die im Kanzleramt entschieden wurden. Die Kanzler Gerhard Schröder und Angela Merkel haben am Ende ihrer Kanzlerschaft das Amt des Parteichefs sogar aufgeben müssen, weil es so viele Unzufriedene in ihren Parteien gab. In beiden Fällen war das ein Zeichen dafür, dass ihre Macht bröckelte. Bei Frau Merkel wusste die Partei, dass sie nicht noch einmal als Kandidatin antritt, da ist es auch nicht so schlimm – dachte man wohl –, wenn wir sie schon jetzt ein bisschen entmachten. Für neue Kanzlerkandidaten ist es hingegen schädlich, wenn der Eindruck entsteht, dass die eigenen Leute nicht so richtig hinter einem stehen.

					Neben der Partei spricht auch die Fraktion, also die Gruppe der Abgeordneten einer Partei im Parlament, ein gehöriges Wort mit bei der Kandidatenkür. Die Abgeordneten wollen vor allem eines: ihre Jobs behalten. Wenn bei der Wahl Stimmen verloren gehen, dann verlieren auch Abgeordnete ihre Sitze. Nicht jeder ist gut abgesichert. Es hat schon Abgeordnete gegeben, die sich mit Gelegenheitsjobs durchschlagen mussten und sogar putzen gingen, nachdem sie aus dem Parlament geflogen waren. Entsprechend groß ist in der Fraktion die Angst, bei der Wahl der Spitzenkandidaten aufs falsche Pferd zu setzen. Sie wollen nicht unbedingt ein Zugpferd, das allen in der Partei gefällt, sondern eines, das möglichst viele Wählerstimmen anzieht.

					Als vor der Bundestagswahl 2021 bei der Union ein Zweikampf zwischen Armin Laschet von der CDU und Markus Söder von der bayerischen CSU entbrannte, spielte Söder genau mit dieser Angst. Er stand in den Umfragen viel besser da als Laschet und warb damit bei den Abgeordneten: Für sie gehe es »um Gewinn oder Verlust ihrer Wahlkreise«. Das hat viele Unions-Abgeordnete beeindruckt. Am Ende entschieden dann aber nicht die Parlamentarier, sondern die Führungsleute der CDU im Parteivorstand: Sie wollten sich nicht die Blöße geben, ihren eigenen Parteichef zurückzuziehen, um der kleineren Schwesterpartei den Vortritt zu lassen. Dem war ein dramatischer nächtlicher Showdown zwischen den beiden Kandidaten vorangegangen. Die spannendsten Dinge passieren eh im Dunkel der Nacht, dazu kommen wir später in diesem Buch noch ausführlicher.

					Die richtige Person für die Spitzenkandidatur auszuwählen, kann ganz schön danebengehen, und da ändert sich die Einschätzung manchmal auch rasant. Im Wahlkampf 2021 war das besonders eindrücklich. Die SPD mit Olaf Scholz startete in den Umfragen bei kläglichen 14 Prozent. Man machte sich sogar lustig darüber, dass er sich überhaupt »Kanzlerkandidat« nannte. Die Grünen hingegen waren in einem solchen Höhenflug, bei über 20 Prozent, dass sie erstmals eine Kanzlerkandidatin aufstellten. Die Union wiederum war sich ziemlich sicher, dass sie das Kanzleramt von Angela Merkel quasi »erben« würde. Am Ende kam es ganz anders. Olaf Scholz machte das Rennen. Innerhalb weniger Monate hatte sich das Blatt gründlich gewendet.

					[image: ]
					In den USA gibt es aufgrund des Wahlsystems immer nur zwei Kandidaten, die im Präsidentschaftswahlkampf gegeneinander antreten. Und es gibt dort schon seit vielen Jahrzehnten die Tradition, dass diese beiden Kandidaten in einer Art Sondertalkshow im Fernsehen aufeinandertreffen. Ein bisschen wie bei altertümlichen Duellen: »Wir treffen uns im Morgengrauen auf der Wiese, und wer schneller und präziser schießt, gewinnt.« Da schaut dann die ganze Nation zu, fast so wie bei großen Sportereignissen. In Deutschland wurde das kopiert. 2002 luden die großen deutschen Fernsehsender erstmals zum Kanzlerduell. Im Wahlkampf 2021 gab es nicht mehr nur zwei, sondern drei Kandidaten, die Chancen auf eine Kanzlerschaft hatten. So wurde aus dem Duell ein »Triell«, ein Dreikampf.

					Insider: Amtsbonus und Wechselstimmung

					
						Viele Oppositionsparteien sind schon daran verzweifelt: Sie hatten passende Kandidaten, die richtigen Themen und haben auch während des Wahlkampfs eigentlich keine groben Fehler gemacht. Und trotzdem kamen sie nicht gegen den Amtsbonus des oder der Regierenden an. Ist man erst mal im Amt und macht seine Sache halbwegs ordentlich, ist die Wahrscheinlichkeit ziemlich hoch, wenigstens einmal wiedergewählt zu werden. Viele Wähler sind nämlich gar nicht so scharf darauf, ständig eine neue Mannschaft präsentiert zu bekommen. Da nimmt man lieber, was man kennt – »da weiß man, was man hat«. Der Amtsbonus schwindet aber irgendwann, Wahlforscher sprechen dann von einer Wechselstimmung im Volk. Bundeskanzler Helmut Kohl zum Beispiel überzog, als er nach 16 Regierungsjahren noch einmal antrat. Er hatte unterschätzt, dass die Leute seiner überdrüssig geworden waren und bereit für etwas Neues.

					

					Im Katastrophen-Modus. Man kann einen Wahlkampf toll durchorganisieren, sich Werbefilme, Plakate, Programm und so weiter ausdenken – und dann passiert plötzlich etwas, womit keiner gerechnet hat. Die 2013 infolge der europäischen Finanzkrise als Anti-Euro-Partei gegründete AfD zum Beispiel hatte nach Abklingen dieser Krise eigentlich kein zugkräftiges Thema mehr. Da folgte die Flüchtlingskrise von 2015, die der damalige AfD-Chef Gauland offenherzig als »Geschenk« für die rechtspopulistische Partei bezeichnete. 2017 zog die AfD erstmals in den Bundestag ein.

					In der deutschen Politik haben schon mehrfach schlimme Flutkatastrophen eine große Rolle für die politische Stimmung gespielt. Ein späterer Kanzler, Helmut Schmidt von der SPD, wurde in den 1960er-Jahren als junger Politiker überhaupt erst berühmt, weil er bei einer großen Flut in Hamburg die Hilfe sehr gut organisierte. Ohne diese Geschichte wäre er vielleicht später nie Kanzler geworden. Und über den SPD-Kanzler Gerhard Schröder sagt man bis heute, dass er seine Wiederwahl 2002 der großen Flut in Ostdeutschland zu verdanken hatte. Schröder zog im Wahlkampf seine Gummistiefel gar nicht mehr aus und versenkte seinen bayerischen Konkurrenten Edmund Stoiber quasi im Hochwasser der Elbe. Sollte Stoiber als Kanzlerkandidat aus Bayern anreisen und durch den ostdeutschen Schlamm laufen? Da hätte man ihm schnell »Katastrophentourismus« vorgeworfen und dass er das Leid der Opfer für seinen Wahlkampf benutzt. Bei Schröder gab es den Vorwurf nicht, der hatte sich als Kanzler schließlich von Amts wegen zu kümmern. Er machte das gut und hemdsärmelig bzw. gummistiefelig. Schröders Sympathiewerte stiegen steil an.

					Im Wahlkampf 2021 gab es wieder eine Flut, diesmal in Westdeutschland. Der CDU-Kanzlerkandidat Armin Laschet machte da keine so gute Figur, obwohl er als Ministerpräsident des betroffenen Bundeslandes Nordrhein-Westfalen eine große Bühne gehabt hätte. Auf der stand er aber blöderweise einmal in Lederslippern statt Gummistiefeln oder anderem geeigneten Schuhwerk (Kanzlerin Merkel neben ihm hatte zünftige Goretex-Schuhe an). Und dann lachte er auch noch in einer unpassenden Situation, ohne zu bedenken, dass die TV-Kameras auch auf ihn gerichtet waren, während der Bundespräsident den Flutgeschädigten sein Beileid aussprach. Ein unbedachter Moment kann einen Kopf und Kragen kosten. Krisen und Katastrophen, ob Hochwasser, Waldbrände, Pandemien oder Terroranschläge, sind jedenfalls unberechenbare Situationen, in denen sich Politiker beweisen müssen – erst recht, wenn gerade Wahlkampf ist. Manche wachsen dann über sich hinaus, andere schrumpfen.

					 

					Wahlversprechen: Das Blaue vom Himmel? Viele Wählerinnen und Wähler ahnen: Was ihnen da in den Wahlprogrammen so alles versprochen wird, ist manchmal nicht mehr als eine Absichtserklärung. Aber in der Politik ist es wie in der Werbung: Das Produkt muss verkauft werden. Wer das jetzt schnöde findet, kann kurz innehalten für einen Selbsttest: Angenommen, ich suche ein Hotel für den Urlaub und habe zwei zur Auswahl, die beide gleich günstig sind. Das eine bietet eine »wunderschöne, kuschelige Wellness-Oase«, das andere schreibt: »Wir haben im Keller eine kleine Sauna, die kostet aber extra.« Für welches Hotel entscheide ich mich? Selbst wenn ich weiß, dass ich für kleines Geld mit Sicherheit keine »wunderschöne Wellness-Oase« bekomme, bleibt das Prinzip Hoffnung. Könnte ja doch sein … Wahlprogramme nur als heiße Luft zu bezeichnen, wäre aber auch falsch. In der Regel wird nämlich durchaus einiges umgesetzt oder zumindest in Teilen verwirklicht.

					Ob die Wähler sich bei der nächsten Wahl daran freudig erinnern, steht auf einem anderen Blatt. Politiker machen jedenfalls immer wieder die Erfahrung, dass ihnen allzu viel Ehrlichkeit vor Wahlen nicht gedankt wird. Zu sagen, dass man wahrscheinlich Steuern erhöhen muss, um genug Geld für all seine Pläne zu haben, ist für Wahlkämpfer eine ganz schlechte Idee. Außer man begrenzt die Steuererhöhungen auf eine kleine Minderheit, zum Beispiel »die Reichen«, das kann dann bei vielen doch gut ankommen. Schlechte Erfahrungen machten die Grünen im Wahlkampf 2013 mit dem Veggie-Day (einmal die Woche in allen Kantinen nur vegetarisches Essen anbieten) oder ihrer Forderung nach einem Tempolimit auf Autobahnen. »Umweltbewusst« wollen zwar viele gerne sein, dafür aber wirklich etwas aufgeben zu müssen, was man gerne macht, ist dann doch nicht mehr so toll.

					Der »Veggie-Day« ist auch ein gutes Beispiel dafür, wie im Wahlkampf ein eher unwichtiges Thema plötzlich zu Riesendiskussionen führt. Dass Randthemen hochgezogen werden, passiert nicht einfach so. Alle Wahlkämpfer haben Wahlkampfzentralen, in denen die politischen Gegner permanent beobachtet werden. Und wenn da einer was sagt, das sich zum eigenen Nutzen ausschlachten lässt, stürzen sich alle drauf. Besonders geeignet sind Themen, die »emotionalisieren«. Ob man Fleisch essen sollte, ist ein Thema, bei dem schnell die Gefühle hochkochen, wie viele Familien wissen, bei denen der Currywurst-Fan mit der Veganerin am Esstisch sitzt. Lustigerweise gibt es in Haushalten, die eher CDU/CSU als die Grünen wählen, längst einen »Veggie-Day«: Traditionell wird bei strenggläubigen Katholiken freitags kein Fleisch gegessen. Ähnlich halten es Menschen, die nach orthodoxem Glauben leben. Für Wahlkämpfer spielen solche Überlegungen aber gar keine Rolle, Hauptsache, es bietet sich die Gelegenheit, dem Gegner mit dem Vorwurf »Verbotspartei« eins draufzugeben.

					Zu nicht gehaltenen Wahlkampfversprechen muss man fairerweise sagen: In der Regel regiert keine Partei allein, es gibt fast immer Koalitionen aus mindestens zwei Parteien, und da kann man nicht nur sein eigenes Programm durchziehen. Um sich dafür zu rechtfertigen, dass man leider, leider diverse Versprechen nicht umsetzen konnte, verweisen Politiker aber auch gerne darauf, dass sie nach der Wahl erst mal Kassensturz gemacht und bedauernd festgestellt hätten, was alles nicht geht. Das ist natürlich Quatsch. Öffentliche Finanzen sind nicht geheim, man kann sich natürlich schon vor der Wahl überlegen, ob für die schönen Versprechen überhaupt genug Geld da ist.

					 

					Häuserkampf und Plakat-Guerilla. Der Wahlkampf in Deutschland ist immer noch ziemlich analog. In einem kräftezehrenden Marathon ziehen die Kandidaten quer durchs Land, treten auf Marktplätzen und in Veranstaltungshallen auf und besuchen die Stände, an denen ihre Helfer das Wahlprogramm und manchmal auch Blumen oder Schokolade verteilen und die Bürger im direkten Gespräch von ihrer Partei zu überzeugen versuchen. Das geht auch, indem man von Haustür zu Haustür zieht, klingelt und sich persönlich vorstellt. Nicht nur prominente Spitzenleute, auch die einfachen Wahlkreiskandidaten machen das. Im direkten Gespräch kann man eine Menge erreichen, aber es kostet auch sehr viel Zeit und Kraft. Diskussionen mit realen Bürgern können ziemlich anstrengend sein, und manchmal wird man auch übel beschimpft.

					Darüber hinaus werden zig Interviews in den Medien gegeben, das beginnt früh in den Morgensendungen und geht bis in den späten Abend, wenn die Nachrichtenmagazine und Talkshows im TV besonders viele Zuschauer haben. Hinzu kommt das Kleben von Plakaten und die Produktion von Videos. Das Plakatekleben ist übrigens straff organisiert. Es gibt einen behördlich festgelegten Termin, ab dem man loslegen kann, oft richtige Rangeleien um die besten Plätze und auch Geschimpfe, wenn eine Partei in der Dunkelheit der Nacht heimlich früher loslegt.

					In den letzten vier Wochen vor der Wahl werden im Fernsehen Wahlkampfspots ausgestrahlt. Die TV-Sender sind dazu rechtlich verpflichtet und dürfen nicht auswählen, was ihnen gefällt oder nicht. Auch Social Media spielen eine große Rolle, dafür braucht man viele Leute, die das »bespielen« (vor allem junge Leute, die können das oft besser). Für die Slogans, Plakate und Werbevideos werden professionelle (Werbe-)Agenturen beauftragt. Die inhaltlichen Strategien müssen die Parteien natürlich selbst festlegen, dabei spielen die Generalsekretäre und Geschäftsführer der Parteien eine große Rolle. Manchmal werden aus der Partei noch zusätzliche Wahlkampfmanager bestimmt. Bei allen Parteien geht immer mal etwas schief. Gerade Plakate (auf Papier oder digital) können für unfreiwillige Komik sorgen. Im Wahlkampf 2021 hat die nationalistische AfD ihren Slogan »Hol dir dein Land zurück« versehentlich auf ein Foto mit dem Schweizer Matterhorn gelegt. Kam in der Schweiz nicht so gut an – und sorgte in Deutschland für Spott.

					Für die Spitzenkandidaten gehören die Wochen vor der Wahl zu den wahrscheinlich stressigsten in ihrem Berufsleben (außer sie schaffen es ins Kanzleramt – dann geht der Stress erst richtig los). Sie treten jeden Tag an Orten auf, in denen sie häufig noch nie waren, müssen aber allen das Gefühl geben, dass sie genau wissen, was dort so los ist und mit wem sie es zu tun haben.

					 

					Wer bezahlt eigentlich den Wahlkampf? Wahlkämpfe sind ganz schön teuer. In den USA müssen die Präsidentschaftskandidaten deshalb erst mal Leute finden, die ihnen dafür Geld geben. Logisch, dass große Spender dann auch eine gewisse Dankbarkeit erwarten, zum Beispiel in Form eines Gesetzes, das ihrer Wirtschaftsbranche nutzt. Deshalb hat man in Deutschland beschlossen, dass die Parteien (neben ihren Mitgliedsbeiträgen) nicht nur von privaten Finanzmitteln abhängig sein sollen, sondern auch vom Staat unterstützt werden. Dafür gibt es ein relativ kompliziertes System aus Zuschüssen. Das soll auch für eine gewisse Chancengleichheit sorgen, damit Parteien, die eher ärmere Wähler vertreten, nicht ganz so stark benachteiligt sind. Außerdem gelten für Spenden einige Auflagen und größere Beträge müssen offengelegt werden.

					Allerdings versuchen Parteien bzw. deren Spender manchmal, das zu unterlaufen. Etwa indem Spenden gestückelt werden, damit es so aussieht, als käme das Geld von vielen Einzelpersonen. Dabei war es in Wahrheit ein einzelner reicher Gönner, der anonym bleiben will. Solche Spendenskandale hat es in der Bundesrepublik immer wieder gegeben. Außerdem gründen Parteien gerne Stiftungen. Das eröffnet zusätzliche Geldquellen – ganz legal. Solche Stiftungen tragen oft den Namen berühmter Parteimitglieder. Die CDU beispielsweise nannte ihre Stiftung Konrad-Adenauer-Stiftung, nach ihrem ersten Bundeskanzler. Das Tolle daran: Für diese Stiftungen zahlt der Staat, weil sie »für die politische Bildung arbeiten«. Das tun sie auch, aber halt im Sinne ihrer Partei. Übrigens nicht nur in Deutschland, sondern auch im Ausland. Voraussetzung für die finanzielle Förderung ist, dass einer Partei zum zweiten Mal der Einzug in den Bundestag gelungen ist.

					 

					Strategien: Aufstellung und Taktik. Ein berühmter niederländischer Fußballer hat mal gesagt: »Fußball ist ein Spiel aus Fehlern. Wer die wenigsten Fehler macht, gewinnt.« Das lässt sich auf politische Wahlkämpfe übertragen. Manchmal ist es für Kandidaten die beste Strategie, einfach zuzuschauen, wie sich die Gegner verstolpern. Klugerweise haut man dann auch nicht drauf und macht sich hämisch lustig darüber, das würde nur dazu führen, dass das gegnerische Lager enger zusammenrückt. Besser, man schweigt vornehm und schaut zu, wie die anderen sich über sich selbst ärgern und ihre Abwehr schwächen.

					Aber nur auf die Fehler der anderen zu setzen, wäre auch zu wenig. Wie beim Fußball braucht man im Wahlkampf eine Aufstellung und taktische Konzepte. Zu den wichtigsten Wahlkampfstrategien gehört es, Menschen möglichst zielgerichtet anzusprechen. In den USA gibt es bereits den »gläsernen Wähler«. Dort haben die Parteien (aufgrund des Wahlsystems und anderen Datenschutzregeln) viel mehr Daten über das Wahlvolk. Sie wissen genau, in welchen Straßen wer wie bisher gewählt hat und ob es sich lohnt, diese Leute bei Hausbesuchen direkt anzusprechen oder sie über Social Media zu kontaktieren.

					Die US-Republikaner zum Beispiel haben in überwiegend von wohlhabenden weißen Amerikanern bewohnten Vororten Nachrichten über Facebook verschickt, in denen sie behaupteten, die gegnerische Partei der Demokraten hätte vor, in genau dieser Nachbarschaft möglichst viele Sozialwohnungen für Schwarze zu bauen. Es wurde also mit rassistischen Vorurteilen gespielt, um Wählerstimmen zu bekommen. Das ist eine sehr zielgerichtete Taktik mit speziellen Slogans für einzelne Stadtviertel. So weit sind wir in Deutschland noch nicht. Aber auch die deutschen Parteien versuchen, über Social Media bestimmte Wählergruppen mit gezielten Botschaften zu erreichen. Bei jungen Nutzern ploppen dann zum Beispiel andere Wahlkampfspots auf als bei älteren.

					Insider: Microtargeting

					
						Diese digitale Wahlkampftechnik wird so individuell wie möglich auf einzelne Wähler zugeschnitten. Microtargeting heißt so viel wie: auf kleinste Bereiche zielen. Da geht’s dann nicht mehr nur um Geschlecht oder Einkommen oder Wohnort. Ein Beispiel: Jemand, der gerade online eine Wohnung sucht und sich durch Immobilienangebote für preiswerte Wohnungen surft, bekommt gezielt eine politische Werbebotschaft geschickt: »Wir sorgen dafür, dass Mieten endlich sinken.« Derart zielgerichtete Kampagnen setzen voraus, dass Wahlkampfmanager an entsprechende Daten kommen, ähnlich wie Firmen, die für ihre Autos oder Turnschuhe Werbung machen. Das kennt man ja: Hat man eine Zeit lang Infos über Autos gegoogelt oder bei Amazon Turnschuhe bestellt, sieht man plötzlich jede Menge Auto- oder Turnschuhwerbung. Verglichen mit den USA sind die deutschen Parteien da noch zurückhaltend – aber der Trend geht in diese Richtung.

					

					Wechselwähler und Stammwähler. Die Parteien wissen, dass ihre echte Fanbase begrenzt ist. Nur mit den superüberzeugten Anhängern bekommt man nicht genug Stimmen zusammen. Also setzen sie auf Wechselwähler. Sie sind das Gegenteil von Stammwählern. Stammwähler fühlen sich einer Partei fest zugehörig, sind vielleicht sogar Mitglieder. Sie wählen fast immer dieselbe Partei, und wenn sie mal wechseln, dann zu einer, die sie als sehr ähnlich empfinden. CDU-Stammwähler machen ihr Kreuz auch mal bei der FDP und SPD-Stammwähler gelegentlich bei den Grünen. Manchmal nur aus taktischen Gründen, weil man sicher sein will, dass die kleinere Partei als möglicher Koalitionspartner genug Stimmen bekommt. Echte Wechselwähler hingegen springen über alle »Lager« hinweg. Und sie wechseln auch nicht nur ausnahmsweise, sondern stehen eigentlich bei jeder Wahl vor der Frage: Und was wähle ich dieses Mal? Für Parteien sind sie im Wahlkampf sehr interessant, weil man eine größere Chance hat, sie für sich zu gewinnen. »Stammkunden« der Konkurrenz abzuwerben, ist schwerer. Wechselwähler sind aber auch schlechter einzuschätzen und ändern ihre Meinung oft sehr kurzfristig.

					 

					Wählermobilisierung und Feindbeobachtung. Besonders wichtig sind auch jene Wähler, die eigentlich einer Partei zugeneigt sind, aber möglicherweise den Gang ins Wahllokal zu beschwerlich finden. Sie dazu zu ermuntern, nennt man Wählermobilisierung. Das Gegenteil davon gibt es auch – die asymmetrische Demobilisierung. Schwieriger Begriff, aber gar keine so schwierige Taktik. Beim Fußball würde man sagen: Lass den Gegner sich müde laufen. Eine wahlkämpfende Partei hält sich dann mit steilen Thesen und Versprechungen zurück, geht jedem Streit aus dem Weg und tritt niemandem auf die Füße. Und übernimmt heimlich, still und leise Themen anderer Parteien, um sie »abzuräumen«. Umweltschutz, Frauenquote – dass konservative Parteien solche ursprünglich eher linken oder grünen Forderungen in ihre Programme übernommen haben, ist Teil dieser Strategie.

					Letztlich will man damit erreichen, dass die Gegner ihre Wähler nicht motiviert bekommen. Es fehlt an »Aufregern«, die einen dazu treiben, zur Wahl zu gehen. Der früheren Kanzlerin Angela Merkel wurde von Wahlforschern nachgesagt, dass sie diese Wahlkampfstrategie mehrfach gezielt verfolgte. Dazu passte jedenfalls 2009 der Slogan auf ihrem Wahlplakat: »Sie kennen mich.« Der allererste Bundeskanzler der (westdeutschen) Bundesrepublik, Konrad Adenauer, hatte in den 1950er-Jahren mal ein ähnliches Plakat drucken lassen: »Keine Experimente«.

					Wahlkämpfer entwickeln nicht nur eigene Strategien, sondern betreiben auch permanente »Feindbeobachtung«. Sie lauern darauf, wo sich die Konkurrenz in ihren Themen oder Aussagen angreifbar macht. Die Doktorarbeit nicht korrekt geschrieben? Nebeneinkünfte nicht angegeben? Die Putzfrau nicht angemeldet? Irgendwo einen dummen Spruch abgelassen? Das wird im Wahlkampf ausgenutzt.

					[image: ]
					Goldene Regel für Parteien, die Regierungsmacht wollen: Wahlen werden »in der Mitte« gewonnen. Das spricht eher gegen radikale Slogans. Für kleinere Parteien, die überhaupt erst mal in den Bundestag einziehen müssen, gilt das so nicht. Es kann sogar im Gegenteil klug sein, das zu nehmen, was jenseits der breiten Mitte übrig bleibt, also zum Beispiel möglichst radikal denkende Wähler anzusprechen, die anderswo keine Gleichgesinnten finden. Oder es kann taktisch sinnvoll sein, bestimmte Berufs- und Einkommensgruppen besonders im Blick zu haben. Die FDP hat sich in ihrer Parteigeschichte meistens stark auf Selbstständige und Unternehmer konzentriert und wurde deshalb sogar als Partei der »Besserverdienenden« bezeichnet (sie selbst nennt das lieber »Leistungsträger«).

					Insider: Negative Campaigning

					
						Wenn man dem Gegner auf üble Weise Schlechtes nachsagt, dabei eventuell auch grob Falsches behauptet und Hass schürt, führt man einen Diffamierungswahlkampf. Auch beim Negative Campaigning betont man nicht, wie toll die eigenen Ziele und Personen sind, sondern konzentriert sich darauf, die Gegner schlechtzumachen. Zum Beispiel, indem man Ängste schürt, was alles Negatives passieren wird, wenn sie an die Macht kommen. Negative Campaigning betreibt ein Stück weit jede Partei, auch in Deutschland. Die Grenze zur Diffamierung, oder wie die Österreicher sagen: zum »Schmutzkübel-Wahlkampf«, ist aber schmal. Dagegen ist es schon wieder harmlos, wenn man nur lauter schöne Versprechungen macht, die man am Ende nicht einhält.

					

				
					
						Deutsches Wahlrecht: Zwei Stimmen zu vergeben

					
					Lokaltermin. Endlich 18 und zum ersten Mal bei einer Bundestagswahl. Den meisten macht das Abstimmen im Wahllokal (oft in Schulgebäuden) übrigens mehr Spaß als eine Briefwahl allein daheim. Französische Soziologen haben sogar herausgefunden, dass die Wahlbeteiligung nicht steigt, wenn man es den Wählern möglichst bequem macht und Onlinewahlen von zu Hause anbietet. Das Gefühl, mit Millionen anderen an einem nationalen Event teilzunehmen und dafür das Haus zu verlassen, bleibt offenbar für viele eine schöne Motivation.

					 

					Zweitstimme ist Kanzlerstimme. Da steht man nun also am Wahlsonntag in der Kabine und stellt fest: Der Wahlzettel ist nicht nur lang, er hat auch noch zwei Spalten. Für Erststimme und Zweitstimme. Das wurde in der Bundesrepublik 1953 so eingeführt – und vielleicht war diese Namensgebung keine gute Idee. Bis heute fällt es vielen schwer, sich zu merken, dass die Zweitstimme die wichtigere ist, obwohl sie nur an zweiter Stelle steht. Sie ist wichtiger, weil man mit ihr bestimmt, wer regieren soll. Der Slogan »Zweitstimme ist Kanzlerstimme« kann hier als Eselsbrücke dienen. Die Zweitstimme entscheidet nämlich, wie viele Sitze eine Partei im Bundestag bekommt. Aus Stimmen werden sozusagen Stühle. Dies im Detail auszurechnen, ist höhere Mathematik, das müssen wir hier nicht genauer beackern. Wichtig ist: Wenn am Wahlabend auf dem Fernsehschirm die vielen farbigen Balken hochploppen und die Prozente sich auf die Parteien verteilen, dann sind das die Zweitstimmen, die da gezählt wurden.

					Um aber überhaupt in den Bundestag einzuziehen, braucht man mindestens 5 Prozent der Stimmen, man muss es über die Fünfprozenthürde schaffen. Wer die Latte reißt, bleibt draußen. (Es gibt aber Ausnahmen, dazu kommen wir gleich noch.) Das wurde so festgelegt, um zu verhindern, dass reihenweise Splitterparteien im Parlament sitzen, die eine Mehrheitsfindung blockieren. Diese schlechte Erfahrung hatte man in der ersten deutschen Demokratie gemacht, der Weimarer Republik (1918–1933).

					Wenn es auf die Zweitstimme ankommt, wozu braucht’s dann überhaupt noch die Erststimme? Die Idee dahinter ist, dass man die Kandidaten in seinem Wahlkreis am besten kennt und hier Personen gewählt werden, die vor Ort wirklich nah dran sind an den Bürgern. Vielleicht stimmt man dann für jemanden, den man gut findet, obwohl man eigentlich kein Anhänger von dessen Partei ist, oder wählt sogar jemanden, der gar keiner Partei angehört, einen Einzelbewerber oder eine Einzelbewerberin. Das ist möglich, wenn auch nicht allzu wahrscheinlich – die Wähler machen ihr Kreuz für Erst- und Zweitstimme überwiegend bei derselben Partei und schauen sich die Kandidaten in ihrem Wahlkreis nicht so genau an oder kennen sie gar nicht. Die Erststimmen gehen jedenfalls direkt an die Kandidaten in den insgesamt 299 Wahlkreisen, und wer den Wahlkreis mit relativer Mehrheit der Stimmen gewinnt, zieht ohne weitere Umwege in den Bundestag ein. Per Direktmandat.

					Übrigens selbst dann, wenn die eigene Partei an der Fünfprozenthürde scheitert. Notfalls sitzt man da ganz allein oder zu zweit, das hat es tatsächlich schon gegeben. Oder eine Partei hat mit der Erststimme mehr Sitze gewonnen als ihr per Zweitstimmenverteilung eigentlich zusteht. In dem Fall werden für diese Überhangmandate ein paar Stühle dazugestellt. Deshalb lässt sich vor einer Bundestagswahl auch nie sagen, wie viele Abgeordnete genau am Ende im Parlament sitzen werden.

					Gäbe es nur die Erststimme und würden in sämtlichen Wahlkreisen die Kandidaten einer ausgedachten »Rosa Partei« gewinnen, wäre der ganze Bundestag rosa. Optisch vielleicht ganz hübsch, aber nicht das, was man sich in einer Demokratie wünscht. Kleine Parteien, die sich vielleicht erst gegründet haben und deren Kandidaten nur selten einen Wahlkreis direkt gewinnen, wären gar nicht vertreten. Hier kommt die Zweitstimme ins Spiel. Denn nur die erste Hälfte der Bundestagsabgeordneten wird mit der Erststimme direkt gewählt. Die zweite Hälfte der Parlamentssitze wird nach der Verteilung der Zweitstimmen aufgefüllt. Bekommt die Rosa Partei 10 Prozent der Stimmen, hat sie das Recht auf einen entsprechenden Anteil der Sitze im Bundestag, selbst wenn sie bei den Erststimmen keinen einzigen Wahlkreis gewonnen hat. Deshalb nennt man das Verhältniswahl.

					Unser deutsches Wahlrecht ist also eine Kombi aus Mehrheitswahlrecht (nur eine Person kann gewinnen) und Verhältniswahlrecht (Sitzverteilung nach Prozenten). Dafür gibt es dann auch einen schönen langen Begriff: personalisiertes Verhältniswahlrecht. Als Angeber-Vokabel zum Abspeichern.

					Den fertig ausgefüllten Wahlzettel steckt man in einen Umschlag, klebt ihn zu und wirft ihn dann durch einen schmalen Schlitz in eine geschlossene Box, die Wahlurne. Wer nur Herzchen oder Strichmännchen auf den Wahlzettel krakelt und gar kein Kreuz macht, fällt unter die »ungültigen Stimmen«.

					 

					Listenabgeordnete: Kampf um die besten Plätze. Per Verhältniswahl wird also bestimmt, wie viele Abgeordnete eine Partei in den Bundestag schickt. Aber wer genau nimmt da auf den Sitzen Platz? Dafür erstellen die Parteien Namenslisten, damit schon vorher klar ist, welche Leute in welcher Reihenfolge zum Zuge kommen. Und zwar jeweils pro Bundesland, deshalb heißen sie Landeslisten. Wer ganz oben auf einer Liste steht, hat natürlich die besten Chancen, in den Bundestag einzuziehen. Auf den hinteren Listenplätzen wird es schwer, da kommt man nur rein, wenn die Partei besser als erwartet abschneidet. Um die Listenplätze gibt es entsprechend ein Hauen und Stechen.

					Im Parlamentsbetrieb macht es keinen Unterschied, ob man über Landeslisten in den Bundestag eingezogen ist oder einen eigenen Wahlkreis direkt gewonnen hat. Psychologisch ist das trotzdem nicht dasselbe. Die Wahlkreis-Parlamentarier, die durch die Erststimmen direkt gewählt wurden, sind darauf schon auch stolz …

					Wie man solche Listen erstellt, ist übrigens sehr genau festgelegt. Die Parteien dürfen da nicht einfach rummauscheln, sondern müssen sich an demokratische Regeln halten und alle möglichen Formalien beachten. Das kann auch mal schiefgehen – im schlimmsten Fall passiert es sogar, dass eine Partei in einem Bundesland nicht zur Wahl zugelassen wird. Den Grünen ist das 2021 im Saarland passiert. Entschieden wird so etwas vom Bundeswahlausschuss. Der überwacht, dass sich alle Parteien im Wahlkampf an die Regeln halten, und nach der Abstimmung verkündet sein Chef, der Bundeswahlleiter, das amtliche Endergebnis.

					Insider: Ausgleichsmandate

					
						Wenn eine Partei mehr Wahlkreise direkt gewonnen hat, als ihr im Bundestag an Sitzen eigentlich zustehen würde, gibt es nicht nur für diese Parlamentarier Extrastühle, also Überhangmandate. Auch allen anderen Parteien werden Stühle dazugestellt, damit das Gesamtbild wieder stimmt; sonst würde ja das Zweitstimmen-Ergebnis verzerrt. Diese Plätze werden über die Landeslisten aufgefüllt. Große Freude bei denen, die dann unverhofft noch zum Zuge kommen. Und wenn eine Partei mindestens drei Wahlkreise mit der Erststimme direkt gewonnen hat, kann das Anlass zu noch mehr Freude sein. Selbst wenn sie bei den Zweitstimmen unter 5 Prozent blieb, darf sie dann trotzdem so viele Abgeordnete ins Parlament schicken, wie ihrem Stimmenanteil entspricht. Kam sie zum Beispiel auf 4,5 Prozent, sitzen dann nicht nur ihre drei Wahlkreisgewinner im Bundestag, sondern zwanzig oder mehr Leute. All diese Ausgleichsregelungen sollen für Gerechtigkeit sorgen. Sie sorgen aber auch dafür, dass der Bundestag immer größer wird.

					

					Die Sonntagsfrage: Wie arbeiten Wahlforscher? Zur Bundestagswahl gehen kann man zwar nur alle vier Jahre, aber auch in der Zeit dazwischen wird der Politik laufend mitgeteilt, was die Wählerinnen und Wähler gerade denken und wollen. Dafür sorgen die Meinungsforschungsinstitute. Sie stellen unter anderem die berühmte Sonntagsfrage: »Wenn an diesem Sonntag Wahl wäre, wen würden Sie wählen?« Dafür müssen nicht alle rund 60 Millionen Wahlberechtigten in Deutschland befragt werden, 1000 bis 2500 Personen genügen schon, um aus ihren Antworten ableiten zu können, wie die Gesamtheit tickt. Klingt nach Zauberei, ist aber nur Mathematik, genauer gesagt: Statistik und Wahrscheinlichkeitsrechnung. Ganz wichtig: Die Auswahl der Befragten muss zufällig sein. Nur dann ist eine Umfrage repräsentativ und bildet die tatsächliche Stimmung im Land ab. Die Forschungsinstitute lassen zum Beispiel durch einen Zufallsgenerator Telefonnummern auswählen (Festanschluss und Mobilfunk), die dann angerufen werden. Man könnte denken, dass im Gegenteil besonders sorgfältig ausgewählt werden muss, damit in der Stichprobe alle Bevölkerungsgruppen richtig vertreten sind. Aber so läuft Statistik gerade nicht. Es muss zufällig sein, ungefähr so als würde man mit geschlossenen Augen in eine Lostrommel greifen.

					Die vielen Onlineumfragen, die einen im Internet anspringen, sind dagegen weniger repräsentativ. Bestimmte Menschen sind auf bestimmten Seiten unterwegs, damit ist das schon nicht mehr zufällig genug, zumal man auch mehrfach abstimmen kann und damit das Ergebnis verfälscht. Und generell machen bei solchen Onlinebefragungen eher Jüngere mit. Würde man in einem Seniorenheim eine Umfrage zu den beliebtesten Musikgruppen machen, wäre das ja auch nicht repräsentativ für die gesamte Bevölkerung.

					Aber auch bei klassischen Telefonumfragen seriöser Meinungsforschungsinstitute gibt es Probleme: Nicht jeder Befragte antwortet ehrlich. Manche verschweigen, dass sie eine radikale Partei wählen wollen. Da hat es an Wahlabenden schon so manche Überraschung gegeben. Es gibt noch mehr solcher Unsicherheitsfaktoren, deshalb sind Umfragen nie hundertprozentig präzise. Kommt eine Partei in einer Umfrage auf 10 Prozent, können es tatsächlich auch nur 7 oder sogar 13 Prozent sein.

					Und Umfragen gelten auch immer nur für kurze Zeit. Ein paar Tage später kann schon wieder irgendetwas passieren, wodurch sich Meinungen blitzschnell ändern. Ein Politiker bekommt am Montag noch super Sympathiewerte, am Mittwoch kommt heraus, dass er betrunken Auto gefahren ist, und schon gehen seine Likes in den Keller.

					Politiker sagen ständig, dass man auf Umfragen nicht so viel geben soll und sich Volkes Meinung auch wieder ändern kann. Das stimmt zwar, es hat auch immer wieder sehr wichtige politische Entscheidungen gegeben, bei denen Politiker nicht auf Umfragen gehört haben. Zum Beispiel wäre der Euro nicht eingeführt worden, wenn sich die Bundesregierung damals nach Meinungsumfragen gerichtet hätte. Wahr ist aber auch, dass sich alle Politiker sehr für solche Umfragen interessieren, sich von ihnen auch beeinflussen lassen und sie gerne als Argument für oder gegen etwas benutzen – vorausgesetzt, das Ergebnis passt ihnen ins Konzept. Und auch Wähler können beeinflusst werden: Wenn sie zum Beispiel sehen, dass es für die Partei, für die sie grundsätzlich Sympathien haben, laut Umfragen eng wird, sind sie eventuell eher motiviert, zur Wahl zu gehen.

					Insider: Prognosen und Hochrechnungen

					
						In Deutschland schließen die Wahllokale um 18.00 Uhr. Und Punkt 18.00 Uhr gibt es – zack – schon eine Prognose, wie die Wahl ausgegangen ist. Wie kann das so schnell gehen? Bei der Prognose hat noch niemand einen Wahlzettel aus den Urnen geholt. Sondern es wurden bereits im Laufe des Tages Wähler befragt, die gerade aus der Wahlkabine kommen und bereit sind zu erzählen, wo sie ihr Kreuz gemacht haben. Hat man genug solcher Antworten zusammen, kann man mit viel smarter Mathematik daraus eine Prognose erstellen, wie die Wähler insgesamt abgestimmt haben. Für Hochrechnungen hingegen werden tatsächliche Wahlzettel ausgewertet, deshalb gibt es die erste Hochrechnung auch nicht schon um 18.00 Uhr, sondern meistens erst eine halbe Stunde später. An verschiedenen Standorten geben Wahlhelfer, die öffentlich die Zettel auszählen, einen Zwischenstand durch. Dann wird wieder eifrig gerechnet – und so kommt man zu Hochrechnungen, die im Laufe des Abends immer präziser werden, je mehr Stimmen ausgezählt wurden. Wichtig: Die Umfragen, die zwischen Wahlen gemacht werden, sind keine Prognosen! Die kann man nur an Wahltagen erstellen. Die Reihenfolge, in der die Ergebnisse der Parteien in den Balkendiagrammen von links nach rechts aufgeführt werden, richtet sich übrigens immer danach, wie sie bei der letzten Wahl abgeschnitten haben.

					

				
					
						Jetzt wird regiert!

					
					Die Stimmen sind ausgezählt. Berlin, September 2013, das Wahlergebnis steht fest. Durch die Parteizentrale der CDU schallt laute Musik und schiefer Gesang: Die Unionsleute singen siegestrunken Tage wie diese von der Punk-Band Die Toten Hosen. Bei der FDP hingegen ist tatsächlich tote Hose: Sie ist aus dem Bundestag geflogen, und ihre Leute schauen betroffen zu, wie diejenigen ausgelassen feiern, mit denen sie bis gerade eben noch ein Regierungsbündnis hatten. Am nächsten Morgen ist die Stimmung bei CDU/CSU aber auch nicht mehr so toll. Sie haben zwar ein sehr gutes Wahlergebnis eingefahren, aber es reicht nicht, um alleine zu regieren. Sie brauchen einen Koalitionspartner. Die FDP ist aber futsch. Die Grünen wollen nicht. Und die SPD hat auch keine Lust.

					So läuft es fast immer bei Bundestagswahlen und auch bei Landtagswahlen: Eine Partei alleine hat nicht genug Stimmen, um eine Regierung bilden zu können. Und je mehr Parteien ins Parlament einziehen, desto schwieriger wird es für eine einzelne Partei, einen wirklich großen Anteil der Sitze zu ergattern. Der Kuchen kann halt nur einmal verteilt werden: Je mehr Parteien, desto mehr Stücke gehen auf unterschiedliche Teller. Für die Bundeskanzler-Wahl braucht man aber die absolute Mehrheit der Sitze im Bundestag. Die muss man also erst mal zusammenkriegen – meist durch eine Koalition mit mindestens einer weiteren Partei. Deshalb ist der Wahlabend oft schon der Startschuss für die Partnersuche. Und die kann manchmal verdammt schwierig werden …

					 

					Sondierungen: Geht da was? Bevor man in richtige Verhandlungen einsteigt, an deren Ende ein unterzeichneter Vertrag steht, wird erst mal »sondiert«. Die Sondierungen sind sozusagen die Phase zwischen erstem Date und Beziehungsstatus. Man beschnuppert sich und lotet aus, was geht. Entscheidet man sich danach, in Koalitionsverhandlungen einzutreten, ist das wie eine Verlobung: Die Beteiligten gehen fest davon aus, dass es am Ende auch eine Hochzeit gibt. Kennen sich die Partner schon gut, zum Beispiel aus einer früheren Beziehung, die man in angenehmer Erinnerung hat, kann das mit dem Sondieren und Koalieren schnell gehen. Steht man sich hingegen misstrauisch gegenüber, können sich die Sondierungen über Wochen hinziehen und schließlich doch noch scheitern. So wie 2017: Um kurz vor Mitternacht verkündete der FDP-Chef Christian Lindner vor verblüfften Journalisten, er wolle »besser nicht regieren als falsch regieren«, und verschwand in der kalten Berliner Novembernacht. Zurück ließ er die enttäuschten Verhandlungsteams von Union und Grünen. Die hätten nämlich gerne. Aber es ging nur als Dreier.

					[image: ]
					Dass eine Partei partout nicht mitregieren will, ist aber eher selten, denn eigentlich will man ja an die Macht. Denn: »Opposition ist Mist«, wie einmal der SPD-Politiker Franz Müntefering sagte.

					 

					Koalitionsverhandlungen: Wünsch dir was! Bei Koalitionsverhandlungen geht es nicht nur um Inhalte, sondern auch um Psychologie. Vor allem, wenn sich nach der Wahl Leute gegenübersitzen, die sich wenige Tage zuvor noch erbittert bekämpft haben. Das ist vor allem dann der Fall, wenn die Beteiligten ein anderes Wahlergebnis erhofft und erwartet hatten. Und nun muss man die Kröte schlucken und sich zusammenraufen, obwohl man eigentlich gar nicht will und auch nicht gut zusammenpasst. Das ist der extremste Fall. Am besten ist es dann, sofort auf sachlich umzuschalten und nicht aufzulisten, was von vornherein alles auf gar keinen Fall geht. Hinter breitbeinigen Ankündigungen kommt man später nämlich nur schwer wieder zurück. Bei schwierigen politischen Verhandlungen geht es immer auch darum, nicht bloßgestellt zu werden. Dafür sollte man umgekehrt auch den anderen etwas gönnen und ihnen »die Nase im Gesicht lassen«. Koalitionsverhandlungen gelingen nur, wenn am Ende alle Seiten sagen: Das Ergebnis ist gut.

					Ein unterschriebener Koalitionsvertrag schützt nicht vor Streit. Die Beziehung kann sich gewaltig verschlechtern, manchmal sogar unter Partnern, von denen man das gar nicht erwartet hätte. Die schwarz-gelbe Koalition 2009–2013 war eigentlich eine Wunschpartnerschaft. Aber dann wurde die Stimmung schnell so mies, dass man sich gegenseitig als »Gurkentruppe«, »Quartalsspinner« und »Wildsau« beschimpfte. Nice!

					Es gibt aber auch echte Liebesheiraten: In den 1980er- und 1990er-Jahren regierten Union und FDP sehr gern miteinander und taten sich in den Wahlkämpfen auch nicht weh. Und 1998 fielen sich SPD und Grüne um den Hals und freuten sich auf ihr »rot-grünes Projekt«. Wobei der spätere SPD-Kanzler Gerhard Schröder schon vor der Wahl den künftigen Partner wissen ließ, für ihn stünden SPD und Grüne im Verhältnis »Koch und Kellner« zueinander, mit der SPD als Koch. Und das ist ein Thema der meisten Koalitionen: Der eine Partner ist kleiner als der andere und damit Juniorpartner. Für die kleinere Partei muss das nicht unbedingt schlecht sein. Wenn sie als Mehrheitsbeschaffer gebraucht wird, kann sie in Koalitionsverhandlungen eine Menge fordern und mehr von ihrem Programm durchsetzen, als ihr nach dem Stimmenanteil eigentlich zustehen würde.

					[image: ]
					Übrigens: Dass die Partei, die am Wahltag die meisten Wählerstimmen bekam, auch den Kanzler oder die Kanzlerin stellt, ist die Regel, aber kein Gesetz. Entscheidend ist, wie viele Stimmen man im Parlament zusammenbekommt. Wenn sich genügend andere zusammentun, kann der Wahlsieger auch leer ausgehen. SPD-Kanzler Helmut Schmidt beispielsweise konnte 1976 weiterregieren, obwohl die Union am Wahlabend deutlich vor den Sozialdemokraten lag. Doch zusammen mit der FDP genügte es für seine Kanzlermehrheit.

					 

					Beharrlicher Ausnahmefall: die GroKo. Seit 2005 wurde GroKo als Abkürzung für Große Koalition populär. Der Begriff stammt aus einer Zeit, in der es nur zwei (Volks-)Parteien gab, die jeweils so groß waren, dass sie realistische Aussicht aufs Kanzleramt hatten: CDU/CSU und SPD. Als kleine Partei gab es lange Zeit nur die FDP. Sie war die dritte im Bunde, von der die beiden Großen meist abhängig waren, wenn sie eine Regierung bilden wollten. 1966 hatten sich Union und FDP so zerstritten, dass es erstmals zu einer Großen Koalition aus Union und SPD kam. Historisch waren Große Koalitionen nur für Notsituationen gedacht: wenn die Stimmenzahl im Parlament anders nicht reicht oder weil ein möglicher kleinerer Koalitionspartner nicht will.

					Aus diesem Ausnahmefall wurde dann aber lange Zeit fast schon ein Normalfall. Angela Merkel regierte die längste Zeit ihrer Kanzlerschaft mit GroKos. Beliebt sind Große Koalitionen trotzdem nicht. Zum einen ist es für eine relativ große Partei nicht schön, als zweitplatzierter Juniorpartner in eine Regierung zu gehen. Zum anderen sollte in der Demokratie auch die Opposition stark sein. Wenn sich die beiden größten Parteien zusammentun, schwächt das den Einfluss des Parlaments auf die Regierungsarbeit, zu stark ist dann die Macht der Ministerriege. Politikwissenschaftler warnen, dass das auch dem Volk auf Dauer nicht gefällt. Große Koalitionen würden »die politischen Ränder stärken«. Damit ist gemeint, dass radikale Gruppen (die am rechten oder linken Rand der Gesellschaft stehen) größeren Zulauf erhalten, damit sie es »denen da oben« mal so richtig zeigen. Wenn es in Parlamenten aber gar nicht mehr zwei große Parteien gibt, sondern nur noch eine größere und mehrere kleine oder alle nur mittelgroß sind, verliert der Begriff Große Koalition an Bedeutung. Dreierbündnisse wie die 2021 gebildete Ampel könnten auch im Bund häufiger werden.

					 

					Dramen mit Ansage: Hinter den Kulissen. Konkret laufen Koalitionsverhandlungen so, dass die beteiligten Parteien Verhandlungsteams bilden, die nach Fachbereichen organisiert sind: Eine Arbeitsgruppe spricht über Umweltpolitik, eine über Finanzen usw. Teils tagt man gemeinsam, teils ziehen sich die Parteivertreter in verschiedene Räume zurück und besprechen unter sich, wie weit sie den anderen entgegenkommen wollen. Es werden »Vorlagen«, also gemeinsame Papiere, geschrieben, in denen drinsteht, wo man sich geeinigt hat und wo es noch hakt. Mit den heikelsten Fragen setzen sich dann die Parteichefs in kleiner Runde zusammen.

					Bei der Suche nach Kompromissen kann man sich oft mit geschickten Formulierungen behelfen. Ein Beispiel aus der Praxis: Bei den Jamaika-Sondierungen 2017 wollte die CSU eine »Obergrenze« für den Zuzug von Flüchtlingen, die Grünen wollten eine solche Zahl auf keinen Fall, schon das Wort Obergrenze war für sie tabu. Am Ende schreibt man nicht »Obergrenze«, sondern nennt nur einen diffusen »Rahmen«, in dem man sich in Zukunft bewegen wolle, und fügt noch hinzu, »dass in der Vergangenheit selten die Zahl von 200000 Geflüchteten überschritten worden ist«. Das ist länglich und umständlich, aber hilfreich. Denn die CSU kann dann sagen: »Seht her, wir haben endlich eine Zahl auf dem Papier.« Und die Grünen können sagen: »Seht her, wir haben das schlimme Wort Obergrenze verhindert, und eine feste Zahl gibt es auch nicht.« Beide haben damit zwar nicht ganz recht, aber auch nicht ganz unrecht. Vage bleiben ist wichtig, um seinen Leuten später den Koalitionsvertrag schmackhaft machen zu können. Zumal, wenn danach noch die Parteibasis zustimmen muss. Deshalb wird in solchen Papieren auch oft geschrieben, dass man »etwas anstrebt«. Ziele nennen tut ja erst mal keinem weh. Später beim Regieren muss man dann aber weiter streiten, wie das eigentlich genau gemeint war …

					 

					Koalitionsverträge sind aber nicht immer nur vage, sondern an anderen Stellen geradezu detailversessen. Es geht darum, sich abzusichern und der eigenen Partei zeigen zu können, was man alles erreicht hat. Wichtig ist natürlich auch die Verteilung der begehrten Ministerposten. Dabei wird nur festgelegt, welche Partei welches Ministerium bekommt. Formell ernennen zwar die Kanzler ihre Minister, aber in der Praxis bestimmt jede Partei für sich allein, welche Personen sie will. Die Kanzler können also nicht selbst entscheiden, wer alles an ihrem Kabinettstisch Platz nimmt. Übrigens: Solange es nach einer Wahl noch keine neue Regierung gibt, bleibt die alte »geschäftsführend« im Amt. Irgendjemand regiert also immer.

					Insider: Pakete schnüren

					
						In der Politik ist immer Weihnachten, so viele Pakete werden hier ständig gepackt und verschnürt. Sucht man einen Kompromiss, geht das am leichtesten, indem man mehrere Themen miteinander verbindet: Ihr kriegt das, dafür kriegen wir das. Abgestimmt wird dann über beides gleichzeitig, man bekommt sein Anliegen also nur im Doppelpack mit dem Wunsch der anderen. Damit kriegt man schwierige Themen eher vom Tisch. Nicht nur bei Koalitionsverhandlungen kann das helfen, sondern auch später beim Regieren.

					

					Geheime Sache: Kanzlerwahl. Die Koalitionsverhandlungen waren erfolgreich, jetzt kann endlich der große Tag kommen, an dem die Kanzlerin oder der Kanzler gewählt wird. Den ersten großen Auftritt hat dabei der Bundespräsident: Er oder sie schlägt die Person vor, der man eine Kanzlermehrheit zutraut. Zur Erinnerung: Dafür braucht es die absolute Mehrheit der Sitze im Parlament. Die Kanzlerwahl geschieht zwar in aller Öffentlichkeit und vor laufenden Kameras im Bundestag, ist aber trotzdem geheim. Es gibt im Bundestag viele namentliche Abstimmungen, aber nicht bei der Kanzlerwahl, die ist anonym. Die Abgeordneten machen ihr Kreuz in extra Wahlkabinen hinter einem Vorhang und werfen die geschlossenen Umschläge in Wahlurnen.

					Damit besteht immer die Möglichkeit, dass jemand heimlich ausschert und nicht die Person wählt, die von der eigenen Partei vorgesehen ist. Zum Beispiel weil einem der Koalitionsvertrag nicht passt und man sich rächen will. Bei einer großen Mehrheit ist das nicht so schlimm, da verträgt die Abstimmung ein paar Abweichler. Aber wenn die Mehrheit hauchdünn ist und es auf jede Stimme ankommt, könnte das dramatische Folgen haben. Was also, wenn es im ersten Wahlgang nicht klappt? Dann gibt es eine zweite Runde, eine ganze »Wahlphase«: Zwei Wochen lang kann immer wieder abgestimmt werden, auch mit neuen Kandidaten.

					Wenn trotz aller Versuche keine absolute Mehrheit zustande kommt, gibt es einen dritten Wahlgang, in dem genügt dann die relative Mehrheit. Theoretisch könnten da auch zwei Kandidaten direkt gegeneinander antreten. Gewählt ist, wer mehr Stimmen hat, notfalls reicht eine einzige Stimme mehr. Aber das wäre dann eine Regierung, die es nicht geschafft hat, mehr als die Hälfte der Abgeordneten hinter sich zu scharen. In dieser Situation käme wieder der Bundespräsident ins Spiel: Er oder sie entscheidet, ob die gewählte Person ins Kanzleramt einziehen darf oder ob das Volk zu Neuwahlen aufgerufen wird. In der Geschichte der Bundesrepublik haben es bisher aber alle Kanzler geschafft, direkt im ersten Wahlgang gewählt zu werden.

					Insider: Kanzlermehrheit

					
						Um Kanzler(in) werden zu können, braucht man die absolute Mehrheit der Mitglieder des Bundestags, also eine festgelegte Mindestzahl an Stimmen. Hat der Bundestag zum Beispiel 600 Sitze (Mitglieder), braucht man mindestens 301 Stimmen, keine weniger. Wenn 100 Leute sich enthalten oder die Abstimmung schwänzen, hätte man mit 300 Stimmen zwar auch eine Mehrheit – aber keine Kanzlermehrheit, da fehlt diese eine Stimme. Neben der Kanzlerwahl gibt es noch einige andere Abstimmungen, bei denen diese fixe, besondere Mehrheit erforderlich ist.

					

					Wenn’s nicht reicht: Minderheitsregierung. Wenn Koalitionsverhandlungen scheitern und keine absolute Mehrheit der Abgeordneten zustande kommt, die jemanden zum Kanzler wählt, kann trotzdem regiert werden: als Minderheitsregierung. Bei Bundeskanzlern hat es das noch nicht gegeben, bei Ministerpräsidenten in den Bundesländern hingegen schon häufiger. Um gewählt zu werden und später auch Gesetze beschließen zu können, müssen sie Abgeordnete anderer Parteien finden, die dabei mitmachen. Also entweder mit Ja stimmen oder sich vornehm enthalten. Das ist dann aber keine feste Koalition, sondern Mehrheiten entstehen von Fall zu Fall. Wenn eine Partei signalisiert, dass sie regelmäßig auszuhelfen bereit ist wie eine Art unsichtbarer Koalitionspartner, nennt man das Tolerieren oder Duldung. Selbstlos ist das natürlich nicht: Wer eine Minderheitsregierung duldet, hat zum einen kein Interesse an Neuwahlen und lässt sich das außerdem teuer »abkaufen« – es gibt dann viele Deals hinter den Kulissen. Das kann demokratisch interessant sein, weil die Regierung für jedes Vorhaben argumentieren und kämpfen muss. Es ist genau deshalb aber auch eine sehr mühsame Form des Regierens, die schnell wieder vorbei sein kann, wenn die Dulder keine Lust mehr haben.

					 

					Eine Frage des Vertrauens. Da Bundeskanzler nicht von den Bürgern direkt gewählt werden, braucht es auch keine Bundestagswahlen, um sie wieder loszuwerden. Einen vorzeitigen Kanzlersturz kann das Parlament alleine durchziehen. Manchmal haben Kanzler sogar selbst ein Interesse daran, sich aus dem Spiel zu nehmen, nämlich wenn sie Neuwahlen wollen, die eigentlich noch nicht anstehen. Dazu muss der Bundestag vorzeitig aufgelöst werden. Das ist nicht so leicht. Eine Regierung kann sich nicht einfach hinstellen und sagen: Wir haben gerade super Werte in den Umfragen und lassen jetzt mal schnell eine Bundestagswahl machen, damit wir mehr Sitze bekommen. So läuft das nicht.

					Fangen wir mit Variante 1 an: Eine Mehrheit im Parlament will einen Kanzler loswerden. Dafür spricht man ihm oder ihr das Misstrauen aus. Das allein genügt aber nicht. Die Gründungsväter und -mütter der Bundesrepublik wollten auf keinen Fall, dass ein Zustand eintritt, in dem das Land keine Regierung hat. Kanzler kann man deshalb nur abwählen, indem man zugleich eine neue Person in das Amt wählt. Eine(r) muss immer ran. Deshalb nennt man das Verfahren konstruktives Misstrauensvotum. Die Idee dahinter: nicht einfach nur dagegen sein, sondern konstruktiv etwas anderes vorschlagen. Misstrauensvoten können dramatisch verlaufen, vor allem wenn sie schiefgehen. 1972 war sich die Union sicher, dass sie den SPD-Kanzler Willy Brandt stürzen konnte. Rechnerisch gab es eine Mehrheit, nachdem einige Abgeordnete zur CDU übergelaufen waren. Aber in der Abstimmung reichte es plötzlich nicht mehr für den Gegenkandidaten. Brandt blieb Kanzler. Was die damals fassungslosen Abgeordneten nicht wussten: Der Geheimdienst der DDR hatte Bundestagsabgeordnete bestochen, weil die DDR-Führung wollte, dass Willy Brandt westdeutscher Kanzler blieb. Unter anderem deshalb hatte sie einen Topspion in Brandts engstem Umfeld platziert. Wie in einem Thriller! Das alles kam aber erst später raus.

					Das Misstrauensvotum ist ein Instrument des Parlaments, manche sagen: eine Waffe. Die Kanzler haben aber auch – Variante 2 – selbst etwas in der Hand: die Vertrauensfrage. Sie können sie unterschiedlich einsetzen. Zum einen, um ihre Fraktion und Koalitionspartner zu disziplinieren, wenn es Widerstände gibt. Etwa weil eine wichtige Entscheidung ansteht und zu befürchten ist, dass die eigene Mehrheit nicht zustande kommt. Die Bundeskanzler können diese Abstimmung dann mit der Vertrauensfrage verbinden. Man hält den eigenen Leuten damit quasi die Pistole auf die Brust: »Wollt ihr mich noch? Wenn ihr hier nicht so abstimmt, wie ich will, dann schmeiß ich hin.« Das ist eine ziemlich starke Drohung. Wenn sie nicht die gewünschte Wirkung zeigt, gibt es danach mehrere Möglichkeiten. Erstens: doch nicht hinschmeißen, sondern einfach weitermachen, als sei nichts geschehen; das ist zwar peinlich, aber rechtlich möglich. Zweitens: sich einen neuen Koalitionspartner suchen. Drittens: in aller Form zurücktreten, dann muss der Bundestag sofort einen neuen Kanzler wählen. Oder viertens: zum Bundespräsidenten gehen und um Neuwahlen bitten – dazu muss der Bundespräsident den Bundestag auflösen.

					Kanzler haben die Vertrauensfrage auch schon mit Absicht verloren. Sie haben sie nur benutzt, damit es Neuwahlen gibt. Der CDU-Politiker Helmut Kohl war 1982 durch den Sturz des SPD-Kanzlers Helmut Schmidt neuer Bundeskanzler geworden. Kohl wollte aber nicht nur vom Parlament gewählt sein, sondern auch die »Zustimmung des Volkes«. Als Kohl die Vertrauensfrage stellte, war verabredet, dass sich alle Abgeordneten aus seinem Lager enthalten. Ihm wurde quasi nur zum Schein das Vertrauen versagt. Der Bundespräsident wusste das natürlich, zog aber mit, und es gab Neuwahlen. Ähnlich machte es 2005 SPD-Kanzler Gerhard Schröder. Das ging allerdings daneben: Es gab zwar wie gewünscht Neuwahlen, aber die gingen nicht gut für seine Koalition aus. Schröder hatte sich verzockt. Neue Kanzlerin wurde Angela Merkel.

					 

					Der Mittwochsklub: Das Kabinett. Das Wort »Kabinett« kommt aus dem Französischen und heißt so viel wie »kleines Zimmer«. In solch kleineren Salons ließen sich die französischen Könige von engen Vertrauten beraten. Aus »Kabinett« wurde später der Begriff für »Regierung«. Der Kabinettsraum in Berlin ist nicht klein, sondern sehr geräumig. Jeden Mittwoch tagt dort das Kabinett, dann setzen sich alle Ministerinnen und Minister an einen großen ovalen Tisch in der sechsten Etage des Kanzleramts. An diesem Kabinettstisch haben mehr als 15 Leute locker Platz, was eine typische Anzahl von Ministerien ist. Daneben gibt es weitere Bänke und Stuhlreihen für hochrangige Mitarbeiter und Schriftführer, die Protokoll führen.

					Theoretisch würden aber schon vier Stühle genügen, denn neben dem Kanzleramt sind nur drei Ministerien als Teilnehmer gesetzlich vorgeschrieben: Finanzen, Justiz und Verteidigung. Sie gelten als besonders wichtige Posten, vor allem das Finanzministerium. Das ist wie in jedem Verein: Die Kassenwarte haben mächtig Einfluss, weil alle zu ihnen laufen und um Geld bitten müssen. Kein anderer Minister weiß so gut Bescheid über die Kabinettskollegen. Im Finanzministerium gibt es für jedes andere Ministerium eigene Abteilungen, Spiegelreferate genannt, die kontrollieren, wie dort mit dem Geld umgegangen wird.

					Begehrt sind aber auch das Innenministerium, das eine herausgehobene öffentliche Rolle verspricht, vor allem in Krisenzeiten, und das Außenministerium. Das ist eigentlich gar nicht so bedeutend, weil die wichtigsten außenpolitischen Entscheidungen im Kanzleramt getroffen werden und die Kanzler selbst zu den großen internationalen Gipfeltreffen reisen. Aber Außenminister haben in der Bevölkerung häufig hohe Beliebtheitswerte, weil sie wichtig wirken, wenn sie zu den Mächtigen der Welt reisen, und weil sie mit unangenehmen politischen Entscheidungen in der Heimat weniger in Verbindung gebracht werden.

					In einer Koalitionsregierung übernimmt die kleinere Partei mindestens eines der großen Ministerien und ernennt ihre wichtigste Person am Kabinettstisch außerdem zum Vizekanzler (oder zur Vizekanzlerin – in diesem Buch sind, wie gesagt, diese Begriffe immer geschlechtsneutral gemeint). Diese Rolle sollte man aber nicht überbewerten: Die Vizekanzler dürfen die Kanzler zwar vertreten, zum Beispiel während eines Urlaubes. Aber wenn einem Kanzler etwas zustoßen würde, wird der Stellvertreter nicht einfach neuer Kanzler. Den muss das Parlament dann schleunigst neu wählen.

					Wie viele Ministerien gebildet werden und wofür sie jeweils zuständig sind, kann sich von Regierung zu Regierung ändern. In einer Dreier-Koalition braucht man eventuell mehr Ministerien, um möglichst vielen einflussreichen Leuten etwas anzubieten. In einer Großen Koalition wird vielleicht ein Ministerium »aufgepumpt«, damit ein Vizekanzler zufrieden ist. Man kann das Finanzministerium mit dem Wirtschaftsministerium zusammenlegen und nennt es »Superministerium«. Klingt doch gleich viel besser. Auch die Bedeutung von Ministerien kann sich ändern. Kein männlicher Kanzler würde heute noch wagen, das Ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend als »Ministerium für Familie und das ganze Gedöns« zu bezeichnen, wie es der SPD-Kanzler Gerhard Schröder 1998 tat.

					Das Umweltministerium hat ebenfalls an Ansehen gewonnen, weil Themen wie der Klimawandel vielen Wählern wichtiger geworden sind. Das erste Bundesumweltministerium wurde übrigens erst 1986 eingerichtet, nach der Atomkatastrophe in Tschernobyl. Manchmal braucht es solche Ereignisse, damit am Kabinettstisch ein neuer Stuhl hinzukommt. Wie wichtig ein Ministerium ist, hängt natürlich auch von den beteiligten Parteien ab. Für die Grünen ist ein Umwelt- oder Klimaschutzministerium besonders begehrenswert, die FDP würde in Koalitionsverhandlungen wohl eher dafür kämpfen, das Finanz- und Wirtschaftsministerium zu bekommen.

					Haben sich die Koalitionsparteien untereinander geeinigt, wer welche Ministerien besetzt, schlägt der Kanzler sie dem Bundespräsidenten vor. Formal sind es also die Kanzler, die die Minister auswählen, auch wenn sie das in der Praxis nicht wirklich alleine entscheiden. Der Bundespräsident überreicht den Ministern feierlich ihre Ernennungsurkunde. Danach fahren sie zum Bundestag und werden dort auf das Grundgesetz vereidigt.

					 

					Der Amtseid. Gewählte Bundeskanzler und auch die eingesetzten Bundesminister leisten im Bundestag einen Amtseid. Das ist ein feierlicher Schwur, »seine Pflichten gewissenhaft zu erfüllen«. Der Text für dieses Versprechen findet sich im Grundgesetz. Als Erstes wird der Kanzler bzw. die Kanzlerin vereidigt. Dazu wird die Hand gehoben und der Eid gesprochen, in dem unter anderem steht, dass man während seiner Regierungszeit »das Grundgesetz wahrt«, sich »dem Wohle des deutschen Volkes« widmet und »Gerechtigkeit gegen jedermann üben« wird. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass die Bundeskanzler nicht nur ihren eigenen Wählern verpflichtet sind, sondern allen Bundesbürgern.

					Insider: Proporz

					
						Bei der Frage, welche Person einen Ministerposten bekommt, geht es keineswegs nur darum, wer dafür am besten geeignet wäre oder besonders viel Lust auf den Job hat. Innerhalb der Parteien gibt es ja viele Gruppen, die zufriedengestellt werden wollen. Angefangen bei den verschiedenen Regionen: Kein Kanzler könnte nur Leute aus Nordrhein-Westfalen am Kabinettstisch sitzen haben, da würden andere Landesverbände lautstark protestieren, dass das Kräfteverhältnis – der Proporz – nicht gewahrt sei. Und dann gibt es noch den Flügelproporz: Hat die Partei ein eher linkes und ein eher rechtes Lager, müssen die sich auch beide vertreten fühlen. Manchmal können bei der Postenvergabe mehrere Fliegen mit einer Klappe geschlagen werden: Eine Frau aus Ostdeutschland, die von den Parteilinken unterstützt wird, kann dann zum Beispiel aus Kanzlersicht eine super Wahl sein. Ob diese Personen dann auch super Minister werden, steht auf einem anderen Blatt. Über den Proporz wird deshalb auch oft gelästert. Allerdings stehen die unterschiedlichen Parteiströmungen und -gruppen auch für Wähler, die sie vertreten. Würde die Bevölkerung heute etwa noch ein Kabinett akzeptieren, das nur aus sechzigjährigen Männern besteht?

					

					[image: ]
					Hier herrscht Disziplin! Am Kabinettstisch herrscht eine besondere Disziplin, die sogar einen eigenen Namen hat: die Kabinettsdisziplin. Das leuchtet ein, denn würde jeder machen, was er will, gäbe es keine gemeinsame Regierung. Aufgabe der Regierung ist es, den Willen der Parlamentsmehrheit in praktische Politik umzusetzen, das Land politisch zu führen und nach außen zu vertreten. Bei aller Konkurrenz zwischen Koalitionspartnern und anderen Egoismen: Ein gewisses Wir-Gefühl muss vorhanden sein. Dafür sorgt auch das Grundgesetz, das die Aufgaben der Regierung beschreibt und ausdrücklich vom Kollegialprinzip spricht. Heißt: Die Minister sind zwar für ihre jeweiligen Bereiche selbst verantwortlich (Ressortprinzip) und es darf auch gestritten werden, aber am Ende müssen Entscheidungen des Kabinetts gemeinsam getragen werden, auch wenn ein einzelner Minister sie nicht gut findet.

					Hat zum Beispiel das Kabinett nach langen Diskussionen die Einführung einer Umweltplakette für Autos beschlossen, sollte danach nicht der Verkehrsminister losziehen und verkünden: Nö, ich mach da trotzdem nicht mit. Manchmal passiert so etwas dennoch. Es haben sich mal ein Landwirtschaftsminister und eine Umweltministerin darüber gestritten, ob ein bestimmtes Unkrautvernichtungsmittel in der Europäischen Union weiter zugelassen bleiben soll. Solange es im Kabinett zu einem Thema keine Einigung gibt, ist es üblich, dass sich deutsche Minister dann bei den Abstimmungen auf europäischer Ebene enthalten. Stattdessen stimmte der deutsche Landwirtschaftsminister in Brüssel zu, und das Pflanzengift durfte weiterhin eingesetzt werden. Das gab Riesenärger daheim in Berlin und eine Rüge von der Kanzlerin.

					Die Kabinettsdisziplin hat für Kanzler übrigens eine interessante politische Nebenwirkung: Es kann clever sein, starke Konkurrenten in der eigenen Partei, die gerne entgegengesetzte Meinungen haben, mit einem Ministerposten in die Kabinettsdisziplin einzubinden.

					Es gelten im Kabinett aber nicht nur das Ressortprinzip (Minister verantworten ihre Aufgabenbereiche) und das Kollegialprinzip (man stimmt sich ab und sucht bei Streit nach einem Kompromiss), sondern es gilt auch noch das Kanzlerprinzip. Im Grundgesetz steht nämlich: »Der Kanzler bestimmt die Richtlinien der Politik.« Die Kanzler haben insofern schon mehr zu sagen als ihre Ministerkollegen. Sie geben die politische Richtung vor, sind die »Geschäftsführer« der Bundesregierung und müssen Streit zwischen Ministern schlichten. Wenn Kanzler ihre Richtlinienkompetenz geltend machen, wird in Berlin gesagt, dass er oder sie etwas »zur Chefsache macht«. Da wissen dann alle: Jetzt wird’s ernst. Für den Fall übrigens, dass es am Kabinettstisch zu laut wird, haben die Kanzler eine Glocke neben sich stehen, mit der sie für Ruhe sorgen können.

					Vor einer Kabinettssitzung trifft sich ein Kanzler meist mit seinem Vizekanzler. Ein solches vertrauliches Gespräch im Vorfeld ist nützlich, um Konflikte zu entschärfen, bevor sie öffentlich werden. Am Kabinettstisch bleibt nämlich nichts geheim, irgendeiner tratscht immer.

					 

					Ministerrücktritte. Können Minister gefeuert werden? Theoretisch ja. Die Kanzler können Minister gegen deren Willen entlassen. In der Praxis ist das aber nicht so leicht. Gehört ein Minister der Koalitionspartei an, kann man den nicht einfach abservieren, dann platzt womöglich die ganze Koalition. Und auch in der eigenen Partei würde es Ärger geben, wenn Kanzler so etwas einsam entscheiden. In der Regel werden Minister sowieso nicht einfach entlassen, sondern treten von sich aus zurück.

					Na ja, wirklich freiwillig sind solche Rücktritte meistens nicht. Aber wenn ein Minister in einen heftigen Skandal verwickelt ist, für den er oder sie die »politische Verantwortung trägt«, merkt er irgendwann, dass er sich nicht mehr halten kann. Woran erkennt er oder sie das? Nicht so sehr an der Empörung in der Presse oder den Rücktrittsforderungen aus der Opposition. Entscheidend ist, ob der Rückhalt der eigenen Leute schwindet. Als Zeichen dafür gilt auch, wenn ein Kanzler treuherzig sagt, der angezählte Minister habe »sein vollstes Vertrauen«. Das gilt in Berlin fast schon als Codewort dafür, dass jemand nicht mehr lange im Amt bleibt.

					Selten schmeißen Minister von sich aus die Brocken hin, weil sie mit der Regierungspolitik nicht einverstanden sind. Das tat 1998 der Finanzminister Oskar Lafontaine. Aus seiner berühmten »Männerfreundschaft« mit Kanzler Gerhard Schröder wurde prompt eine herzliche Männerfeindschaft.

					 

					Die heimlichen Könige: Staatssekretäre. Nach einer Wahl wechselt die neue Regierung nicht nur Minister aus. In die Ministerien ziehen weitere neue Leute ein, die der jeweiligen Partei des Ministers angehören oder ihr zumindest sehr nahestehen. Man spricht dann davon, dass ein Ministerium »neu angestrichen wird«. Die parteinahen Topbeamten nennt man politische Beamte. Sie sollen fachlich sehr gut sein, müssen aber jederzeit damit rechnen, ihren Job wieder zu verlieren. Gehen die Minister, gehen in der Regel auch ihre wichtigsten Mitarbeiter – manchmal selbst dann, wenn der neue Minister der gleichen Partei angehört. Sie werden aber nicht einfach gefeuert, sondern in den »einstweiligen Ruhestand« versetzt und auch eine ganze Zeit lang noch weiterbezahlt mit der Begründung, dass man ansonsten für einen so unsicheren Job keine wirklich guten Leute finden würde. Daneben gibt es in den Ministerien natürlich auch Tausende Berufsbeamte, die dort durchgehend arbeiten. Ausgetauscht wird nur im Bereich der höheren Posten, auf denen man bestimmen kann, wo es langgehen soll. Das tun vor allem die Staatssekretäre und die ihnen in der Hierarchie nachgeordneten Ministerialdirektoren.

					Die Staatssekretäre sind keine Sekretäre, sondern Chefs und neben den Ministern die wichtigsten Personen in einem Ministerium. Man könnte sogar sagen: Sie sind die heimlichen Könige und Königinnen in Berlin. Und entsprechend selbstbewusst sind sie. Sie sind diejenigen, die sich in ihrem Fachgebiet wirklich auskennen. Die Minister müssen das nicht unbedingt; ein gewisses Interesse wird bei ihnen zwar vorausgesetzt, aber er oder sie hat den Posten vielleicht nur bekommen, weil die Partei für diese Person einen wichtigen Platz am Kabinettstisch wollte. Minister sind außerdem ständig unterwegs, geben Interviews, vertreten ihre Themen in der Öffentlichkeit und verhandeln mit anderen Politikern.

					Die tägliche Arbeit im Ministerium machen die Staatssekretäre. Dem Minister legen sie nur die wichtigsten Themen auf den Schreibtisch und nicht den ganzen Alltagskram. Und da die Minister nicht jeden Termin wahrnehmen können, dürfen die Staatssekretäre sie auch bei öffentlichen Anlässen vertreten und in ihrem Namen Reden halten. Große Ministerien haben meistens zwei Staatssekretäre, die sich die Arbeit aufteilen. Sie ackern sich durch Berge von Akten, führen jede Menge Gespräche, zum Beispiel mit Unternehmern oder Gewerkschaftern, und verhandeln mit den Staatssekretären der anderen Ministerien. Gute Staatssekretäre sind treue Begleiter »ihrer« Minister und genießen ihre Macht still, ohne Rampenlicht. Manche werden später selbst Minister.

					Neben diesen verbeamteten Staatssekretären gibt es die parlamentarischen Staatssekretäre. Das klingt zwar ähnlich, ist aber ein ganz anderer Job mit sehr viel weniger Einfluss. Parlamentarische Staatssekretäre sind Abgeordnete, die dafür sorgen sollen, dass die Minister die Meinung ihrer Fraktion im Bundestag nicht aus dem Blick verlieren. Und umgekehrt, dass die Fraktion versteht, was gerade im Ministerium so los ist, und den Ideen zustimmt, die dort entwickelt werden. Die parlamentarischen Staatssekretäre laufen quasi zwischen Parlament und Ministerium hin und her. Nebenbei sind das schöne Posten, mit denen man einflussreiche, beliebte Parlamentarier aufwerten und auf seine Seite ziehen kann. Besser, als wenn da eine Person immer querschießt, weil sie selbst gerne Minister geworden wäre.

					 

					Worum kreist ein Arbeitskreis? In der Politik gilt der Spruch: »Wenn du nicht mehr weiterweißt, bilde einen Arbeitskreis.« In den vielen Berliner Arbeitskreisen sitzen diverse Fachleute und beraten über schwierige Themen. So kann eine Regierung heikle Entscheidungen vertagen, ohne tatenlos zu wirken: Man hat ja das Problem erkannt und immerhin einen Arbeitskreis gegründet. Der Berliner Spottreim geht aber noch weiter: »Kennst du das Ergebnis schon, gründe eine Kommission.« Kommissionen geben Empfehlungen ab, auf die sich die Politik berufen kann. Das ist praktisch, denn dann kann man sagen: Nicht wir haben uns das einfach ausgedacht – die Experten raten dazu. So verteilt sich die Verantwortung auf zahlreiche Schultern. Das ist viel angenehmer, als wenn sich ein Bundeskanzler oder eine Ministerin allein hinstellen und sagen muss: Ich will das Arbeitslosengeld kürzen.
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						Das Kanzleramt: Die Todeszone der Politik

					
					Nach oben wird die Luft dünn. Das Kanzleramt sei die »Todeszone der Politik«, hat Joschka Fischer von den Grünen mal gesagt, als er selbst Außenminister war. Als Todeszone bezeichnet man ja jenen Bereich um die höchsten Berggipfel der Welt, wo nichts mehr wächst und die Luft so dünn ist, dass der Mensch künstlichen Sauerstoff braucht. Im Kanzleramt braucht man vor allem Nerven, die mindestens so stark sind wie die Drahtseile, mit denen sich Bergsteiger in extrem schwierigem Gelände sichern. Der Wind ist dort ähnlich eisig und weht meist von vorn. Jeder Fehltritt kann zu einem Absturz führen. So hoch schaffen es am Ende nur ganz wenige.

					Auf dem Weg in diese Zone der Politik, so Fischer, komme man an vielen Politikern vorbei, die »tot und festgefroren in ihren Seilen hängen«. Mit anderen Worten: Man muss an einer ganzen Reihe von Konkurrenten vorbeiziehen, um den Gipfel zu erreichen. Viele scheitern schon vorher. Der Job ist auf jeden Fall mit extrem viel Verantwortung verbunden. Schlimmstenfalls entscheidet man sogar über Kriegseinsätze. Außerdem passiert ständig etwas Unvorhersehbares, eine plötzliche Viruspandemie zum Beispiel. Und »Freizeit« hat man als Kanzler(in) eigentlich auch nicht mehr. Die Amtsinhaber können schon froh sein, wenn sie genug Schlaf bekommen …

					 

					Weiße Mäuse und schwarze Limousinen. Werden in Berlin hohe Staatsgäste empfangen, setzt sich eine ganze Kolonne dunkler Limousinen in Bewegung, die schusssicher gepanzert sind. Vorneweg fährt eine Motorradstaffel von Polizisten, die weiße Lederjacken tragen und deshalb »weiße Mäuse« genannt werden. Als Kanzler fährt man im Alltag nicht ständig in solchen Kolonnen, aber ein Begleitfahrzeug ist immer dabei. Großer Vorteil: Für die Kanzlerstrecken werden alle Ampeln auf Grün geschaltet. An den besonderen Autokennzeichen der offiziellen Dienstfahrzeuge kann man übrigens erkennen, wer drinsitzt. Die Höchsten im deutschen Staat sind in dieser Hinsicht Nullnummern: Bundespräsidenten haben die 0–1, Kanzler die 0–2, Bundesaußenminister die 0–3.

					 

					Ein typischer Kanzlertag. Kanzlertage beginnen früh – da müssen Morgenmuffel leider durch (und es gab schon einige Kanzler, die ausgesprochene Morgenmuffel waren). Als Erstes gibt es die Morgenlage. Der Begriff kommt aus dem Militär und heißt nichts anderes, als dass man am Morgen die Lage bespricht. In der Morgenlage wird über die aktuellen Themen gesprochen und welche Termine anstehen. Jeder Termin muss vorbereitet sein, denn Kanzler treffen oft auf Leute, die ein sehr spezielles Anliegen haben, da wäre es natürlich blöd, wenn sie merken, man hat keine Ahnung.

					Was in den Medien gesagt wird, interessiert Kanzler sehr. Meistens hebt das nicht unbedingt die Laune. Und natürlich benötigen sie aktuelle Informationen aus dem Ausland. Wichtig bei der Morgenlage ist, dass keiner aus der Runde darüber etwas ausplaudert. Kanzler wollen wenigstens einmal am Tag frei reden und auch ihre Sorgen offen teilen können, ohne dass das ein paar Stunden später öffentlich zu lesen ist. Deshalb bleibt dieser Kreis der Frühaufsteher sehr klein, und man erfährt kaum je etwas darüber.

					[image: ]
					Zu diesen Eingeweihten gehören in der Regel nur die wichtigsten Mitarbeiter der Kanzler. Das sind nicht die Minister aus dem Kabinett, sondern das engste Team im Kanzleramt, in dem insgesamt mehr als 700 Leute arbeiten. An der Spitze steht der Kanzleramtsminister. Das ist der Chef oder die Chefin des Hauses, ähnlich wie die Staatssekretäre in den Ministerien. Die Kanzleramtsminister sind engste Vertraute der Kanzler und sorgen dafür, dass der Laden läuft. Sie sprechen sich mit den Ministerien ab, leiten das Personal usw. Sie treffen sich auch regelmäßig mit den Geheimdienstchefs. Da halten sich Kanzler gerne zurück, denn in diesen Runden wird über Spionageaktionen gesprochen oder auch über Infos, die ausländische Geheimdienste mit »schmutzigen« Methoden erhalten und weitergeleitet haben – manches will man offiziell lieber gar nicht wissen … Beim Kanzleramtsminister laufen jedenfalls alle Fäden zusammen. Wer diesen Posten besetzt, muss auch ein guter Streitschlichter sein, der von Koalitionspartnern akzeptiert wird. Die Kanzler wollen nicht mit jedem Ärger behelligt werden.

					Bei der Morgenlage ist in der Regel auch der Regierungssprecher dabei. Er oder sie ist für die Pressearbeit zuständig und versucht, die Sicht des Kanzleramts und der Regierung insgesamt möglichst positiv in der Öffentlichkeit darzustellen. Es gibt in der Regel mehrere Sprecher, auch jedes Ministerium hat welche, aber einer steht an der Spitze und leitet auch das Bundespresseamt. Diese Person sollte nach Möglichkeit zum Kreis der Kanzlervertrauten gehören. Denn wenn Journalisten merken, dass ein Regierungssprecher nicht »nah dran« ist, büßt er schnell deren Respekt ein. Regierungssprecher sagen öffentlich nicht alles, was sie wissen. Aber plump lügen sollten sie auch nicht, sonst glaubt ihnen irgendwann keiner mehr.

					Zur morgendlichen Runde gehören meist noch der Generalsekretär der Kanzlerpartei und deren Fraktionschef im Bundestag. Eine enge Verbindung zur Partei und ihren Parlamentariern zu halten, ist für Kanzler wichtig. Mit dabei sein können außerdem die Büroleiter der Kanzler, das sind sozusagen die Chefsekretäre, die ihren Kanzlern den Tag organisieren, sie abschirmen und an denen keiner vorbeikommt. Bei vielen Kanzlern sind sie noch viel mehr, nämlich Vertraute und Berater(innen). Manche Kanzler ziehen auch ihre Planungschefs hinzu, die längerfristige Vorhaben koordinieren, zum Beispiel neue Gesetze. Die frühere Kanzlerin Angela Merkel hatte zu ihrer Büroleiterin und ihrer Planungschefin ein so enges Verhältnis, dass man in Berlin halb spöttisch, halb ehrfürchtig vom »Girls Camp« im Kanzleramt sprach.

					 

					Haus ohne Kuschelfaktor. Im Kanzleramt gibt es für alle großen Bereiche eigene Abteilungen, die genauso aufgeteilt sind wie das Kabinett. Also eine Abteilung für Finanzpolitik, eine für Außenpolitik, eine für Verteidigung usw. Die Kanzler wollen sich nicht nur auf ihre Minister verlassen, sondern für alle Themen eigene Fachleute haben. Aus diesen Abteilungen fließen jeden Tag Informationen Richtung Kanzlertisch (und Kanzlercomputer), auf dem sich außerdem jede Menge Post stapelt. Handys haben Kanzler natürlich auch, auf denen sie während langer Sitzungen gerne herumtippen, Nachrichten lesen und verschicken. Eigentlich sollten die Geräte abhörsicher sein. Allerdings ist es ausländischen Geheimdiensten (zum Beispiel den Amerikanern) schon gelungen, Bundeskanzlertelefone auszuspionieren. Am besten sagt man als Kanzler wohl nie irgendetwas, was keiner hören soll – außer zu seinem Ehepartner.

					Der Schreibtisch der Kanzler steht im siebten Stock des Kanzleramts, das wegen seines großen runden Fensters von den Berlinern auch »Waschmaschine« genannt wird. Durch die Fenster ihres Arbeitszimmers blicken die Bundeskanzler auf das Reichstagsgebäude, Sitz des Bundestags. Das wurde von den Architekten extra so geplant: Die Kanzler sollen das Parlament vor Augen haben, um täglich daran erinnert zu werden, von wem sie gewählt wurden. Außerdem gibt es eine Terrasse, von der aus man einen tollen Blick über Berlin hat. Dort stehen Kanzler gerne mit ihren Staatsgästen.

					Auf der achten Etage liegt das Kanzlerapartment. Praktisch: Vom Arbeitszimmer führt eine verborgene Treppe hinter einer Bücherwand direkt dort hoch. Notfalls können Kanzler in dem Apartment mal übernachten oder sich duschen und umziehen. Zum privaten Wohnen ist es aber nicht wirklich gedacht. Es gibt nur ein kleines Schlafzimmer und einen größeren Raum mit Küche. Meistens wird dieses Kanzlerwohnzimmer für Arbeitsessen mit wichtigen Leuten genutzt. Denn auch das gehört zum Job: Das Essen dient der Arbeit; einfach mal alleine eine Pizza verdrücken geht nicht. Für große Besuchergruppen gibt es auch noch einen richtigen Bankettsaal. Wenn zum Beispiel der König von Saudi-Arabien mit hundert Gefolgsleuten anreist, ist im Wohnzimmer definitiv nicht genug Platz.

					Künftig soll das Kanzleramt einen Anbau bekommen, in dem es dann auch eine richtige, geräumige Kanzlerwohnung gibt. Ob man in diesem »Officehome« aber wirklich wohnen will? Das deutsche Kanzleramt wurde erst nach der Wiedervereinigung gebaut, es sieht ganz anders aus als die meisten anderen Regierungssitze dieser Welt. Die sind ja meist in historischen Gebäuden untergebracht, mit viel Stuck, Schnörkeln und goldgerahmten alten Gemälden an der Wand. Das deutsche Kanzleramt ist krachmodern, aus Glas und Beton, manche Wände sind bunt angestrichen, an anderen hängt neue, abstrakte Kunst. Gemütlich ist dieser Arbeitsort nicht – aber auch nicht muffig. Und immerhin achtmal größer als das Weiße Haus in Washington.

					 

					Auf internationalem Parkett. Besucher aus dem Ausland zu empfangen, ist für Kanzler »daily business«. Anfangs muss man da viel lernen, weil es für alle Beteiligten genaue Benimmvorschriften gibt, das Protokoll. Wer wo auf dem roten Teppich steht, wer mit »militärischen Ehren« empfangen wird und wie man dann an den dafür aufmarschierten Soldaten korrekt entlangschreitet – für all das gibt es Regeln. Bei Anfängern können dann schon mal Pannen passieren, etwa dass man an einer Fahne vorbeiläuft, anstatt dort höflich stehen zu bleiben. Oder einer britischen Königin von sich aus die Hand reicht, was ein majestätisches No-Go ist. All diese Dinge lernen sich aber schnell.

					Kanzler absolvieren selbst natürlich auch jede Menge Auslandsreisen. Pro Jahr kommen locker vierzig Reisen in über zwanzig Länder zusammen. Besonders wichtig sind internationale Gipfeltreffen, die oft an Wochenenden stattfinden, weil sich da die Terminpläne der Staats- und Regierungschefs am leichtesten koordinieren lassen. Für die Flüge stehen eigene Regierungsmaschinen zur Verfügung. Die deutschen Regierungsflieger sind eher praktisch als schick. Bei größeren Auslandsreisen fliegt ein ganzer Tross von Leuten mit. Zum Beispiel Unternehmer, die am Rande eines Staatsbesuchs gute Geschäftsabschlüsse machen wollen – was vom Kanzleramt befördert wird, wenn es die Handelsbeziehungen mit dem Land stärken will. Journalisten sind auch dabei, die sitzen ganz hinten, in der »Holzklasse«. Auch ohne extra anzureisen, führen Kanzler viele Gespräche mit den Regierenden anderer Länder, vor allem innerhalb Europas ist regelmäßiger Austausch wichtig. Solche Telefonate werden von Mitarbeitern beider Seiten vorbereitet: worüber gesprochen wird und was man zu diesem oder jenem Thema sagt. Oft sind dann Dolmetscher dabei, vor allem bei heiklen Themen, bei denen es auf jedes Wort ankommt. Da will kein Regierungschef mit Schulenglisch durchholpern.

					Jeder Kanzlertag ist sorgfältig durchgetaktet, da kommen schnell mal zehn verschiedene Termine zusammen. Es müssen Veranstaltungen besucht und Reden gehalten werden, es muss mit den eigenen Parteileuten oder dem Koalitionspartner diskutiert werden, es kommen Bittsteller und Interessenvertreter (Lobbyisten), und es gibt natürlich auch Auftritte im Fernsehen oder Interviews mit wichtigen Zeitungen. Nicht zu vergessen: Kanzler müssen die Kabinettssitzungen leiten und Reden im Bundestag halten bzw. dort auf der Regierungsbank sitzen und den anderen zuhören. Außerdem sind sie meist zugleich Bundestagsabgeordnete und haben einen eigenen Wahlkreis, in dem sie Bürgersprechstunden abhalten. Das ist dann auch die Chance, einer Kanzlerin oder einem Kanzler persönlich zu begegnen. 16-Stunden-Tage sind für Kanzler normal. Häufige Nachtsitzungen in Berlin oder Brüssel kommen hinzu, schwierige Verhandlungen ziehen sich sogar oft bis in die frühen Morgenstunden.

					Und wie gut wird man für diesen Stressjob bezahlt? Kanzler bekommen ein Grundgehalt, auf das es noch diverse Zuschläge gibt. Sind sie zugleich Abgeordnete, bekommen sie dafür zusätzlich Geld. Alles in allem kommt man als Kanzler(in) auf ein Jahreseinkommen von ungefähr 400000 Euro (brutto – darauf muss Einkommensteuer gezahlt werden). Das klingt nicht schlecht. Spitzenmanager großer Konzerne, die Millionen verdienen, dürften darüber aber nur müde lächeln. Auch kann man als Kanzler keinen bezahlten Nebentätigkeiten nachgehen. Manche Abgeordnete haben deshalb am Ende des Monats mehr auf dem Konto als die Bundeskanzler. Topmanager von 80 Millionen Bürgern zu sein, ist jedenfalls kein Job, den man in erster Linie des Geldes wegen macht.

					Insider: Krisenstab

					
						Leider gibt es keinen Zauberstab, mit dem man – magic! – schwere Krisen lösen kann. »Stab« meint hier eine Gruppe von Mitarbeitern aus Kanzleramt und Ministerien, die sich bei plötzlichem Eintreten einer Krise rund um die Uhr damit beschäftigen und deren Leiter notfalls schnell wichtige Entscheidungen treffen (auch die Entscheidung, dass eine Kanzlerin mitten in der Nacht geweckt werden muss, weil sich die Lage dramatisch zuspitzt). Krisenstäbe werden zum Beispiel bei Naturkatastrophen oder Terroranschlägen gebildet. Für solche »großen Lagen« gibt es dann auch gesonderte, abhörsichere Räume, in denen getagt wird und die über Notstromaggregate, besonders sichere Telefon- und Internetleitungen usw. verfügen. Im Kanzleramt liegt der Raum für Krisenstäbe auf der vierten Etage, die »Geheimetage« genannt wird.

					

					Lange Nächte in Berlin: Fledermaus-Politik. Am späten Abend wurde der Hunger so groß, dass eine Gruppe CSU-Politiker zur nächsten Tankstelle lief, um dort in großen Mengen Chips und Schokoriegel zu kaufen. So berichtete es die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung. Damit versorgte der bayerische Stoßtrupp dann auch die Mitglieder anderer Parteien, die in ihren jeweiligen Räumen ausharrten. Seit dem Mittag hatte es nichts mehr zu essen gegeben – und die Nacht sollte noch lang werden. Nächte, in denen Stunde um Stunde verhandelt wird, manchmal bis morgens früh, gibt es in der Politik häufig. Nicht nur in Berlin – auch die langen Nächte bei europäischen Gipfeltreffen sind berüchtigt. Oft geht es um Geld.

					Als die hungrigen Politiker 2017 die Tankstelle stürmten, ging es um den Versuch, eine Jamaika-Koalition zu bilden. Nachdem das geplatzt war, gab es neue Verhandlungen über eine große Koalition zwischen Union und SPD. Auch da gab es wieder schlaflose Nächte, einmal wurde von 16 Uhr nachmittags bis 6 Uhr in der Früh durchgehend nur darüber diskutiert, wer welche Ministerien bekommen soll. Dabei schwieg man sich manchmal auch stundenlang nur an. Ein Minister erzählte später, er habe dann Mandarinen geschält, einfach nur, um sich zu beschäftigen. Besonders hart ist es, wenn die Chefrunden im engsten Kreis tagen und alle anderen warten müssen, dann kommt zur Müdigkeit noch die Langeweile. Manche spielen miteinander Karten oder allein auf ihrem Smartphone Candy Crush. Andere legen sich irgendwo auf den Boden und schlafen. Eine Ministerin sagte, dass sie sogar während laufender Verhandlungen gerne mal den Kopf auf den Tisch legt für einen Kurzschlaf – und sich darauf verlässt, dass »irgendwer mich schon weckt, wenn ich gebraucht werde«. Wenn die Politiker dann mit ihren Ergebnissen vor die Presse treten, sind sie teils schon seit 35 Stunden auf den Beinen.

					In Berlin und Brüssel gibt es für diese unendlichen Nächte den Begriff »Fledermaus-Diplomatie«. Gesund sein kann das nicht. Und auf die Stimmung schlägt es auch. Bei einer Verhandlungsrunde der damaligen Kanzlerin Merkel mit den Ministerpräsidenten der Länder über Maßnahmen während der Coronaviruspandemie schnauzte spätabends der bayerische Ministerpräsident den Bundesfinanzminister an: »Da brauchen Sie gar nicht so schlumpfig herumzugrinsen.« Auch da ging es, wie so oft, um die Frage, wie etwas finanziert wird.

					Schlafentzug kann jedenfalls ähnliche Wirkungen haben wie zu viel Alkohol: Man ist wie im Rausch. Aber warum das Ganze? Aus mehreren Gründen: Zum einen haben Politiker nachts keine anderen langfristig geplanten Veranstaltungen, damit lassen sich ihre Terminkalender leichter koordinieren. Zum anderen geht es auch um die Außendarstellung – man zeigt seinen Wählern oder Landsleuten oder Parteikollegen, dass man im wahrsten Sinne des Wortes »bis zum Umfallen gekämpft hat«. Man hat alles gegeben, es war hart, mehr war nicht drin, tiefe Augenringe belegen es. Außerdem geht es um knallhartes Kräftemessen. Viele Politiker rühmen sich geradezu damit, dass sie mit wenig Schlaf auskommen. Und erfahrene Verhandler wissen: Zwischen 5 und 6 Uhr morgens werden selbst die größten Sturköpfe kompromissbereit.

					Insider: Runder Tisch und Hinterzimmer

					
						Manchmal klingt Politik nach illegalem Glücksspiel – wenn von Runden Tischen und Hinterzimmern die Rede ist. Wobei Runde Tische ein positives Image haben, Hinterzimmer eher ein negatives. Obwohl man auch in Hinterzimmern oft an runden Tischen sitzt. Wenn ein Tisch rund oder oval ist, hat das den Vorteil, dass es kein Kopfende gibt, an dem »die Wichtigeren« Platz nehmen. Das Signal, das davon ausgeht: Alle Personen am Tisch sind gleichberechtigt. In der Realität stimmt das aber nicht unbedingt.

						Den bekanntesten Runden Tisch gab es in Deutschland nach dem Fall der Mauer, da saßen Ost- und Westdeutsche zusammen und diskutierten darüber, wie man ein gemeinsames Deutschland wird. In »Hinterzimmern« hingegen trifft man sich vertraulich unter Ausschluss der Öffentlichkeit, um offen über Problemthemen zu sprechen und Deals zu vereinbaren, ohne dass die ganze Nation dabei zuschaut. Das wird oft kritisch gesehen und als Mauschelei bezeichnet. Wobei man fairerweise sagen muss, dass Politik auch stille Räume braucht. Und wenn der Vorwurf erhoben wird, dies oder jenes sei »Hinterzimmer-Politik«, geht es oft gar nicht um Geheimverhandlungen, sondern um ganz offizielle Gespräche, bei denen jeder weiß, wer sich da gerade trifft. Die wahren Hinterzimmer-Geschichten werden gar nicht erst öffentlich …

					

				
					
						Der Bundestag: Im Fegefeuer der Fraktionen

					
					Nur nicht schlappmachen. Es hat im Bundestag schon Sitzungen gegeben, da sind Abgeordnete ohnmächtig geworden. Sie waren überanstrengt und hatten vielleicht auch nicht genug getrunken (damit ist kein Alkohol gemeint). Ähnlich wie im Schulunterricht darf man nämlich an seinem Platz im Bundestag während der Sitzungen nicht trinken oder essen – bitte keine Flecken oder Krümel. Nur wer gerade am Rednerpult steht, bekommt von den Saaldienern des Bundestags gnädig ein Glas Wasser hingestellt. Manche Bundestagssitzungen beginnen um 9.00 Uhr morgens und enden erst um 2.30 Uhr in der Nacht. Solche Marathons sind keine Seltenheit. Man muss zwar nicht die ganze Zeit im Saal sitzen, aber der Abgeordnetenjob ist für die meisten trotzdem ganz schön stressig.

					 

					Berlin Basics. Bevor wir uns den Arbeitsalltag der Parlamentarier näher ansehen, kurz ein paar Berlin Basics: Das Gebäude, in dem der Bundestag tagt, ist das historische Reichstagsgebäude. Das deutsche Parlament ist aber nicht »der Reichstag«. So hießen die parlamentarischen Versammlungen, als es noch deutsche »Reiche« gab, zuletzt im »Dritten Reich« der Nazis. Heute spricht man nur vom Bundestag.

					In ihm gruppieren sich die Parteien in Fraktionen. Sie haben eigene Bereiche, in denen sie ihre Fraktionssitzungen abhalten. Der bekannteste Raum im Reichstagsgebäude ist natürlich der Plenarsaal, in dem die Bundestagsdebatten abgehalten werden. Über ihm schwebt die berühmte Glaskuppel. Durch sie können Besucher der Kuppel hinunter zu den Abgeordneten sehen. Mit gesonderter Anmeldung kann man auf der Besuchertribüne im Plenarsaal Platz nehmen und den Debatten zuhören. Für Journalisten und Kamerateams gibt es einen eigenen Bereich.

					Der Plenarsaal selbst besteht aus den Stühlen und Pulten für die Abgeordneten. Ihnen gegenüber befindet sich das Rednerpult, direkt dahinter sitzen die Bundestagspräsidenten und -präsidentinnen oder ihre Stellvertreter. Sie leiten die Sitzungen und achten darauf, dass die Regeln eingehalten werden. Ein bisschen sind sie dabei wie Schiedsrichter. Sie sind zwar selbst Parteipolitiker, verhalten sich in dieser Position aber so neutral wie möglich. Vorm Rednerpult sitzen außerdem die Stenografen, die alles aufzeichnen, auch Applaus, Buhen und Zwischenrufe. Dafür muss man ganz schön auf Zack sein. Direkt neben dem Rednerpult liegt links vom Saal aus gesehen die Regierungsbank. Am nächsten zum Rednerpult sitzt der Bundeskanzler (wenn er oder sie anwesend ist, was nicht täglich der Fall ist). Es gibt eine entsprechende Bank rechts, dort können die Ministerpräsidenten der Bundesländer Platz nehmen, wenn sie bei einer Debatte dabei sein möchten. Kommt aber nicht so oft vor.

					Außerhalb des Reichstagsgebäudes gibt es in umliegenden Häusern für die Abgeordneten und ihre Mitarbeiter jede Menge Büros, Tagungsräume, eine Mensa und auch eine Kita. Insgesamt wuseln auf dem »Planet Bundestag« rund 9000 Menschen herum – eine Welt für sich. Ach ja, und nicht zu vergessen: der Bundesadler, das deutsche Staatssymbol. Das Wappentier prangt nicht nur auf den Trikots der Fußballnationalmannschaft, sondern hängt auch großformatig im Plenarsaal. Schon seit Jahrhunderten dient der Adler als Symbol für »Mut und Stärke«. Im Bundestag in Bonn, der früheren Hauptstadt der westdeutschen Bundesrepublik, war er noch sichtlich dicker als der Adler, der heute im Berliner Bundestag hängt. Man könnte auch sagen: Der Vogel war früher pummelig. Man nannte ihn deshalb »Fette Henne«. Was auch noch ein bisschen sexistisch war. Bonner Zeiten halt …

					 

					Ein »Arbeitsparlament«. Alle vier Jahre wird der Bundestag neu gewählt, die Zeit dazwischen nennt man Legislaturperiode. Da steckt das Wort »Legislative« drin, Gesetzgebung. Im Bundestag werden jedes Jahr mehrere Hundert Gesetze »verabschiedet«. So nennt man das, wenn ein Gesetz am Ende die nötige Zustimmung bekommen hat: tschüss, erledigt! Davor liegen manchmal Monate oder gar Jahre, in denen daran gearbeitet wurde. Neben den Gesetzen gibt es viele andere Entscheidungen, über die die Abgeordneten abstimmen. Logisch, dass sich da nicht jeder in allem auskennen kann.

					Und auch logisch, dass nicht alle 600 oder 700 Abgeordneten an jeder Sitzung in jeder Minute teilnehmen. So funktioniert der Bundestag nicht. Insofern ist es falsch, aus den leeren Stuhlreihen, die man manchmal im Fernsehen sieht, zu schließen, dass die Abgeordneten faul seien und Sitzungen schwänzten. Das deutsche Parlament ist nämlich kein Redeparlament (wie das Unterhaus in London), in dem alle politischen Fragen überwiegend in Vollversammlungen behandelt werden, sondern ein Arbeitsparlament.

					Das heißt: Die meiste Arbeit wird im Bundestag hinter den Kulissen gemacht, in den Ausschüssen. Das sind Arbeitsgruppen, in denen die Abgeordneten auf bestimmte Themen spezialisiert sind. Es gibt Ausschüsse für Familienpolitik, Umwelt, Verteidigung, Gesundheit usw. Jeder Abgeordnete ist in mindestens einem dieser Fachausschüsse Mitglied. In den Ausschüssen sind alle Parteien vertreten, man tagt in kleineren Räumen und kommt sich da ziemlich nahe. Wenn man neu ins Parlament einzieht, muss man sich erst mal hintanstellen und darum kämpfen, in einen begehrten Ausschuss zu kommen. Da gibt es durchaus eine Rangfolge, und wo man landet, kann man sich als Neuling nicht einfach aussuchen.

					Die Fachleute in den Ausschüssen arbeiten die Themen im Detail aus und informieren dann die Kollegen aus ihrer Partei, worum es geht und welche Haltung die Fraktion dazu haben sollte. Dass die das gut machen, darauf müssen sich die Parteifreunde ein Stück weit verlassen – man kann sich nicht bei jedem Thema richtig gut auskennen und die aktuelle Gesetzeslage in allen Einzelpunkten im Blick haben. Das schafft kein Mensch – und wäre für die Parlamentsarbeit auch nicht effizient.

					Zur Verabschiedung zentraler Gesetze, zu wichtigen Debatten und Abstimmungen kommen aber alle Abgeordneten in den großen Sitzungssaal unter der Reichstagskuppel. Man sagt auch: ins Plenum. Dann ist der Laden voll und die blauen Stühle, die man aus dem Fernsehen kennt, sind bis auf den letzten Platz belegt, genau wie die Regierungsbank. Zum Beispiel bei der Kanzlerwahl oder der Wahl des Bundestagspräsidenten. An »normalen« Sitzungstagen hingegen bleiben viele Stuhlreihen leer, und auf der Regierungsbank ist auch reichlich Platz frei. Die Abgeordneten haben in den Sitzungswochen, wenn das Parlament tagt, zwar Anwesenheitspflicht, dazu müssen sie aber nicht im Plenarsaal sitzen. Oft haben sie parallel Treffen in den Ausschüssen oder empfangen Besucher oder arbeiten in ihren Büros. Nebenher dann noch allen Reden zuzuhören, schafft keiner.

					Zu den Abstimmungen müssen nur immer so viele Abgeordnete im Plenarsaal anwesend sein, dass der Bundestag beschlussfähig ist. Und die Regierung muss darauf achten, dass genügend ihrer Abgeordneten da sind, um für die jeweils erforderlichen Mehrheiten zu sorgen. Dafür gibt es im Bundestag eine Klingel, die in allen Räumen zu hören ist. Wenn sie ertönt, springt man auf und läuft zur Abstimmung. Dass das immer alles klappt und genügend Leute losrennen, organisieren die Fraktionen.

					Insider: Hände hoch und Hammelsprung

					
						Im Bundestag kann unterschiedlich abgestimmt werden. Meistens genügt es, die Hand zu heben oder aufzustehen. Es gibt aber auch namentliche Abstimmungen, da muss jeder Abgeordnete Farbe bekennen und eine Karte mit seinem Namen ausfüllen und in eine Wahlurne werfen. Eine solche Abstimmung wird bei wichtigen Themen beantragt. Auch die Wähler können dann im Nachhinein sehen, wie die Abgeordneten ihres Wahlkreises abgestimmt haben. Manche Wahlen sind aber auch geheim, die Kanzlerwahl zum Beispiel. Bei Abstimmungen, die nur per Handzeichen laufen, ist manchmal nicht klar erkennbar, ob es eine ausreichende Mehrheit gibt. Dann kann der Hammelsprung angeordnet werden. Alle Parlamentarier verlassen den Plenarsaal und treten danach einzeln durch eine von drei Türen: Zustimmung, Abstimmung oder Enthaltung. Dabei werden sie gezählt, wie Schäfchen. Ganz schön oldschool – online ginge das alles sicher schneller – aber es ist fälschungssicher. Der Hammelsprung wurde übrigens schon in der Kaiserzeit eingeführt.

					

					Kampf ums Rednerpult. Reden halten ist nicht die wichtigste Aufgabe für Parlamentarier, und manche kommen auch nur selten ans Rednerpult. Aber natürlich wollen da alle hin, vor allem bei großen Debatten, über die dann auch die Hauptnachrichtensendungen berichten und online viele Videos geteilt und kommentiert werden. Auch im Bundestag gibt es große Redeschlachten, bei denen es hoch hergeht. Wer bei solchen Debatten zum ersten Mal auf der Besuchertribüne sitzt, staunt nicht schlecht, wie extrem laut es da werden kann. Es wird gestöhnt, gebuht und gelacht. Auch Zwischenrufe gehören dazu, die manchmal nur dazu dienen, die Person am Rednerpult aus dem Konzept zu bringen. »Klugscheißer«, »Arschloch«, »unverschämtes Weib« – war alles schon zu hören. Zu weit sollte man es aber nicht treiben, sonst wird man vom Bundestagspräsidenten zur Ordnung gerufen, schlimmstenfalls sogar aus dem Saal geworfen.

					Beliebt sind auch Zwischenfragen. Die Parlamentspräsidentin fragt dann: »Gestatten Sie eine Zwischenfrage?«, wenn sich ein Abgeordneter gemeldet hat. Ob man die als Redner gestattet, muss man spontan entscheiden: Einerseits wird der eigene Redefluss unterbrochen, andererseits ergibt sich vielleicht ein schöner Schlagabtausch, und man kann dem politischen Gegner noch einen knackigen Spruch mitgeben. Das erhoffen sich die Fragesteller aber natürlich auch.

					Klar ist: Nur wer öffentlich auftritt, wird bekannt. Und wer bekannt ist, hat höhere Chancen, wiedergewählt zu werden. Aber Redezeit im Parlament zu bekommen, ist nicht so einfach. Anfänger sind entsprechend aufgeregt, wenn sie erstmals am Pult stehen. Früher war es im Bundestag üblich, dass alle Abgeordneten nach einer Erstlingsrede freundlich applaudierten, auch wenn die Person, die da gerade ihre Feuertaufe bestanden hatte, nicht von der eigenen Partei war. Seitdem die AfD dem Bundestag angehört, ist die Atmosphäre im »Hohen Haus« aber weit weniger kollegial geworden. Die AfD-Anhänger finden das gut, schließlich soll die Partei ja »gegen alle« sein. Die anderen Parteien finden es anstrengend und wünschen sich die Zeiten zurück, als man in der Kantine im Bundestag noch Witze reißen konnte, ohne zu befürchten, dass am Nebentisch »der Feind mithört« und darüber vielleicht irgendwas auf Facebook postet.

					Oft haben sich Abgeordnete tief in ein Fachthema eingearbeitet – und wenn dann endlich mal eine große Debatte dazu ansteht und das Fernsehen rauf und runter berichtet, stehen nicht sie am Rednerpult, sondern der Fraktionschef. Das kann frustrierend sein. Die Fraktionsführer entscheiden auch, wann Themen auf die Tagesordnung kommen. Wenn das eigene Thema erst spät am Abend aufgerufen wird, tja, da schauen nicht mehr viele zu. Allerdings bestimmen die Fraktionsoberen so etwas nicht allein. Abgesehen davon, dass sie sich mit den Fraktionen der anderen Parteien abstimmen müssen, hören sie auch auf einflussreiche Kollegen aus der eigenen Partei.

					Also muss man als Parlamentarier vor allem Kontakte knüpfen, in den richtigen Ausschüssen sitzen, sich Cliquen anschließen und »jemand werden«. Fachwissen hilft aber auch: Wer sich zum Beispiel frühzeitig in Datenschutz und Digitalisierung eingearbeitet hat, galt früher vielleicht noch als Nerd. Heute ist man damit sehr gefragt, und wenn das dann auch noch den Medien auffällt, hat man eine gute Chance, aus der Masse der namenlosen Parlamentarier herauszutreten und ein Bundestagspromi zu werden.

					 

					Untersuchungsausschüsse. Während es die normalen Ausschüsse ständig gibt, wird ein Untersuchungsausschuss nur zu einem speziellen Thema eingesetzt. Wie der Name schon sagt, geht es darum, etwas zu untersuchen. Meist etwas Skandalöses, das die Regierung (mit) zu verantworten hat. Etwa im Fall der jahrelang mordenden rechtsextremen Terrorgruppe NSU, wo staatlichen Sicherheitsbehörden schwere Ermittlungsfehler zum Vorwurf gemacht wurden. Für die Einrichtung eines Untersuchungsausschusses (abgekürzt: U-Ausschuss) genügt es, wenn ein Viertel der Bundestagsabgeordneten das verlangt. Dafür tun sich dann oft auch Oppositionsparteien zusammen, die ansonsten keine Freunde sind. Und auch im U-Ausschuss arbeiten sie einander zu, um die Regierung in die Enge zu treiben. Wie vor Gericht treten Zeugen auf und werden Minister »verhört«. Oft sind U-Ausschüsse viel Show, ohne dass neue Erkenntnisse zutage kommen. Aber es gibt immer wieder Ausnahmen, wo U-Ausschüsse sehr ernsthaft wie Detektive gearbeitet und zur Aufklärung beigetragen haben.

					Insider: Immunität

					
						Manchmal gibt es Anlass, bei Abgeordneten etwas auf strafrechtlich relevantes Fehlverhalten zu untersuchen. Die Abgeordneten sind allerdings immun – nicht gegen ein Virus, sondern gegen Strafverfolgung. Dieses Sonderrecht wurde schon in den Entstehungszeiten der parlamentarischen Demokratien geschaffen. Damit Könige und andere Regierungen unliebsame Abgeordnete nicht einfach ins Gefängnis werfen oder mit erfundenen Anklagen verfolgen können. Das heißt aber nicht, dass Abgeordnete ungestraft kriminell werden dürfen. Gibt es einen Verdacht und wollen Behörden ermitteln, kann das Parlament die Immunität einzelner Abgeordneter förmlich aufheben. Danach wird von Polizei und Staatsanwälten gegen sie genauso ermittelt wie bei normalen Bürgern.

					

					Haushälter: Die Babos des Parlaments. Ein Haushalt macht Arbeit – auch in der Politik. Haushalt oder Etat heißt die Gesamtheit der Einnahmen und Ausgaben des Staates. »Die Haushälter« nennt man in Berlin ehrfürchtig jene Abgeordneten, die im Haushaltsausschuss sitzen. Das ist von allen Parlamentsausschüssen der wichtigste, denn hier wird das Geld verteilt – oder zusammengehalten, wenn Sparen angesagt ist. Entsprechend einflussreich sind die Mitglieder dieses Ausschusses, der rund vierzig Köpfe zählt, also kein kleiner Klub ist. Wer da mitmacht, muss eine Menge draufhaben. Der Zahlensalat, mit dem sich die Haushälter beschäftigen, ist so kompliziert, dass die anderen Abgeordneten das ähnlich unverständlich finden wie normale Bürger. Zur Belohnung für ihre Mühsal haben die Finanzexperten in ihrem Sitzungsraum einen mit Getränken gut sortierten Kühlschrank. In anderen Ausschüssen gibt’s nur Wasser.

					Die Haushälter sind wichtige Ansprechpartner für jeden, der für irgendein Anliegen Geld haben will. Und so können sie nebenbei geschickt dafür sorgen, dass für ihren eigenen Wahlkreis die ein oder andere Summe abfällt, zum Beispiel um ein schönes Kulturfestival abzuhalten. Da reden den Haushältern höchstens die anderen Haushälter rein. Entscheidend ist, dass das Finanzgebaren der Regierung von diesen Fachabgeordneten kontrolliert wird. Das ist generell eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments.

					Und da in dem Ausschuss Angehörige aller im Bundestag vertretenen Parteien sitzen, wird dort auch nicht mit Wattebäuschchen geworfen, sondern genau hingeschaut. So mancher Minister wurde von den Haushältern schon ins Schwitzen gebracht. Sie dürfen nämlich alle Minister zu sich zitieren und kritisch befragen, warum sie für diese oder jene Aufgabe so viel Geld brauchen. Mit den Haushältern stellt man sich besser gut. Sie sind sozusagen die führende Clique im Parlament und können ziemlich gemein werden, wenn sie finden, dass ihnen jemand blöd kommt. Auch das ist ein Geheimnis der Politik: Die einflussreichsten Leute sind in der Öffentlichkeit oft kaum bekannt.

					 

					Highlights: Generaldebatte und Regierungserklärung. Viele Dinge im Bundestag haben eine andere Bedeutung, als ihr förmlicher Name besagt. Wenn während der Haushaltswoche – da wird im Herbst eine Woche lang über die Finanzpläne der Bundesregierung gesprochen – »Generalaussprache zum Kanzleretat« auf der Tagesordnung steht, klingt das langweilig. Wäre es auch, wenn es wirklich darum ginge, wie viel Geld das Bundeskanzleramt für sein Personal oder seine Grünpflanzen ausgibt. Das interessiert niemanden, auch im Bundestag nicht, das checken die Finanzexperten im Haushaltsausschuss und gut ist.

					Tatsächlich ist diese »Aussprache« eine der wichtigsten Parlamentsdebatten im ganzen Jahr, weil es dabei ums große Ganze geht. Sie wird traditionell Generaldebatte genannt: Man sagt sich da ganz generell mal so richtig die Meinung. Als Erster darf an diesem Tag immer der Oppositionsführer sprechen, also der Fraktionschef oder die Fraktionschefin der größten Oppositionspartei. Und die hauen dann auch so richtig drauf und halten den jeweiligen Bundeskanzlern vor, was sie alles falsch machen. Bei dieser Debatte darf ein Bundeskanzler nicht schwänzen, sondern muss sich das alles von der Regierungsbank aus mit Pokerface anhören. Danach gibt es die Gelegenheit, darauf zu antworten. Oder man lässt die Vorwürfe einfach abperlen und spricht nur darüber, was man gerade so vorhat und was wichtig ist in der Welt.

					Während die Generaldebatte ein fester Termin im Jahreskalender des Parlaments ist, können die Regierungserklärungen der Bundeskanzler (oder einzelner Minister) relativ kurzfristig angesetzt werden. Üblich ist, dass Kanzler zum Beispiel vor großen internationalen Gipfeltreffen eine außenpolitische Regierungserklärung im Bundestag abgeben. Oder dass sie sich bei schwierigen politischen Entscheidungen dem Parlament »erklären«. Letztlich geht es darum, sich mit einer eindringlichen Rede vor den Abgeordneten und dem Volk zu rechtfertigen und um Zustimmung zu werben.

					 

					Die Fraktion als Vorhölle. Der erste Bundeskanzler der Bundesrepublik, Konrad Adenauer, war ein Mann, dem es an Selbstvertrauen nicht mangelte. Trotzdem stammt von ihm der Satz: »Das Fegefeuer ist für mich, wenn ich in die Fraktion muss.« Warum empfinden Kanzler ihre Fraktionen gelegentlich als Vorhof zur Hölle? Weil sie immer abhängig sind von der Zustimmung ihrer Leute im Parlament. Und die Abgeordneten legen großen Wert darauf, nicht nur Stimmvieh zu sein. Sie sind selbstbewusst, meinungsstark und wollen respektvoll behandelt werden, auch und gerade von den Kanzlern, die sie gewählt haben.

					Wenn diese sehr lange im Amt sind, vergessen sie das manchmal. Die Fraktion wird lästig. Da kann es dann zu Aussprachen im Fraktionssaal kommen, bei denen den Kanzlern von den eigenen Leuten richtig eingeschenkt wird. Da wird auch mal ein herzhaftes »Frau Bundeskanzlerin, so geht das nicht!« durch den Raum gebellt. Und die Fraktion kann auch drohen, nämlich dass sie ihrem Kanzler im Parlament eine peinliche Abstimmungsniederlage beschert. Umgekehrt herrscht gelegentlich auch ein rauer Ton. Eine Kostprobe: »Ich kann deine Fresse nicht mehr sehen.« Originalzitat eines CDU-Kanzleramtschefs zu einem CDU-Abgeordneten, der regelmäßig aus der Reihe tanzte und die eigene Regierung kritisierte. Für den Ausraster hat der Minister sich später entschuldigt. Es zeigt aber, dass die Fraktion der Regierungspartei und ihre Kanzler nicht unbedingt immer herzlich miteinander umgehen.

					Für den Zusammenhalt in einer Fraktion sorgen die Fraktionschefs und ihre parlamentarischen Geschäftsführer. Auch so ein Job, den viele gar nicht kennen, der aber in Berlin extrem wichtig ist. Im britischen Parlament nennt man die parlamentarischen Geschäftsführer »Whips«. Das heißt übersetzt so viel wie Einpeitscher. Da weiß man direkt, was gemeint ist. Die Frauen und Männer, die diese Posten bekleiden, sind fürs Unangenehme zuständig. Sie verhandeln mit den Einpeitschern der anderen Fraktionen über Tagesordnungen und Redezeiten, und sie müssen ihre eigenen Fraktionskollegen »auf Linie bringen«, heißt: sie dazu bewegen, so abzustimmen, wie Partei und Fraktion es mehrheitlich wollen.

					[image: ]
					Insider: Hinterbänkler

					
						In den hinteren Reihen des Bundestags gibt es nur einfache Stühle ohne Tische. Und die TV-Kameras sind auch weit weg. Das ist nicht die Businessclass des Parlaments. Manchmal setzen sich aber sogar Bundeskanzler bewusst dorthin, um unbeobachtet ein vertrauliches Gespräch zu führen. Wer dort praktisch immer sitzt, steht in der Hackordnung seiner Fraktion eher unten. Förmlich geregelt ist das aber nicht. Ein bisschen geht es im Bundestag nämlich zu wie am Hotelpool auf Mallorca: Wer frühmorgens kommt, reserviert sich gern mal schnell einen guten Platz – Aktentasche hinlegen genügt. Wer jedoch neu im Parlament ist oder aus anderen Gründen zu den »nicht so Wichtigen« gehört, sollte da lieber vorsichtig sein, das kommt eventuell nicht gut an. Die ersten Reihen sind eh den Fraktionschefs und anderen Promis vorbehalten.

						Apropos Mallorca: Manchmal entwickeln Hinterbänkler eigenartige Ideen, um auf sich aufmerksam zu machen. Einer schlug mal vor, dass die Bundesrepublik die Insel Mallorca kauft und zum 17. Bundesland macht. Ernst gemeint hat der CSU-Abgeordnete das damals vermutlich selbst nicht. So schaffte er es aber wenigstens mal in die Presse. Hinterbänkler mögen nicht so wichtig sein, sie grundsätzlich zu ignorieren, ist für die Fraktionsführungen aber keine gute Idee. Die »Namenlosen« können unangenehm werden, zum Beispiel bei Abstimmungen nicht mitziehen. Und da es viele von ihnen gibt, sind Führungsleute gut beraten, die Hinterbänkler zu »pflegen« (nett sein, gelegentlich miteinander essen gehen usw.). Dahinter steht nicht nur der Gedanke, dass auch die »einfachen Parlamentsarbeiter« Wähler vertreten und Respekt verdienen, da geht’s ganz klar um Taktik – man muss schließlich Mehrheiten organisieren. Das A und O der Demokratie.

					

					Das Phantom im Bundestag: Fraktionszwang. Im Bundestag gibt es ein Phantom. Es existiert nicht, aber jeder ist ihm schon begegnet: dem Fraktionszwang. Offiziell darf es den gar nicht geben, denn alle Abgeordneten sind in ihren Entscheidungen frei und »nur ihrem eigenen Gewissen unterworfen«. So steht es im Grundgesetz. Man nennt das freies Mandat. Kein Abgeordneter soll auf Weisung anderer handeln – Parlamentarier sind keine Marionetten. Allerdings auch keine Solotänzer. Wenn der Parlamentsbetrieb funktionieren soll, müssen die Fraktionen schon auch zusammenhalten. Sonst könnte auch eine Regierung nicht regieren. Oder eine Opposition wirksam Druck machen.

					Und ganz fair wäre es ja auch nicht, wenn ich für eine Partei in den Bundestag einziehe und dann sage: Ätsch, jetzt mach ich nur noch mein Ding. Theoretisch kann man das tun, man kann auch aus einer Fraktion austreten und als Fraktionsloser im Bundestag bleiben. Allerdings nur bis zur nächsten Bundestagswahl, dann wird die Partei einen nicht noch mal aufstellen. Und die Wähler hatten wohl auch andere Erwartungen, denn die wenigsten Abgeordneten werden nur deshalb gewählt, weil sie so tolle Personen sind. Deshalb ist das freie Mandat in der parlamentarischen Praxis eingeschränkt. Es gibt einen gewissen Fraktionszwang, den man aber »Fraktionsdisziplin« nennt. Klingt netter.

					Diese Disziplin herzustellen, ist in größeren Fraktionen mit mehr als hundert Leuten eine Aufgabe wie einen Sack Flöhe hüten. Zum Beispiel sind da Landesgruppen zu beachten. Den vielen Nordrhein-Westfalen (aus dem bevölkerungsreichsten Bundesland stammen immer viele Abgeordnete) kann man nicht einfach auf die Füße treten, sonst bildet sich da sofort eine rheinisch-westfälische Gruppendynamik, und es gibt Ärger. Bei der Union gibt es die spezielle Landesgruppe der CSU. Die CSU-Bayern bilden im Bundestag quasi eine eigene Fraktion. Man hat zwar eine Fraktionsgemeinschaft mit der CDU, ist aber sehr auf Eigenständigkeit bedacht. Für viele Abgeordnete sind die regionalen Landesgruppen fast so etwas wie eine Familie, bei der man sich Hilfe, Rat und Zuneigung holt.

					Außerdem gibt es in jeder Partei unterschiedliche Strömungen. In der SPD-Fraktion zum Beispiel gibt es den »Seeheimer Kreis« (warum der so heißt, ist hier nicht so wichtig) oder die »Netzwerker«. Das sind eigene Cliquen mit ähnlichen politischen Ansichten, in denen man zusammenhält. All das müssen Fraktionsführungen beachten. Allerdings haben Fraktionschefs und ihre parlamentarischen Geschäftsführer auch »Folterinstrumente«, mit denen sie ihren Leuten drohen können: Sie entscheiden, wer welche Büros bekommt, welche Reisen genehmigt werden, ob jemand Redezeit bei einer interessanten Debatte erhält. Besonders wichtig natürlich: Sie können beeinflussen, welche Posten man bekommt oder verliert. Und auch Gesprächstermine mit den Chefs werden nicht verteilt wie Bonbons. Wer neu ins Parlament kommt, kann nicht mal eben so bei der Fraktionschefin anklopfen: Hallöchen, hier bin ich, wollen wir mal über meine weitere Karriere reden?

					Bei wichtigen Abstimmungen und knappen Mehrheitsverhältnissen sollten die Fraktionsführer auch gute Psychologen sein. Dann müssen sie notfalls lange Einzelgespräche führen und Widerspenstige »beatmen«, wie man im Berliner Politsprech sagt. Das reicht von »gut zureden« bis brutalstmöglich drohen. Nicht immer klappt das. Dann gibt es Abweichler, die anders abstimmen, als die Fraktionsführung es will – und sich dabei auf ihr freies Mandat berufen dürfen.

					Bei manchen Abstimmungen im Bundestag wird aber extra gesagt, dass »der Fraktionszwang aufgehoben ist« (den es offiziell ja nicht gibt). In diesen Fällen ist es tatsächlich so, dass die Einpeitscher ihre Peitschen zur Seite legen. Jede Abgeordnete, jeder Abgeordnete soll ganz für sich allein entscheiden. Bei solchen Abstimmungen geht es meist um große Lebensthemen, bei denen auch Religion und andere persönliche Weltbilder eine Rolle spielen können. Zum Beispiel, ob man Sterbehilfe erlaubt. Solche Debatten finden in einer anderen Atmosphäre statt, sie verlaufen ernster, aber auch freundlicher, oft richtig emotional. Man beschimpft sich nicht und betreibt keine taktischen Spielchen. Solche Debatten zu verfolgen, kann sehr berührend sein. Manchmal lauscht man sogar mit Kloß im Hals, wenn Abgeordnete über ihre privaten Erfahrungen und Familienschicksale sprechen. Aber es gibt nur wenige Themen, die sich dafür eignen. Im Normalfall wird hart gestritten und dann entlang der Parteilinien abgestimmt.

					Insider: Fraktionslose

					
						Um eine Fraktion bilden zu können, braucht es eine Mindestanzahl an Abgeordneten. Schafft es eine Partei nicht, mindestens 5 Prozent der Sitze zu ergattern, kann sie keine Fraktion bilden. Das ist mit einigen Nachteilen verbunden. Als Fraktionsloser hat man noch nicht mal ein Pult vor seinem Stuhl, sondern sitzt immer hinten. Und hat auch nur ein eingeschränktes Rederecht. Fraktionslose sind meistens Abgeordnete, die sich im Laufe der Legislaturperiode mit ihrer Partei verkracht haben. Oder Politiker, die einen Wahlkreis direkt gewonnen haben, während ihre Partei es nicht über die Fünfprozenthürde geschafft hat. Das gab’s schon mal, da saßen zwei einsame Abgeordnete der Partei PDS im Bundestag.

					

					Stilvoll die Regierung nerven: Große und Kleine Anfrage. Es gibt noch eine ganze Reihe anderer Anlässe für eine Parlamentsdebatte. Die Opposition nutzt gerne die Möglichkeit, eine Große oder Kleine Anfrage zu stellen. Eine Große Anfrage ergeht von einer Fraktion an Ministerien. Sie fordert dann Auskunft zu Sachthemen, die für die Regierung unangenehm sind. Zum Beispiel: »Warum hat die Bundeswehr nicht genug kugelsichere Schutzwesten?« Dazu werden noch diverse Unterpunkte ausführlich abgefragt, man will weit mehr wissen als nur die Zahl der Schutzwesten. Ein Ministerium hat sechs Monate Zeit, auf Große Anfragen zu antworten, was meistens ziemlich viel Arbeit macht. Die Antwort und die Debatte darüber findet im Bundestag öffentlich statt.

					Kleine Anfragen sind weniger umfangreich und müssen schneller beantwortet werden, allerdings genügt das schriftlich. Sie sind beliebt bei der Opposition, weil man sich damit ohne großen Aufwand profilieren kann. Im Verlauf einer Legislaturperiode stellt eine Oppositionspartei gerne mal über tausend solcher Anfragen. Dann gibt es noch die Aktuelle Stunde. Sie kann von einer Fraktion einberufen werden, um ein aktuelles Thema zu debattieren. In der Regel dauert eine Aktuelle Stunde tatsächlich nicht mehr als eine Stunde – in der es im Bundestag aber hoch hergehen kann. Außerdem gibt es jeden Mittwoch eine allgemeine Fragestunde. In der können alle Abgeordneten die Bundesregierung befragen. Die Zahl der Fragen ist aber begrenzt, und sie müssen vorher eingereicht werden. Alle drei Verfahren sind wichtige Instrumente der parlamentarischen Kontrolle.

					Insider: Kettenhunde und Testballons

					
						Kettenhunde liegen tagsüber an der Leine und werden nachts losgelassen, um ein Gelände zu bewachen und aggressiv auf jeden Eindringling loszugehen. In der Politik gibt es diesen Begriff auch: die Kettenhunde loslassen. Ein (Spitzen-)Politiker schickt Kollegen los, die dann schön scharf lospoltern und den politischen Gegner attackieren. Man nennt sie auch »Wadenbeißer«. Der taktische Vorteil: Herrchen bzw. Frauchen muss nicht selbst knurren, sondern schaut sich das Schauspiel zufrieden aus dem Hintergrund an. Alternativ kann man Parteikollegen vorschicken, die einen politischen Vorschlag machen, und dann schaut man zu, wie der ankommt – ohne selbst damit in Verbindung gebracht zu werden. Das nennt man »einen Testballon steigen lassen«. Sollte es darauf negative Reaktionen geben und man merkt: keine gute Idee, kann man elegant »zurückrudern«. Auch das ist ein typischer Begriff aus dem Politsprech.

					

					Ein Gesetz entsteht – und viele reden mit. Gesetze werden nicht von der Regierung, sondern vom Parlament gemacht. Aber in der Praxis ist es in der Regel doch die Regierung, die ein Gesetz entwirft. Die meisten Vorschläge für neue Gesetze oder Gesetzesänderungen kommen aus den Ministerien. Von dort geht ein Entwurf ins Justizministerium zur juristischen Prüfung und dann ins Kabinett. Das Kabinett verabschiedet den Entwurf. Danach geht es weiter in den Bundestag. Die Regierung verlässt sich natürlich darauf, dass ihre parlamentarische Mehrheit dem dann auch zustimmt.

					Aber: »Kein Gesetz verlässt den Bundestag so, wie es hineingekommen ist.« Dieser Satz stammt von dem einstigen SPD-Fraktionschef Peter Struck, weshalb man in Berlin liebevoll-ironisch vom »Struck’schen Gesetz« spricht. Struck war ein sehr erfahrener (und beliebter) Parlamentarier und wusste genau, wie der Hase läuft. Kaum nämlich hat ein Ministerium ein Gesetz entworfen, auf das es stolz ist, beugen sich die Parlamentarier darüber, schütteln die Köpfe und verändern es. Hier ist eine andere Formulierung erwünscht, dort wird etwas ergänzt oder gestrichen. Genau dafür sind die vielen Ausschüsse da. Das Parlament will und soll mitreden.

					In der Regel gibt es für ein Gesetz drei Lesungen. So nennt man die Stationen, die ein Gesetz im Bundestag durchlaufen muss. In der ersten Lesung gibt es keine große Debatte, sondern das Gesetz wird förmlich eingebracht und direkt an den entsprechenden Fachausschuss geschickt. Von dort kommt der Vorschlag schon mal verändert wieder heraus und wird in die zweite Lesung gebracht. Da wird dann öffentlich debattiert – die Opposition sagt, was ihr daran alles nicht passt, die Regierung sagt, warum das Gesetz ganz toll ist. Meistens bekommt der Entwurf dann schon eine Mehrheit im Parlament, und die Sache ist praktisch durch. Es gibt dann, zack, zack, direkt im Anschluss eine dritte Lesung, erneute Abstimmung – meist genügt die einfache Mehrheit – und fertig. Manchmal verläuft das Ganze zäher, dann spielt die dritte Lesung eine größere Rolle. Ist aber eher selten.

					Nicht immer kommt ein Gesetzentwurf von der Regierung. Die Opposition oder einzelne Gruppen von Abgeordneten können ebenfalls Vorschläge machen. Und auch der Bundesrat hat das Recht dazu. Der Bundesrat, also die Vertretung der 16 Bundesländer, hat eh eine wichtige Rolle bei der Gesetzgebung. Dazu kommen wir später noch. Hat die Bundesregierung ein Gesetz entworfen, schickt sie es jedenfalls in der Regel zuerst an den Bundesrat, der sechs Wochen Zeit hat für eine erste Stellungnahme. Dann geht der Entwurf in den Bundestag. Hat der Bundestag dem Gesetz zugestimmt, geht es danach zur Abstimmung in den Bundesrat. Wenn der auch einverstanden ist, muss es am Ende vom Bundespräsidenten unterschrieben werden. Wenn es bereits Klagen gegen das Gesetz gibt, wird das Staatsoberhaupt damit eher warten, bis das Bundesverfassungsgericht entschieden hat. In den Bundesländern läuft es ähnlich, nur unterschreibt da nicht der Bundespräsident, sondern der oder die Landtagspräsident(in). Außerdem gibt es dort natürlich keinen Bundesrat, die Gesetze müssen nur durch das jeweilige Landesparlament.

					 

					Gesetze und Fußball. In der Politik ist gutes Timing wichtig. Ein Gesetz, das viele Bürger eher unangenehm finden, kann man unauffällig über die Bühne bringen, indem man sich den richtigen Zeitpunkt dafür aussucht. Während einer Fußball-WM, vor allem bei Spielen der deutschen Nationalmannschaft, sind Bürger und Medien stark abgelenkt, da guckt praktisch keiner in den Bundestag – eine tolle Gelegenheit, um über unbeliebte Gesetze abstimmen zu lassen. Keiner berichtet groß, niemanden interessiert’s. Bei der WM 2006 wurde zum Beispiel die Mehrwertsteuer erhöht, bei der WM 2010 der Krankenkassenbeitrag. Manchmal sitzen da dann nur wenige Abgeordnete und heben brav die Hand, während die Nation vor den Fernsehbildschirmen hockt und »Tooor!!!!« schreit.

					 

					Trick 17 im Parlament: Den Gegner ärgern. Tumult im Bundestag! Die CSU schimpft über ein »Polittheater«, und die Gesichter ihrer Abgeordneten sehen dabei aus, als hätten sie gerade in Zitronen gebissen. Breites Grinsen hingegen bei den Abgeordneten von der Partei Die Linke. Sie haben – erfolgreich – die bayerische Regierungspartei vorgeführt. Manchmal schlagen Fraktionen ein Gesetz nämlich nur vor, um die anderen zu ärgern. Vor allem kleinere Parteien, die im Parlament wenige Sitze haben, können so Aufsehen erregen und »die Großen« vor sich hertreiben.

					Und so geht das: Man bedient sich aus dem Wahlprogramm des Gegners, schreibt Vorschläge im Grunde einfach ab und bringt sie dann selbst ins Parlament ein. Die Linke übernahm in unserem Beispiel – 2008 war Wahlkampf in Bayern – die Forderung der CSU nach einer »Pendlerpauschale«. Da geht es um Steuererleichterungen für Menschen, die weite Wege zu ihrem Arbeitsplatz haben. Die Einzelheiten interessieren uns hier nicht, entscheidend ist die taktische Aufstellung auf dem politischen Spielfeld: Die damaligen Koalitionspartner der CSU in der Bundesregierung, ihre Schwesterpartei CDU und die SPD, waren mit den Ideen der Bayern nicht einverstanden. Die CSUler mussten ihre Pendlerpauschale begraben.

					Doch nun kam plötzlich Die Linke damit um die Ecke. Ein rein taktisches Manöver, denn für die typischen Wähler der Linken ist die Pendlerpauschale kein wichtiges Thema (von ihr profitieren nämlich vor allem Leute mit höherem Einkommen). Es ging einfach nur darum, die CSU zu ärgern. Deren Abgeordnete haben dann zähneknirschend den Antrag der Linken abgelehnt, obwohl sie ihm inhaltlich eigentlich zustimmten. Solche Spielchen kommen vor allem in den Landesparlamenten häufiger vor. Auch die AfD nutzt das gerne, um sagen zu können: Seht her, wie verlogen die anderen Parteien sind, dass sie bei etwas nicht mitmachen, nur weil wir es vorgeschlagen haben.

					 

					Politik ohne Mandat: Lobbyisten. Bei der Gesetzgebung ist die Entwicklung eines Entwurfs in der Phase zwischen erster und zweiter Lesung besonders spannend. Hier reden nämlich viele Leute mit. Angenommen, ein Ministerium oder eine Gruppe Abgeordneter hat sich etwas ausgedacht. Es soll ein ganz neues Gesetz oder eine Gesetzesänderung geben, zum Beispiel: »Um den Plastikmüll zu reduzieren, werden Plastiktüten verboten.« Der Vorschlag geht an die Ausschüsse für Umwelt und Wirtschaft. Dort wird er diskutiert, und man lädt Experten ein, die vor den Abgeordneten Vorträge halten. Das passiert nicht ganz zufällig – die Fraktionen laden gerne die Leute ein, die ihre jeweilige Meinung unterstützen. Was aber nicht heißt, dass alles schon vorher total festgelegt ist und jeder nur noch nach Bestätigung sucht. In den Ausschüssen passiert tatsächlich viel, und Meinungen können sich dort zumindest im Detail ändern.

					Allerdings gibt es auch Gesetze, bei denen man nur staunen kann, wie sie zustande kamen. Manchmal entsprechen sie nämlich wortwörtlich den Vorschlägen, die Lobbygruppen formuliert haben. Die Abgeordneten oder Ministeriumsmitarbeiter haben die Gesetzentwürfe gar nicht selbst geschrieben, sondern sie nur von außen übernommen, etwa von Bankenverbänden oder großen Tech-Konzernen. Wie kann das denn sein?

					Lobbyisten sind Interessenvertreter, die in Berlin (und auch bei der EU in Brüssel) schwer aktiv sind. Der Begriff kommt aus dem Englischen. Als Lobby bezeichnete man die Vorhalle zum Londoner Parlament. Dort tummelten sich alle, die ein Anliegen hatten, aber nicht bis in die heiligen Räume der Parlamentarier vordringen durften. Viele Wirtschaftsbranchen und große Unternehmen haben Büros in Berlin, und ihre Mitarbeiter sind permanent damit beschäftigt, Politiker zu beeinflussen. Oder Journalisten – die werden auch gerne zu Gesprächsrunden eingeladen, bei denen man ihnen wortreich erklärt, was sie meinen sollten. Das ist erst einmal nicht verwerflich, denn es gibt ja viele Interessengruppen, die unterschiedliche Meinungen vertreten. Lobbyisten sind auch der Tierschutzbund oder Umweltaktivisten wie Greenpeace oder die Menschenrechtler von Amnesty International. Und auch Klimaschutzexperten nutzen ihr Fachwissen, um Parlamentarier zu beeinflussen.

					Nicht alle Lobbyisten wollen aber als solche erkennbar sein. Manche geben sich komische Namen, die davon ablenken, wofür die Leute dahinter eigentlich stehen. Die »Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft« etwa klingt nach einem Verein, in dem sich Wirtschaftswissenschaftler zusammentun, um über grundlegende wirtschaftsphilosophische Fragen zu debattieren. Tatsächlich ist das aber eine Lobbygruppe deutscher Industrieunternehmen, die die Gesetzgebung des Bundestags in ihrem Sinne beeinflussen möchte. Manchmal stellt sich auch bei einzelnen Abgeordneten die Frage, ob sie nicht zugleich Lobbyisten sind. Etwa wenn ein Abgeordneter Sprecher seiner Fraktion für den Fachbereich Energiepolitik ist, sich im Parlament für die Förderung von Wasserstoff starkmacht und zugleich im Beirat einer großen Wasserstoff-Firma sitzt.

					Entscheidend ist, dass Lobbyismus nicht heimlich geschieht. Es sollte nachvollziehbar sein, wer wo Einfluss genommen hat. An dieser Offenheit (Transparenz) mangelt es in der Praxis immer noch. Deshalb gibt es Organisationen wie den Verein Lobbycontrol, der Lobbyisten beobachtet und veröffentlicht, was er über deren Aktivitäten herausgefunden hat. Außerdem gibt es seit 2022 ein Lobbyregister, in das sich Lobbyisten eintragen müssen, wenn sie mit Bundestag und Bundesregierung zu tun haben.

					[image: ]
					Neben mangelnder Transparenz gibt es noch ein anderes Problem: Lobbyisten sind unterschiedlich stark. Wer viel Geld hat, kann auch viel Geld für Lobbying ausgeben. Große Banken, Automobil-, Erdöl- oder Tabakkonzerne zum Beispiel sind legendäre Lobbyisten. Sie finanzieren teure Studien, die dazu dienen, die eigenen Argumente zu untermauern. Und sie haben jede Menge Leute, die sich als Experten den Abgeordneten anbieten. Bei sehr komplizierten Themen zum Beispiel aus der Finanzwelt fühlen sich Abgeordnete schnell mal überfordert. Dann ist es praktisch, wenn man Leute vor sich hat, die genau wissen, wie es im internationalen Bankengeschäft zugeht, und einem lauter gute Tipps geben, wie das neue Finanzmarktgesetz formuliert sein sollte.

					Und natürlich gibt es auch noch das, was man im Berliner Politsprech informelle Treffen nennt. Informell heißt: Man trifft sich ganz entspannt ohne Förmlichkeit, zum Beispiel bei einem netten Grillabend, und kommt da ganz zwanglos ins Gespräch. »Transparenz« und »nachvollziehbar« ist was anderes …

					Insider: NGO

					
						NGO ist die international verwendete Abkürzung für Non-governmental organisation, übersetzt: Nichtregierungsorganisation. Der Name sagt es schon: Das sind nichtstaatliche Organisationen, die nichts mit Regierungen zu tun haben. Zum Beispiel das Rote Kreuz oder Greenpeace. Aber NGOs können sehr groß und mächtig sein und auf Regierungen Einfluss nehmen. Es gibt private Stiftungen, die mehr Geld zur Verfügung haben als manche Staaten. Und auch wenn sie sich für »gute Zwecke« einsetzen, ist umstritten, wie gut so viel nicht demokratisch legitimierter Einfluss ist. Eine private Stiftung braucht keine Parlamentsdebatten über die Verwendung ihrer Mittel und muss sich auch keinen Wahlen stellen. Neben NGOs gibt es Organisationen wie die UNESCO, die sich weltweit um Bildung und Kultur kümmert. Die UNESCO ist nicht regierungsunabhängig, weil sie zu den Vereinten Nationen gehört, einem Zusammenschluss von Staaten und Regierungen.

					

					Neues Gesetz, neue Probleme. Ein neues Gesetz wurde beschlossen. Auch der Bundesrat hat ihm zugestimmt. Der Bundespräsident hat es unterschrieben. Prima, jetzt kann’s also losgehen! Neue Gesetze sollen ja in der Regel etwas verbessern, zumindest erhoffen sich Regierung und Parlamentsmehrheit das. Aber das neue Gesetz muss auch umgesetzt werden, und da fangen die Probleme oft erst an.

					Beispiel: Eine Regierung will den Klimaschutz verbessern. Im Parlament wird ein Gesetz zur Förderung der Windkraft beschlossen. So weit, so gut. Jetzt gilt es, Windräder aufzustellen, und da hört die Begeisterung für diese Form von Klimaschutz mancherorts ganz schnell auf: Bitte kein hässliches Windrad ausgerechnet vor meiner Haustür! (Für diese Reaktion gibt es sogar einen eigenen Begriff: den »Nimby«-Effekt. Das ist die Abkürzung für »not in my backyard« – nicht in meinem Hinterhof.) Oder Naturschützer stellen fest, dass hier ein seltener Raubvogel kreist, der könnte sich an dem Windrad verletzen. Das muss das Umweltamt prüfen. Durchaus möglich, dass das Windrad deshalb nicht aufgestellt wird.

					Ähnliches kann passieren, wenn eine Regierung beschließt, den Wohnungsbau zu fördern. Es gibt zu wenig neue Wohnungen in Großstädten, also muss gebaut werden. Aber wo? Die Baulücke in der Krachmacherstraße bietet sich an für ein Mietshaus. Praktischerweise gehört das Grundstück der Stadt, und es gibt auch ein städtisches Wohnungsbauunternehmen, das das Haus bauen würde. Aber da regt sich Bürgerprotest. Die Nachbarschaft hat auf dem Grundstück einen Gemeinschaftsgarten angelegt. Und es wächst dort eine wunderschöne hundert Jahre alte Kastanie. Und die Kinder spielen dort. Und da soll jetzt ein Haus hochgezogen werden, das uns in den Nachbarwohnungen auch noch die Sicht wegnimmt? Soll das Bauamt der Stadt wirklich genehmigen, dass die Lebensqualität einer ganzen Straße eingeschränkt wird? Da müssen viele Gespräche geführt werden. Nicht nur bei Windrädern oder Wohnhäusern. Die praktische Umsetzung politischer Ziele ist fast immer ein komplizierter und oft langwieriger Prozess, mit vielen beteiligten Personen und Ämtern.

					 

					Geht ohne Parlament gar nichts? Kann eine Bundesregierung ohne den Bundestag eigentlich gar nichts entscheiden? Oder eine Landesregierung ohne den Landtag? Doch, können sie, sonst wäre das Regieren schwer möglich. Manchmal müssen ja auch schnelle Entscheidungen getroffen werden. Regierungen dürfen zum Beispiel Rechtsverordnungen erlassen, ohne dass das im Einzelnen erst durchs Parlament muss. Aber diese Rechtsverordnungen müssen sich auf ein Gesetz beziehen, das der Regierung das erlaubt. Beispiel: Das Parlament hat ein Tierschutzgesetz verabschiedet. Nun darf die Regierung Vorschriften erlassen, die dafür sorgen, dass Tiere artgerecht gehalten werden; ein Landwirtschaftsminister kann konkret vorgeben, wie Hühnerställe auszusehen haben. Oder: Das Infektionsschutzgesetz erlaubt es Regierungen, dass sie bei einer gefährlichen Viruspandemie Schutzmaßnahmen anordnen, etwa Schulen oder Geschäfte schließen. Regierungen können aber nicht sagen: Hey, prima, ich bin ermächtigt, und jetzt mach ich, was ich will. Sie müssen natürlich trotzdem darauf achten, dass alle Maßnahmen oder Vorschriften der Verfassung entsprechen. Da isser wieder, der Rechtsstaat …

					 

					Diäten und andere Einkünfte. Das Einkommen von Abgeordneten heißt nicht Lohn oder Gehalt, sondern sie erhalten Diäten. Klingt mager, ist es aber nicht: Wer im Bundestag sitzt, verdient gut. Und die Abgeordneten entscheiden auch noch selbst über die Höhe ihrer Bezahlung. Tatsächlich kann gerade das aber auch hemmen, weil es in der Öffentlichkeit immer spitz kommentiert wird, wenn das Parlament die Diäten erhöht.

					Abgeordnete dürfen neben ihrem Hauptjob im Parlament noch anderen bezahlten Tätigkeiten nachgehen (Minister und Kanzler dürfen das nicht). Liegen ihre Nebeneinkünfte über 3000 Euro im Jahr, müssen sie der Verwaltung des Bundestags gemeldet werden. Ob die Angaben immer stimmen, lässt sich aber schwer kontrollieren.

					Manche Parlamentarier arbeiten nebenher als Rechtsanwälte, andere haben einen Betrieb, den sie weiterführen. Beliebt ist es auch, als Unternehmensberater tätig zu sein. Gerade die Beratertätigkeiten aber stehen in keinem guten Ruf. Warum muss ein Parlamentarier ein Unternehmen »beraten«? Was verspricht sich das Unternehmen davon? Dass der Parlamentarier besser wirtschaften kann als die Manager, ist ja eher unwahrscheinlich. Außerdem gibt es dafür extra Beraterfirmen, die solche Dienste anbieten. Interessant an den Abgeordneten ist wohl eher, dass sie am Parlamentsbetrieb mitwirken und wissen, wie man Einfluss auf Gesetze nehmen kann. Oder dass sie Kontakte zum Wirtschaftsminister oder gar zum Kanzleramt vermitteln können. Wäre doch schön, wenn man bei der nächsten Kanzlerreise nach China mit dabei sein könnte. Direkte Lobbytätigkeiten sind Parlamentariern inzwischen aber verboten, und Spenden annehmen dürfen sie auch nicht.

					Manchmal sind es auch ehemalige Spitzenpolitiker, zum Beispiel Ex-Minister, die nach ihrem Ausstieg aus der Politik plötzlich als »Berater« großer Unternehmen wieder auftauchen. In Berlin wird dann schon mal gelästert, dass sie sich »ihr Adressbuch vergolden lassen«. Soll heißen: Sie bekommen Geld dafür, dass sie ihre politischen Kontakte ausnutzen. Und es wird gefragt, ob sie nicht schon während ihrer Amtszeit etwas für dieses Unternehmen oder diese Branche getan haben und sie den gut bezahlten neuen Job aus Dankbarkeit bekamen oder weil man sich in der Zeit »so gut kennengelernt hat«. Was natürlich ein schwerer Vorwurf ist.

					Nach der Politik in die Wirtschaft zu wechseln oder neben dem Abgeordnetenjob noch einem anderen Beruf nachzugehen, ist nicht per se anrüchig. Und Parlamentarier sollen ja auch ruhig Berufserfahrung haben und Kontakte zum »realen Leben«. Außerdem kann man den Parlamentsjob schnell wieder verlieren. Da ist es verständlich, dass viele sich absichern wollen und nicht ganz aus ihrem Job rausgehen oder ihre Firma verkaufen. Wären alle Nebentätigkeiten verboten, würden wohl nur noch Beamte und andere Behördenmitarbeiter im Parlament sitzen. Die dürfen sich nämlich »freistellen lassen« und später zurück auf ihre Stelle. Das dürfte auch ein Grund dafür sein, dass tatsächlich viele Beamte, zum Beispiel Lehrer, in den Parlamenten sitzen.

					 

					Parallelwelten: Berlin und Wahlkreis. Alle Bundestagsabgeordneten führen zwei Leben: in Berlin und in ihrem heimischen Wahlkreis. Das gilt auch für die Abgeordneten, die keinen Wahlkreis gewonnen haben, sondern über die Landeslisten ihrer Parteien in den Bundestag eingezogen sind. Die »Listenabgeordneten« haben genauso eine »politische Heimat«, in der sie sich regelmäßig blicken lassen müssen. Sonst sinkt die Chance, dort wieder aufgestellt zu werden und einen guten Listenplatz zu bekommen. Und für die Wahlkreisgewinner gilt: Hat man keinen sicheren Listenplatz, ist der Druck, den Wahlkreis beim nächsten Mal wieder gewinnen zu müssen, besonders hoch. Manchmal sagt nämlich die Parteispitze auch: »Ach komm, den Wahlkreis gewinnst du mit links, da müssen wir dich nicht noch über die Liste absichern.« Wenn das schiefgeht – Pech gehabt.

					Der Wahlkreis ist jedenfalls ein bisschen wie Familie: eine Art Homebase, dort kennt man sich aus und kann auch vieles erreichen. Zum Beispiel dafür sorgen, dass ein Jugendklub genug Geld bekommt. Oder eine neue Kita eröffnen. Oder für eine Umgehungsstraße kämpfen. Typische Wahlkreisveranstaltungen sind Besuche im Seniorenheim, das Sommerfest des Fußballvereins, die Eröffnung einer neuen Stadtteilbibliothek oder eine Versammlung zum Thema Radwege. Der oder die Bundestagsabgeordnete ist dann eine ziemlich große Nummer – und wird für alles Mögliche verantwortlich gemacht. Da muss man gut zuhören können und ein dickes Fell haben, denn man ist auch ein wandelnder Meckerkasten. Was sie alles zu hören bekommen, tragen die Abgeordneten aus ihren Wahlkreisen dann zurück in die Fraktionssitzungen in Berlin: »Meine Wählerinnen und Wähler sind so empört über …« Insofern halten die Wahlkreise die Bundestagsabgeordneten auch nah am realen Leben. Zumindest kriegen sie mit, wie die Menschen in ihrem Wahlkreis über politische Themen denken. Tipp: Wer Lust hat, Abgeordnete seines Wahlkreises mal persönlich kennenzulernen, kann sich zur Bürgersprechstunde anmelden.

					 

					Politik als Beruf: Der Preis der Macht. Die Marathonsitzungen im Parlament sind, wie gesagt, nur ein Teil der Arbeit. Daneben gibt’s noch zig andere Aufgaben: Gesetzesvorlagen durcharbeiten, in den Ausschüssen debattieren, sich um den heimischen Wahlkreis kümmern, Bürgerfragen beantworten, Interviews geben, auf Parteitage gehen usw. Abgeordnete, die ihren Job ernst nehmen, kommen schnell auf 60 oder 70 Wochenstunden. In Spitzenämtern sind es noch mehr. Für Privates bleibt wenig Zeit. In den Sitzungswochen des Bundestags fühlen sich viele in ihren Berliner Dienstwohnungen allein. Hinter vorgehaltener Hand klagen sie über Einsamkeit, Beziehungsprobleme und Burn-out. Ehen zerbrechen, Freundschaften werden nicht mehr gepflegt.

					Über die Härte des politischen Berufs haben die Journalisten Peter Dausend und Horand Knaup ein ganzes Buch geschrieben mit dem Titel Alleiner kannst du gar nicht sein. Darin bekennt zum Beispiel ein Abgeordneter, wie sich im Lauf der Berufsjahre sein Verhalten verändert hat. Sich ständig für etwas rechtfertigen zu müssen, habe dazu geführt, dass er auch außerhalb der Politik »permanent im Verteidigungsmodus« war. Auf alles immer eine knackige Antwort parat haben zu müssen, sozusagen der Bescheidwisser vom Dienst zu sein, kann dazu führen, dass man auf sein privates Umfeld irgendwann überheblich wirkt – und nervt.

					 

					Die Spuren der Macht. Auf die Seele schlagen können auch die sogenannten Parteifreunde, die in Wahrheit immer Konkurrenten sind und manchmal auch Intrigen schmieden. Etwa weil sie dir deinen Posten nicht gönnen. Deshalb gibt es den Spruch: »Freund, Feind, Parteifreund«. Die Parteifreunde können die schlimmsten Feinde sein. Wie weit die Konkurrenz gehen kann, ließ sich 2021 in einer Talkshow beobachten. Damals konkurrierte SPD-Mann Olaf Scholz mit der Parteifreundin Saskia Esken um den Posten als Vorsitzender der SPD. Als Talkmaster Markus Lanz sie fragte, ob auch Olaf Scholz ein »standhafter Sozialdemokrat« sei, brachte sie es nicht fertig, das zu bejahen. So heftig war die Konkurrenz. Danach hat sie sich dafür aber entschuldigt.

					»Fairness in der Politik? Können Sie abhaken«, hat die frühere Kanzlerin Angela Merkel einmal der Fotografin Herlinde Koelbl gesagt. In einem berühmten Fotobuch zeigt Herlinde Koelbl, wie sich die »Spuren der Macht« in die Gesichter von Politikern graben und im Lauf der Jahre immer tiefer werden. Für das Buch hat sie auch den ehemaligen Außenminister der Grünen Joschka Fischer interviewt. Er meinte: »Politiker, das sind die Menschen mit den schmalen Lippen. Weil man so viel wegstecken muss, runterschlucken muss.« Die CDU-Politikerin Angela Merkel sagte zu der Fotografin noch einen Satz, der berühmt geworden ist: Sie wolle nicht irgendwann als »halb totes Wrack« aus der Politik ausscheiden. Das war 1998, also sieben Jahre bevor sie selbst Kanzlerin wurde und dann sechzehn Jahre blieb.

					 

					Versagensangst. Über den Stress in ihrem Job öffentlich zu klagen, trauen sich Politiker allerdings kaum, weil ihnen vom Volk ohnehin vorgeworfen wird, privilegiert zu sein. Und Stress haben andere schließlich auch. Außerdem gilt man in der Politik schnell als zu weich, wenn man sagt, welche Härten einem zu schaffen machen. Manche Politiker sind irgendwann müde davon, immer am Limit zu sein, und steigen aus. Andere machen weiter, haben aber Angst um ihre Beziehung oder dass die Kinder darunter leiden, wenn man so selten zu Hause ist. Den Terminkalender auszudünnen, wäre für viele sicher eine gute Idee. Aber dann enttäuscht man Menschen. In der Sitzung vom Umweltausschuss geht es am Mittwoch um ein so wichtiges Thema! Das Klinikpersonal in Travemünde wird sich ignoriert fühlen, wenn du absagst! Der Wirtschaftsminister wird keine Rücksicht darauf nehmen, dass Vater eine OP hat!

					Auf allen Ebenen gibt es Zwänge, bei den Kommunalpolitikern genauso wie bei Bundesministern. Am Abend ging die Sitzung mit den Parteikollegen mal wieder bis weit nach Mitternacht. Und dann kommt die Morgensendung im Radio oder Fernsehen mit einer Interviewanfrage. Punkt 6.30 Uhr geht es los. Muss das sein? Im Zweifelsfall: ja. Denn dann kann man vor vielen Menschen seine Positionen vertreten, die den ganzen Tag hindurch in den Sendern wiederholt werden. Selbst prominente Spitzenpolitiker machen das, auch wenn sie supermüde und genervt sind.

					Wenn dann um 7.00 Uhr parallel das Telefon klingelt und der Partner erzählt, dass das Kind hohes Fieber hat: hm. Was soll man in dem Moment tun, man ist ja Sekunden später live auf Sendung. Solche Probleme haben natürlich nicht nur Politiker(innen). Aber bei ihnen kommt das oft ganz schön dicke. Oben drauf gibt es öffentliche Anfeindungen, vor allem im Internet, bis hin zu Morddrohungen. Das hat in den letzten Jahren zugenommen. Schon öffentlich gemobbt zu werden, ist kein Spaß. Und es gab tatsächlich Anschläge auf Politiker. 2019 erschoss ein Rechtsextremist den hessischen CDU-Politiker Walter Lübcke auf der Terrasse seines Wohnhauses. Die meisten Politiker haben keinen Personenschutz rund um die Uhr.

					Man muss deshalb nicht generell Mitleid mit Berufspolitikern haben. Wird ja niemand zu dem Job gezwungen. Und natürlich gibt es in der Politik Faulpelze, Idioten, Stinkstiefel und Wichtigtuer. Der Vorwurf, »machtbesoffen« zu sein, dürfte auf so einige zutreffen. Mit der Unterstellung, sie seien doch alle oder mehrheitlich so, tut man ihnen aber unrecht. Politiker sind keine besseren Menschen als andere Bürger. Ihr Problem ist vielleicht eher, dass sie oft den Eindruck erwecken, es sei so und sie würden Ideale vertreten – die sie dann nicht erfüllen können. Wer aber immer nur auf »die da oben« schimpft, macht sich erstens selbst klein und macht es sich zweitens auch zu bequem.

					Wenn die Nachbarin im Gemeinderat sitzt und ihre Freizeit für Kommunalpolitik opfert: ist sie »da oben«? Und wenn man so genau weiß, wie schlecht das alles ist, was »die da« machen, wieso macht man es dann nicht selbst besser? Sich in Gesetzestexte einlesen, für eine Umgehungsstraße kämpfen, über Windräder debattieren, lernen, wie man Landesmittel in seine Gemeinde leitet, mit anderen Gemeinderäten rumstreiten usw., all das macht ganz schön viel Arbeit. Wenn niemand dazu Lust hätte und es alle nur von ihrem Sofa aus besser wüssten, würde man einen Staat nicht nach vorn bringen …

					 

					Der Suchtfaktor der Politik. Wenn der Job so anstrengend ist – warum wollen ihn dann immer noch recht viele machen und streben sogar nach Spitzenämtern? Minister(in) werden oder gar Kanzler(in)? Genauso gut könnte man Leistungssportler fragen, warum sie sich so schinden, obwohl eine Medaille oder die Aufstellung in der Startelf nie garantiert ist. Weil es sich offenbar lohnt, für die Momente des Erfolgs und die Begeisterung an der eigenen Leistungsfähigkeit. Ein Tor zu schießen, gibt ein extrem gutes Gefühl. Ein politisches Ziel durchzusetzen auch. Und Macht zu haben, entwickelt eine Eigendynamik. Da geht’s auch darum, sich nicht von anderen überholen oder ausspielen zu lassen. Oder es kommen Parteikollegen und sagen: »Du musst kandidieren, du bist besser geeignet.« Dann fällt es schwer, Nein zu sagen, nur weil es eine Stufe darunter gemütlicher ist.

					Viele junge Politikerinnen und Politiker fangen mit Idealismus und Überzeugungen an, weil sie »etwas bewegen wollen«. Dafür braucht man Macht. Irgendwann geht es aber vielleicht nicht mehr in erster Linie um Überzeugungen, sondern um die Macht an sich, die man sich nicht wegnehmen lassen will. Spitzenjobs sind außerdem mit sehr viel Öffentlichkeit verbunden. Die kann lästig sein, aber wenn einem immer wieder Millionen Menschen zuhören, ist das auch eine ständige Bestätigung, dass man wichtig ist und Verantwortung trägt. Und dass man einen Chauffeur hat und Mitarbeiter, die einem die Aktentasche tragen, ist auch nicht so schlecht.

					Unabhängig von persönlichen Eitelkeiten sind die Jobs in den Gipfelzonen der Politik nie langweilig. Von dort oben sieht es unten im Tal eher öde aus. Ein früherer Bundespräsident (Johannes Rau von der SPD) hat mal gesagt, Politik sei »wie Nüsse knabbern« – wenn man einmal damit anfange, könne man nicht mehr aufhören.

					 

					Quereinsteiger haben es schwer. Dass ein politisch völlig unerfahrener Outsider plötzlich Kanzler wird, ist im politischen System Deutschlands eher unwahrscheinlich. Wer hierzulande auf Spitzenpositionen kommt, hat sich in der Regel lange Jahre nach oben gearbeitet. Viele haben in der Kommunalpolitik angefangen. Gerade dort lernt man gut, wie schwierig es ist, politische Mehrheiten zu organisieren und seine Ideen dann auch in die Realität umzusetzen, was am Ende womöglich an der Bürokratie scheitert und sich über Jahre hinzieht. Dadurch wirken solche Berufspolitiker vielleicht weniger »frisch« oder originell, wenn sie oben ankommen und prominent werden.

					Das muss aber kein Nachteil sein. Denn die Originellen, die plötzlich aus der Kiste springen, können ganz schön ignorant sein und grobe Fehler machen, die Profis nicht passieren würden. Schwierig wird es oft auch, wenn Leute aus der Wirtschaft in die Politik einsteigen. In Unternehmen lassen sich Erfolg oder Misserfolg täglich in Zahlen messen. Verkauft sich ein Produkt nicht gut, sucht man nach Ursachen und steuert um oder wechselt das Management aus. In der Politik läuft das so nicht. Anweisungen von oben nach unten sind schwierig. Parteikollegen kann man nicht einfach rausschmeißen oder mit Gehaltssteigerungen motivieren. Und die Zeitabläufe sind in der Politik viel länger. Man braucht eine »Hausmacht« und »Stallgeruch«, so nennen Politiker es, wenn man in seiner Partei gut vernetzt ist und »fest dazugehört«. Quereinsteigern fehlt das meistens. Und sie sind dann oft völlig überrascht, auf welche Widerstände sie stoßen.

				
					
						Föderalismus: 16 Deutschländer

					
					Jede Menge Räte und Tage. Die Bundesrepublik Deutschland ist, wie der Name schon sagt, ein Bundesstaat, das heißt: ein Zusammenschluss mehrerer Bundesländer. Sie vereinigen sich zwar zu einer gemeinsamen Nation, haben aber eigene Parlamente und Regierungen. Die politische Macht wird somit geteilt und ballt sich nicht in einer einzigen Regierung in der Hauptstadt. Nach den schlechten Erfahrungen in der Nazizeit sollte die Macht in Deutschland dezentral organisiert sein. Der Föderalismus – abgeleitet vom lateinischen Wort für »Bündnis« – gehört zu den Staatsprinzipien, die nicht mehr abgeschafft werden dürfen.

					Es gibt aber nicht nur 16 Bundesländer, sondern auch viele Tage: Kreistage, Landtage und natürlich den Bundestag. Der Bundestag stimmt über die Gesetze und Regierungspläne ab, die alle in Deutschland angehen. Ob zum Beispiel die Bundeswehr in einen Auslandseinsatz geschickt wird, das kann logischerweise nicht das Land Bayern oder die Stadt Wiesbaden entscheiden. Es gibt ja auch nur eine deutsche Armee und keine Sachsen- oder Hamburg-Truppe. Auch das Strafgesetzbuch soll überall in Deutschland gleich sein, genau wie die Straßenverkehrsordnung.

					Und bei einigen Steuern will man auch keine regionalen Unterschiede, zum Beispiel soll die Lohn- und Einkommensteuer für alle Bürger im Land gleich gestaffelt sein. Über andere Steuern hingegen darf sogar jede Gemeinde selbst entscheiden, zum Beispiel über die Höhe der Hundesteuer. Auf dem Land ist sie meistens niedriger als in einer Stadt. Warum? Weil Städte nicht so viele Hunde haben wollen, eine hohe Steuer soll davor abschrecken, gleich zehn Dackel zu halten. Auf dem Land ist es egal, wie viele Hunde da über die Wiesen laufen. Der Tierschutz wiederum ist eine gesamtstaatliche Angelegenheit: Dass man Hunde nicht quälen darf, gilt in ganz Deutschland.

					Das Hundebeispiel beschreibt auch schon die Grundidee des Föderalismus: Es muss nicht überall alles gleich geregelt sein. Was vor ihrer eigenen Haustür richtig ist, können Bürger in ihrem Gemeinde- oder Stadtrat oft besser entscheiden. Die Kölner wissen, wie sie ihren Karneval feiern wollen, das muss nicht der Bundestag regeln. Viele wichtige Aufgaben können die Gemeinden dagegen gar nicht aus eigener Kraft stemmen und finanzieren. Es wäre doch sehr ungerecht, wenn Kinder, die in einer ärmeren Region wohnen, in einer Bretterbude unterrichtet würden, während in den Schulen in reichen Gegenden die Wasserhähne vergoldet sind. Das Grundgesetz verpflichtet sogar zur »Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse« in Deutschland.

					Deshalb gibt es nicht nur getrennte Kassen, sondern auch gemeinsame Geldtöpfe. Die ärmeren Länder bekommen daraus Unterstützung. Und die Landesregierungen müssen dafür sorgen, dass in allen ihren Gemeinden bestimmte Grundlagen erfüllt sind. Es muss nicht jedes Dorf eine eigene Schule haben. Aber eine Schule muss erreichbar sein und ein Schulbus die Kinder dort hinfahren. Was unbedingt nötig ist oder nicht, darüber kann man allerdings wunderbar streiten. Wasser und Strom braucht jeder, klar. Aber gehört auch schnelles Internet zu den gleichwertigen Lebensverhältnissen? Die Einschätzung darüber kann sich im Laufe der Zeit ändern. Fließend Wasser gehörte vor 150 Jahren auch noch nicht zu den Dingen, auf die in Deutschland niemand verzichten musste.

					Insider: Subsidiaritätsprinzip

					
						In einem föderalen Staat wie Deutschland gilt das Subsidiaritätsprinzip: So viel wie möglich soll auf den untersten Ebenen, in den Gemeinden, entschieden werden. Was sie aber alleine nicht bewältigen können oder sinnvollerweise nicht alleine regeln sollten, reichen sie auf die nächsthöhere Ebene weiter, also an das Bundesland, zu dem sie gehören. Das Bundesland kann sich wiederum Unterstützung bei der höchsten Staatsebene holen, beim Bund. Das gleiche Prinzip gilt auch innerhalb der Europäischen Union: In Brüssel soll nach Möglichkeit nur geregelt werden, was die Staaten allein nicht besser hinbekommen. Oder was in ganz Europa gelten soll, damit es so etwas wie ein gemeinsames Europa überhaupt gibt.

					

					
						
							Von unten nach oben: Die Pyramide der Macht

						
						Die Kommunen. Auf jeder staatlichen Ebene gibt es Mini-Parlamente. Die unterste Ebene bilden die Kommunen, damit sind Dörfer, Städte und Landkreise gemeint. Davon gibt es in Deutschland immerhin rund 13000. Hier wird Kommunalpolitik gemacht, manche sprechen auch von Lokalpolitik. Der Gemeinderat bzw. Stadtrat ist das unterste Parlament, über mehreren Gemeinderäten steht der Kreistag. In den Städten gibt es außerdem Bezirke, die eigene Versammlungen abhalten. Die Mitglieder in diesen kommunalen Parlamenten werden in der Regel alle fünf Jahre gewählt und machen das oft ehrenamtlich, also ohne Gehalt, nur gegen eine kleine Aufwandsentschädigung. Deshalb werden sie auch »Feierabendparlamente« genannt. Ihre Sitzungen sind öffentlich, jeder kann dort hingehen und zuhören. An der Spitze der kommunalen Regierungen stehen die Landräte und in Städten die (Ober-)Bürgermeister und (Ober-)Bürgermeisterinnen.

						Wer jetzt denkt, na ja, so dolle ist das nicht, als Bürgermeister oder Landrat hat man kaum was zu sagen: Irrtum. Auf das Leben in der Region können die Leute in diesen Positionen mehr Einfluss haben als eine Bundeskanzlerin. Die Kommunen sind zum Beispiel für den Katastrophenschutz zuständig. Wenn es eine große Flut gibt, entscheidet der Landrat mit seinem Krisenstab, welche Häuser wann evakuiert werden.

						Die Länder. Die nächsthöhere Staatsebene sind die Bundesländer mit ihren Landtagen. Sie sind für alles zuständig, was das ganze Bundesland betrifft, das ist zum Beispiel die Schulpolitik. Sie ist sogar der wichtigste Bereich, der allein Ländersache ist. Deshalb gibt es in den Bundesländern auch unterschiedliche Lehrpläne, was immer wieder zu Diskussionen führt. Die föderale Idee dahinter ist, dass die Länder sich ruhig ein bisschen Konkurrenz machen dürfen, wer die besten Ideen für eine gute Bildungspolitik hat. Wer mit Schulkindern von Nordrhein-Westfalen nach Bayern umzieht, findet dieses Prinzip aber vielleicht nicht so überzeugend, da können sich nämlich schnell handfeste Probleme ergeben.

						Die Landtage werden alle fünf Jahre neu gewählt (außer in Bremen, da wird alle vier Jahre gewählt). Und es gibt wie beim Bundestag eine Fünfprozenthürde, die die Parteien überwinden müssen, um es ins Landesparlament zu schaffen. An der Spitze der Landesregierungen stehen die Ministerpräsidenten bzw. Ministerpräsidentinnen. Sie werden von den jeweiligen Landtagen gewählt, also ähnlich wie bei der Kanzlerwahl: Das Parlament entscheidet. Zu den 16 Bundesländern gehören drei Stadtstaaten, nämlich Berlin, Bremen und Hamburg. Bei Bremen gibt es noch die Besonderheit, dass zu diesem Bundesland zwei Städte gehören: Bremen und Bremerhaven. Ihre Parlamente heißen Bürgerschaft (bzw. in Berlin Abgeordnetenhaus) statt Landtag, und die Regierungschefs dort nennen sich nicht Ministerpräsident, sondern Bürgermeister (Bremen), Erster Bürgermeister (Hamburg) bzw. Regierender Bürgermeister (Berlin). Sie haben aber viel mehr zu sagen als die Bürgermeister normaler Städte. Alle Landesregierungen haben Kabinette, die dem Bundeskabinett ähneln, sie haben also zum Beispiel auch Finanzminister, Wirtschaftsminister oder Innenminister. Allerdings keine Verteidigungsminister, die braucht man in den Bundesländern ja nicht.

						Der Bund. Die höchste staatliche Ebene ist der Bund mit Bundestag und Bundesregierung. Hier wird »Bundespolitik« gemacht, während die Bundesländer »Landespolitik« machen. In die Landespolitik soll sich der Bund eigentlich nicht einmischen. Allerdings läuft die Politik von Bund und Ländern nicht nur nebeneinanderher. Es gibt auch Gemeinschaftsaufgaben, um die man sich gemeinsam kümmert, zum Beispiel den Bau von Universitäten. Und es gibt Steuereinnahmen, die man sich teilt. Die Einkommensteuer ist eine solche Gemeinschaftssteuer, ein Teil davon geht an das Bundesfinanzministerium, der andere Teil an die Bundesländer.

						Bei gemeinsamen Aufgaben und Kassen muss man sich natürlich abstimmen. Die Länder haben dabei ein Mitspracherecht, und umgekehrt darf auch der Bund dort den Ländern reinreden. Deshalb haben die Bundesländer in Berlin nicht nur ihre 16 Landesvertretungen mit eigenen Gebäuden, ähnlich wie die Botschaften ausländischer Staaten, sie haben auch eine gemeinsame »Länderkammer«, den Bundesrat. Bei vielen Gesetzen genügt es nicht, dass der Bundestag mehrheitlich Ja sagt, auch der Bundesrat muss zustimmen, sonst sind sie ungültig.

						Umgekehrt kann es bei Themen, die eigentlich reine Ländersache sind, trotzdem sinnvoll sein, sich mit der Bundesregierung abzustimmen. In der Coronapandemie zum Beispiel gab es häufiger eine Ministerpräsidenten-Konferenz (Abkürzung: MPK). Da saßen dann die Landesregierungen mit dem Bundeskanzleramt zusammen und versuchten eine gemeinsame Haltung zu finden. Das hat aber nur so halb gut geklappt. Manche Länder ließen die Schulen geschlossen, andere öffneten sie, obwohl ihre Infektionszahlen ähnlich hoch waren. Gesundheitsschutz ist im Wesentlichen nämlich Ländersache, und so durften sie das selbst entscheiden.

						 

						Vornehme Tritte vors Schienbein: Der Bundesrat. Der Bundesrat sieht zwar ähnlich aus wie ein Parlament, er hat einen Präsidenten, und es wird dort auch geredet und abgestimmt, aber es sitzen dort keine Abgeordneten, sondern die Vertreter und Vertreterinnen der Landesregierungen, also Ministerpräsidenten, Minister und andere hochrangige Mitarbeiter. Jedes Bundesland hat seine eigene Bankreihe. Da stehen auch überall gleich viele Stühle – aber die Länder haben nicht gleich viele Stimmen. Kleine Länder haben drei Stimmen; die größten Länder mit mehr als sieben Millionen Einwohnern haben sechs Stimmen. Wobei es egal ist, wie viele Leute während der Debatten auf den Länderbänken sitzen. Es genügt, dass eine einzige Person nach Berlin kommt und abstimmt, sie hat dann so viele Stimmen, wie dem Bundesland zustehen. Und die Stimmen werden pro Bundesland einheitlich vergeben. Sind sich die Koalitionspartner einer Landesregierung uneinig, kann diese nicht zwei Stimmen mit Ja und eine mit Nein abgeben. Sie kann sich dann nur enthalten.

						Der Bundesrat kann selbst ein Bundesgesetz in die Wege leiten. Das geschieht aber selten. Die meisten Gesetzesinitiativen gehen von der Bundesregierung aus, und der Bundesrat stimmt erst darüber ab, wenn das Gesetz bereits vom Bundestag verabschiedet wurde. Dabei gibt es zwei Varianten: Bei manchen Gesetzen muss der Bundesrat mehrheitlich zustimmen, bei anderen genügt es, wenn er keinen Einspruch einlegt. (Tut er es doch, kann er vom Bundestag aber überstimmt werden.) Zustimmungspflichtig sind vor allem Gesetze, von denen die Länder unmittelbar mit betroffen sind, zum Beispiel wenn es um Steuern oder Verfassungsänderungen geht.

						Üblich ist, dass man im Bundesrat nicht so streitet wie im Bundestag. Es geht in der Regel sehr ruhig zu, es wird nicht dazwischengerufen und auch nicht laut gejubelt oder geschimpft. Aber auch in dem so vornehmen Bundesrat kann knallharte Parteipolitik gemacht werden. Das ist vor allem dann der Fall, wenn die Mehrheitsverhältnisse dort andere sind als im Bundestag. Beispiel: Es regiert ein SPD-Bundeskanzler, während in den Bundesländern viele CDU-Ministerpräsidenten sitzen. Die CDU-Landesregierungen können dann gemeinsam beschließen, dem SPD-Bundeskanzler in Berlin das Leben schwer zu machen. Über den Bundesrat stoppen sie möglichst viele Gesetze, die seine Regierung zuvor durch den Bundestag gebracht hat. Das sieht dann zwar so aus, als seien die Bundesländer gegen ein Gesetz, das ihre Belange nicht genügend berücksichtigt. Tatsächlich aber geht es um CDU gegen SPD.

						Manchmal gelingt es Bundeskanzlern aber, sich gegen eine solche Blockadepolitik zu wehren. Ein SPD-Kanzler hat mal einen Berliner CDU-Bürgermeister regelrecht bestochen: Für seine Zustimmung zur Steuerreform sollte er sein kaputtes Olympiastadion renoviert bekommen. Da Berlin wenig Geld hatte, wollte der Bürgermeister auf diese Bundeshilfe nicht verzichten und stimmte im Bundesrat für die Steuerreform der Bundesregierung. Die anderen CDU-Länder waren darüber natürlich stinksauer. Der Bundesrat kann also auch ein Schauplatz für Parteipolitik und Wahlkampf sein. Und bei den vielen Landtagswahlen ist in irgendeinem Bundesland immer Wahlkampf.

						Wenn dem Bundesrat ein Gesetz nicht gefällt, heißt das nicht, dass es damit gestorben ist und die Bundestagsabgeordneten die ganze Arbeit umsonst gemacht haben. In solchen Fällen wird der Vermittlungsausschuss eingeschaltet. In ihm sitzen gleich viele Mitglieder von Bundestag und Bundesrat, die dann gemeinsam an einer gütlichen Einigung arbeiten. Mit anderen Worten: Sie tun das, was in der Demokratie ständig getan werden muss, nämlich Kompromisse finden.

						 

						Föderalismus und fehlende Schul-Laptops. Es gibt viele gute Gründe für den Föderalismus. Die Macht wird geteilt, und es können viele Dinge dort entschieden werden, wo die Leute sich mit den örtlichen Verhältnissen auskennen. Das bedeutet auch mehr Freiheit, seine Eigenheiten auszuleben. Aber das Nebeneinander und Miteinander vieler Entscheidungsebenen kann auch gute Ideen ausbremsen oder zu Chaos führen. Wenn sehr viele Leute Verantwortung tragen, fühlt sich am Ende vielleicht keiner so richtig verantwortlich.

						Ein Beispiel: Wer ist schuld daran, dass es in vielen Schulen nicht genug Laptops oder Tablets für Lehrer- und Schülerschaft gibt? Die Bundesbildungsministerin in Berlin schüttelt da sofort den Kopf: Sie ganz sicher nicht, denn sie ist gar nicht zuständig. Schulen sind Ländersache. Sie hat den Bundesländern aber großzügig Geld angeboten, um mehr Schul-Tablets zu kaufen. Wenn die das nicht nutzen, tja … Aber warum nehmen die Länder nicht dankbar die Millionen an und kaufen eifrig Elektronik? Da winken die Bildungsminister der Bundesländer ab: Über die Ausstattung der Schulen entscheiden sie gar nicht. Das ist Sache der Kommunen. Die bestimmen selbst, welche Stühle, Tafeln oder Tablets gekauft werden. Also ziehen wir weiter und fragen im Landkreis nach: Wo bleiben die Tablets? Tja, heißt es dort, wir könnten schöne Tablets und Laptops kaufen, aber damit ist es ja nicht getan. Die müssen auch gewartet und repariert werden, man braucht Software, WLAN usw., da muss sich eine IT-Firma drum kümmern. All das kostet – und die Folgekosten zahlt dann nicht die Bundesbildungsministerin und auch nicht unsere Landesregierung, sondern die zahlen wir selbst. Deshalb halten wir uns beim Laptopkauf lieber zurück.

						Mensch, könnte man jetzt sagen, warum zahlt das Bundesbildungsministerium in Berlin denn nicht auch die Folgekosten? Antwort: weil das dem föderalen Prinzip widersprechen würde, dass die Bildungspolitik Ländersache ist und die Schulausstattung Sache der Kommunen. Und dass diejenigen, die etwas entscheiden, auch diejenigen sein sollen, die schauen müssen, ob genug Geld dafür da ist und das Geld sinnvoll und möglichst sparsam verwendet wird. Ansonsten wäre man im Schlaraffenland: Ich wünsch mir was und andere zahlen. Oder aber in einem Zentralstaat: Die oben in Berlin entscheiden, was gut für mich ist. Insofern gibt es hier leider keine einfachen Lösungen.

						 

						Länderfinanzausgleich: Wer zahlt, schafft an. Wenn ein Bundesland mehr Unternehmen hat und mehr Bürger, die gut verdienen, nimmt es auch mehr Steuern ein als ein Bundesland mit weniger Wirtschaftskraft. Solche Unterschiede dürfen auch sein, es sollen nicht alle gleichgemacht werden. Landesregierungen sollen sich ja auch anstrengen. Aber selbst die beste Landesregierung kann manche Nachteile nicht ausgleichen. Und die Menschen in Bremen sollen nicht in völlig anderen Verhältnissen leben als die Menschen am Tegernsee.

						[image: ]
						Deshalb gab es den Länderfinanzausgleich: Die reicheren Länder gaben den ärmeren etwas ab. Es gab Geberländer und Nehmerländer und jede Menge Streit, wie viel die reicheren Länder abgeben müssen. Auch deshalb wurde diese Methode 2019 abgeschafft. Stattdessen hat der Bund es übernommen, den ärmeren Ländern Geld zu überweisen. Dafür benutzt er die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer. Die ärmeren kriegen aus diesem Topf mehr, die reicheren Länder weniger. Kritiker sehen darin ein Problem, denn auch in der Politik gilt der Grundsatz: Wer zahlt, schafft an. Der Bund habe damit zu viel Gewicht bekommen gegenüber den Ländern.

						Insider: Strukturschwache Räume

						
							In der Politik ist häufig von »strukturschwachen Räumen« die Rede. Das klingt besser als »arme Regionen«, meint im Grunde aber das Gleiche. Es kann viele Gründe geben, warum manche Gegenden mehr Probleme haben als andere. Zum einen kann das an der bäuerlichen Struktur liegen: Eine landwirtschaftlich geprägte Gegend mit relativ wenigen Bewohnern ist im Nachteil. Es gibt weniger große Städte, in deren Umfeld viel Wirtschaftsleben stattfindet, also Handel getrieben wird, Unternehmen sich ansiedeln usw. Die Menschen wohnen weit auseinander, die Transportwege sind lang.

							Es gibt auch Regionen, denen ging es jahrhundertelang sehr gut, weil eine bestimmte Wirtschaftsbranche gut lief. Wenn die dann einen Niedergang erlebt, gehen Tausende Jobs verloren, und das wirkt sich auf die ganze Region aus. Für das Ruhrgebiet in Nordrhein-Westfalen zum Beispiel war das Ende der Steinkohleförderung ein Riesenproblem. Ähnlich geht es vielen Regionen in ostdeutschen Bundesländern. Sie folgten in der DDR-Zeit jahrzehntelang einem ganz anderen (sozialistischen) System des Wirtschaftens. Das dann quasi von einem Tag auf den anderen umzustellen, ist eine gewaltige Herausforderung. Bund und Länder bemühen sich gemeinsam, diesen Regionen zu helfen. Etwa indem Gründern neuer Unternehmen durch spezielle Förderprogramme dort finanziell unter die Arme gegriffen wird.

						

					
				
					
						Ein bisschen königlich: Die Bundespräsidenten

					
					Höchst repräsentativ. In Deutschland haben wir zwar keine Könige mehr, aber ein Schloss: das Schloss Bellevue, Amtssitz des Bundespräsidenten. Er oder sie ist das Staatsoberhaupt und damit formal die Nummer eins in Deutschland. Die Bundespräsidenten vertreten Deutschland nach außen, man sagt, sie repräsentieren den Staat. Zum Beispiel bei Staatsbesuchen und feierlichen Anlässen. Ähnlich wie die Könige und Königinnen in Großbritannien oder Skandinavien. Bundespräsidenten dürfen sich also ein bisschen wie Könige fühlen. Aber auch nur ein bisschen. Denn sie werden für jeweils fünf Jahre gewählt und dürfen nur einmal wiedergewählt werden; sie können also maximal zehn Jahre im Amt sein. Gewählt werden sie nicht vom Volk, denn Deutschland ist ja keine Präsidialdemokratie wie Frankreich oder die USA. Wer Bundespräsident wird, entscheidet die Bundesversammlung, die extra nur dafür alle fünf Jahre zusammentritt. In ihr sitzen die Abgeordneten aus dem Bundestag und Vertreter der Bundesländer.

					Insider: Bundesversammlung

					
						Wenn die Bundesversammlung zusammentritt, ist das ein großes Spektakel. Ihr einziger Zweck ist es, einen Bundespräsidenten oder eine Bundespräsidentin zu wählen. In der Bundesversammlung sitzen alle Bundestagsabgeordneten und noch mal eine genauso große Zahl an Personen, die von den Bundesländern nach Berlin entsendet werden. Damit kommen da insgesamt mehr als 1200 Menschen zusammen. Wer von den Ländern nach Berlin geschickt wird, entscheiden die Landesparlamente. Das können Landtagsabgeordnete sein, aber auch Menschen, die in ihrem normalen Leben mit Politik nichts zu tun haben, zum Beispiel prominente Sportler, Musiker oder Schauspielerinnen. Das soll der ganzen Angelegenheit mehr Glanz und Aufmerksamkeit verleihen. Nur sollten sich die Landtagsfraktionen, die ihre Wahlmänner und -frauen auswählen, halbwegs sicher sein, dass diese auch in ihrem Sinne abstimmen. Die Wahl ist am Ende nämlich geheim. Und wenn ein Kandidat im ersten Wahlgang keine absolute Mehrheit bekommt, gibt es zwei weitere Wahlgänge. Das wurde auch schon mal ziemlich knapp und spannend.

					

					Macht mit Worten. Die tatsächliche Macht der Bundespräsidenten ist sehr begrenzt. Sie gehören nicht zur Regierung und haben in der täglichen Politik wenig zu sagen. Sie stehen insofern auch nicht in Konkurrenz zu den Bundeskanzlern. Eigentlich können sie das politische Geschehen nur von der Seitenlinie aus kommentieren. Das tun sie aber gerne – Reden halten ist eine wichtige Aufgabe der Bundespräsidenten. Und mit dem, was sie sagen, können sie auch Einfluss nehmen. Richard von Weizsäcker war der erste Bundespräsident, der den Deutschen sagte, dass der 8. Mai 1945 – an dem Hitler-Deutschland durch seine Kapitulation endlich eingestand, dass es den Zweiten Weltkrieg verloren hatte – kein Tag der Niederlage war, sondern ein Tag der Befreiung. Das sorgte damals für viel Aufsehen. Die Präsidenten dürfen Meinungen äußern und kritisch sein, sind dabei aber zu Überparteilichkeit angehalten. Bevor sie ihr Amt antreten, beenden sie traditionell die Mitgliedschaft in ihrer Partei – sie lassen sie »ruhen«.

					Die Präsidenten halten nicht nur Reden oder weihen neue Museen ein, sie müssen auch jedes Gesetz unterschreiben, bevor es in Kraft treten kann. Meistens ist das eine Formalie, aber es gab immer wieder auch Situationen, in denen sich Präsidenten weigerten, weil sie und ihre juristischen Berater der Auffassung waren, dass das Gesetz verfassungswidrig ist. Das kam schon häufiger vor, als man denkt. Das Bundespräsidialamt soll die Gesetze nämlich nicht nur abnicken, sondern tatsächlich prüfen. Dabei geht es aber nur um juristische Fragen, nicht darum, ob ein Präsident das Gesetz gut findet. Wenn Bundespräsidenten also Zweifel haben, ob ein Gesetz der Verfassung entspricht, können sie das sagen und das fragliche Gesetz ans Bundesverfassungsgericht weiterschicken: Ich bin mir unsicher, prüft ihr das bitte mal.

					 

					Helfer in der Krise. Schließlich schlagen die Bundespräsidenten noch dem Parlament vor, über welche Person bei der Kanzlerwahl abgestimmt wird. Die denken sie sich natürlich nicht selbst aus, sondern sie gehen danach, wer die reale Chance hat, eine Mehrheit zu bekommen. Nach erfolgreichen Koalitionsverhandlungen liegt auf der Hand, welche Person vorgeschlagen wird. Aber was, wenn sich keine Mehrheit findet? Die Bundespräsidenten entscheiden, ob es dann Neuwahlen gibt. Nur sie können das Parlament auflösen.

					Nach der Bundestagswahl 2017 gab es eine spannende Situation: Koalitionsverhandlungen scheiterten, Bundeskanzlerin Merkel hatte noch keine neue parlamentarische Mehrheit gefunden. Sie war deshalb auch noch nicht neu gewählt, sondern nur »geschäftsführend« im Amt. Einige Politiker fanden, es sei in dieser vertrackten Situation am besten, Neuwahlen auszurufen. Das wollte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier aber nicht. Er fand, man könne dem Volk nicht einfach das Problem der Regierungsbildung vor die Füße knallen, nach dem Motto: Bitte wählt diesmal anders. Zumal es eine Möglichkeit gab: Eine Große Koalition hätte genügend Stimmen zusammenbekommen. Dass die SPD keine Lust hatte, noch mal mit einer CDU-Kanzlerin zusammenzuarbeiten, war für den Präsidenten kein hinreichend guter Grund. Also lud er alle Beteiligten ins Schloss Bellevue ein und redete ihnen ins Gewissen. Am Ende war er damit erfolgreich, es gab keine Neuwahlen, sondern eine neue Große Koalition.

					Viele Politiker sagten damals: Gott sei Dank hatten wir einen Politprofi in Bellevue und nicht einen Schriftsteller oder eine Soziologie-Professorin oder einen anderen »Outsider«. Im Prinzip kann nämlich jeder deutsche Staatsbürger, der mindestens vierzig Jahre alt ist, zum Bundespräsidenten gewählt werden. Nirgendwo steht, dass es Politiker sein müssen. Viele fänden es gerade gut, wenn es kein Politiker wäre, und immer wieder wurden entsprechende Personen von Parteien für dieses Amt nominiert. 2017 zeigte sich aber, dass es Vorteile haben kann, wenn da jemand sitzt, der die Parteien und ihre Politiker sehr gut kennt und viel Erfahrung in Verhandlungsführung hat.

					 

					Die Big Five in Deutschland. Damit hätten wir also hineingeschaut in die Arbeit der fünf Verfassungsorgane, die es entsprechend der Gewaltenteilung in Deutschland gibt: Bundesregierung, Bundestag, Bundesrat, Bundespräsident und Bundesverfassungsgericht. Bei feierlichen Anlässen werden sie von ihrem jeweils höchsten Vertreter repräsentiert. Befinden sich also Bundespräsident(in), Bundeskanzler(in), Bundestagspräsident(in), Bundesratspräsident(in) und der/die Präsident(in) des Bundesverfassungsgerichts in einem Raum – etwa bei der jährlichen Gedenkfeier zum Volkstrauertag im Bundestag –, hat man die Big Five zusammen, die höchsten Repräsentanten unserer Republik.

				


3. Kapitel

					»Was mit Medien«: Politik und Journalismus

				
					
						


Pressefreiheit geht alle an

					
					Zensurmaßnahmen. Ein Sommertag 2021 in Hongkong. Die Polizisten kamen am frühen Morgen. Mehrere Hundert, ein Aufgebot, als hätten sie es mit gefährlichen Terroristen zu tun. Und alle Journalisten in der Redaktion wussten: Jetzt ist es vorbei. Leitende Mitarbeiter der Hongkonger Zeitung Apple Daily wurden abgeführt. Ihr Gründer saß eh schon in Haft. Die Polizisten nahmen Computer und Handys mit. Bankkonten der Zeitung wurden gesperrt. Apple Daily war die letzte große Hongkonger Zeitung, die sich noch getraut hatte, kritisch zu berichten. Was Chinas Diktatur im ehemals freien Hongkong machte, ist ein uralter Klassiker: Polizei, Verhaftungen und pseudojuristische Vorwürfe, die Journalisten hätten »gegen Sicherheitsgesetze verstoßen« oder seien »ausländische Agenten« – unter dem Strich ein Akt der Zensur.

					Zensur heißt: Journalisten müssen ihre Texte einer staatlichen Stelle vorlegen, bevor sie veröffentlicht werden, und diese überprüft, ob sie der Regierung genehm sind. Sehr schnell ist staatliche Zensur ein Selbstläufer. Die Journalisten wissen dann selbst, was sie noch veröffentlichen dürfen. Aus Angst vor Repression formulieren sie entsprechend vorsichtig, in »vorauseilendem Gehorsam«. Oder geben ihren Job ganz auf. Zensur funktioniert auch im Internet. So spricht man von der »Great Firewall of China«, weil es China technisch sehr gut gelingt, das Volk vor angeblich »schädlichen« Inhalten zu schützen.

					 

					Pressefreiheit: ein Grundrecht. Im deutschen Grundgesetz ist die Presse- und Rundfunkfreiheit ausdrücklich in Artikel 5 als Grundrecht aufgeführt, mit dem Zusatz: »Eine Zensur findet nicht statt.« Gemeint sind alle Medien: Onlineseiten, Zeitungen, Radiosender, Fernsehen usw. Wenn in einem Land die Meinungsfreiheit eingeschränkt werden soll, spüren Journalisten das immer sehr frühzeitig. Sie sind wie Seismografen, die Erdbeben messen und feine Bodenbewegungen aufzeichnen, noch bevor Menschen das im Alltag spüren. Wie frei sich Journalisten fühlen, ist ein guter Gradmesser für die Freiheit in einem Staat insgesamt. Die Organisation Reporter ohne Grenzen stellt regelmäßig eine internationale Rangliste der Pressefreiheit auf. In Ländern, die dabei besonders schlecht abschneiden, ist es auch mit allen anderen Freiheitsrechten nicht weit her.

					 

					Das Recht zu schweigen: Quellenschutz. Journalisten haben ein Recht zu verschweigen, von wem sie eine Information bekommen haben. Dafür gibt es einen juristischen Begriff: Quellenschutz. Ohne dieses Recht könnten Journalisten keine Skandale enthüllen. Denn brisante Informationen bekommt man meistens nur, wenn die Personen, die einem etwas anvertrauen, sicher sein können, dass sie anonym bleiben. Manche müssten sonst Angst vor Racheakten haben oder befürchten, dass sie selbst angeklagt werden, weil sie in solche Machenschaften verwickelt waren. Wenn Beamte etwas verraten, können sie sogar wegen Landesverrat angezeigt werden. Der Staat darf auch nicht einfach Redaktionsräume durchsuchen lassen, um herauszufinden, wer etwas ausgeplaudert hat. Dagegen sind Journalisten durch Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts geschützt. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte sagt sogar, dass der Quellenschutz eine Grundvoraussetzung für Pressefreiheit ist.

					Natürlich müssen Journalisten sich fragen, warum ihnen jemand etwas Brisantes steckt. Das geschieht nicht immer aus Selbstlosigkeit. Es gibt auch Informanten, die einem Konkurrenten schaden oder sich an jemandem rächen wollen, das kann eklig werden. Aber auch intrigante Zeitgenossen genießen Informantenschutz, und wenn die Story es wert ist, veröffentlicht man sie. Da zwischen Aufklärungsgedanken und einfach toller Schlagzeile abzuwägen, kann schwierig sein.

					Insider: Whistleblower

					
						»To blow a whistle« heißt so viel wie: auspacken, jemanden verpfeifen. Whistleblower sind Insider-Informanten. Sie arbeiten meist in Regierungsbehörden, Armee oder Geheimdienst. Aber auch in der Wirtschaftswelt gibt es Whistleblower, die skandalöse Geschäftspraktiken »verpfeifen«. Nicht selten gehen Whistleblower große persönliche Risiken ein, weil ihnen vorgeworfen wird, Geheimnisverrat begangen zu haben. Edward Snowden ist ein berühmter US-amerikanischer Whistleblower, der skandalöse Methoden der US-Geheimdienste bei der globalen Überwachung und Spionage enthüllte, indem er Geheimdokumente öffentlich machte. Seither lebt er im russischen Exil. Dort landete er nach einer abenteuerlichen Flucht wohl nicht freiwillig. Ausgerechnet Russland als »sicherer« oder »freier« Ort? Schon schräg. Für Moskau war das ein Propaganda-Erfolg, mit dem man die USA ärgern konnte.

					

					Wie man Journalisten mundtot macht. In vielen Ländern werden Journalisten bedroht und sogar getötet. Das geschieht oft so, dass Regierende sagen können, sie hätten damit nichts zu tun. Ein russischer Journalist, der zu Machenschaften der Geheimdienste recherchiert, fällt plötzlich aus dem Fenster seiner Wohnung. Unfall? Selbstmord? Die Liste der Journalisten, die in Russland unter ungeklärten Umständen gestorben sind, ist auffällig lang. Auch in Mitgliedsländern der EU, auf Malta und in der Slowakei, gab es Journalistenmorde, bei denen Verbindungen zwischen Tätern und Regierung vermutet wurden. Journalisten werden aber nicht nur von Regierungen bedroht. Die Niederlande sind zweifellos eine freiheitliche Demokratie, doch 2021 wurde in Amsterdam ein prominenter Fernsehjournalist auf offener Straße erschossen. Er hatte sich mit der Drogenmafia angelegt, die ihre Ware über den Hafen von Rotterdam vertreibt.

					Auch oppositionelle Gruppen und Parteien können die Pressefreiheit einschränken. In Deutschland werden Journalisten seit einigen Jahren von einigen als »Lügenpresse« beschimpft und erhalten sogar Morddrohungen. Und wenn sie über Demonstrationen berichten wollen, kommt es inzwischen häufiger vor, dass sie von Teilnehmenden attackiert werden. Dass Kamerateams Security-Leute brauchen, wenn sie öffentliche Veranstaltungen filmen wollen, ist hierzulande eine neue Entwicklung.

					 

					Pressefreiheit gibt es nicht umsonst. Zur Beschränkung der Pressefreiheit gibt es viel unauffälligere Methoden als die klassische Zensur. In Bolivien begegnete ich einem Journalistenkollegen, der seinen Posten als Chefredakteur einer kritischen Zeitung gerade hatte aufgeben müssen. »Früher hat uns die Regierung nur öffentlich attackiert und mit Prozessen überzogen«, sagte er. »Inzwischen haben sie eine intelligentere Strategie. Sie kaufen uns.« Das Aufkaufen der Medien, die dann auf einen gewünschten Kurs gebracht werden, übernehmen meist reiche Freunde der Regierung.

					[image: ]
					Dass Regierungen Zeitungen oder Fernsehsender kaufen lassen, kommt nicht von ungefähr: Journalismus kostet Geld. Deshalb kann man Medien finanziell unter Druck setzen. In Ungarn zum Beispiel schaltete die Regierung teure Anzeigen nur in ihr genehmen Medien. Das können Werbeanzeigen für ihre Partei sein oder Anzeigen, in denen sie ihre Politik erläutert. Für private Medien ist das eine wichtige Einnahmequelle. Die meiste Werbung wird zwar von Unternehmen gebucht, wenn sich aber Firmen nicht mit einer autoritären Regierung anlegen wollen, suchen sie sich lieber Medien aus, die nicht anecken. Kritische Medien können dadurch finanziell regelrecht ausbluten.

					Ernsthafter Journalismus ist kein Hobby, sondern ein Beruf, mit dem man sich und seine Familie ernährt. Redakteure, Fotografen und Kameraleute wollen Gehälter bekommen. Es müssen Büroräume und TV-Studios finanziert werden, beim Fernsehen kostet die Technik viel Geld. Zeitungen müssen gedruckt und ausgeliefert werden, die Gestaltung von Onlineseiten und E-Papern ist aufwendig, dafür braucht es Grafiker, Softwareprogramme usw. Wenn Korrespondentinnen im Ausland leben, muss auch das jemand zahlen. Wer etwas gründlich recherchiert, braucht dafür Zeit und produziert dann nicht jeden Tag Berichte, die sich verkaufen lassen. Das sollte bedenken, wer sich über Bezahlschranken ärgert oder von Werbung genervt ist.

					 

					Öffentlich-rechtlicher Rundfunk. Auch den öffentlich finanzierten Rundfunk kann eine Regierung mit Geld an die Leine nehmen, wenn es sich um Staatssender handelt, die mit Steuergeld finanziert werden. Es spielt eine gewaltige Rolle, wie Rundfunk finanziert wird. Muss er jährlich bei der Regierung um Geld betteln, kann man sich leicht vorstellen, wie frei sich Redakteure noch fühlen. Die Regierung könnte sagen: »Ich weiß ja nicht, ob wir diese Summe durchs Parlament bekommen. Unsere Abgeordneten mögen nicht, wie ihr über unsere Politik berichtet.«

					In Deutschland wird der öffentlich-rechtliche Rundfunk deshalb auch nicht über Steuern finanziert, sondern über den Rundfunkbeitrag, früher hieß das »GEZ-Gebühr«. Er wird von fast allen Haushalten bezahlt (einige Bevölkerungsgruppen, zum Beispiel Empfänger von Sozialleistungen und BAföG-Studierende, sind von ihm befreit). Die Regierungen in Bund und Ländern dürfen nicht bestimmen, wie viel Geld die öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten bekommen. Dafür ist eine unabhängige Kommission zuständig, die KEF (Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten). Die Parlamente der Bundesländer müssen dann zustimmen, was aber nicht heißt, dass eine einzelne Landesregierung sagen kann: Nö, nicht mit mir, die Sendungen gefallen uns nicht.

					Die Höhe des Rundfunkbeitrags führt immer wieder zu Ärger und Diskussionen. Zum einen hat das Internet die Grenzen zwischen Zeitung und Fernsehen aufgehoben, es vermischen sich Texte und Videos. Deshalb betrachten die Verlage die Öffentlich-Rechtlichen hier inzwischen als direkte wirtschaftliche Konkurrenz. Zum anderen weiß jede Bürgerin und jeder Bürger, wie viel der Rundfunk ihn monatlich kostet, und manche sagen: Das guck ich nicht, den brauch ich nicht, diese Frau Slomka schon gar nicht, warum soll ich so viel Geld dafür zahlen? Allerdings: Bei anderen öffentlich finanzierten Angeboten spielt es auch keine Rolle, ob man sie persönlich nutzt, zum Beispiel ob man in Opern oder Museen geht, das Theaterprogramm gut findet oder Kinder hat, die in eine Kita gehen. Nur kann man da nicht so genau sehen, wie viel vom eigenen Geld dorthin fließt.

					Die öffentlich-rechtlichen Radio- und Fernsehsender wurden in Westdeutschland nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet. Die Briten mit ihrem renommierten Sender BBC waren dafür Vorbild und Lehrer. Der neue deutsche Rundfunk sollte unabhängig sein und nie wieder Staatspropaganda machen wie unter den Nazis. Dafür sollte nicht nur garantiert sein, dass der Rundfunk unabhängig von einer Regierung finanziert wird. Es wurde auch festgelegt, welche inhaltlichen Aufgaben er zu erfüllen hat und welchen grundsätzlichen Werten er verpflichtet ist – nämlich umfassend zu informieren, ausgewogen zu berichten, viele gesellschaftliche Gruppen und Meinungen zu Wort kommen zu lassen. Außerdem soll er Kultur- und Bildungsprogramme liefern. Was viele nicht wissen: Auch Unterhaltung (Spielfilme, Serien und Shows) und die Übertragung großer Sportereignisse gehören zu ihrem Auftrag. Die Öffentlich-Rechtlichen sind keine reinen Nachrichten- oder Kultursender, ihre Hauptprogramme sollen ein großes Publikum erreichen. Das klappt nicht, wenn man nur Nachrichten oder Opernübertragungen sendet.

					 

					Wer bezahlt für Journalismus? Private Medien, gleich ob Zeitungen, Online-Magazine, Radio oder Privatfernsehen, können sich über drei Formen finanzieren: Werbung, Abonnements und Verkauf. Boulevardmedien wie die Bild-Zeitung lebten früher nur von Werbung und Verkauf. Daher kommt auch der Begriff »Boulevard«: Sie wurden seit jeher auf der Straße (dem Boulevard) verkauft und hatten »marktschreierische« Schlagzeilen mit großen Buchstaben – damit die Leute neugierig werden und spontan kaufen. Für sogenannte Qualitätszeitungen hingegen sind immer Abonnenten wichtig, Leute, die jeden Monat einen festen Betrag zahlen, um eine Zeitung zu beziehen, sei es auf Papier oder als E-Paper. Auch Online-Magazine und Blogs setzen auf Abonnenten (die Onlineausgabe der Bild inzwischen teils auch). Wenn viele Menschen ein Medium abonnieren oder einzeln kaufen, gibt das eine große Auflage. Das ist wiederum wichtig, damit Firmen interessiert sind, Werbung zu buchen.

					Dass im Internetzeitalter so viele Menschen alles umsonst haben wollen, stellt Medien vor ein gewaltiges Problem. Es ist schwieriger geworden, guten Journalismus zu finanzieren. Redaktionen schrumpfen, viele kleine Regionalzeitungen verschwinden ganz. Auch das schadet der Pressefreiheit: Wo das Geld fehlt, kann nicht mehr so viel recherchiert und aufgedeckt werden. Und wer Geldsorgen hat, auf den können werbetreibende Unternehmen eher Druck ausüben. Redaktionen sollen ja die Freiheit haben, auch über eine Firma kritisch zu berichten, die in ihrem Medium viel Werbung schaltet. Deshalb sollen Geschäftsführung und Redaktion getrennt voneinander arbeiten – das ist ein journalistisches Grundprinzip.

					In der Praxis kann das trotzdem zu schwierigen Situationen führen. So hat mal ein großer Lebensmitteldiscounter sämtliche seiner Anzeigenbuchungen in einer Zeitung gestoppt, nachdem diese kritisch über die Arbeitsbedingungen in dem Unternehmen berichtet hatte; dem Verlag gingen mehr als eine Million Euro verloren. Das muss man erst mal aushalten können. Die betroffene Süddeutsche Zeitung hat es ausgehalten, weil ihr ihre redaktionelle Unabhängigkeit wichtiger war. Auch deshalb ist es für Zeitungen und Onlineseiten so wichtig, dass Leser für ihre Artikel bezahlen, damit sie nicht nur von Werbung abhängig sind.

					Was bei den Zeitungen die Auflage ist beim Fernsehen die Quote. Wer viele Zuschauer hat, kann von Firmen mehr Geld für Werbung verlangen. Deshalb macht es auch einen gewaltigen Unterschied, ob man mit Fernsehen Geld verdienen muss oder Geld bekommt, um Fernsehen zu machen. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss kein Geld verdienen. Er kann sich deshalb ein weltweites Korrespondentennetz leisten oder sendet lange Dokus und politische Talksendungen, die sich für Werbeunterbrechungen weniger eignen als »Dschungelcamps« und nicht so viele junge Zuschauer finden, die für die Werbebranche eine besonders wichtige Zielgruppe sind.

					Neben den beiden Modellen »kommerziell« (Medienhäuser, die mit Journalismus Geld verdienen wollen) und »öffentlich-rechtlich« (Sendeanstalten, die von der Allgemeinheit ein festes Budget bekommen) gibt es eine dritte Variante: Onlineredaktionen, die keine Gewinne machen, sondern nur ihre Kosten decken wollen und dafür Spenden einsammeln oder sich über Mitgliedschaften finanzieren. Dabei sind starke Journalistengruppen entstanden, zum Beispiel correctiv.org, deren Recherchen auch in klassischen Medien Schlagzeilen machen. In nichtdemokratischen Ländern sind solche Initiativen manchmal die einzigen, die überhaupt noch kritisch berichten. Das Problem ist, dass diese Form der Finanzierung nicht zuverlässig ist. Manche setzen auf Crowdfunding: viele kleine Einzelspenden oder Mitgliedsbeiträge. Die müssen dann aber auch jeden Monat fließen und dürfen nicht irgendwann versickern …

					Insider: Schleichwerbung und PR

					
						Schleichwerbung heißt so, weil sie sich in Texte oder Filme »einschleicht«. Die Leserinnen oder Zuschauer sollen gar nicht merken, dass ihnen gerade Werbung gezeigt wird. Auch viele Influencer machen solche Werbung, wenn sie scheinbar zufällig ein bestimmtes T-Shirt tragen oder einen Lippenstift loben und dafür von den Herstellern bezahlt werden, ohne dass ihre Follower das wissen. Das darf im Journalismus nicht passieren. Es muss klar gekennzeichnet werden, was Werbung ist und was redaktionelle Berichte sind. Journalisten sind keine PR-Leute! Zwar arbeiten in den »Public Relations«-Abteilungen vieler Firmen oft ehemalige Journalisten, so wie auch viele Pressesprecher früher in Zeitungs- oder Fernsehredaktionen arbeiteten. Trotzdem ist der Job ein ganz anderer.

						Ähnlich wie Werber sorgen PR-Fachleute dafür, dass ein Unternehmen oder Verband gut dasteht. Dass kann sogar so weit gehen, dass PR-Leute ganze Artikel schreiben und sie journalistischen Redaktionen zur Veröffentlichung anbieten. Dann wird zum Beispiel über die Vorteile der Solarenergie berichtet und »zufällig« ein bestimmter Hersteller besonders häufig erwähnt. Damit kann ein Verlag dann kostenlos seine Seiten füllen oder bekommt sogar noch Geld dafür. Im Journalismus ist so etwas eine schwere Sünde. Es wird nämlich der Eindruck erweckt, da würde unabhängig berichtet, dabei ist es in Wahrheit Werbung.

					

				
					
						Was kommt in die Nachrichten?

					
					Die Welt im Blick. Das Tolle an Nachrichten ist, dass sie immer genau in eine halbe Stunde heute journal passen oder in eine Viertelstunde Tagesschau. Und immer gibt es ein Thema, das so wichtig ist, dass man damit die Sendung beginnt oder, wie Journalisten sagen: »aufmacht«. Auch Zeitungen und Onlineseiten haben Aufmacher, also jene Meldung, die ganz oben steht oder am fettesten auf der ersten Seite. An manchen Tagen scheinen sich die Journalisten geradezu verabredet zu haben, weil alle den gleichen Aufmacher haben. An anderen Tagen hat jede Redaktion die Welt mit anderen Augen gesehen und findet ganz unterschiedliche Themen am wichtigsten. Oft sind das »nachrichtenarme Tage«, wie wir das bei uns in der Redaktion nennen. Da ist dann kein Thema so neu und brennend, dass es automatisch zum Aufmacher wird.

					Exkurs: Mediensprech

					
						Hier ein paar Basics, also Begriffe, die man häufig hört, bei denen man aber vielleicht nicht immer weiß, was genau damit gemeint ist. Journalist ist keine geschützte Berufsbezeichnung, theoretisch kann sich jeder Journalist nennen. Um in einen Journalistenverband aufgenommen zu werden, muss man jedoch nachweisen, dass man das ernsthaft als Beruf betreibt, in einem Medienbetrieb angestellt ist oder Auftraggeber hat und regelmäßig veröffentlicht. Außerdem gibt es förmliche Ausbildungswege: Volontariate (eine Art Lehre für Journalisten) und Journalistenschulen.

						Redakteure sind Mitglieder eines festen Redaktionsteams, das gemeinsam eine Sendung, Zeitung, ein Online-Magazin oder andere Formate erstellt. Redaktionen arbeiten nach Regeln, haben Konferenzen, ihre Mitglieder kritisieren und kontrollieren sich gegenseitig. Meine Texte werden zum Beispiel von Kollegen immer gegengelesen, auf Fehler überprüft und hinterfragt. Von Redakteuren zu unterscheiden sind Publizisten, die als Einzelpersonen unterwegs sind, alleine ihre Kommentare oder Berichte formulieren und veröffentlichen, sei es in klassischen Medien, als Blogs oder auf YouTube. Reporter werden losgeschickt, um von einem Ereignis zu berichten. Eine Reportage ist immer subjektiv: Sie erzählt von dem, was einer an einem bestimmten Ort zu einer bestimmten Zeit erlebt.

						Klassische Berichte sind hingegen weiter gefasst und nicht an Zeit, Ort und persönliches Erleben gebunden. Sie zeigen unterschiedliche Blickwinkel und werden aus verschiedenen Elementen zusammengebaut. Sie können Informationen aus aller Welt enthalten, Rückblicke, Grafiken und Zitate. Zitate nennt man bei Fernsehen und Radio O-Töne (Original-Töne). Zitate und O-Töne werden meist gekürzt, dürfen dabei aber nicht verfälscht werden. Eine Nachricht ist zum einen ein Ereignis und zum anderen eine journalistische Form: kurz, knapp, präzise, neutral formuliert. Korrespondenten werden nicht kurzfristig losgeschickt wie Reporter, sondern leben und arbeiten an einem festen Standort, Auslandskorrespondenten zum Beispiel in Paris oder Washington. Wenn in diesen Ländern etwas Außergewöhnliches passiert, werden sie natürlich auch zu Reportern und berichten, was sie gerade in der Bretagne oder in Florida erleben.

						Fernsehmoderator ist ein Oberbegriff und reicht von der Talkerin bis zum Showmaster, Hauptsache, vor der Kamera. Im Nachrichtenbereich gibt es aber einen großen Unterschied zwischen Moderatoren und Sprechern. Nachrichtensprecher und -sprecherinnen wie bei der Tagesschau sind meist keine ausgebildeten Journalisten und tragen nur vor, was Redakteure formuliert haben. Die Moderatoren und Moderatorinnen von Magazinsendungen wie dem heute journal oder den Tagesthemen sind hingegen Journalisten, die ihre Texte selber formulieren und als Redakteure die Sendungen mitgestalten. Ein Nachrichtenmagazin ist auch etwas anderes als eine Nachrichtensendung. Im heute journal geht es zwar um aktuelle Nachrichten vom Tag, aber einzelne Themen werden ausführlicher und mit mehr Hintergrund bearbeitet. Wir wollen nicht nur sagen, was passiert ist, sondern auch einordnen, warum es so geschehen ist. Die Autoren und Moderatoren sollen eine persönliche »Handschrift« haben, dann kennt man sie zum Beispiel für ihre ironischen Wendungen oder ihre Art, in Interviews kritische Fragen zu stellen. Kommentare sind noch mal eine eigene Kategorie. Hier sagen Journalisten ihre ganz persönliche Meinung, gern auch ausdrücklich in Ich-Form und mit »klarer Kante«.

						Die Grenzen zwischen journalistischen Darstellungsformen sind häufig fließend, etwa wenn Themen gefeatured werden, da gibt es dann eine ganze Mischung von Stilelementen: subjektive Reportage, objektive Fakten, weiterführende Erklärungen. Auch im Feuilleton, dem Zeitungsteil für Kultur, Unterhaltung und Gesellschaft, wird zwischen persönlicher Anschauung und nüchternem Fakt nicht scharf unterschieden. In vielen Onlineartikeln auch nicht. Und in Boulevardmedien wie der Bild-Zeitung ist praktisch jeder Artikel kommentierend. Medien wären langweilig, wenn sie nur Meldungen, garniert mit ein paar Ich-Form-Kommentaren parat hätten. Man geht zu bestimmten Online-Magazinen oder liest eine Zeitung (gedruckte Ausgabe, E-Paper oder Internetangebot), sieht eine Fernsehsendung oder abonniert einen Blog oder Podcast ja auch gerade deshalb, weil man sich Einordnung und eigenen Stil erwartet. Gefallen muss das nicht immer jedem, aber jeder sucht sich seinen eigenen Zugang zur Meinungsbildung.

					

					Nachrichtenauswahl: nach Regeln und Gefühl. Es gibt klare Kriterien für die Auswahl und Gewichtung von Nachrichten, darüber hinaus aber auch ein journalistisches »Bauchgefühl«: Das interessiert viele Menschen oder da steckt mehr dahinter, das wird noch eine größere Sache. Bei uns in der Redaktion wird jeden Tag intensiv darüber diskutiert, welche Themen in welcher Reihenfolge in die Sendung kommen. Außer bei breaking news. Das sind Ereignisse, die so groß sind, dass über ihre Bedeutung nicht debattiert werden muss.

					Ein Hochwasser in Deutschland mit über hundert Toten und vielen zerstörten Ortschaften? Da wissen alle Kollegen, dass das nicht nur der Aufmacher ist, sondern man noch zusätzliche Sondersendungen macht. Aber wenn das in China passiert? Damit sind wir bei der Frage nach der Relevanz von Informationen. Eine Flut in Rheinland-Pfalz hat für uns mehr Nachrichtenwert als ein Hochwasser im ostchinesischen Qingdao, über das in deutschen Medien höchstens mit einer kurzen Meldung berichtet wird. Übrigens kann man an diesem Beispiel schon sehr schön über journalistische Objektivität philosophieren. Denn ist das »objektiv«, die Hochwassertoten in der Eifel so viel höher zu bewerten als tote Chinesen?

					Für Nachrichten gibt es, kurz gesagt, folgende zentrale Auswahlkriterien: Ein Ereignis geschieht in unserer Nähe, es ist neu, es ist ungewöhnlich und es ist wichtig. Was wichtig bzw. relevant ist, darüber kann man natürlich immer streiten. Wenn Greta F. ihren Job bei der Firma X kündigt, ist das für die Allgemeinheit nicht wichtig. Wenn eine Ministerin zurücktritt, ist das auf jeden Fall eine Mitteilung wert. Fühlte sich Greta F. allerdings von ihrem Arbeitgeber diskriminiert und zieht bis vors Bundesverfassungsgericht, kann auch ihr Fall eine Nachricht werden.

					Beim Fernsehen und allen anderen Videomedien kommt noch ein weiteres Auswahlkriterium hinzu: Es muss Bilder geben von einem Ereignis, sonst lässt sich schlecht berichten. Was umgekehrt auch dazu führen kann, dass von einem Ereignis nur deshalb berichtet wird, weil es so tolle Bilder gibt. Vulkanausbrüche tauchen in Nachrichtensendungen häufiger auf, als es ihrer tatsächlichen Bedeutung entspricht. Auch eine halsbrecherische Verfolgungsjagd auf einem amerikanischen Highway kann es in deutsche TV-Nachrichten schaffen oder ein einzelner verirrter Buckelwal, den man dazu rasch »Bucki« tauft. Auch das gehört zur Funktionsweise von Medien: Personalisierung und Emotionalisierung. Gefühle erhöhen die Aufmerksamkeit. Und das Schicksal einzelner Personen (oder Tiere) berührt uns Menschen oft mehr als das einer ganzen Volksgruppe (oder Tierart).

					Insider: Zwei-Quellen-Regel

					
						Das wichtigste Kriterium bei der Frage, ob man ein Ereignis bringt, lautet: Ist es auch tatsächlich so geschehen? Klingt wie eine Selbstverständlichkeit, aber gerade bei Medien, die live berichten, ist das nicht selbstverständlich. Dafür gilt die Zwei-Quellen-Regel. Es genügt nicht, wenn etwas nur von einer Person, Institution oder Nachrichtenagentur berichtet wird, man braucht eine davon unabhängige zweite vertrauenswürdige Quelle, die das ebenfalls meldet. Manchmal gibt es aber nur eine Quelle, zum Beispiel die Polizei oder eine Behörde. Dann sagt man das extra dazu: »Nach Angaben der Polizei …« Wenn aber auf Twitter irgendwelche Leute mitteilen, sie hätten »in der Innenstadt Schüsse gehört«, gehört es sich für Journalisten, erst nach weiteren Quellen zu suchen, anstatt gleich auf Sendung zu gehen, nach dem Motto: Hauptsache, es gibt was Neues, und ich kann es als Erster raushauen.

					

					Nachrichtenagenturen. Besonders vertrauenswürdig sind die eigenen Korrespondenten, wenn sie selbst am Ort des Geschehens sind oder sehr gute Kontakte haben. Allerdings hat keine Redaktion überall auf der Welt eigene Leute. Nachrichtenagenturen sind deshalb sehr wichtige Informationsquellen. Ihre Dienste werden von Verlagen und Sendern fest gebucht, man zahlt also eine Gebühr, um die Informationen von Agenturen wie dpa (Deutsche Presse-Agentur), AP (Associated Press) oder Reuters nutzen zu dürfen. Ihre Mitarbeiter sind schnell, zahlreich und weltweit vernetzt. Und sie bekommen von Politikern und anderen Stellen oft als Erste eine Info, weil man weiß, dies garantiert die schnellste Verbreitung über alle anderen Medien. Statt Hunderte Redaktionen anzufunken, genügt es, der dpa etwas mitzuteilen. Nachrichtenagenturen liefern zum Teil auch Bilder, die von Fernsehanstalten gekauft werden, wenn sie keine eigenen Kamerateams vor Ort hatten.

					 

					Warum immer so negativ? Das hören Nachrichtenredakteure oft: »Immer diese schlechten Nachrichten, berichtet doch mal was Positives!« Das tun wir zwar auch, aber es stimmt schon, dass die überwiegende Zahl unserer Berichte von Problemen, Katastrophen und Krisen handelt und politische Entscheidungen selten gelobt, sondern kritisch unter die Lupe genommen werden. »Bad news are good news« ist ein alter britischer Journalistenspruch. Aber schlechte Nachrichten werden schon seit Urzeiten kommuniziert. Die indigenen Völker Nordamerikas haben Rauchzeichen nicht in den Himmel geschickt, um mitzuteilen, dass gerade alles prima läuft und die Sonne scheint. Und die Kuriere der europäischen Antike ritten nicht tagelang ein Pferd nach dem anderen halb zu Tode, um mitzuteilen, dass es »keine besonderen Vorkommnisse gibt« oder irgendwas schön ist. Im Zweifelsfall waren es bad news, mit denen man seine Leute vor Unheil warnte, zum Beispiel, weil ein Krieg erklärt wurde. Friedensschlüsse wurden aber auch verkündet, und die sind heute noch big good news.

					[image: ]
					In den Nachrichten geht es also häufig um Dinge, die schieflaufen, und das hat seit jeher auch einen praktischen Grund: die damit verbundene Hoffnung, etwas daraus zu lernen. Finde den Fehler – dazu müssen Fehler erst mal erkannt und benannt werden. Außerdem sind Journalisten nicht dazu da, die Verantwortlichen in Regierungen oder Unternehmen zu beklatschen, sie sollen ihnen im Gegenteil auf die Finger schauen. Uns dafür zu kritisieren, dass wir »immer so negativ sind«, ist insofern so, als würde man Klempner fragen, warum sie immer nur kommen, wenn ein Rohr verstopft ist oder der Wasserhahn tropft. Und auch seiner Hausärztin wirft man nicht vor, dass man sie meist nur sieht, wenn es einem schlecht geht …

					 

					Wie »neutral« müssen Journalisten sein? Wenn Journalisten für sich in Anspruch nehmen, neutral und objektiv zu berichten, muss man vorneweg ehrlicherweise sagen: Journalisten sind keine Maschinen. In unsere Einschätzungen fließen immer auch persönliche Einstellungen und subjektive Erfahrungen mit ein. Deshalb schreibe ich in diesem Kapitel über Medien auch häufiger in Ich-Form. Ich arbeite in den Medien, ich gehöre zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk – ich kann mich noch so sehr bemühen und würde es trotzdem nicht schaffen, hier total neutral zu sein. Wenn niemand ein neutrales Wesen sein kann, ist es umso besser, wenn auch nicht ein einzelner Mensch die Nachrichten auswählt, sondern ein ganzes Redaktionsteam darüber diskutiert. Auch dann gibt es oft keine hundertprozentige Objektivität, weil es bei vielen Themen schlichtweg keine absolute Wahrheit gibt oder man sie noch nicht herausgefunden hat.

					Stattdessen könnte man vielleicht besser sagen: Ernsthafte, seriöse Journalisten wollen unvoreingenommen sein, sie recherchieren sorgfältig und streben nach bestem Wissen und Gewissen nach Wahrhaftigkeit. Der amerikanische Journalist Carl Bernstein, der in den 1970er-Jahren mit der Watergate-Affäre den aufsehenerregendsten Politskandal der Welt aufdeckte, hat dafür folgende Formulierung gefunden: Gute Berichterstattung liefere »the best obtainable version of the truth« – die beste Annäherung an die Wahrheit.

					Was »Neutralität« genau meint, wird unter Journalisten durchaus verschieden gedeutet. Das hängt auch davon ab, in welchen Medien man arbeitet und für welchen Bereich. Für eine klassische Nachrichtensendung gelten andere Kriterien als für eine meinungsfreudige Onlineseite. Und für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten gelten andere Anforderungen als für privatwirtschaftliche Medien. Für private Medien gilt: Jeder sucht sich seine Kundschaft selbst aus und darf dafür »tendenziös« sein. In der klassischen Zeitungswelt nennt man das »Blattlinie«, dieses Prinzip ist aber natürlich auf alle Medienformen zu übertragen. Eine katholische Kirchenzeitung muss keine evangelischen oder muslimischen Redakteure einstellen, um »neutral« zu sein. Und niemand verbietet es der FAZ (Frankfurter Allgemeine Zeitung), sich an ein konservatives Publikum zu wenden, oder der Berliner taz (Die Tageszeitung), ihre links-grüne Leserschaft anzusprechen. Hier Pizza Salami, da Pizza Funghi – your choice! Das heißt aber nicht, dass sich Journalisten keinen Regeln verpflichtet fühlen sollten, nur weil ihr Verlag oder Sender eine bestimmte Tendenz hat. Für Pizza Funghi dürfen ja auch keine verschimmelten Pilze verarbeitet werden.

					 

					Journalistische Regeln und Gebote. Allgemeine journalistische Regeln stehen in den Gesetzen der Bundesländer zum Presse- und Medienrecht. Daneben gibt es den Pressekodex, einen Ehrenkodex, zu dem sich Verlage und Journalistenverbände freiwillig verpflichten. Nicht jeder macht dabei mit. Manche unseriösen Medien und Fakeschleudern umgehen lieber das Risiko, vom Presserat gerügt zu werden. Die Einhaltung des Kodex überwacht der Presserat, der bei Verstößen Rügen erteilt. Das ist schlecht fürs Image, hat aber keine juristischen Folgen. Die meisten Rügen bekommt regelmäßig die Bild-Zeitung, was sie aber nicht weiter stört. Medien, die sich nicht förmlich auf diesen Kodex verpflichten, werden eh nicht gerügt. Der Presserat ist außerdem nur für die Printmedien zuständig, also Zeitungen, Zeitschriften und deren Onlineseiten. Für Fernsehen, Radio und andere »Telemedien« (das sind zum Beispiel die Internetplattformen wie Google oder YouTube) gibt es verschiedene von den Bundesländern geschlossene Staatsverträge, die Regeln festlegen. Über öffentlich-rechtliche Medien kann man sich bei den jeweiligen Rundfunk- und Fernsehräten beschweren. Für die Aufsicht über private Sender sind die Medienanstalten der Bundesländer zuständig.

					Ein zentrales journalistisches Gebot für Presse wie Rundfunk ist, dass die Menschenwürde zu achten ist. Zum Beispiel zeigt man Menschen nicht in dem Moment, in dem sie sterben. Gerade bei Videos muss da sorgfältig ausgewählt werden. In unserer Nachrichtenredaktion gibt es viel Furchtbares zu sehen. Manche Bilder, von denen wir viele nicht gesendet haben, werden mir nie mehr aus dem Kopf gehen. Wie Terroristen eine Geisel töten, zeigen wir zum Beispiel nicht – es würde der Terrorpropaganda in die Hände spielen und ihrem Opfer die letzte Würde nehmen, die es in dieser schrecklichen Situation noch hatte.

					Eine zweite zentrale Regel ist, dass wahrhaftig berichtet und sorgfältig recherchiert werden soll. Dazu gehört, dass man keine Fakten unter den Tisch fallen lässt, weil sie einem nicht ins Weltbild passen. Und wenn etwas Falsches behauptet wurde, muss das öffentlich richtiggestellt werden. Es gibt eine Reihe weiterer Regeln, die für alle Medien gleichermaßen gelten sollen: etwa, dass Menschen nicht in ihrer Ehre verletzt oder religiöse Gruppen diskriminiert werden. Und es gibt finanzielle Regeln: Journalisten dürfen sich nicht »kaufen« lassen und Werbung und Redaktion müssen klar getrennt werden.

					Für die öffentlich-rechtlichen Medien gelten Regeln, die noch darüber hinausgehen. Während im Pressekodex zum Beispiel nur steht, dass auch über politische Positionen berichtet werden soll, die eine Redaktion selbst nicht teilt, müssen die Öffentlich-Rechtlichen grundsätzlich ausgewogen berichten: Sie sollen nicht parteiisch sein und unterschiedliche Argumente und Sichtweisen zu Wort kommen lassen. In einzelnen Sendungen, Berichten oder Kommentaren darf es zwar eine politische Tendenz geben, insgesamt muss das Programm aber allen gerecht werden. Wirklich allen? Nicht ganz. Denn »neutral« meint nicht »wertneutral«. Auch das formulieren die Staatsverträge für öffentlich-rechtliche Sender: Ihre Programme sollen eine ganze Reihe von Werten hochhalten, etwa Respekt gegenüber religiösen Minderheiten, gesellschaftliche Zusammengehörigkeit und internationale Verständigung.

					Private Medien dürfen deutlich einseitiger und sogar radikal sein, solange sie sich im Rahmen der Gesetze bewegen. Zwar folgen auch viele private Medien solchen Geboten der Ausgewogenheit – zahlreiche Zeitungen haben ausdrücklich keine politische Tendenz, keine »Blattlinie«, sondern legen Wert darauf, dass sie »unabhängig« und »überparteilich« sind –, sie sind dazu aber nicht so verpflichtet wie der öffentlich-rechtliche Rundfunk.

					 

					Neutralität liegt im Auge der Betrachter. In der politischen Diskussion wird »mangelnde Neutralität der Medien« gerne von Leuten angeprangert, die selbst sehr starke Meinungen und Haltungen haben – so starke, dass sie schon die Krise kriegen, wenn die »Gegner« nur zu Wort kommen. Hier spielt uns oft eine sehr menschliche Form der Wahrnehmungsverzerrung einen Streich: Wir neigen dazu, uns selbst schnell ungerecht behandelt zu fühlen. »Ich kam viel weniger zu Wort als der andere« ist ein subjektives Gefühl, das objektiv (nach exakter Zeitmessung) oft gar nicht stimmt. Wenn man eine Partei oder Person nicht leiden kann, ist einem jede Sekunde, die sie redet, schon eine zu viel. Die eigenen Leute hingegen kann man gar nicht lange genug reden hören. Und bei kritischen Interviews im heute journal erlebe ich regelmäßig, dass die Anhänger eines Interviewten die Fragen »unfair« finden, während Zuschauer von der politischen Gegenseite finden, er oder sie sei nur angemessen »rangenommen« worden. Beim nächsten Interview-Gast können die Reaktionen dann genau umgekehrt ausfallen.

					Jenseits der Psychologie gibt es eine strategische Absicht hinter dem Vorwurf mangelnder Neutralität, der in dem Begriff »Lügenpresse« gipfelt: Es geht darum, Journalisten zu Feinden zu erklären. Feinde zu haben, ist für Populisten immer wichtig. Rechtspopulisten erklären sich gerne zu Opfern einer angeblichen Linkspresse. Tatsächlich gibt es in Deutschland eine große Medienvielfalt, darunter mächtige Verlage und die größte deutsche Boulevardzeitung, die politisch alles andere als »links« sind. Private Fernsehsender und Verlage sind außerdem Unternehmen, die nach marktwirtschaftlichen Prinzipien arbeiten – stramm sozialistische Ideen sind da eher nicht so verbreitet. Wenn rechtsgerichtete Politiker trotzdem behaupten, sie würden einem Block feindlicher, allesamt linker Medien gegenüberstehen, ist das schlichtweg Quatsch.

					Den Vorwurf, man würde ungerecht behandelt, erheben manchmal aber auch Politiker nicht populistischer Parteien, wenn ihnen etwas nicht passt. Ich hatte im heute journal 2013 einen ziemlich heftigen Schlagabtausch mit dem damaligen SPD-Chef Sigmar Gabriel. Im Verlauf des Liveinterviews warf er mir vor, ich würde SPD-Politiker schlechter behandeln als andere. Das hat mich damals ziemlich geärgert, weil es nachweislich nicht wahr ist. Das war eher das Manöver eines geschickten Parteistrategen, der seine Partei als Opfer böser Medien darstellen wollte. Ein äußerer »Gegner« ist immer gut für den inneren Zusammenhalt, und um den war es bei der SPD damals nicht gut bestellt.

					Insider: Filterblase und False Balance

					
						Menschen können niemals zu 100 Prozent »neutral« sein – Maschinen sind es aber auch nicht, wie man bei Newsfeeds gut sehen kann. Im Gegenteil: Die computergesteuerten Algorithmen, mit denen bei Facebook, Google und anderen Anbietern die Nachrichten für User auf deren Startseiten zusammengestellt werden, sind alles andere als neutral ausgewählt. Sie richten sich nach Geschmack, Standort und Vorlieben der Nutzer und liefern ihnen immer eifrig »more of the same« statt Vielfalt und Gegenpositionen. Dafür gibt es den schönen neudeutschen Begriff Filterblase. Wenn man sich dann auch in seinen Social-Media-Gruppen nur noch mit Gleichgesinnten austauscht, zimmert man sich eine ziemlich enge Welt – und merkt es noch nicht mal. Mir als Journalistin geht es häufig so, dass ich mich bei umstrittenen Sachthemen so intensiv mit den Pro- und Kontra-Argumenten auseinandersetze (das ist ja mein Job), dass ich am Ende selbst keine klare Meinung mehr dazu habe. Das kann verwirrend sein. Es ist angenehmer, genau zu wissen, was richtig und was falsch ist. Klare Haltungen können einem das Leben erleichtern, machen es aber nicht unbedingt interessanter. Geschweige denn, dass sie einen der Wahrheit näherbringen.

						Journalisten sollen zwar unterschiedliche Perspektiven abbilden, vor allem in öffentlich-rechtlichen Medien, das heißt aber nicht, dass eine Nachrichtensendung nur eine Plattform ist, auf der jeder gleichermaßen zu Wort kommt und unwidersprochen alles behaupten kann. Das kann man auf YouTube oder Twitter. Eine redaktionelle Auswahl verlangt hingegen nach Einordnung. Andernfalls könnte ich im heute journal »neutral« einen Apfel in die Kamera halten und sagen: »Dies scheint ein Apfel zu sein, aber es gibt auch Stimmen, die sagen, es handele sich um eine Birne.« Oft sind die Dinge nicht so eindeutig wie in diesem Beispiel. Aber wenn dem Stand der Wissenschaft (Apfel) eine extreme Außenseitermeinung (Birne) quasi gleichberechtigt gegenübergestellt wird, nur um Meinungsvielfalt abzubilden, nennen Wissenschaftsjournalisten das False Balance: eine wahrheitsverzerrende »Pseudo-Ausgewogenheit«. Es wirkt dann fälschlicherweise so, als sei die Wissenschaftswelt in zwei Hälften gespalten.

					

				
					
						Medienmacht: Eine vierte Gewalt?

					
					Wie mächtig sind Medien? Die Medien werden auch als die »vierte Gewalt« bezeichnet – neben den drei klassischen Staatsgewalten Exekutive, Legislative und Judikative (zur Erinnerung: Regierung, Parlament, Justiz). Der Begriff »vierte Gewalt« wurde schon im 18. Jahrhundert für die Presse verwendet. Journalisten sind aber ja keine Staatsorgane, sie werden nicht gewählt und wenig kontrolliert. Da sagen manche: Die sollen sich mal nicht so wichtig nehmen. Das sollten sie in der Tat nicht, vor allem sollten sich nicht einzelne Medien oder Journalisten anmaßen, politische Macht ausüben zu wollen. Aber in ihrer Gesamtheit haben die Medien in einer Demokratie eine wichtige Kontrollfunktion und insofern auch Macht. Sie sollen nicht nur informieren, sondern eine kritische Öffentlichkeit herstellen, unabhängig von staatlichen Gewalten und politischen Parteien. Voraussetzung dafür ist natürlich, dass es echte Pressefreiheit gibt.

					Wie viel Macht Medien tatsächlich haben, darüber wird viel geforscht und debattiert. Auf jeden Fall ist es nicht so, dass Medienkonsumenten naiv alles glauben, was sie lesen, hören oder sehen. Und schon gar nicht übernehmen sie einfach Meinungen von Journalisten. Unsere politischen Einstellungen werden durch viele Faktoren geprägt, Elternhaus und Freunde spielen eine große Rolle, wo und wie wir leben und vieles andere mehr. Hirnforscher sagen sogar, dass es Wahrnehmungsmuster gibt, die wir kaum steuern können und die uns zu eher konservativen oder veränderungsfreudigen Charakteren machen. Medienwissenschaftler sind sich relativ einig, dass die Medien weniger Einfluss darauf haben, was das Publikum im Einzelnen denkt, sondern vor allem darauf, worüber es sich überhaupt Gedanken macht. Medien setzen Themen. Das nennt man Agenda Setting. Dabei wollen natürlich viele mitmischen: Parteien, Interessengruppen, Unternehmen – alle versuchen, ihre Anliegen ins öffentliche Bewusstsein zu rücken.

					Über eine große Boulevardzeitung oder eine Fernsehsendung mit Millionen Zuschauern kann man auf einen Schlag sehr viele erreichen. Und wenn dort Themen hochgezogen werden, beeinflusst das auch andere Journalisten. Der frühere SPD-Kanzler Gerhard Schröder sagte mal: »Zum Regieren brauche ich Bild, BamS und Glotze« (BamS ist die Abkürzung für die Bild am Sonntag). Das ist allerdings schon eine ganze Weile her. Heute müsste er wohl sagen, dass er neben Bild und Glotze auch noch Social Media braucht. Außerdem lassen sich Journalisten ungern »gebrauchen«, diese Erfahrung haben schon viele Spitzenpolitiker gemacht: Solange sie in der Opposition waren, hatten sie das Gefühl, dass viele Medien ihnen freundlicher gesinnt waren, schließlich arbeiteten sich die Journalisten ja laufend an der Regierung ab. Kaum waren sie selbst an der Macht, wehte ihnen der Wind plötzlich genauso ins Gesicht. Da hat es schon so manche Enttäuschung gegeben.

					Agenda Setting ist keine Einbahnstraße, denn Redakteure fragen sich immer auch: Was interessiert unsere Leser oder Zuschauer oder Follower? Außerdem kommen die Bürgerinnen und Bürger in den Medien ja selbst auch zu Wort und erzählen, was schiefläuft oder was sie fordern. Es wird also in beide Richtungen kommuniziert, und das vor einem Massenpublikum. Wenn im heute journal ein Krankenpfleger erzählt, mit welchen Schwierigkeiten er und seine Kolleginnen zu kämpfen haben, hören ihm vier Millionen Menschen zu. Genauso viele, wie der Gesundheitsministerin zuhören, die dazu befragt wird. Wenn man sich vorstellt, man greift in einem Fußballstadion zum Mikrofon des Stadionsprechers, und 50000 Menschen in der Arena können einen hören – da würde manchem mulmig werden, und man ahnt, welche Dimension Massenmedien haben. 50000 Zuschauer sind fürs Fernsehen nämlich »läppisch« und auch im Internet eine eher kleine Nummer. Das heißt aber nicht, dass Medien mit weniger Publikum keine starke Wirkung entfalten können. Ein Interview oder ein Bericht in einer eher kleinen Zeitung wird von anderen Medien oft aufgegriffen und kann sich am Ende millionenfach verbreiten.

					Und Lokalzeitungen (von denen es leider immer weniger gibt) haben zwar nur einen begrenzten Bereich, in dem sie gelesen werden, aber genau dort sind sie oft die einzigen, die journalistisch berichten und der Kommunalpolitik auf die Finger schauen. Wieso wird in der Grundschule an der Hasenstraße immer so schlecht geputzt? Wieso betreibt der Neffe der Bürgermeisterin den besten Campingplatz am Seeufer und zahlt dafür so wenig? Missstände und Skandale aufzudecken, ist eine wichtige Funktion der »vierten Macht«. Egal, ob das die Bürgermeisterin oder die Bundeskanzlerin ist, die mit Vorwürfen konfrontiert wird.

					 

					Investigativjournalismus. Das Wort investigativ kommt vom lateinischen investigare und heißt so viel wie »aufspüren« oder »auskundschaften«. Wer investigativ arbeitet, enthüllt (politische) Skandale und berichtet über Missstände, die vertuscht werden sollen. Teils stoßen Journalisten von allein darauf, wenn sie zu Themen recherchieren, teils bekommen sie Informationen von Insidern zugespielt und fangen dann an, sich in die Geschichte »einzugraben« und wie bei einem Puzzle nach mehr Quellen und Belegen zu suchen. Eine der berühmtesten Enthüllungsgeschichten war die »Spiegel-Affäre«. Das war 1962 der erste große Fall in der Bundesrepublik, bei dem sich die Presse mit dem Staat so anlegte, dass die Sache am Ende vor Gericht entschieden wurde – zugunsten der Pressefreiheit. Das Magazin Der Spiegel hatte einen kritischen Artikel über den Zustand der Bundeswehr geschrieben, daraufhin wurden die Redaktionsräume durchsucht und Redakteure verhaftet. Das löste am Ende sogar eine Regierungskrise aus und führte zum Rücktritt des Bundesverteidigungsministers.

					 

					Interviews und andere Ärgernisse. »Lassen Sie uns mit dem Quatsch aufhören«, bellte mir mal ein Politiker entgegen. Ein anderer schimpfte: »Sie verstehen überhaupt nicht, was ich meine.« Manchmal geht es bei Interviews hoch her. Wenn ich Interviews mit Spitzenpolitikern führe, nehme ich immer Gegenpositionen ein, egal, was ich selbst zu einem Thema denke, und egal, wer da vor mir steht. Nicht, um einer Partei oder einzelnen Personen zu schaden, sondern weil es darum geht, Schwachpunkte und Probleme aufzuzeigen. Wie Politiker darauf reagieren und sich erklären, ist dann ihre Sache. Ihr Wortanteil wird dabei immer viel höher als meiner sein, denn ich stelle nur relativ kurze Fragen.

					Ein Interview ist keine gleichberechtigte Diskussion. Manchmal kommt es auch vor, dass ich zum selben Thema zwei Personen mit gegensätzlichen Positionen kurz hintereinander befrage. Etwa zum Thema Klimawandel und Automobilindustrie. Den einen frage ich: Warum haben Sie nicht viel früher angefangen, E-Autos zu fördern? Die andere frage ich: Wie erklären Sie den Arbeitern in der Automobilindustrie, dass viele ihre Jobs verlieren werden, wenn auf E-Autos umgestellt wird?

					Solche konfrontativen Interviews zu führen, ist ein bisschen wie Schach oder Mühle spielen: Man setzt seine Züge. »Spiel« meint nicht, dass das belanglos oder lustig ist (auch wenn es das manchmal ist). Bei jedem Spiel geht es um die Einhaltung von Regeln. Mit Diktatoren und radikalen Populisten sind deshalb Interviews nach normalen »Spielregeln« nur schwer möglich. Erstens, weil die Rollenverteilung – einer fragt, quasi stellvertretend fürs Volk, der andere erklärt sich – nicht akzeptiert wird; stattdessen wird der oder die Fragende attackiert und zum politischen Gegner erklärt, was Interviewer nicht sind. Zweitens lügen Autokraten, Diktatoren und Populisten einem gerne glatt ins Gesicht. Und wehe, man hat nicht sofort genügend Fakten parat, um das im Detail zu belegen.

					Natürlich sind auch demokratisch gesinnte Politiker oft nicht ehrlich, weichen aus, beschönigen und verschweigen, und manchmal lügen sie auch. Aber es ist ihnen dann zumindest unangenehm, dabei ertappt zu werden. Krasse Lügen können in einer Demokratie mit Pressefreiheit zum Verhängnis werden. Diktatoren ist das hingegen egal, sie haben durch Enthüllungen wenig zu befürchten. Wo es keinen echten politischen Wettbewerb gibt und keine freie kritische Öffentlichkeit, da gibt es auch keinen Grund, sich auf Debatten einzulassen oder Fehler einzugestehen.

					Radikale Populisten wiederum reden oft nicht zur gesamten Gesellschaft, sondern nur zu ihren eigenen Anhängern. Sie wollen vor allem Aufreger provozieren und polarisieren. Je mehr Radau und Wut, desto besser. Ich habe in den über zwanzig Jahren, in denen ich das heute journal moderiere, mit unendlich vielen Politikern und Politikerinnen kritische Interviews geführt und bin heilfroh, in einem Land zu leben, in dem die große Mehrheit des politischen Personals die Rolle von Journalisten akzeptiert und auf ihre Fragen eingeht, auch wenn mancher vor Ärger innerlich die Faust ballt. Es hat sich selten jemand beschwert. Nervige Journalisten zu ertragen, ist auch Kennzeichen einer freiheitlichen Demokratie.

					Insider: Whataboutism

					
						Neudeutscher Begriff, uralte Methode: Um von unangenehmen Fragen abzulenken, setzt man selbst ein anderes Thema. Wird man im Interview mit Kritik konfrontiert, geht man gar nicht darauf ein, sondern spricht lieber darüber, was andere falsch machen. »Ein Mitglied Ihrer Partei in Dresden hat gegen Schwule gehetzt.« Reaktion: »Die Antifa in Hamburg hat Steine geworfen.« Ein reines Ablenkungsmanöver. Beim Agenda Cutting nimmt das Ganze größere Dimensionen an, dann wird versucht, ein Thema breit in die Öffentlichkeit zu bekommen, um ein anderes zu überdecken. In undemokratischen Staaten funktioniert das besonders gut. Wenn die eigene Wirtschaftslage mies ist und sich Unzufriedenheit in der Bevölkerung ausbreitet, kann es ungemein hilfreich sein, einen außenpolitischen Streit mit einem Nachbarstaat vom Zaun zu brechen. Das weckt beim eigenen Volk nationalistische Gefühle, und man versammelt sich hinter »seiner« Regierung, statt sie zu kritisieren. Sehr hilfreich, wenn’s an anderer Stelle gerade nicht so gut läuft.

					

					Das Internet: Die »Zerstörung« der Gatekeeper? Im analogen Zeitalter war unumstritten, dass Medien eine Gatekeeper-Funktion haben. Sie wählten wie Türsteher aus, wer und was »reinkommt« bzw. rausgeht, nämlich raus an die breite Öffentlichkeit. Dafür brauchte man den Zugang zu klassischen Medien oder musste Flugblätter drucken und verteilen gehen. Einzelpersonen blieb meist nur der Leserbrief an die Redaktion der heimischen Zeitung – das war dann schon ein Erfolg, wenn der abgedruckt wurde.

					Heute kann über die sozialen Medien jeder seine Meinung verbreiten. Das ermöglicht eine viel größere Vielfalt von Informationen und Positionen. Demokratie will ja Debatte und Beteiligung von vielen. Dass da Barrieren gefallen sind, war ein großer Fortschritt, ähnlich wie im 15. Jahrhundert, als der Buchdruck erfunden wurde und in seinem Gefolge eine gesellschaftliche Revolution stattfand: Man konnte seine Gedanken vervielfältigen lassen und unter die Leute bringen.

					Nur sind im Netz auch nicht alle gleich. Wer kaum Follower hat, kann sich über alles Mögliche aufregen, es wird trotzdem nicht öffentlichkeitswirksam. Deshalb ist es attraktiv, sich an populäre Accounts zu hängen oder unter den Onlineartikeln klassischer Medien Kommentare zu posten. Damit können auch unbekannte Privatpersonen auf großer Plattform unterwegs sein. »Wirksam« ist das dann aber nur, wenn viele das Gleiche sagen. Eine solche Welle lässt sich organisieren, dafür braucht es noch nicht mal viele Personen, und wenn sie mit Entrüstung aufgeladen wird, entfacht sie einen »Shitstorm«. Es ist faszinierend und beunruhigend zugleich, wie in den sozialen Medien immer wieder kleine Gruppen großen Wind entfachen und den falschen Eindruck erwecken können, sie stünden für große Teile der Bevölkerung. Zur Vervielfältigung dienen hier auch »Bots«, also Accounts, hinter denen gar keine realen Menschen stehen.

					Es gibt aber auch Einzelpersonen, die tatsächlich ganz alleine ein Massenpublikum finden, ohne dass ein großer Verlag, eine Rundfunkanstalt oder eine organisierte Netzgruppe hinter ihnen steht. Etwa wenn Videos des YouTubers Rezo mit seinen Wutreden (»Die Zerstörung der CDU« und andere) millionenfach angesehen und geteilt werden. Zur Wahrheit gehört aber auch, dass er seine Argumente und Belege vor allem aus klassischen Medien bezieht. Und diese Medien (immer auf der Suche nach »jungen Themen«) trugen zur Prominenz des Rezo-Videos und seiner Person erheblich bei. Dass auch Tante Elke von dem »jungen Mann mit den blauen Haaren« etwas mitbekam, lag daran, dass er es bis in die Tagesschau schaffte. Was wiederum auch daran lag, dass die CDU (immer auf der Suche nach »jungen Wählern«) auf das Video zu reagieren versuchte.

					Rezo und andere YouTuber, Influencer und Instagram-Stars bewegen sich zwar in einer eigenen Medienwelt, völlig abgekoppelt von den »alten« Medien sind sie aber nicht. Medien beobachten und beeinflussen sich immer gegenseitig. Themen und Ereignisse werden groß, wenn viele »auf den Zug aufspringen«, wie wir Journalisten sagen. Das sind keine Verabredungen oder Verschwörungen. Man telefoniert nicht miteinander und sagt: Uh, haste schon gesehen? Dafür gibt es auch viel zu viele Redaktionen, die in Konkurrenz zueinander stehen und keine Freunde sind. Seit jeher lasen die Fernsehleute, was die Zeitungsleute schrieben, und die Zeitungsleute schauten Fernsehen und sagten sich: Oho, wenn das Fernsehen so groß darüber berichtet, ist das ja wirklich sehr wichtig. Jede Redaktion versucht dann, ein Thema »weiterzudrehen«, sucht also nach neuen Aspekten oder einem anderen Blickwinkel. Da gibt es auch das »Es-ist-schon-alles-gesagt-aber-noch-nicht-von-jedem«-Phänomen: eine angestrengte Suche nach dem eigenen Senf.

					Die digitalen Medien, vor allem Social Media, kamen hinzu, und seitdem schauen die Fernseh- und die Zeitungsleute, was zum Beispiel auf Twitter los ist, und auf Twitter wird wiederum viel darüber geschrieben, was im Fernsehen los war. Letztlich geht es um »Öffentlichkeit« in allen Facetten. Viel Öffentlichkeit ist für eine Demokratie immer gut. Leider hat diese digitale Öffentlichkeit aber auch gewaltige Schattenseiten. Dazu später mehr im Abschnitt über Fakes und Desinformation.

					 

					Twitter und Partei-TV. Onlinemedien sind nicht nur die schnellsten in der Verbreitung von Neuigkeiten, sie ermöglichen es der Politik auch, direkt mit der Bevölkerung zu kommunizieren, ohne lästige Umwege über »Gatekeeper«-Medien. Viele Politiker nutzen Social Media mit persönlichen Accounts und pflegen ihre Community. Auch Regierungssprecher und Ministerien stellen Infos direkt ins Netz, und Parteien produzieren selbst Videos, die sie online stellen. Am liebsten wäre es ihnen, dass auch die großen Fernsehsender oder die Onlineseiten vom Spiegel oder der Süddeutschen Zeitung ihre Videos übernehmen. Das wäre für sie natürlich schöner, als wenn da erst eine Reporterin Fragen stellt und nachhakt und später im Schnittraum entscheidet, welche Aussagen in ihre Berichte eingebaut werden und welche Aussagen anderer Parteien oder Experten sie ihnen gegenüberstellt. So versucht die Politik, die »vierte Gewalt« zu umgehen.

				
					
						Inside Berlin: Wie viel Nähe ist okay?

					
					Unter der Käseglocke. Immer wieder wird die Frage gestellt, ob Politik und Medien sich nicht zu nahe sind. Vor allem in der Hauptstadt, wo sich rund um Kanzleramt, Ministerien und Bundestag alle ständig über den Weg laufen und auch persönlich kennen. Diesen Zustand bezeichnet man gern mit dem Begriff »Käseglocke«. Klingt altertümlich, ist auch ziemlich Achtzigerjahre: Käseglocken sind Glashauben, die man über Käseplatten stülpt, damit der Käse außerhalb des Kühlschranks weich wird, ohne dass die ganze Wohnung nach ihm riecht. Unter der Glocke müffelt es natürlich gewaltig. Politisch meint das einen abgeschirmten Raum, in dem man sich untereinander tummelt und die Außenwelt durch die gläserne Haube gar nicht wahrnimmt – und in dem es manchmal auch streng riecht.

					Ohne Nähe geht es für politische Korrespondenten nicht, schließlich soll man sich in seinem Berichtsgebiet ja sehr gut auskennen. Und wer etwas zuerst erfahren will, braucht Kontakte. Manchmal berichten Journalisten sogar in Echtzeit Vertrauliches von Verhandlungen, weil ihnen jemand aus dem Sitzungsraum etwas heimlich steckt. Bei Videokonferenzen ist das noch leichter, da sehen die anderen nicht, wer auffällig in sein Handy tippt. Wer das tut, bezweckt etwas damit, es soll zum Beispiel berichtet werden, wer gerade eine Niederlage erlitten hat. Das schickt man aber nicht an irgendwen, dafür braucht es ein Vertrauensverhältnis zwischen Ausplaudernden und Berichterstattenden. Die anderen Sitzungsteilnehmer finden das meist nicht gut – weil man nicht mehr offen reden kann.

					Jenseits solcher Indiskretionen gilt: Um Themen und Situationen einzuschätzen, müssen Journalisten mehr wissen als das, was Politiker öffentlich sagen. Und manchmal wird dann ein Bier zu viel miteinander getrunken. Genauso kann es aber auch zu schweren Zerwürfnissen kommen. Politiker haben vor lauter Ärger schon einzelne Medien boykottiert. Bundeskanzler Helmut Kohl zum Beispiel weigerte sich jahrelang, mit dem Nachrichtenmagazin Der Spiegel zu sprechen.

					 

					Hintergründe und andere Vertraulichkeiten. Wenn eine Berliner Korrespondentin sagt: »Ich habe heute Abend einen Hintergrund«, ist damit nicht die Bücherwand gemeint, vor der man sich zur Videokonferenz platziert. Zu »Hintergründen« laden sich Politiker und Journalisten gegenseitig ein; man sitzt dann in überschaubarer Runde, manchmal sogar in Privatwohnungen, und unterhält sich vertraulich. Politiker wollen auch mal freier reden und lästern können, ohne Sorge, dass gleich jedes Wort an die Öffentlichkeit gerät. Und Journalisten hören sehr gerne zu, wenn Politiker freier reden und lästern! Außerdem können sie Fragen loswerden, zu denen sie sonst keine Gelegenheit haben, und sich Dinge ausführlicher und offenherziger erklären lassen. Zum Beispiel, wo bei einem Gesetz Rücksicht auf den Koalitionspartner genommen wurde oder warum eine Person nicht den Posten bekam, den sie haben wollte. Brisante Geheimnisse werden bei solchen Hintergrundgesprächen in der Regel aber nicht ausgeplaudert, dafür ist der Kreis der Teilnehmer dann meist doch zu groß.

					Insider: »Unter drei«

					
						In Berlin bekommen Journalisten häufig etwas von Politikern erzählt mit dem Zusatz »unter drei«. Manchmal wird dafür auch der englische Begriff »off the record« (nicht fürs Protokoll) verwendet. Das heißt dann, dass der Journalist oder die Journalistin das Gehörte nicht publik machen darf. Warum erzählt man es dann überhaupt? Um die Sichtweise der Journalisten zu beeinflussen. Oder um Nähe herzustellen – ich vertraue dir etwas an, dafür erwarte ich eine gewisse Freundlichkeit mir gegenüber.

						Den Zusatz »unter zwei« gibt es auch, da darf man schreiben oder senden, was man gehört hat, aber nicht preisgeben, wer es einem gesagt hat. In Berichten ist dann nur vage von »Regierungskreisen« die Rede. Die Person, von der man die Infos hat, ist zwar an Veröffentlichung interessiert, will aber nicht als Quelle genannt werden. Manchmal lassen sich so auch gezielt Gerüchte streuen, etwa um Konkurrenten zu schaden. An solche Verabredungen zur Vertraulichkeit halten sich Journalisten in der Regel, sonst wäre man schnell raus aus dem Kreis derer, denen etwas anvertraut wird.

						Für offizielle Pressekonferenzen hingegen, bei denen Kamerateams und Mikrofone dabei sind, gilt im Normalfall die Ansage »unter eins«: Alles darf (und soll) berichtet werden und auch, wer gesprochen hat. Die Begriffe »unter eins, zwei, drei« stammen aus dem Regelwerk der Bundespressekonferenz.

					

					Zu Gast bei der BPK. Die Bundespressekonferenz (BPK) ist gar keine Konferenz, sondern ein Verein. In ihm sind die Hauptstadtkorrespondenten organisiert, die über Bundesregierung und Bundestag berichten. Die BPK hat ein eigenes Gebäude in Berlin und lädt dorthin ein zu Pressekonferenzen mit Politikern und Regierungssprechern. Die sitzen dann auf dem Podium und beantworten Fragen, die Journalisten im Saal melden sich per Handzeichen. Die Korrespondenten selbst sind also die Gastgeber. Mitglieder der BPK leiten die Konferenz und entscheiden auch, wann sie zu Ende ist. Sonst könnten Politiker das selbst bestimmen, also nur die Journalisten drannehmen, die ihnen genehm sind, und vorzeitig verschwinden, wenn es unangenehm wird.

					 

					Auf politische Unabhängigkeit kommt es an. Journalisten müssen politisch unabhängig sein und auch Politikern gegenüber Distanz wahren, die sie selbst gut finden oder die der Tendenz ihres Medienhauses nahestehen. Auch darf es keine Absprachen geben, wie man einen Politiker oder eine Politikerin in Berichten »gut aussehen« lässt. All das kommt in der Realität natürlich trotzdem vor, aber guter Journalismus ist das dann nicht. Vor allem sollen Regierende den Redaktionen niemals reinreden, was gesendet oder gedruckt wird. Als mal ein CSU-Pressesprecher in der Nachrichtenredaktion des ZDF anrief und sich beschwerte, dass dort ein Bericht über einen Parteitag der Bayern-SPD geplant war (woher auch immer er das wusste), wurde das vom ZDF öffentlich gemacht, und es gab großen Ärger. Der Parteisprecher musste sogar zurücktreten. Politiker dürfen nicht die Nachrichtenauswahl bestimmen oder wie ein Bericht gestaltet wird. Aber sie können natürlich versuchen, Einfluss zu nehmen, indem sie sich im Nachhinein beschweren.

					Und wenn ich Interviews führe, werden selbstverständlich die Fragen nicht vorher abgesprochen oder gar »eingereicht«. Lediglich das Thema, um das es geht, wird genannt, wenn wir eine Ministerin um ein Interview im heute journal bitten. Bei Neulingen im Amt ist es in seltenen Fällen vorgekommen, dass ein eifriger Pressesprecher wissen wollte, »um welche Fragen es denn geht«. Da antworteten wir dann immer gleich: Vorabsprachen gibt es nicht, und Frau Slomka fragt eh spontan.

					 

					Endlich locker im Nachgespräch. »Wie schade, dass wir dieses Nachgespräch nicht auch senden können«, sagte der heute journal-Moderator Claus Kleber. »Doch, das können Sie ruhig alles senden!«, rief der CSU-Politiker Horst Seehofer fröhlich zurück. Seehofer, 2012 Ministerpräsident von Bayern, hatte nach der Aufzeichnung des Interviews noch munter über den CDU-Umweltminister gelästert. Normalerweise werden solche Nachgespräche nicht veröffentlicht, in dem Fall dann aber schon, schließlich hatte der Ministerpräsident ausdrücklich sein Einverständnis dafür gegeben. Solche Einblicke durchs Schlüsselloch bekommt das Publikum nicht oft, und die öffentliche Aufregung war groß.

					Im Fernsehen, gerade wenn die Sendungen spätabends sind, werden Interviews nicht immer live geführt, sondern vorher aufgezeichnet, weil die Interviewten noch eine andere Veranstaltung haben oder abends bei ihrer Familie sein wollen. Nach der Aufzeichnung plaudert man noch kurz und verabschiedet sich voneinander. Brisantes wird dabei nur selten ausgetauscht. Aber mir fällt immer wieder auf, dass Politiker in diesen Nachgesprächen anders reden als während des Interviews. Sie sind nicht nur entspannter, sie benutzen auch wieder normale Umgangssprache. Die Politikerin, die eben noch verklausuliert und mit zig Fremdwörtern formuliert hat, kann plötzlich Klartext.

					Im Fernsehen wirken viele Menschen oft anders als jenseits der Kamera. TV-Studios können sehr verzerrend wirken. Manche Leute wirken öffentlich super sympathisch, sind hinter den Kulissen aber ziemlich unangenehme Zeitgenossen. Andere hingegen sind überhaupt nicht »telegen«, wirken vor der Kamera wie trockene Brötchen, sind aber im realen Leben charmant und witzig. Und manche sehen »in echt« auch viel besser aus als auf dem Bildschirm.

					Hinzu kommt ein spezieller Politsprech, nicht nur im Fernsehen, sondern bei öffentlichen Auftritten überhaupt. Oft hört man dann eine eigenartig emotionslose, distanzierte Sprache mit gestelzten Begriffen. Damit wird Unangenehmes schöngeredet: Dass »Arbeitskräfte freigesetzt« werden, klingt nicht so hart, wie dass man Menschen aus ihrem Job feuert. Als das US-Militär in Afghanistan ein Dorf bombardierte und dabei Frauen und Kinder tötete, konnte man einen deutschen Verteidigungsminister Sätze wie diesen sagen hören: »Bei Kampfhandlungen ist darauf zu achten, dass die Zivilbevölkerung nicht einbezogen wird, weil das kontraproduktiv ist.« Auch das Wort »Krieg« wurde im Zusammenhang mit dem Afghanistan-Einsatz unter Beteiligung der Bundeswehr über viele Jahre tunlichst vermieden. »Einsatz« ist übrigens auch so ein Wort, das harmloser klingt als das, was tatsächlich dahintersteht, nämlich Lebensgefahr für die Soldaten, die sich »einsetzen«.

					Politsprech bleibt gern vage, »Nachhaltigkeit« zum Beispiel klingt immer gut, ebenso wie es tatkräftig wirkt, wenn man »in die Offensive geht«. Wer Politik macht, hat es aber tatsächlich mit komplizierten Themen zu tun. Für die gibt es eine eigene Fachsprache, mit der man sich den ganzen Tag befasst. Das Umschalten auf Normalsprache ist manchmal schwierig, dann spricht eine Gesundheitsministerin im Fernsehen über »Risikostrukturausgleich« und »Disease-Management« und merkt nicht, dass kaum jemand versteht, wovon sie redet. Das ist ein bisschen so wie bei Pferdemädchen, die den ganzen Tag im Reitstall waren und zu Hause am Abendbrottisch über Trensen und Cavalletti fachsimpeln (ich war selbst so ein Pferdemädchen und kenne das). Zur Aufgabe von Journalistinnen gehört es dann auch, diese Politsprache zu dolmetschen.

					Politiker fürchten zu Recht, dass bei ihnen immer jedes Wort auf die Goldwaage gelegt wird. Eine allzu direkte und verständliche Sprache ist riskant und fällt ihnen leicht auf die Füße. Journalisten, die sich über verschwurbelten Politsprech beschweren, sind gern auch die Ersten, die »Skandal« rufen, wenn mal jemand etwas Unbedachtes sagt. Fast jedem Spitzenpolitiker passieren blöde Ausrutscher. Der Grünen-Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock etwa rutschte vor laufenden Mikrofonen ein »Scheiße« raus, aus Ärger über sich selbst, weil sie sich in ihrer Rede gerade an einer Stelle verhaspelt hatte. Das rauschte prompt durch sämtliche Medien.

					Insider: Autorisierung

					
						Journalisten schreiben nicht immer alles, was sie wissen – und Politiker wollen manches im Nachhinein lieber doch nicht gesagt haben. Bei Interviews, die in Schriftform erscheinen (online oder gedruckt), kann das ein echtes Problem sein. Interviews werden mündlich geführt, am Telefon oder man sitzt sich gegenüber. Das Gespräch wird aufgenommen, dann abgetippt, redigiert und gekürzt. Vor der Veröffentlichung dürfen Politiker die Verschriftlichung autorisieren. Beim Lesen fällt ihnen dann auf, was sie so alles gesagt haben, und formulieren um oder streichen ganze Passagen. Und Journalisten lassen sich darauf ein.

						Warum? Bei Live-Interviews im Fernsehen oder Radio wird ja auch nicht »autorisiert«? Zum einen wirkt Gesprochenes in verschrifteter Form häufig komisch. Menschen reden anders, als sie schreiben. Da ist es schon fair, wenn man etwas umformulieren darf, solange das nicht den ganzen Inhalt verdreht. Und dadurch, dass Redakteure ein einstündiges Gespräch auf eine Seite Interview kürzen, greifen sie ja auch in das Gesagte ein. Außerdem sprechen Politiker freier, wenn sie wissen, dass sie sich im Nachhinein noch mal korrigieren können. Nicht lustig aber ist es, wenn jede interessante Aussage gestrichen wird und das Interview gar nicht mehr wiederzuerkennen ist. Im Extremfall gibt es darüber so harten Streit, dass ein Interview gar nicht erscheint.

					

					Großes Staatstheater: Wie sich Politik inszeniert. Auch in der Politik gilt: Bilder machen Leute. Wo man etwas sagt und wie man dabei aussieht, kann genauso wichtig sein wie der Inhalt des Gesagten. Bei Auftritten ist der optische Hintergrund oft kein Zufall: Als sich Barack Obama darum bewarb, der erste Schwarze Präsident der USA zu werden, waren bei Wahlkampfauftritten hinter ihm immer auffällig viele weiße US-Amerikaner zu sehen, die zuhörten und klatschten. Obamas Team achtete genau darauf, wo das Rednerpult stand und wer seine Kulisse bildete. So unterstützte das Bild die politische Botschaft: Ich bin zwar ein Schwarzer, aber auch Weiße finden mich gut, und ich will Präsident für alle Amerikaner sein.

					Zu den klassischen Inszenierungen auf politischer Bühne gehören:

					 

					Volksnähe. Mit Bürgernähe lässt sich punkten. Beliebt sind »Gummistiefel-Termine«, wenn etwa die Landwirtschaftsministerin in zünftiger Outdoorkleidung Kälbchen streichelt. Auch wird in der Politik gerne gewandert. Oder es werden Bierzelte besucht, wobei es Politiker geben soll, die in ihrem Bierkrug nur Apfelsaft haben, die Kamera sieht das ja nicht – und man bleibt nüchtern. Ähnlich beliebt wie Gummistiefel sind Fußballschuhe. Männliche Politiker zeigen sich gerne beim Amateurkick oder erzählen aus ihrer ruhmreichen fußballerischen Jugend. Doch Vorsicht, wenn man vor laufenden Kameras Bälle schießen will, sollte das nicht ins Auge gehen … Bundeskanzlerin Angela Merkel ließ sich gern bei Gesprächen mit verschwitzten Nationalspielern in der Kabine fotografieren.

					Ein Herz für Kinder. Politiker wollen als nette, sympathische Menschen rüberkommen. Sehr gut geht das mit kleinen Kindern. Weltweit sieht man deshalb Regierende liebevoll Kinderköpfe streicheln oder Babys hochheben. Manche inszenieren sich auch mit ihren eigenen Kindern. Dann sieht man zum Beispiel den syrischen Diktator Assad, wie er mit seiner schönen Frau und seinen süßen Kindern eine Geburtstagstorte anschneidet. Das sieht so nett aus, man kann sich dann gar nicht vorstellen, dass dieser Mann für Folterungen und andere Gräueltaten verantwortlich ist.

					Tierliebe. Um Sympathiegewinn und Volksnähe geht’s auch, wenn Politiker auf den Hund gekommen sind. Viele Menschen mögen Hunde und rechnen ihnen sogar eine Art »Menschenkenntnis« zu: Wenn ein Hund jemanden schwanzwedelnd begrüßt, wirkt das wie ein Kompliment. Wer offenkundig Hunde liebt, kann bei vielen Leuten Sympathiepunkte sammeln. Manche US-Präsidenten zelebrierten das geradezu. Als Bill Clinton ein gewaltiges Problem wegen einer Sexaffäre bekam, gab es schnell einen neuen Hund im Weißen Haus und in den Medien: Labrador »Buddy« (zu Deutsch: Kumpel) war vermutlich auch der Einzige, der sich zu jener Zeit von Clinton noch streicheln ließ. Doch nicht nur US-Politiker, auch deutsche Ministerpräsidenten twittern gerne Fotos ihrer Hunde. Neben Hunden sind Pferde als Polit-Accessoire sehr beliebt. Wenn sich Autokraten im Sattel zeigen, erinnert das an die Inszenierungen früherer Könige mit ihren Schlachtrössern auf den Gemälden in Museen. Das Pferd erhöht, und man wirkt stark (und männlich). Aber auch die Klimaaktivistin Greta Thunberg oder der Grünen-Politiker Robert Habeck haben sich mit Pferden inszeniert. Nur saßen sie auf diesen Fotos nicht hoch im Sattel, sondern naturnah tief im Weidegras und streichelten sanft Pferdenasen, die sich vertrauensvoll zu ihnen herabneigten.

					Weltbedeutung. Bei einem Gipfeltreffen an der deutschen Ostsee hatte das Team der damaligen Gastgeberin, Kanzlerin Merkel, einen Strandkorb im XXL-Format aufgestellt. Der war so breit, dass neun Staats- und Regierungschefs darin Platz fanden. Acht Männer und eine Frau. Die Frau, Angela Merkel, saß in der Mitte und sah genauso gut gelaunt aus wie ihre Kollegen, die den Strandkorb witzig fanden und viel lachten. Dieses sorgfältig inszenierte Bild ging um die Welt, mit doppelter Botschaft: ein erfolgreicher Gipfel in guter Stimmung. Und im Zentrum die deutsche Kanzlerin, die in Medien damals als »Miss World« betitelt wurde. Generell zeigen sich Spitzenpolitiker gerne mit anderen prominenten Staatsleuten auf der Weltbühne. Gerade im Wahlkampf besorgt man sich möglichst auch einen Termin in Paris oder Washington. Die Botschaft: Man ist auf internationaler Bühne wichtig und vertritt in der großen weiten Welt deutsche Interessen. Statt Staatsoberhäuptern dürfen es aber auch Weltstars sein. George Clooney zu Besuch im Kanzleramt – da weht ein Hauch von Hollywood durch Berlin.

					Insider: Spindoktoren

					
						Der Begriff kommt, wie so oft, aus der amerikanischen Politik. Spindoktoren sind Pressesprecher, Medienberater und enge Mitarbeiter von Politikern, die Politik »verkaufen«. Sie wollen dafür sorgen, dass mit dem richtigen, positiven »Dreh« (englisch: spin) berichtet wird. Ganze Agenturen sind auf »Spinning« spezialisiert. Bei Kanzlerduellen oder -triellen sieht man die Spindoktoren im Anschluss mit Gruppen von Journalisten zusammenstehen und darüber reden, wie wichtig dieser oder jener Punkt war, den ihre Kandidatin oder ihr Kandidat gesetzt hat. In den USA heißt die Zone hinter der Bühne, in der Medienleute und Politiker die Auftritte live verfolgen, sogar spin alley. Spindoktoren sind natürlich nicht nur im Wahlkampf, sondern ganzjährig unterwegs. Warum von »Doktoren« die Rede ist, weiß man nicht so genau – vielleicht weil sie am Image ihrer »Patienten« herumdoktern wie Schönheitschirurgen.

					

				
					
						Fake News, Desinformation und andere Wahrheiten

					
					Dreckschleuder. »Flood the zone with shit!« Dieser Schlachtruf stammt von Steve Bannon, einem Strategieberater des früheren US-Präsidenten Donald Trump. Bannon hat sich selbst mal als »Darth Vader der Politik« bezeichnet, den ultimativ Bösen. Und er riet dazu, das Internet mit jeder Menge Mist und Lügen zu überfluten – irgendwas vom massenhaft geworfenen Dreck würde am politischen Gegner und dem verhassten »Establishment« insgesamt schon kleben bleiben. Mit Desinformationskampagnen sollen zum einen die eigenen Anhänger angestachelt und bei allen anderen zumindest Zweifel an der Seriosität etablierter politischer Strukturen geweckt werden. Wer zu zweifeln beginnt, was und wem man glauben soll, wird unsicher und unruhig. Wenn so viel von Wahlfälschung die Rede ist, ist da nicht vielleicht doch was dran? Mit einer solchen Desinformationskampagne forderte Trump nach seiner Wahlniederlage 2020 die amerikanische Demokratie heraus – bis hin zu einem blutigen Sturm aufs Parlament. Von den Leuten, die da mitstürmten, waren viele tatsächlich überzeugt, ihrem Idol sei der Sieg »geklaut« worden.

					Eigentlich ist es ja gut, skeptisch und kritisch zu sein. Zweifel, der durch gezielte Desinformation hervorgerufen wird, kann jedoch wie Gift wirken. Die Philosophin Hannah Arendt, die als Jüdin aus Nazi-Deutschland hatte fliehen müssen, hat dazu besonders kluge Dinge gesagt. Ihr Lebensthema war die Frage, wie totalitäre Herrschaft entsteht. Hannah Arendt sagte schon in den 1950er-Jahren, dass für totalitäre Herrscher die »idealen Untertanen« diejenigen Menschen seien, die zwischen wahr und falsch, zwischen Realität und Fantasie nicht mehr unterscheiden können, die zugleich alles und nichts glauben. Ihre Sorge war, dass ein Volk, das nicht mehr urteilsfähig ist, unendlich manipuliert werden kann.

					 

					Fake News. Fake heißt übersetzt Fälschung. Es geht also nicht um versehentliche Fehler, sondern um gezielte Lügen. Der frühere US-Präsident Donald Trump brüllte während seiner Amtszeit praktisch täglich Journalisten an und bezeichnete ihre Sender oder Verlage als »fake news«. Da er selbst im Stundentakt über Social Media kommunizierte und dabei nachweislich laufend log, waren die amerikanischen Journalisten rund um die Uhr damit beschäftigt, die Aussagen ihres Präsidenten durch »fact checking« (Faktenchecks) zu überprüfen. Am Ende seiner Amtszeit waren die US-Kollegen total erschöpft. Korrespondenten sind es gewohnt, die Aussagen von Politikern zu hinterfragen. Aber ein Staatsführer, der täglich Fakes von sich gibt, ist eine spezielle Herausforderung. Die Hälfte der Amerikaner war darüber auch fassungslos – die andere Hälfte fand’s super.

					 

					Fehler, Lüge, Kampagne: Was ist was? Nicht jede Falschbehauptung ist gleich Desinformation. Kampagne und Desinformation heißt: Hier wird systematisch und im großen Stil gelogen und gemobbt, um damit gezielt zu beeinflussen. Diejenigen, die die Fake News dann weiterverbreiten und teilen, sind sich dessen oft nicht bewusst – aber der Ursprung ist absichtsvoll. Fehler hingegen passieren meist ohne Absicht, und sie passieren überall. Manche lassen sich leicht korrigieren, und das sollten gute Journalisten dann auch sofort tun. Medien, die sich nie korrigieren und entschuldigen, sind hingegen verdächtig (Politiker übrigens auch). Manchmal dagegen gibt es richtig große Fehleinschätzungen. Darüber ärgert man sich als Journalistin im Nachhinein heftig, aber so etwas passiert leider, und dann muss man das erst recht erklären.

					Beispiel: Als es in der Silvesternacht 2015 in Köln massive Übergriffe auf Frauen gab, verübt von Migranten aus Nordafrika, wurde das Ausmaß auch in unseren Nachrichtenredaktionen nicht rechtzeitig erkannt. Die Kölner Polizei erklärte zunächst, die Lage sei normal, gegenteilige Berichte in den sozialen Medien wurden von uns unterschätzt. Ein halbes Jahr später, bei einem Anschlag in München, wurden Twittermeldungen von vielen Medien dagegen überschätzt. Da hieß es, in verschiedenen Teilen der Stadt seien Schüsse zu hören. Das klang nach einer organisierten Terrorgruppe, war aber völlig falsch, es gab nur einen Einzeltäter, einen jugendlichen Rechtsextremisten. Auch wenn das schon lange her ist, waren diese beiden Ereignisse für Nachrichtenredaktionen wichtige Erfahrungen, weil wir damals lernten, mit Social Media klüger umzugehen: nicht ignorieren, aber zugleich mit großer Vorsicht behandeln.

					Boulevardmedien arbeiten mit Verzerrungen, Übertreibungen und falschen Behauptungen. Medienkritiker haben deshalb sogar einen eigenen »BILDblog« eingerichtet, der online laufend aufführt, was in der Bild-Zeitung wieder Falsches stand. Aber auch seriöse Medien können Fälscher in ihren Reihen haben. Beim angesehenen Spiegel gab es einen Starreporter, der seine preisgekrönten Geschichten mehr oder weniger erfunden hatte. Einer seiner eigenen Kollegen kam ihm irgendwann auf die Schliche. Ein peinlicher Skandal, aber keine gezielte Desinformation. Seine Kollegen wussten nicht, was er da trieb, und ihm ging es nur um seinen persönlichen Ruhm.

					Insider: Clickbaiting

					
						Was im TV die Quote (welcher Prozentteil der Zuschauer hat eine bestimmte Sendung gesehen), sind im Internet die Klicks: ein Gradmesser der Mediennutzung. Solche Klicks lassen sich provozieren. Mittels Clickbaiting – übersetzt »Klick-Ködern« – wird der Nutzer durch reißerische Überschriften zum Anklicken verlockt. Klassische Boulevardblätter nutzen seit jeher den Effekt, dass Gefühle und Personen mehr Interesse erregen als sachliche Darstellungen, und im Netz funktioniert das auch. Deshalb wird überzogen, erregt, grob vereinfacht oder gar verfälscht. Hauptsache, Aufregung. Skandal! Sex! Sexskandal! Klick drauf, und du erfährst, was da los ist! Und: Teile es in den sozialen Medien gleich mit anderen; schau hier, der Link zu Facebook ist schon da. So werden auch politische Nachrichten häufig »boulevardisiert«. Viele User nehmen nur die verzerrenden Schlagzeilen wahr. Medienkritiker befürchten deshalb, dass durch Clickbaiting noch viel mehr Desinformation erzeugt wird, als das früher einzelne Boulevardmedien konnten.

					

					Internationales Schlachtfeld: Das Internet. Gezielte Desinformation funktioniert im Netz besonders gut, weil man oft nicht feststellen kann, wer hinter solchen Kampagnen steckt. So berichteten im Jahr 2021 prominente YouTuber aus Deutschland und Frankreich, dass ihnen von einer merkwürdigen Londoner Agentur Geld angeboten wurde; dafür sollten sie auf ihren Kanälen vor einem in Deutschland entwickelten Corona-Impfstoff warnen. Wer steckt hinter einer solchen Aktion? Die angebliche Agentur hatte in London gar kein Büro, die Spur führte Journalisten stattdessen nach Russland. Dort hatte man einen eigenen Impfstoff entwickelt, den das Land international vertreiben wollte. Dazu kann man sich seinen Teil denken, aber Beweise sind das nicht. Und wie viele YouTuber haben mitgemacht und heimlich kassiert? Das lässt sich nicht belegen.

					Dagegen weiß man vom Internetkanal RT DE (RT steht für Russia Today, DE für Deutschland), dass er einem russischen Staatskonzern gehört. Der deutsche Verfassungsschutz sieht ihn als Propagandasender. Weil Sender in Deutschland nicht von einer Regierung finanziert sein dürfen, ist RT in Deutschland nicht im richtigen Fernsehen zu empfangen, was die russische Regierung als Beschränkung der Pressefreiheit ansieht. Die Videos, die RT DE produziert, tragen Titel wie »Merkel dreht durch? Am Rande des Wahnsinns«. In der Coronapandemie wurde zeitweise geleugnet, dass es überhaupt eine Pandemie gibt. Daneben gibt es aber auch »normale« Nachrichten und Unterhaltung, eine geschickte Mischung also.

					Was liegt Staaten wie Russland oder China an Desinformationskampagnen im Ausland? Wer Demokratiebewegungen im eigenen Land fürchtet, hat ein großes Interesse daran, funktionierende Demokratien zu schwächen und vorzuführen. Als in Berlin die Polizei bei gewalttätigen Demonstrationen gegen Leute vorging, die das Reichstagsgebäude zu stürmen versuchten, spielten die Bilder davon Diktatoren anderer Länder in die Hände. Sie, die dafür kritisiert werden, Oppositionelle niederzuknüppeln, konnten sich nun hinstellen und – schönster Whataboutism – sagen: Eure Polizei geht doch auch gegen Randalierer vor!

					Insider: Trollfabrik

					
						Trolle sind im Internet bekanntlich das, was man in der analogen Welt als Stinkstiefel bezeichnet: Leute, die systematisch provozieren, hetzen und Diskussionen sprengen. Im Frühjahr 2014 saßen wir in unserem Konferenzraum und sprachen über die auffällig vielen trolligen Kommentare, die auf unseren Onlineseiten auftauchten. Damals war gerade ein Konflikt zwischen Russland und der Ukraine ausgebrochen, der sich schließlich zum Krieg entwickelte. Wir wurden geradezu überschwemmt mit dem Vorwurf, antirussisch zu berichten. Einer meiner Kollegen sagte: »Ich glaube, das ist organisiert.« Ich konnte das damals erst kaum glauben. Komisch kamen mir die vielen Kommentare aber auch vor. Nach langen Berufsjahren hat man Erfahrungswerte. Normalerweise reagiert das deutsche Publikum auf Konflikte anderer Länder nicht derart erregt. Doch erst als die Süddeutsche Zeitung nach einer großen investigativen Recherche über die »Petersburger Trolle« berichtete, gingen uns die Augen auf: In Sankt Petersburg wurden Hunderte russische Studenten mit Fremdsprachenkenntnissen dafür bezahlt, massenhaft Kommentare auf ausländischen Internetseiten zu posten. Damit schürten sie eine Stimmung, die dann auch bei Bundesbürgern Wirkung zeigte.

					

					Wie viel Wahrheit ist zumutbar? Anfangs verstanden sich Internetkonzerne wie Facebook rein als »Plattformen«, was so viel heißt wie: Hey, wir stellen nur die Technik und haben mit Inhalten nix zu tun. Das war ein Irrglaube. Wenn dort Leute alles Mögliche hochladen, was gegen Gesetze verstößt, wird man dafür verantwortlich gemacht. Und so begannen auch Facebook & Co. auszuwählen und zu löschen oder zu sperren. Anfangs nur nackte Brüste oder allzu blutige Gewalt, dann Hatespeech, inzwischen auch Fake News. Sie merken allerdings, dass sie die Masse nicht bewältigt bekommen. Und sie merken auch, wie aufwendig das ist und dass Computer bzw. Algorithmen allein das nicht schaffen. Man braucht ausgebildetes menschliches Personal, das Zusammenhänge erkennt und Entscheidungen trifft, zum Beispiel sieht, wo etwas ironisch gemeint ist. Oder dass die historische Aufnahme eines halb nackten Mädchens, das vor Kriegsbomben davonläuft, keine Pornografie ist.

					Als Journalistin kann ich da nur sagen: willkommen in meiner Welt. Auf Echtheit und Wahrheitsgehalt prüfen und auswählen, Grundwerte, Recht und Gesetz beachten – genau das tun klassische Redaktionen seit jeher. Und verantwortungsvolle Redaktionen zeigen nicht alles, was ihnen an Bildern oder Texten angeboten wird, auch wenn es keine Fakes sind. Weil man sich nicht – Thema Menschenwürde, wie oben schon mal gesagt – zum Instrument von Terroristen machen lassen will. Oder weil man das Publikum, gerade auch junge Menschen, vor Videos beschützen will, von denen man Albträume bekommt. Andererseits soll aber die Realität gezeigt werden, und die ist nun mal oft schrecklich. Tägliche Abwägung und Diskussion – das macht Mühe, schlägt auf die Seele, braucht Personal, das bezahlt wird. Nicht das, was die Internetkonzerne ursprünglich erwartet hatten und worauf sie wirklich Lust haben. Es ging ihnen nur um ein Geschäftsmodell. Jetzt haben sie es plötzlich mit all den Fragen zu tun, die sich Journalisten schon lange stellen.

					 

					Fakes erkennen. Wenn der »Shit« der Desinformations-Soldaten im Netz nur aufregend genug ist, verbreitet er sich fast von allein. Er wird eifrig geteilt, gelikt und retweetet und dadurch oft millionenfach multipliziert. Wer mittels Debunking (vom Englischen: entlarven, aufdecken) mühevoll dagegen angeht, also Fakes aufklärt und richtigstellt, tut etwas, das wichtig und ehrenhaft ist. Nur leider verbreitet man den Fake dabei zugleich selbst weiter. So wie man auch Hatespeech zu Reichweite verhilft, wenn man empört auf sie hinweist. Das ist ein Dilemma.

					Professionell gemachte Fakes sind vor allem bei Videos oft schwer zu erkennen. Das macht auch Nachrichtenredaktionen viel Arbeit. Dafür haben wir »Verifizierungsteams«. Sie prüfen unter anderem Geodaten: Stimmt die behauptete Tageszeit mit Sonnenstand und Schatten auf den Bildern überein? Stimmt der Ort? Befindet sich das Haus im Hintergrund tatsächlich in der Stadt, in der angeblich gefilmt wurde? Sieht man vom Flughafen in Kabul in der Ferne dieses Gebirge? Außerdem kann man Videos und Bilder rückverfolgen: Wann wurden sie aufgenommen, sind sie im Netz schon mal in einem ganz anderen Zusammenhang aufgetaucht? Der Fachbegriff dafür ist »reverse image search«. Damit lässt sich zum Beispiel feststellen, dass blutende, weinende Kinder, die angeblich Opfer eines aktuellen Krieges wurden, in Wahrheit schon vor fünf Jahren fotografiert wurden und keine Kriegsopfer waren, sondern bei einem Verkehrsunfall verletzt wurden.

					Solche Untersuchungen sind für normale User kaum möglich. Aber auf manches kann man auch als Privatperson achten, zum Beispiel: Wer hat das Video (angeblich) gefilmt und ursprünglich verbreitet? Wird es in seriösen Medien gezeigt oder nur auf Facebook? Ist das Video mit einem schrillen Begleittext versehen (»Alles Lüge! Hier seht Ihr, wie es wirklich ist!«)? Das sind Indizien dafür, die Sache mit Vorsicht zu genießen. Wer sich für professionelles Video-Checking interessiert, kann die Webseite von Bellingcat.com besuchen. Das internationale Rechercheteam hat sich auf die Untersuchung von Videos spezialisiert und deckt insbesondere Lügen von Kriegsparteien auf. Denn in Kriegen wird seit Urzeiten immer am heftigsten gelogen – auf allen Seiten.

					Insider: Deep Fakes

					
						Im Netz erscheint ein Video, in dem der deutsche Bundeskanzler zum Krieg gegen Frankreich aufruft. Krass! Und ein echter Deep Fake. Das Beispiel habe ich mir ausgedacht. Rein technisch wäre das aber möglich. Man kann prominenten Menschen, von denen es viele öffentliche Videos und Tonaufnahmen gibt, Worte in den Mund legen, die sie nie gesagt haben. Die Stimme passt, die Mimik stimmt. Das ist zwar aufwendig, aber die Technik dafür wird immer besser und leichter zu handhaben. In den USA tauchte schon 2019 ein manipuliertes Video auf, in dem die damalige Oppositionsführerin betrunken und völlig neben der Spur zu sein schien. Meine Prognose: Das wird lustig in den nächsten Jahrzehnten, und unsere Verifizierungsteams bekommen noch eine Menge zu tun.

					

				


4. Kapitel

					Einmal Wirtschaft im Schnelldurchlauf

				
					
						


Willkommen im Kapitalismus

					
					Anschauungssache. In der Politik geht es ja ständig um Wirtschaft. Gut, wenn man da ein paar Grundlagen draufhat. Sich mit Volkswirtschaft (VWL) zu befassen, kann großen Spaß machen, weil es um so wichtige Lebensthemen geht. Dass Ökonomen so viel mit mathematischen Modellen und Diagrammen hantieren, wirkt vielleicht zunächst etwas abschreckend. Volkswirtschaft ist aber keine Naturwissenschaft, sondern Sozialwissenschaft. Viele Modelle »funktionieren« nur unter sehr theoretischen Voraussetzungen – die Realität sieht dann oft anders aus. Außerdem sind Ökonomen nicht politisch neutral. Wenn sie als Experten im Fernsehen auftreten, wirkt das zwar so, aber anders als Physik oder Chemie hat die Ökonomie sehr viel mit Weltanschauungen zu tun.

					 

					Lenkt uns eine unsichtbare Hand? Jeder VWL-Student bekommt schon im ersten Semester die »unsichtbare Hand« von Adam Smith zu spüren. Dabei ist der alte Schotte seit über 230 Jahren tot. Er war quasi der Erfinder der Wirtschaftswissenschaften und erklärte, wie der Markt idealerweise funktioniert: als Koordinator, der die Bedürfnisse vieler Einzelner zusammenbringt. Die Wirtschaft wird nicht von oben dirigiert, sondern lenkt sich selber, durch lauter persönliche Entscheidungen. Wie von unsichtbarer Hand. Der eine will seine Ware so teuer wie möglich verkaufen, die andere will sie so billig wie möglich erwerben. So bildet sich durch Angebot und Nachfrage ein Preis.

					Gibt es ein großes Angebot, zum Beispiel viele Tomaten, aber nur wenig Interessenten, muss ein Händler den Preis senken, um seine Ware loszuwerden. Rennen ihm die Leute dagegen die Bude ein, geht der Preis hoch. Drei Gemüsehändler nebeneinander werden relativ gleiche Preise für ihre Tomaten verlangen, denn wenn einer deutlich teurer ist, gehen die Kunden zwei Meter weiter zur Konkurrenz. Gibt es weit und breit nur einen einzigen Gemüsestand, hat der Händler ein Monopol, dann kann er ordentlich zulangen. Ähnlich ist es, wenn sich die drei Gemüsehändler heimlich absprechen. Das wäre dann ein Kartell, das ebenfalls zu höheren Preisen führt, auf Kosten der Kunden. Schon Adam Smith sagte: Monopole und Kartelle müssen verhindert werden, sonst gibt es keinen richtigen Wettbewerb.

					Das heißt aber nicht, dass der Staat sofort eingreifen muss, wenn eine Firma eine Zeit lang ein Monopol genießt, weil sie etwas exklusiv Neuartiges entwickelt hat. Solche Pioniergewinne sind sogar erwünscht, als Anreiz für Erfindungen und Fortschritt. Das iPhone von Apple ist dafür ein Beispiel. Touchscreen statt Tasten hatte anfangs kein anderer Hersteller, die Preise waren damals astronomisch hoch. Bis die Konkurrenz nachzog.

					
						
							Dreimal Wirtschaft: mit und ohne Plan

						
						Welche Wirtschaftsform in einem Staat vorherrscht, richtet sich danach, wie stark der Staat ins Wirtschaftsleben eingreift und »plant«.

						Freie Marktwirtschaft. Der Staat gibt eine Rechtsordnung, sorgt für Sicherheit und freien Wettbewerb und greift ansonsten kaum ins Geschehen von Handel und Wirtschaft ein. Preise und Löhne entstehen allein durch Angebot und Nachfrage. Fabriken, Boden, Kapital befinden sich ausschließlich in privater Hand. In einer gänzlich freien Marktwirtschaft ist jeder seines Glückes Schmied. Wer da nicht mithalten kann, schlechtere Ausgangsbedingungen als andere hat oder über nichts verfügt als seine Arbeitskraft, hat Pech gehabt. Es kann extreme Unterschiede zwischen Arm und Reich geben und große Ungerechtigkeit. Das ist Kapitalismus pur, in dem Ausbeutung und das Recht des Stärkeren stark befördert werden. Brutale Formen des Turbo- oder Raubtierkapitalismus ohne soziale Verantwortung nannte man früher Manchesterkapitalismus. Das bezog sich auf Textilfabriken in England im 19. Jahrhundert, in denen auch Kinder schuften mussten. 1847 schrieb dort erstmals ein Gesetz vor, dass Arbeiter zwischen 13 und 18 Jahren »nur« noch 63 Stunden pro Woche arbeiten durften.

						Planwirtschaft. In der sozialistischen oder kommunistischen Planwirtschaft, wie es sie in der DDR gab, lenkt der Staat das gesamte Wirtschaftsleben. Es gibt keine privaten Unternehmen und keine freien Märkte. Die Produktionsmittel (Rohstoffe, Maschinen usw.) sind in Staatshand. Behörden schmieden »Fünfjahrespläne«, die Staatsunternehmen und landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften erfüllen sollen. In der Praxis zeigt sich allerdings, dass Adam Smith mit seiner »Invisible Hand«-Theorie nicht so verkehrt lag. Bedürfnisse und Angebot bürokratisch zu steuern, erweist sich immer wieder als schwierig bis unmöglich. Die Folge: leere Regale, wenig Produktvielfalt, wenig neue Entwicklungen (Innovationen). Wo der freie Markt herrscht, gibt es natürlich immer auch Überfluss und Überflüssiges – nur: Wer entscheidet, was unnötig ist? Planwirtschaft heißt deshalb auch, das Volk zu erziehen, um den »sozialistischen Menschen« hervorzubringen, der Egoismen und »falsche« Bedürfnisse überwindet. In der Planwirtschaft gibt es zudem keine wirklich freie Berufswahl, stattdessen planen Behörden, wer wo gebraucht wird. »Du möchtest Modedesignerin werden? Sorry, da brauchen wir dich nicht, du kannst als Näherin arbeiten.« Allerdings kann man auch in der Marktwirtschaft als Modedesignerin bitter scheitern: »Sorry, deine Klamotten will keiner.«

						Soziale Marktwirtschaft. In der Planwirtschaft haben alle gleich wenig. In der radikal freien Marktwirtschaft kann man ganz viel haben oder ganz wenig und ist dabei auf sich gestellt. Beides empfinden die meisten Menschen als keinen guten Zustand. Die soziale Marktwirtschaft sucht einen dritten Weg, einen Mix aus Marktwirtschaft und fürsorglichem Staat. Der Staat sorgt nicht nur für Wettbewerb, sondern hilft Menschen, die in diesem Wettbewerb benachteiligt sind. Er will nicht alle gleichmachen, aber es sollen alle die gleichen Chancen haben. Einkommensunterschiede werden zumindest etwas ausgeglichen, Reichere müssen an Ärmere abgeben. Außerdem gibt es viele Regeln, etwa zum Umweltschutz. Das ist das Modell, das die Bundesrepublik verfolgt. Wie viel Staat oder Markt es jeweils sein soll, darüber kann man bestens streiten. Und manche Ideale warten bis heute darauf, verwirklicht zu werden. Echte Chancengleichheit würde bedeuten, dass es keine Rolle spielt, in welche Familie man hineingeboren wurde. In Wahrheit macht es einen gewaltigen Unterschied, wie gut mir meine Eltern bei den Hausaufgaben helfen oder ob sie mir ein Auslandsjahr finanzieren können. Die soziale Marktwirtschaft in der Bundesrepublik ist historisch mit dem »Wirtschaftswunder« der 1950er-Jahre und dem damaligen Wirtschaftsminister Ludwig Erhard (CDU) verbunden. Er war beeinflusst von Wirtschaftswissenschaftlern, die den Begriff Neoliberalismus prägten. Gemeint war: eine neue liberale Marktwirtschaft mit mehr staatlichen Eingriffen und sozialem Ausgleich. (Inzwischen wird der Begriff aber anders verwendet und meint besonders marktradikale Haltungen, die es mit »sozial« nicht so haben.)

						 

						Auch Oma ist Kapitalistin. Kapitalismus heißt, dass man privates Kapital haben darf und dass es sich vermehren darf. Wenn Oma für die Enkelin ein Sparkonto einrichtet, ist auch sie Kapitalistin. Sie gibt der Bank Geld und bekommt im Gegenzug Zinsen, denn die Bank »arbeitet« mit Omas Geld und vermehrt es so auch zu ihrem eigenen Nutzen. Sind die Zinsen hoch, hat man nach ein paar Jahren ein hübsches Sümmchen beisammen, scheinbar ohne etwas zu tun. Tatsächlich hat man aber etwas getan, nämlich gespart. Das Geld hätte Oma ja auch anders ausgeben können. Kapital meint nicht nur Geld, sondern auch alles andere, in das sich investieren lässt in der Hoffnung auf Ertrag: Maschinen, Gebäude und sogar Menschen (»Humankapital«). Wenn das gut klappt, ist die Rendite hoch. Sie beschreibt das Verhältnis zwischen Einsatz und Gewinn. Gewinn ist das, was übrig bleibt, wenn man seine Kosten abgezogen hat.

						[image: ]
						Wenn eine Jungunternehmerin will, dass ihre Fahrradwerkstatt wächst, wird sie ihren Gewinn nicht komplett verprassen (Ökonomen sagen: konsumieren), sondern einen Teil wieder in die Firma investieren, zum Beispiel, indem sie eine zusätzliche Mitarbeiterin einstellt und besseres Werkzeug kauft. Dafür nimmt sie zusätzlich noch einen kleinen Kredit auf und zahlt dafür Zinsen. Eine Bank hat also grundsätzlich zwei Arten von Kunden: Sparer und Kreditnehmer. Das sieht auf den ersten Blick aus wie etwas Gegensätzliches, ist es aber eigentlich nicht: Oma gibt Geld, Startupperin nimmt Geld, beide wollen am Ende profitieren, und die Bank natürlich auch. Willkommen im Kapitalismus.

						Insider: BIP und Staatsquote

						
							Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) umfasst alle wirtschaftlichen Leistungen eines Landes, also den Wert aller in einem Jahr produzierten Güter und Dienstleistungen. Güter sind zum Beispiel Autos. Eine Dienstleistung erbringt der Taxifahrer, der damit fährt. Mit alldem wird Geld verdient, und das fließt alles in die Wirtschaftsleistung ein. Das BIP gilt als Gradmesser für Wohlstand und ist für viele Statistiken wichtig, zum Beispiel für die Berechnung der Staatsverschuldung: Schulden geteilt durch BIP gleich Schuldenquote. Oder für Ländervergleiche: Wer hat das größte BIP pro Einwohner – und ist damit am reichsten und produktivsten?

							Wie stark der Staat ins Wirtschaftsleben eingreift, lässt sich an der Staatsquote messen. Für diese Kennziffer wird das Geld, das der Staat ausgibt, durch das Bruttoinlandsprodukt geteilt, also durch die gesamte Wirtschaftsleistung des Landes. In Deutschland liegt diese Quote bei rund 50 Prozent. Die Hälfte dessen, was Menschen und Unternehmen hierzulande erwirtschaften, landet also in der einen oder anderen Form beim Staat und wird von ihm gesteuert. Daran sieht man ganz gut, dass Deutschland weder raubtierkapitalistisch noch sozialistisch ist.

						

						Abgesichert: Sozialpolitik. Niemand weiß, was einem im Leben so alles widerfahren kann und wie man dann über die Runden kommt. Einige wenige sehr reiche Menschen können sich von solchen Sorgen gänzlich abkoppeln und theoretisch sogar ihre eigene Polizei (Security) finanzieren. Und wenn Krieg droht, sind sie auch nicht auf Schutz durch eine staatliche Armee angewiesen, sondern setzen sich in die Schweiz ab. Für alle anderen gilt, dass man besser Teil einer Gemeinschaft ist, die einen absichert. Für den Fall einer Krankheit zum Beispiel, die Arbeiten unmöglich macht, oder bei Jobverlust, weil das Unternehmen pleitegeht. Und wer alt ist, möchte nicht mehr täglich schuften müssen. Dafür gibt es die staatliche Sozialversicherung: ein Bündel aus Rentenversicherung, Arbeitslosenversicherung, Krankenversicherung und Pflegeversicherung.

						Nicht jeder zahlt in die Sozialversicherung ein. Wer selbstständig ist, kann selber vorsorgen und sich dadurch die Renten- oder Arbeitslosenversicherung sparen; ob das gut ist, darüber lässt sich streiten. Krankenversichert muss in Deutschland jeder sein, die meisten Menschen sind das in den staatlichen (gesetzlichen) Krankenkassen. Daneben gibt es private Krankenversicherungen für Selbstständige, Beamte und Besserverdienende. Aber irgendeine Krankenversicherung muss jeder haben. Was bei uns selbstverständlich ist, ist in den USA hoch umstritten. Eine Versicherungspflicht gilt dort vielen als »kommunistischer Zwang«. Wer in Amerika schon mal krank wurde, weiß auch, was das bedeutet: im Krankenhaus erst mal die Kreditkarte zücken, bevor man behandelt wird.

						 

						Gar keine Versicherung: Die Rentenversicherung. Der Begriff »Versicherung« ist bei der Rente etwas irreführend. In eine private Lebensversicherung zahlt man monatlich ein und erwartet, dass sich das über die Jahrzehnte verzinst, ähnlich wie beim Sparkonto. Die gesetzliche Rentenversicherung ist aber kein individuelles Sparmodell, sondern eigentlich eine Steuer: Was ein Arbeitnehmer an Beiträgen zahlt, wird nicht angelegt, sondern sofort ausgegeben, um die Renten von heute zu bezahlen.

						Jeder zahlt in die Rentenkasse einen gewissen Prozentsatz von seinem Lohn oder Gehalt, der Arbeitgeber gibt noch mal die gleiche Summe dazu. Wer viel verdient und viel einzahlt, bekommt später auch mehr. Trotzdem ist die Höhe der gesetzlichen Rente selbst für Spitzenverdiener eher mau. Darum sagen viele: »Weg mit den gesetzlichen Zwangsabgaben. Mit privaten Geldanlagen kann man viel besser fürs Alter vorsorgen.«

						Viele Selbstständige sind deshalb froh, dass sie nicht in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen müssen. Ob sie im Alter aber alle besser dastehen, ist nicht so sicher, da gibt’s auch Leute, die sich schwer verzockt haben oder es schlichtweg versäumten, rechtzeitig vorzusorgen. In den USA läuft die Altersvorsorge vor allem über private Pensionsfonds, an denen man Anteile kauft. In der schlimmen Weltfinanzkrise rund um das Jahr 2008 machten viele amerikanische Rentnerinnen und Rentner die erschütternde Erfahrung, dass ihre Fonds zusammenbrachen und alles Geld weg war. Da wäre es dann vielleicht doch nicht schlecht gewesen, wenn man wenigstens noch eine staatliche Rente bekäme.

						Insider: Umlagefinanzierung oder Kapitaldeckung

						
							Zwei schrecklich unverständliche Begriffe, die bei jeder Rentendebatte auftauchen und eigentlich ganz leicht erklärt sind. Die gesetzliche Rentenversicherung ist »umlagefinanziert«: Was an Beiträgen von den heute Arbeitenden reinkommt, wird direkt umgelegt auf die heutigen Rentner. Private Versicherungen sind hingegen »kapitalgedeckt«: Die Beiträge werden am Kapitalmarkt angelegt, zum Beispiel in Aktien. Und später bekommt man das ausgezahlt, was über die Jahre angespart und vermehrt wurde. Inzwischen wird versucht, beide Modelle miteinander zu verbinden, also in die gesetzliche Rente auch einen (kleineren) kapitalgedeckten Anteil einzuführen.

						

						Opa gegen Enkelin: Zoff um die Rente? Beim Thema Rente ist oft von Generationenvertrag und Generationenkonflikt die Rede. Die heute Jungen finanzieren die Alten und verlassen sich darauf, dass das bei ihnen im Alter genauso laufen wird. Doch wird es das auch tatsächlich? Wie in anderen Industrienationen haben die meisten Familien in Deutschland heute nicht mehr sieben, sondern nur zwei Kinder oder eines. Zugleich werden die Menschen immer älter, was ja eigentlich super ist. Für die Rentenversicherung ist das aber ein Problem, denn immer weniger Junge müssen immer länger immer mehr Alte finanzieren. Deshalb wurde die Altersgrenze, ab der man in Rente gehen kann, immer weiter angehoben. Das heißt nicht, dass man tatsächlich erst ab 67 Jahren aufhören darf zu arbeiten; man kann auch früher in Rente gehen, bekommt dann aber weniger ausgezahlt. Zugleich steigen die Versicherungsbeiträge. Dieses Finanzierungsproblem in der Rentenversicherung ist tatsächlich schwer zu lösen. Aber soll man die gesetzliche Rente deshalb ganz aufgeben? In der Not ist der Staat meist doch hilfreicher als private Unternehmen. Zumal Rentner in Deutschland eine sehr große Wählergruppe sind. Sie hängen zu lassen und die Renten brutal zu kürzen, können sich Regierende in der Regel nicht leisten.

						 

						Sozialleistungen: Immer gerecht verteilt? Wer arbeitslos wird, bekommt anfangs monatlich einen individuellen Betrag aus der Arbeitslosenversicherung. Wer lange gearbeitet und viel eingezahlt hat, bekommt viel mehr als jemand, der nur kurz versichert war oder wenig einzahlte. Hat man aber nach einem Jahr (bei Älteren: nach zwei Jahren) immer noch keinen neuen Job gefunden, wird das Arbeitslosengeld stark reduziert. Darüber hinaus gibt es vom Staat weitere Sozialleistungen, zum Beispiel Wohngeld oder Zuschüsse für Kinder.

						Der Sozialstaat lässt also niemanden ins Elend stürzen. Manche finden, er gehe mit seiner Unterstützung sogar zu weit. Der frühere Bundeskanzler Helmut Kohl jedenfalls hat in den 1990er-Jahren das Schlagwort von der »sozialen Hängematte« geprägt. Er wurde dafür scharf kritisiert, weil es verächtlich ist, Armut in Verbindung mit gemütlichem Abhängen zu bringen. Sein sozialdemokratischer Nachfolger Gerhard Schröder war mit dem Problem, das Kohl in unseligen Worten beschrieb, allerdings genauso konfrontiert. Er führte dann 2003 sogar harte Reformen ein, die er damals Agenda 2010 nannte. Die Expertengruppe, die diese ausarbeitete, wurde von einem Mann namens Peter Hartz geleitet, deshalb entstand der Begriff »Hartzen«, wenn von Sozialleistungen die Rede ist. Das gekürzte Arbeitslosengeld wurde Hartz IV genannt.

						Es ging dabei um schwierige Gerechtigkeitsfragen: Wenn Menschen, die arbeiten, am Ende genauso viel Geld oder sogar weniger haben als diejenigen, die ihren Lebensunterhalt nur vom Staat beziehen, ist das ungerecht. Dann lohnt es sich vielleicht gar nicht mehr, arbeiten zu gehen, zumal gering bezahlte Jobs oft wenig mit Selbstverwirklichung zu tun haben. Wer Toiletten putzt, fühlt sich verhöhnt, wenn die Nachbarn genauso viel Geld haben, ohne etwas zu tun. Im Prinzip kann man dieses Problem von zwei Seiten angehen: die Löhne erhöhen oder die Arbeitslosenunterstützung senken. Auf die Löhne hat eine Regierung aber nur begrenzt Einfluss, und sie zwangsweise zu erhöhen, ohne dass die Wirtschaftslage es hergibt, wäre auch problematisch. Die Hartz-Reformen sollten dafür sorgen, dass Arbeitslose sich schneller und ernsthafter um einen neuen Job bemühen und dass es sich mehr lohnt zu arbeiten, statt zu Hause zu bleiben. Wie gut diese Ziele erreicht wurden, darüber wird bis heute gestritten. Viele Sozialdemokraten nehmen ihrem ehemaligen Kanzler die Hartz-Reformen bis heute übel. Befürworter sagen hingegen, dass dadurch die Arbeitslosigkeit in Deutschland gesenkt wurde und spätere Regierungen davon profitierten.

						 

						»Arbeitskampf«: Die Rolle der Gewerkschaften. Zur sozialen Marktwirtschaft gehört, dass sich Arbeitnehmer organisieren, damit sie ihren Chefs nicht allein gegenüberstehen müssen, wenn sie mehr Geld wollen. Umgekehrt hat das auch für die Arbeitgeber Vorteile, sie müssen nicht als einzelner Betrieb mit jedem einzelnen Mitarbeiter verhandeln. Wenn um einen neuen Tarifvertrag gestritten wird, der dann für alle Arbeitnehmer der jeweiligen Branche gilt, kann es hoch hergehen. Aber sobald eine Einigung gefunden wurde, ist dann auch für längere Zeit Ruhe.

						Wenn Gewerkschaften und Arbeitnehmer in »Tarifrunden« gehen, sind das feste Rituale, ein bisschen wie Flohmarkt: Der eine fordert zu viel, die andere bietet zu wenig. Wenn die Gewerkschaften richtig Druck machen wollen, rufen sie zum Streik auf. Ohne Gewerkschaften könnten sich das Arbeitnehmer gar nicht leisten, denn wer streikt, bekommt keinen Lohn. Die Gewerkschaften springen dafür mit Geld aus ihrer Streikkasse ein. Für Streiks gibt es Regeln. Man darf zum Beispiel nicht plötzlich ohne Ankündigung die Arbeit verweigern. Insofern sind Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften zwar Gegner, aber keine Feinde, die sich gegenseitig zerstören wollen.

						Insider: Tarifautonomie

						
							In Deutschland herrscht Tarifautonomie. Das heißt, dass Gewerkschaften und Arbeitgeber selbstbestimmt miteinander über Löhne verhandeln. Der Staat hält sich da raus. Er hält sich aber nicht aus allem raus, zum Beispiel erlässt er Arbeitsschutzgesetze oder bestimmt einen Mindestlohn, an den sich alle halten müssen. Ein Argument dafür ist, dass viele Berufstätige nicht Mitglied einer Gewerkschaft sind oder in Branchen arbeiten, in denen es keine verbindlichen Tarifverträge gibt.

						

						Verdienen, was man verdient? Auch der Lohn bzw. das Gehalt ist ein Preis, der sich durch Angebot und Nachfrage bildet. Bei den Summen, die Fußballvereine an Spieler zahlen, sieht man das besonders krass. Der Fußball ist aber ein Paralleluniversum, bei Gerechtigkeitsdebatten werden eher die Gehälter von Topmanagern mit denen der Belegschaft verglichen. Wenn sich Gewerkschaften und Arbeitgeber gegenübersitzen und über Entgelte streiten, argumentieren sie aber auch gesamtwirtschaftlich. Die Unternehmen sagen: Wenn Arbeit zu teuer wird, müssen wir Leute entlassen; oft verweisen sie auch auf den internationalen Wettbewerb. Wenn deutsche Produkte zu teuer sind und daher nicht gekauft werden, geht der Umsatz zurück und damit die Wirtschaftskraft. Die Gewerkschaften hingegen argumentieren, dass höhere Löhne zum Wirtschaftswachstum beitragen. Wer mehr verdient, kann mehr kaufen, und das kurbelt die gesamtwirtschaftliche Nachfrage an.

						[image: ]
						Dass höhere Löhne die Wirtschaft ankurbeln, stimmt zum Teil aber nur in der Theorie. Wenn man mit seinem zusätzlichen Geld einen Urlaub im Ausland bucht, nutzt das der heimischen Wirtschaft wenig. Und manche sparen das Geld auch lieber, als es auszugeben. Der Nachfrage-Effekt kann insofern sehr viel geringer sein als erhofft. Auf der anderen Seite ist aus Arbeitgebersicht offenbar nie die richtige Zeit für Lohnerhöhungen. Die Lage ist immer kritisch und der internationale Druck furchtbar. Wenn die Unternehmen zugleich große Gewinne einfahren, ist das aber auch keine überzeugende Argumentation.

						 

						Wirtschaftswachstum: Was wächst da eigentlich? Menschen hören irgendwann auf zu wachsen, schlimmer noch: Sie schrumpfen im Alter wieder. Bei der Wirtschaft ist das anders. Sie kann anscheinend endlos wachsen. Manchmal hält sie aber auch an oder schrumpft, und dann wächst sie wieder. Doch wie entsteht eigentlich Wirtschaftswachstum? Nicht unbedingt dadurch, dass alle immer mehr schuften. Tatsächlich arbeiten Menschen in Deutschland heute weniger hart und lang als vor hundert Jahren. Fühlt sich vielleicht nicht so an, aber wenn man sich mal das Leben von Sklaven in der Antike, Bauern im Mittelalter oder Kindern in Bergwerken im 19. Jahrhundert ansieht, weiß man: Früher war’s nicht besser. Für Wachstum gibt es viele Faktoren. Der ursprünglich wichtigste Auslöser für Wachstum und Wohlstand war die Entdeckung der Arbeitsteilung.

						 

						Robinson und der Produktivitätsfortschritt. Angenommen, ich bin auf einer einsamen Karibikinsel gestrandet, so wie die berühmte Romanfigur Robinson Crusoe. Ich versorge mich mit allem selbst. Fischen kann ich ganz gut, ich mag Wasser. Auf Kokospalmen zu klettern, ist für mich jedoch der Horror. Aber immer nur Fisch …? Also gebe ich mir einen Ruck und hole mir auch noch Kokosnüsse. Nach ein paar Wochen strandet wieder ein Schiffbrüchiger. Hurra, ein neuer Inselbewohner, ich bin nicht mehr einsam. Uns fällt auf: Er ist wasserscheu, dafür schwindelfrei. Von da an teilen wir uns auf. Er klettert die Palmen rauf und runter, ich stehe im Wasser und schnappe mir Fische. Am Ende des Tages stellen wir verblüfft fest: Zu zweit beschaffen wir nicht nur doppelt so viele Fische und Kokosnüsse, wie man vielleicht annehmen könnte, sondern noch sehr viel mehr. Ökonomen sagen, dass wir dank Arbeitsteilung und Spezialisierung Produktivitätsfortschritte erzielt haben. Unsere Inselwirtschaft ist kräftig gewachsen. Wenn wir jetzt eine Leiter und eine Angel bauen, werden es noch mehr Fische und Nüsse. Mehr als wir selbst essen können. Schade, dass die Insel so abgelegen ist, sonst könnten wir Handel treiben. Wer weiß, was anderswo geerntet wird. Stattdessen lassen wir es ruhiger angehen. Chillen dank Fortschritt ist ja auch ganz nett.

						 

						Wachstum um jeden Preis? Wachstum verbraucht jedoch Ressourcen. Die Kokosnüsse müssen nachwachsen, die Fische auch. Theoretisch gibt es da zwei Ansätze: weniger essen oder mehr produzieren. Wer jetzt sofort sagt: »Bloß keine Fischfarmen« – verständlich. Doch solange die Weltbevölkerung wächst und Konsumwünsche global zunehmen, ist es schwierig, Wirtschaftswachstum zu verteufeln und Verzicht zu fordern. Sushi satt nur in Schwabing, aber niemals im Sudan? Was tun, damit unser Planet das ständige Wachstum verkraftet?

						Planwirtschaftler sagen: Okay, Leute, ein Inselrat legt fest, wie viele Fische und Nüsse angemessen sind, und dann gibt’s Fisch nur noch einmal im Monat. Marktwirtschaftler sagen: Stehen bleiben oder rückwärtsgehen ist keine Lösung, lasst uns halt Fischfarmen bauen. Das geht aber auf Kosten von Tierwohl und Umwelt. Alternativ kann man Fische ersetzen. Etwa durch Tofu. Wobei – auch schwierig, der Anbau von Sojabohnen, aus denen Tofu gemacht wird, hat ja leider auch Folgen für das ökologische Gleichgewicht.

						Im Wirtschaftsleben hat sowieso fast immer alles unerwünschte Nebenwirkungen. Eine Zeit lang waren zum Beispiel indische »Waschnüsse« sehr hip. Die waren so schön bio im Vergleich zu chemischen Waschmitteln. In Europa stieg die Nachfrage. Blöder Nebeneffekt: In Indien stieg dadurch der Preis für diese Waschnüsse, die nicht unendlich schnell nachwachsen – nicht gut für arme indische Familien, die seit jeher ihre Wäsche damit waschen. Sie konnten sich die Nüsse nicht mehr leisten. Da wir hier ja nur einen kleinen Schnellkurs machen, enden wir an dieser Stelle mit einer kurzen Statusmeldung: It is complicated.

						 

						Konjunktur und Rezession. Konjunktur als Gradmesser für den Zustand einer Volkswirtschaft ist nicht dasselbe wie Wachstum, beides wird aber oft in einen Topf geworfen. Konjunktur beschreibt die aktuelle gesamtwirtschaftliche Lage, sie kann hoch- und runtergehen, ohne dass damit auch das langfristige Wirtschaftswachstum betroffen ist. Für »Konjunkturprognosen« blickt man also nicht sehr tief in die Kristallkugel. Ökonomen sagen, dass die Konjunktur in wiederkehrenden Zyklen verläuft: Aufschwung, Abschwung, erst geht’s hoch, dann geht’s runter und irgendwann wieder hoch.

						Rezession heißt Rückgang und ist volkswirtschaftlich immer schlecht. Die Wirtschaft schrumpft und mit ihr Gehälter, Vermögen und Wohlstand. Firmen haben weniger Aufträge und entlassen Leute. Vor einer Rezession gibt es Stagnation (Stillstand), und dann geht’s bergab. Neben Konjunkturzyklen (hoch und runter) gibt es auch Rezessionen, die durch heftige, überraschende Ereignisse ausgelöst werden: Kriege zum Beispiel oder Viruspandemien oder plötzliche weltweite Finanzkrisen, wenn Banken zusammenbrechen. Ökonomen nennen das »externe Schocks«.

						 

						Subventionen: Der Staat, dein Freund und Helfer. Mit Subventionen greift der Staat Unternehmen unter die Arme. Subventionen sind keine Nothilfe in Krisensituationen, sondern eine längerfristige Förderung. Man erhält sie aus verschiedenen Motiven, etwa weil die Regierung eine Branche besonders wichtig findet und als Schlüsselindustrie einschätzt. Das sind zum Beispiel die Autobauer, an denen besonders viele Arbeitsplätze hängen. Oder die Landwirte, die unter anderem gefördert werden, weil man will, dass sich Deutschland notfalls selbst ernähren kann und dass auf dem Land weiter Kühe grasen und keine Wüsten entstehen; ohne Subventionen könnten viele Bauern nicht überleben. Gefördert werden auch Wirtschaftszweige, von denen der Staat glaubt, dass sie für die Zukunft besonders wichtig sind. Oder solche – Stichwort: Kohle –, bei denen er zwar ahnt, dass sie keine Zukunft mehr haben, ihren Untergang aber verlangsamen will.

						Marktwirtschaftler kritisieren, dass durch Subventionen der Wettbewerb verzerrt wird, zumal es vor allem große Unternehmen oder sehr gut organisierte Branchen sind, die sich erfolgreich um sie bewerben. Ein einzelner kleinerer Betrieb braucht beim Wirtschaftsministerium gar nicht erst anzurufen. Dabei beschäftigen kleine und mittelgroße Unternehmen in der Summe sogar mehr Menschen als die Großkonzerne. Für Politikerinnen und Politiker ist es aber gut, Subventionen verteilen zu können. Und wenn eine ganze Region abhängig ist von einer bestimmten Industrie, hätte es auch heftige Folgen, wenn man die knallhart den Bach runtergehen ließe.

					
				
					
						Geld regiert die Welt

					
					Wie Geld funktioniert. Im Jahr 1923 flatterten in Deutschland so viele Geldscheine herum, dass sie keinerlei Wert mehr hatten. Ein Brot kostete eine Billion Mark. Und kein Mensch konnte sagen, wie viel der Laib zwei Tage später kosten würde. Stand irgendwo eine mit Geldbündeln überhäufte Schubkarre unbewacht herum, warfen Diebe das Geld weg und klauten nur die Schubkarre, denn die war viel mehr wert als ihre Papier-Ladung. Dieser kleine Blick in die Geschichte zeigt, wie sehr unser Alltagsleben davon abhängt, dass Geld so funktioniert, wie es soll. Und die Politik hat darauf Einfluss.

					Wozu wurde Geld überhaupt erfunden? Zum Thema Wachstum hatten wir ja gerade das Inselbeispiel mit den Fischen und Kokosnüssen, das können wir hier weiterspinnen: Die beiden Inselbewohner haben eifrig Fische und Kokosnüsse geerntet, mehr als sie brauchen, um satt zu werden. Plötzlich kommt ein Boot angefahren, an Bord: Mangos und Angelruten. Super Sache. Die Mangos sind reiner Konsum (lecker und weg). Die Angelruten sind eine Investition (zum Fangen von noch mehr Fisch). Wir tauschen unsere Nüsse und Fische gegen Mangos und Angelruten. Der Tausch geht aber nicht eins zu eins auf. Wir haben mehr Fisch, als die Bootsleute von der Nachbarinsel wollen. Umgekehrt wollen wir mehr Angelruten, als sie anbieten. Und wir hätten gerne noch Kräuter, damit der Fisch besser schmeckt. Haben sie aber nicht im Angebot. Unser Fisch verdirbt leider schnell, da kann man nicht warten, bis andere Händler sie uns drei Tage später abnehmen. Und wie viele Fische gibt man überhaupt für eine Angelrute oder Mango?

					Hier kommt das Geld ins Spiel: Man gibt dem Fisch einen Preis – eine Muschel pro Fisch. Und den Angelruten ebenfalls – drei Muscheln. Die Muscheln kann man horten, bis von einer anderen Insel jemand mit Kräutern an Bord angefahren kommt. Dank der Muscheln geht der Tausch plötzlich viel leichter, unabhängig von Zeit, Ort und individueller Verhandlung – Menschen haben das schon vor Tausenden Jahren erkannt. Das erste Geld waren wohl chinesische Schnecken mit sehr haltbaren Gehäusen. Und vor mehr als zweieinhalbtausend Jahren entstanden auf dem Gebiet der heutigen Türkei die ersten Metallmünzen. Von da bis zu unseren Kreditkarten heute war es zwar ein langer Weg, aber das Grundprinzip ist das gleiche geblieben. Und immer ging es um den Wert, für den Geld steht.

					 

					Was ist Geld wert? Der Geldwert war lange Zeit durch das repräsentiert, was man in der Hand hielt: glänzende Goldtaler à la Dagobert Duck. Gold ist ein seltenes Metall. Alles, was selten ist und sich nicht beliebig vermehren lässt, ist wertvoll. Eine Zeit lang war der Geldwert sogar daran gekoppelt, dass man umlaufendes Geld jederzeit konkret in Gold umtauschen konnte (dafür gab es staatliche Goldreserven). Für das Funktionieren von Geld ist das aber gar nicht nötig – Tausende Jahre zuvor genügten ja auch schon Schneckengehäuse.

					Heute ist Geld hauptsächlich virtuell: als Zahl auf dem Konto, und zum Bezahlen hält man nur noch seine Plastikkarte ans Lesegerät. (Der diskrete Charme von Bargeld liegt eigentlich nur noch darin, etwas zahlen zu können, ohne dass es darüber einen schriftlichen Vorgang gibt, den das Finanzamt überprüfen kann.) Grundlage für das Funktionieren dieses Buchgeld-Systems ist die gleiche wie bei der alten Goldmünze: Vertrauen darin, dass das symbolische Geld wirklich immer einen Tauschwert hat. Wenn auf meinem Kontoauszug 10000 Euro stehen, fühlt sich das großartig an. Aber was, wenn ich Zweifel habe, dass die Bank mir das Geld auch auszahlt, sobald ich das will? Panik! Dann entsteht ein Bank Run mit Schlangen und Prügeleien vor Bankgebäuden. Alle wollen gleichzeitig ihre Guthaben ausgezahlt bekommen, was keine Bank leisten könnte.

					In der Weltfinanzkrise 2008 gab die Bundesregierung eine Garantie für die rund 1,6 Billionen Euro, die deutsche Sparer bei Banken und Sparkassen liegen hatten. Die damalige Kanzlerin Angela Merkel und ihr Finanzminister Peer Steinbrück stellten sich vor die Kameras und sagten: »Ihr Geld ist sicher. Wir garantieren dafür.« Was, wenn tatsächlich alle losgerannt wären, um es zu holen? Die Bürgerinnen und Bürger trauten diesem Versprechen und blieben ruhig. Dass wir damals alle die Nerven behielten, hat uns vermutlich gerettet.

					 

					Ist Inflation schlecht? Den Anstieg des Preisniveaus nennt man Inflation. Gemessen wird das anhand eines statistischen Warenkorbs, in den vom Brötchen bis zur durchschnittlichen Wohnungsmiete alles Mögliche hineingelegt wurde. Damit erhält man einen allgemeinen Wert für viele Waren und Lebensbereiche – wenn nur die Preise für Diamanten oder Benzin steigen, ist noch nicht von Inflation die Rede. Inflation ist nicht nur schlecht für Konsumenten, die im Supermarkt höhere Preise zahlen müssen, sondern auch schlecht für Sparer. Wenn ich für einen Euro weniger kaufen kann, ist ein Euro auf dem Sparkonto auch weniger wert. Wer hingegen Schulden hat, für den ist Inflation angenehm: Wenn ein Euro weniger wert ist, lastet auch jeder Euro Schulden weniger schwer. Eine leichte Inflation finden Ökonomen ganz gut. Die Waren werden etwas teurer, Unternehmen bekommen Lust, mehr zu produzieren, der Handel verdient ein bisschen mehr, Arbeitskräfte werden ein bisschen höher bezahlt – okay, läuft. Wenn die Inflation aber zu hoch wird, macht sich ihre Kehrseite bemerkbar: Die Löhne halten mit den Preissteigerungen nicht mehr mit, Menschen müssen ihren Lebensstandard senken, Sparer fühlen sich beraubt.

					[image: ]
					Im Extremfall, einer Hyperinflation, galoppieren die Preise täglich in immer absurdere Höhen: Für 20000 Euro bekam man gestern ein gebrauchtes Cabrio, heute sind sie nur noch einen Kochtopf wert. Genauso schlimm ist eine krasse Deflation. Klingt erst mal prima: Preise sinken, da kann ich mir mehr kaufen für mein Geld. Aber die Wahrheit dahinter ist eine andere, denn dauerhaft sinkende Preise stehen für eine sinkende Nachfrage. Daraufhin geht die Produktion zurück, als Nächstes werden Arbeitskräfte entlassen. Ende der 1920er-Jahre entwickelte sich eine solch weltweite »Great Depression«. Millionen Menschen hatten am Ende nur noch ihre Fingernägel zum Essen. In so krasser Form hat die Welt das seitdem nicht mehr erlebt – zum Glück.

					 

					Währung, Devisen, Wechselkurs. Das Geld, das in einem Währungsraum das offizielle Zahlungsmittel ist, ist die Währung. Im Euro-Raum gibt’s inzwischen ja nur noch eine Währung und nicht mehr deutsche Mark, französischen Franc oder italienische Lira. Der Wechselkurs beschreibt das Verhältnis zweier Währungen zueinander, gewissermaßen den Tauschpreis. In der Regel ist eine Währung mehr wert als eine andere. Wenn der Dollar höher bewertet ist als der Euro, muss ich für einen Dollar mehr als einen Euro hinlegen. Währungen werden nicht nur von Urlaubsreisenden umgetauscht, sondern auch an internationalen Devisenmärkten gehandelt. Devise heißt so viel wie »Anspruch im Ausland«. Ist auf dem weltweiten Devisenmarkt die Nachfrage nach einer Währung hoch, steigt ihr Preis, sprich: ihr Kurs.

					Wenn eine international begehrte Währung teurer ist als andere, ist das nicht nur gut. Es hat Folgen für den Handel: Mit einer teuren Währung kann ich im Ausland mehr einkaufen (importieren), aber meine eigenen Produkte sind für Ausländer entsprechend teurer. Für die Bundesrepublik Deutschland war das zu D-Mark-Zeiten immer ein Problem, denn die D-Mark galt als sehr stabile, harte Währung und war begehrt. Zugleich war Westdeutschland immer ein Land, das sehr viele Waren ins Ausland verkaufte; eine teure Währung war da hinderlich. Der »billigere« Euro hingegen hat den Verkauf deutscher Waren in alle Welt erleichtert. Wegen dieses Effekts werten manche Staaten ihre Währung sogar künstlich ab, um ihre Exporte zu fördern.

					 

					Zuständig fürs Geld. Nur die Zentralbanken, auch Notenbanken genannt, haben das Recht, Banknoten und Münzen herstellen zu lassen. Die Zentralbank ist sozusagen die Hausbank des Staates und oberste Bank für alle anderen Banken und Sparkassen. So ähnlich, wie man als Privatkunde ein Girokonto hat oder einen Kredit aufnimmt, haben die Geschäftsbanken Konten bei der Zentralbank bzw. leihen sich Geld von ihr.

					Die Zentralbanken nehmen Einfluss auf den Wert einer Währung und auf das Preisniveau. Sie sollen aufpassen, dass die Inflation nicht zu hoch wird und die Währung stabil bleibt. Dafür haben sie einen ganzen Werkzeugkasten voll finanztechnischer Schrauben und Dübel, mit denen sie hantieren können. Beispiel Geldmenge: Ist viel Geld im Umlauf, ist es billiger zu haben. Die Zinsen sind niedrig, Sparen lohnt sich weniger, also wird Geld eher ausgegeben. Und wenn man es doch anlegen will, kauft man eher Aktien, als es aufs Sparkonto zu tun. Dadurch haben Unternehmen mehr Kapital zum Investieren zur Verfügung. Viel Nachfrage heißt: Die Preise steigen, die Inflationsrate geht nach oben. Das muss nicht schlecht sein, aber wenn sie zu hoch wird, will die Zentralbank gegensteuern. Dann nimmt sie quasi Geld weg. Wie geht das denn? Die Zentralbank legt fest, zu welchem Zinssatz die Geschäftsbanken bei ihr Geld holen können – sie bestimmt den Leitzins. Wenn sie den teurer macht, wird die Geldmenge sinken. Weniger Geld ist unterwegs, es wird weniger gekauft oder investiert. Dann sinken auch die Preise wieder.

					Für die Euro-Länder legt die Europäische Zentralbank (EZB) mit Sitz in Frankfurt am Main den Leitzins fest. Als Privatperson betrifft mich dieser Zins indirekt. Wenn die EZB den Leitzins senkt, wird meine Hausbank in der Folge ebenfalls den Zinssatz senken, den sie mir anbietet. Schlecht, wenn ich sparen will. Gut, wenn ich einen Kredit aufnehmen möchte. Zinsen können auch bei null landen oder sogar negativ werden. Meine Bank will mein Geld dann gar nicht mehr haben und lässt mich sogar dafür bezahlen, wenn sie es trotzdem nimmt. Wer dann nicht Scheine unters Kopfkissen legen will, muss sich andere Anlageformen suchen.

					 

					Einfach Geld drucken? Keine coole Idee. Wer Geldnöte hat, fantasiert gerne darüber, wie toll es wäre, sich Geld einfach selbst drucken zu können. Das Herstellen von Falschgeld (»Blüten«) ist natürlich kriminell. Der Staat hingegen kann sich im Prinzip Geld drucken. In den 1920er-Jahren ließ das deutsche Finanzministerium tatsächlich Druckmaschinen anwerfen und neue Geldscheine produzieren, die man mit Schubkarren unters Volk brachte. Wenn es heute heißt, dass ein Staat »Geld druckt«, ist das nur noch im übertragenen Sinne gemeint. Das Grundprinzip ist aber das gleiche, der Staat geht zu seiner Zentralbank und sagt: Beschaff mir mehr Kohle. Wenn die Zentralbank staatlich nicht unabhängig ist, sondern der Regierung gehorchen muss, tut sie das dann auch, mit Zinssenkungen und anderen geldpolitischen Instrumenten. Sich reicher zu machen, als man ist, führt aber auch bei Staaten zu nichts Gutem. Dem künstlich unters Volk gebrachten Geld steht kein ebenso großes Warenangebot gegenüber. Die Wirtschaftskraft ist nicht gestiegen, das Geld wurde nicht real »verdient«, es ist einfach nur mehr da und erhöht die Nachfrage. Dann steigen die Preise. Es folgt eine Inflation, die aus dem Ruder laufen kann.

					In manchen Staaten sind die Zentralbanken tatsächlich nur so eine Art Außenstelle der Regierung. In der Bundesrepublik hingegen wurde von Anfang an Wert darauf gelegt, dass die Deutsche Bundesbank unabhängig ist. Sie sollte sich nur darum kümmern, den Wert der D-Mark stabil zu halten und Inflation zu verhindern. Regierungen sollten ihr nicht reinreden können. Seit es den Euro gibt, hat die Europäische Zentralbank das Zepter in der Hand, das Prinzip der politischen Unabhängigkeit wurde übernommen. In der Eurokrise wurde der EZB aber vorgeworfen, sie habe nicht nur unabhängig auf den Geldwert geachtet, sondern sich an der Rettung verschuldeter Staaten beteiligt. Das sei aber nicht ihre Aufgabe.

					 

					Der Euro: Einer für alle, alle für einen. Die Einführung des Euro im Jahr 2002 war ein revolutionäres Wagnis. Ob das auch eine gute Idee war, darüber wird immer noch gestritten. Nicht alle Mitgliedsländer der Europäischen Union machen dabei mit. Zugleich gibt es einige Länder, die den Euro eingeführt haben, obwohl sie nicht Mitglied in der EU sind – der Zwergstaat Andorra zum Beispiel oder der noch winzigere Staat Vatikanstadt, in dem der katholische Papst wohnt.

					Vorteile des Euro. Durch eine gemeinsame Währung werden die Preise innerhalb einer riesigen Wirtschaftszone vergleichbar. Man muss nicht mehr ständig umtauschen und umrechnen. Das war für den Handel in Europa ein Riesenfortschritt und erhöhte zugleich den Konkurrenzdruck. Man konnte plötzlich sehen, dass ein Neuwagen in Polen billiger war als anderswo. Gut für Konsumenten. Und für Urlauber ist der Euro auch angenehm, man spart sich die Rechnerei und fühlt sich weniger »fremd«, wenn man in Rom seinen Espresso in Euro zahlt. Der größte Vorteil ist, dass ein großer gemeinsamer Währungsraum entstand, der gegenüber dem Rest der Welt mächtiger auftreten kann. Der Euro kann mit dem Dollar besser konkurrieren und ist eine Weltwährung geworden. Früher hatte man bei Reisen in ferne Länder gerne einen Stapel US-Dollar dabei, zur Sicherheit, weil man nie wusste, wo man mal Geld brauchte, das überall akzeptiert wird. Heute geht das auch mit Euro-Scheinen.

					Nachteile des Euro. Das größte Problem des Euro ist, dass viele Länder zwar eine gemeinsame Währung haben, aber keine gemeinsame Wirtschaft. Die Währung im Verhältnis zu anderen Landeswährungen ist immer auch Ausdruck dafür, wie gut es einem Land geht, wie begehrt seine Produkte oder wie hoch seine Schulden sind. Mit dem Euro wurde das in einen Topf geworfen. Die Europäische Zentralbank hat es mit unterschiedlichen Inflationsraten zu tun, soll aber dennoch eine gemeinsame Geldpolitik für alle machen. Auch für einzelne Staaten ist das schwierig. Wer früher hohe Schulden hatte, konnte seine Notenbank anpumpen (mit allen negativen Folgen) oder seine Währung abwerten, um den Export anzuregen. Das geht jetzt so nicht mehr. Die reicheren Staaten wiederum geraten in Mithaftung für ärmere Länder. Wobei das wirtschaftlich starke Deutschland keineswegs, wie manche behaupten, durch europäische Problemstaaten in einen Abgrund gerissen wurde. Im Gegenteil. Vom billigeren Euro und den niedrigen Zinsen profitieren Staat und Wirtschaft. Schulden kosten weniger Geld, Export wird gefördert. Und die Kredite, die der Bund an Länder wie Griechenland gegeben hat, bringen Zinsen. Wir haben den Griechen das Geld ja nicht geschenkt, sie müssen dafür zahlen. Unterm Strich: Der Euro hat grundsätzliche Probleme, bringt Deutschland aber auch große Vorteile.

					 

					»Schweine im Weltall«: Als der Euro die Krise bekam. Die Weltfinanzkrise 2008 nahm ihren Anfang in den USA. Dort hatten zu viele Menschen mit zu billigen Krediten und teils ganz ohne eigene Ersparnisse Häuser gekauft – die Politik hatte das befördert. Als die Zinsen stiegen, konnten sich die Leute die Kreditzahlungen nicht mehr leisten. Sie bekamen die Häuser aber auch nicht mehr verkauft. Diverse amerikanische Bankhäuser betrieben mit solchen »Ramschkrediten« dann wilden Handel. Sie verpackten sie hübsch so, als würde man schöne Äpfel zusammen mit faulen in einem undurchsichtigen Jutesack verkaufen. Solche »Finanzprodukte« vertickten sie auch nach Deutschland. Staatliche Landesbanken kauften die Jutesäcke aus Amerika ebenfalls. Die Finanzzeitung Financial Times spottete später darüber und nannte das – nach einer Serie der Muppet-Show – »Schweine im Weltall«. Gemeint war damit: Ahnungslose, die ein großes Rad drehen wollen. Das ging schlecht aus.

					In New York überhob sich die Bank Lehman Brothers an den windigen Immobiliengeschäften und ging in die Insolvenz. Damit verloren nicht nur Tausende Bankkunden ihr Vermögen, die Pleite löste im gesamten Bankensystem Schockwellen aus. Weltweit begannen Banken, sich gegenseitig zu misstrauen. Ohne Kredite und Bankenhandel kann die Wirtschaft aber nicht funktionieren. Geht eine größere Bank »bankrott«, hat das ganz andere Auswirkungen, als wenn ein normales Unternehmen zahlungsunfähig ist. Durch die Bankenkrise geriet das gesamte Wirtschaftssystem ins Wanken. Am Ende haben die Staaten, auch Deutschland, ihre Banken gerettet. Die Regierungen taten das zwar mit Wut im Bauch, denn die Banker waren Risiken eingegangen, für die am Ende die Allgemeinheit zahlen musste. Aber das Risiko weiterer Bankenpleiten mit Verlusten für Millionen Menschen erschien noch höher.

					Während reiche Länder sich die Bankenrettung noch leisten konnten, bekamen andere damit ein gewaltiges Problem. Aus der Bankenkrise wurde eine Schuldenkrise vieler Staaten. Griechenland etwa war schnell hoffnungslos überschuldet. 2010 bat es die anderen Europäer um Hilfe, um dem Staatsbankrott zu entgehen. Nach vielen Diskussionen spannte die EU Rettungsschirme auf und bürgte gemeinsam für die Sorgenländer, ähnlich wie bei einer Elternbürgschaft für die Studi-Wohnung, wenn Eltern dem Vermieter versichern, dass sie für die Mietzahlungen geradestehen. Bislang hat das funktioniert. Es gab keine Staatspleiten, und der Euro ist auch nicht in die Knie gegangen.

					 

					Sind Steuern etwa legaler Raub? »Steuern sind ein erlaubter Fall von Raub«, sagte der in Europa berühmte Philosoph Thomas von Aquin im 13. Jahrhundert. »Ich zahle gerne meine Steuern. Damit kaufe ich mir Zivilisation«, sagte der in den USA berühmte Rechtsphilosoph Oliver Wendell Holmes Jr. (1841–1935). Dass die beiden Männer zeitlich so weit voneinander getrennt und auf verschiedenen Kontinenten lebten, ist hier gar nicht wichtig, denn die Grundgedanken hinter ihren Zitaten prägen bis heute jede Steuerdebatte. Einerseits nimmt uns der Staat Geld weg, andererseits bekommen wir dafür auch etwas. Zum Beispiel Polizei, die unser Eigentum schützt, Richter, die Diebe verurteilen, Schulbildung, die das spätere Geldverdienen erst möglich macht, Straßen, über die wir zur Arbeit fahren usw.

					Das heißt aber nicht, dass man für seine Steuern im Gegenzug immer etwas bekommt. Steuern sind laut deutscher Abgabenordnung »Zwangsabgaben ohne Gegenleistung«. Anders als Gebühren – die zahlt man den Ämtern für konkrete Leistungen, zum Beispiel einen neuen Reisepass. Auch sollen einzelne Steuern nicht an bestimmte Ausgaben gebunden sein. Sie kommen alle in einen großen Topf, werden dreimal umgerührt, und dann wird entschieden, wo das Geld hingeht. Sonst wäre eine bestimmte staatliche Aufgabe davon abhängig, wie viel jede einzelne Steuer einbringt. Ein Fantasiebeispiel: Wenn es eine Schulsteuer gäbe und aus irgendeinem Grund die Einnahmen plötzlich sinken, könnte der Schulbetrieb nicht mehr aufrechterhalten werden. Deshalb kommt alles Geld zunächst in eine Kasse.

					 

					Rasen für die Rente, Saufen für den Kaiser. In einigen Ausnahmefällen dienen die Einnahmen aus einer Steuer aber doch einem bestimmten Zweck. Die Ökosteuer etwa ist zwar einerseits öko, weil sie das Autofahren teurer macht (man zahlt beim Tanken einen Zuschlag zur Mineralölsteuer), die Einnahmen daraus fließen aber in die Rentenversicherung. Und die Schaumweinsteuer wurde 1902 zur Finanzierung der kaiserlichen Kriegsflotte eingeführt. Schampus saufen für Krieg und Kaiser! Das Kaiserreich ist bekanntlich untergegangen, die Schaumweinsteuer gibt es aber immer noch. Steuern sind langlebig. Einmal eingeführt, wird man sie schwer wieder los.

					 

					Wo die Steuerquellen fließen. Einige Begriffe hört man zwar ständig, aber wer noch nie eine Steuererklärung gemacht hat, kann sie vielleicht nicht so genau einordnen. Steueraufkommen meint die Summe, die aus einer Steuer an den Staat fließt. Eine der größten Steuern ist die Lohn- und Einkommensteuer. Man zahlt sie auf alles, was man verdient. Bei Angestellten heißt sie Lohnsteuer, bei allen anderen Berufstätigen Einkommensteuer. Vermieter beispielsweise zahlen Einkommensteuer auf ihre Mieteinnahmen, Schriftsteller auf ihr Autorenhonorar. Die Lohnsteuer wird vom Arbeitgeber direkt ans Finanzamt geleitet. Für die Einkommensteuer macht man selbst eine Steuererklärung. Für Lohn- und Einkommensteuer gelten dieselben Steuersätze (wie viel ich ab welcher Einkommenshöhe zahlen muss).

					Die zweite größte Steuerquelle neben der Einkommensteuer ist die Mehrwertsteuer. Sie fällt immer an, wenn man etwas kauft oder eine Rechnung bezahlt. Beispiel: Der Preis für einen Mietwagen wird im Internet mit 100 Euro (netto) angegeben. Wenn ich dann aber buche, muss ich (brutto) 119 Euro zahlen, weil 19 Prozent Mehrwertsteuer obendrauf kommen. Die zusätzlichen 19 Euro behält die Mietwagenfirma nicht, sondern gibt sie ans Finanzamt weiter. Für manche Produkte, zum Beispiel Bücher, gilt ein niedrigerer Mehrwertsteuersatz.

					Daneben gibt es noch jede Menge andere Steuern, teils auf Einkommen oder Gewinne, teils auf den Verbrauch bestimmter Güter. Man zahlt Steuern als Käufer einer Immobilie, als Hundebesitzer oder als Erbe. In Sachen Steuerquellen ist der Staat sehr kreativ.

					Manche Steuern werden damit begründet, dass sie pädagogisch wertvoll sind. Die Tabaksteuer soll dazu dienen, das Rauchen unattraktiv zu machen. Aber wehe, es würden tatsächlich alle damit aufhören, dann gingen dem fürsorglichen »Vater Staat« plötzlich Milliarden Euro an Einnahmen flöten. Clevere Finanzexperten wissen aber, wie man eine Steuer gerade so erhöht, dass trotzdem weiter geraucht wird, auch wenn Zigaretten dadurch teurer werden. Raucher sind aber ziemlich schwer zu erschüttern, ihre Sucht ist meist stärker als der Druck auf ihren Geldbeutel.

					Insider: Steuerdumping

					
						»Kapital ist scheu wie ein Reh«, ist ein berühmter Volkswirte-Spruch. Von Menschen mit Kapitaleinkommen (aus Aktien, Sparguthaben und anderen Geldanlagen) sagt man, dass sie vor Besteuerung schnell fliehen, zum Beispiel ins Ausland. Vor allem große Konzerne springen wie Gazellen immer dorthin, wo gerade die niedrigsten Steuersätze locken. Steuerwettbewerb gibt es aber nicht nur mit ausländischen Staaten, sondern auch innerhalb Deutschlands. Manche Gemeinden locken mit besonders niedriger Gewerbesteuer (die dürfen sie selbst festlegen), damit Unternehmen ihren Firmensitz zu ihnen verlagern. Das kann Arbeitsplätze und Einnahmen bringen. Wer das allzu forsch macht und die Steuer auf lächerlich niedrige Sätze senkt, um die Konkurrenz aus dem Feld zu schlagen, betreibt Steuerdumping.

					

					Wann sind Steuern gerecht? Steuern haben grundsätzlich drei Funktionen: Erstens sollen sie für Staatseinnahmen sorgen. Zweitens sollen sie Verhaltensweisen lenken, zum Beispiel umweltschädliches Verhalten teurer machen. Und drittens dienen Steuern der Sozialpolitik. Insbesondere die Einkommensteuer soll die Unterschiede zwischen Reich und Arm verringern helfen, indem sie Spitzenverdienern mehr abnimmt als Menschen mit niedrigem Einkommen. Man spricht hier vom Prinzip der Leistungsfähigkeit. Konkret führt das in Deutschland zu einer Steuerprogression – klingt sperrig, ist aber gar nicht so schwer zu erklären.

					[image: ]
					Mal angenommen, der Staat verlangt, dass von allen Einkommen oder Löhnen der gleiche Prozentsatz zu zahlen ist, zum Beispiel 20 Prozent. Klingt doch prima: Wer 10000 Euro monatlich verdient, zahlt dann 2000 Euro Steuern; wer 1000 Euro verdient, zahlt viel weniger, nämlich 200 Euro Steuern. Hm, aber ist das wirklich gerecht? Die 200 Euro tun dem Kleinverdiener viel mehr weh als die 2000 Euro dem Gutverdiener.

					Deshalb wurde die Steuerprogression erfunden: Auch der prozentuale Steuersatz steigt, je mehr man verdient. Für 1000 Euro zahlt man dann zum Beispiel nur 10 Prozent. Ab 5000 Euro liegt der Steuersatz bei 20 Prozent – und so weiter. In der Praxis ist das noch komplizierter, weil man blöde Nebenwirkungen verhindern will, zum Beispiel dass der Steuersatz urplötzlich von 10 Prozent auf 20 Prozent springt, nur weil man ein paar Euro mehr verdient. Dann wäre die Gehaltserhöhung ja sofort von der höheren Steuer aufgefressen! Deshalb verläuft der Steuertarif als geschwungene Kurve und nicht in abgehackten Stufen nach oben.

					Die Mehrwertsteuer ist übrigens im Gegensatz zur Einkommensteuer für alle gleich. Sie hat deshalb auch keine sozialen Ziele. Wer wenig Geld hat, muss für T-Shirts oder Brötchen den gleichen Mehrwertsteuersatz zahlen wie eine Millionärin, die sich ein Motorboot kauft.

					Insider: Spitzensteuersatz

					
						Der höchste Steuersatz heißt Spitzensteuersatz – über ihn wird politisch immer viel diskutiert. Dazu muss man wissen, dass ein Steuersatz nie der gesamte Anteil ist, den man von seinen Einkünften abgibt. Wenn der Spitzensteuersatz zum Beispiel bei 50 Prozent liegt, heißt das nicht, dass eine Spitzenverdienerin dann tatsächlich die Hälfte ihres Einkommens ans Finanzamt gibt. Für jedes Einkommen, egal wie hoch es ist, gilt insgesamt nämlich der gleiche Tarifverlauf. Bei allen wird ein Existenzminimum abgezogen, das steuerfrei ist, auch beim Millionär. Heißt dann zum Beispiel, dass man auf die ersten 800 Euro, die man monatlich verdient, überhaupt keine Steuern zahlt. Erst dann setzt die Progression ein, und der Steuersatz steigt immer steiler an. Aber es wird immer nur das Einkommen, das über einer Grenze liegt, mit dem nächsthöheren Steuersatz belegt. Gilt der Spitzensteuersatz zum Beispiel ab einem Einkommen von 5000 Euro monatlich und man verdient 6000 Euro, dann werden nur die darüber liegenden 1000 Euro mit dem Spitzensteuersatz belegt.

					

					Reicht der Platz auf dem Bierdeckel? Immer wieder gibt es Kritik, das Steuersystem in Deutschland sei so kompliziert. Viele Leute bezahlen Steuerberater, um überhaupt damit klarzukommen. Deshalb gab es schon mal die Forderung, man solle es so vereinfachen, dass die Steuererklärung auf einen Bierdeckel passt. Das klingt verlockend, ist in der Realität aber ziemlich schwierig, denn vieles lässt sich nicht vereinfachen. Wer zum Beispiel Kinder hat, hat mehr Ausgaben als Kinderlose. Deshalb gibt es im Steuerrecht Kindergeld und Kinderfreibeträge, um das zu berücksichtigen.

					Wer seine Steuererklärung macht, kann vieles von seinem Einkommen abziehen, und am Ende bleibt eine geringere Summe übrig, auf die dann die Steuer erhoben wird. Man kann zum Beispiel die Kosten angeben, die entstehen, um überhaupt arbeiten zu können, etwa die Fahrt ins Büro oder den neuen Drucker fürs Homeoffice. Und wenn man sich eine Zeit lang um seine alte Mutter kümmert, ist auch das eine besondere Belastung, die der Staat anerkennt und bei der Einkommensteuer berücksichtigt. Ähnlich läuft es bei Unternehmen, die ihre Investitionen »steuerlich geltend machen« können. Letztlich sind die Steuererklärungen auch deshalb so kompliziert, weil der Staat versucht, möglichst gerecht zu sein. Auf einem Bierdeckel ist dafür nicht genug Platz.

					 

					Was bedeutet Umverteilung? Banal gesagt heißt Umverteilung, dass den Reicheren mehr genommen und den Ärmeren mehr gegeben wird. Wie bei Robin Hood, nur legal. Man verteilt also um, von oben nach unten, bezogen auf die Höhe der Einkommen. In einer sozialen Marktwirtschaft heißt das aber nicht, dass am Ende alle gleich sind. Die Reichen sind immer noch reicher. Wie viel weniger reich sie sein sollten, darüber wird laufend gestritten. In der Gamer-Szene beispielsweise gibt es einige Influencer, die in jungen Jahren plötzlich sehr viel Geld verdienen und sich sehr über die Steuern aufregen, die sie nun ebenso plötzlich zahlen müssen. Das ist ihr gutes Recht, jeder darf über Steuern meckern. Aber bei manchen hat man das Gefühl, dass sie nicht ganz verstanden haben, wofür Steuern erhoben werden und warum in einem Sozialstaat dazu auch Umverteilung gehört. In Ländern, in denen es das gar nicht gibt, geht es übrigens auch für die Besserverdienenden ungemütlich zu. Selbst die Wohngegenden der Mittelschicht sind dort mit Stacheldraht, Fenstergittern und Schießscharten ausgestattet, um sich gegen Armutskriminalität zu schützen.

					Insider: Steueroase

					
						Wer bei »Steueroase« an Kokospalmen denkt, liegt nicht ganz falsch. Oft sind es tatsächlich exotische Inselstaaten, die mit besonders niedrigen Steuersätzen locken bzw. gar keine Steuern erheben. Kleine, bevölkerungsarme Länder, die wirtschaftlich nicht viel zu bieten haben, erschließen sich Einnahmequellen, etwa indem sie hohe Gebühren für Immobilienkäufe erheben. Kein Problem für Privatpersonen oder Unternehmen: Sie legen einmal einen Batzen Geld auf den Tisch, danach bleiben sie unbehelligt, vor allem vom heimischen Finanzamt. Wenn Firmen ihren Sitz auf einer Karibikinsel haben (man sagt auch: offshore), gibt es oft nur eine Adresse mit Briefkasten, aber nicht wirklich ein Büro oder gar eine Fabrik. Das dient nicht nur der Steuerhinterziehung, sondern auch dazu, Geldflüsse zu verschleiern. Man sieht dann nicht, wer wo was gekauft hat … Nicht nur Inseln bieten solche diskreten Anlageformen. Auch europäische Staaten wie Luxemburg oder manche US-amerikanische Bundesstaaten gelten als Steueroasen.

					

					Schmutzige Geschäfte. Schwarz zu arbeiten heißt, Steuern zu hinterziehen. Der Handwerker lässt sich bar bezahlen, es gibt keine Rechnung. Das lohnt sich für beide Seiten: Der Kunde spart sich den Betrag der Mehrwertsteuer und zahlt weniger; der Handwerker steckt das Geld still in die Tasche und entrichtet darauf keine Einkommensteuer. Dem Staat entgehen dadurch jedes Jahr Milliarden Euro, die an anderer Stelle fehlen. Aber nicht nur dem Staat. Durch Schwarzarbeit werden auch Unternehmen geschädigt. Beispiel: Ein Kosmetiksalon bildet eine junge Mitarbeiterin aus. Nach der Lehre kündigt sie und bietet von nun an bei sich zu Hause Gesichtsmasken und Maniküre an – schwarz und damit billiger. Einige Kundinnen kommen nun nicht mehr in den Salon, dem dadurch Einnahmen entgehen. Das mögen kleine Beträge sein, aber sie summieren sich. Als Spitzenreiter bei der Schwarzarbeit gilt die Baubranche.

					Geldwäsche. Die gibt es nicht nur bei der Mafia und Kokain-Kartellen. Auch Politiker, die mit hohen Summen bestochen wurden, müssen dieses Geld erst mal verschwinden lassen. Geld zu verstecken, ist nicht so schwierig. Diskrete Bankkonten findet man an vielen Orten. Schwieriger ist es, das Geld auszugeben, ohne dass das Finanzamt hellhörig wird: Wo hat der denn plötzlich so viel Kohle her, um sich eine schicke Villa kaufen zu können? Geld aus schmutzigen Geschäften muss deshalb zunächst »gewaschen« werden, und das funktioniert so: Ich habe nicht nur ein heimliches Konto, sondern gründe zum Schein noch eine Firma, die nur eine Postadresse auf einer Karibikinsel hat. Diese »Briefkastenfirma« macht plötzlich tolle Geschäfte. Von angeblichen Kunden wird mir Geld gezahlt für angebliche Tätigkeiten, zum Beispiel »Beratung«. Das Geld stammt in Wahrheit von meinem heimlichen Konto. Ich bezahle mich also selber, tue dem Finanzamt gegenüber aber so, als hätte ich Kunden und Aufträge. Zwar muss ich auf diese offiziellen Einkünfte jetzt Steuern zahlen, aber das nehme ich in Kauf, Hauptsache, der kriminelle Ursprung meines Reichtums bleibt unentdeckt. In der Praxis ist das natürlich komplizierter als hier dargestellt, man braucht eine ganze Menge Konten, Firmen und Helfer. Aber so läuft das im Prinzip.

					Wer seine Position ausnutzt, um sich Vorteile zu verschaffen, betreibt Korruption. Man wird bestochen oder lässt andere bestechen, mit »Schmiergeld«. Bei Schmiergeldzahlungen stellt sich ein ähnliches Problem wie bei der Geldwäsche: Man muss der Sache einen legalen Anstrich geben. Auch hier bietet sich die Gründung einer Scheinfirma an. Eine Beraterfirma ist immer gut, da lässt sich schwer beurteilen, wie wertvoll eine Leistung tatsächlich war und ob sie überhaupt stattgefunden hat. Angenommen, ein Bauunternehmer will ein städtisches Großprojekt haben. Öffentliche Bauaufträge sind oft mit sehr viel Geld verbunden, also besticht der Mann von der Baufirma eine hochrangige Politikerin der Stadt. Er überreicht ihr eine große Spende und bekommt den Auftrag. Sie hortet das Geld auf einem Schweizer Bankkonto und bezahlt damit Werbeplakate ihrer Partei. So ähnlich lief das mal in Köln, da ging es um ein Müllentsorgungsunternehmen, deshalb war vom »Müllskandal« die Rede.

				
					
						Wie ein Staat wirtschaftet

					
					Das bisschen Haushalt? Von wegen! Jedes Jahr legen Regierungen ihren Haushalt vor – in Kapitel 2 war schon davon zu lesen. Der Haushaltsplan der Bundesregierung wird auch als »Schicksalsbuch der Nation« bezeichnet. An ihm lässt sich ablesen, was einer Regierung wichtig ist und wie es um ihre Finanzen bestellt ist. Wer ausgibt, muss zunächst einnehmen. Beim deutschen Bundeshaushalt besteht der größte Einnahmeposten aus den Steuereinnahmen. An zweiter Stelle stehen Einnahmen aus Krediten. Der größte Ausgabenposten geht immer ans Ministerium für Arbeit und Soziales. Aber auch das Verteidigungsministerium hat einen großen Etat. Viel Geld kostet der Schuldendienst, das sind die Zahlungen für laufende Kredite. Um mal eine Größenordnung zu geben: In normalen Jahren liegen Einnahmen und Ausgaben des Bundes bei ungefähr 350 Milliarden Euro. In Krisenjahren kann das aber auch hochschießen auf 400 oder gar 500 Milliarden. Grundsätzlich sind die Haushalte über die Jahrzehnte immer weiter gewachsen. Dabei ist der Bund nur ein Teil des deutschen Staates. Der »Gesamtstaat« umfasst auch noch die Haushalte aller Bundesländer, Städte und Gemeinden und die großen staatlichen Sozialversicherungen.

					Bei Staaten gilt übrigens genau wie bei Privatpersonen: Wer Geld gibt, heißt Gläubiger, wer Geld nimmt, heißt Schuldner. Schulden macht der deutsche Staat überwiegend im Inland, bei deutschen Personen, Banken und Unternehmen. Er bietet zum Beispiel Bundesschatzbriefe an. »Schatz« und »Brief« – da greift man doch gerne zu. Ist auch kein schlechtes, weil sehr sicheres Angebot. In Zeiten niedriger Zinsen bringen aber Schatzbriefe eher wenig ein, ähnlich wie das Sparkonto bei der Kreissparkasse. Trotzdem gibt es selbst in diesen Zeiten erstaunlich viele Anleger, auch aus dem Ausland, die dem deutschen Staat gerne ihr Geld anvertrauen und deutsche Staatsanleihen kaufen. Den guten Ruf muss man sich erst mal erarbeiten; andere Länder wären froh, wenn man ihnen überhaupt noch Geld gäbe, obwohl sie auf ihre Staatspapiere eine viel höhere Verzinsung bieten als Deutschland. Auch da ähneln sich Staaten und Privatpersonen: Wem man einen Kredit gibt, ist eine Frage des Vertrauens (schließlich kommt das Wort Kredit vom lateinischen credere = glauben, vertrauen).

					[image: ]
					Staaten machen meist Schulden, weil ihre Ausgaben höher sind als die Einnahmen. Dieses Haushaltsdefizit wird über Neuverschuldung geschlossen. Wenn Firmen Verluste machen, sagt man, dass sie »rote Zahlen schreiben«, weil Kaufleute früher Ausgaben und Schulden mit roter Tinte aufschrieben, Einnahmen und Guthaben hingegen mit schwarzer Tinte. Daher kommt in der Politik der Begriff schwarze Null, wenn die Einnahmen die Ausgaben decken. Ein solch »ausgeglichener Haushalt« bedeutet aber nicht, dass der Staat keine Schulden mehr hat. Die hat er nach wie vor, es kommen nur keine neuen hinzu. Das verlangt auch die 2009 eingeführte Schuldenbremse. Sie schreibt vor, dass die Aufnahme neuer Schulden für den Staat nur noch in engen Grenzen möglich ist. Das hat eine Weile geklappt, doch dann kam die Coronapandemie, Tausende Unternehmen mussten gerettet und Millionen Bürgern geholfen werden, und damit wurde die Schuldenbremse erst mal beiseitegeschoben. So wurden 2021 auf der Ausgabenseite mal eben schlanke 200 Milliarden mehr veranschlagt, als eigentlich zulässig war. Aus (guten) Gründen.

					Insider: Blaue Briefe

					
						In der Europäischen Union ist vertraglich festgelegt, wie hoch die Mitgliedsstaaten sich jährlich neu verschulden dürfen. Man nennt das »Maastricht-Kriterien«, weil dieser Vertrag in der niederländischen Stadt Maastricht vereinbart wurde. Die jährliche Neuverschuldung soll nicht höher sein als drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Wenn absehbar ist, dass Mitgliedsstaaten diese Latte reißen, verschickt die Europäische Kommission »blaue Briefe«, wie an Schülerinnen und Schüler, wenn die Versetzung gefährdet ist. Solche Warnungen wurden von Staaten (einschließlich Deutschland) aber immer wieder fröhlich ignoriert.

					

					Staatsverschuldung: Wo liegt das Problem? Die Bundesrepublik hat mehr als zwei Billionen Euro Schulden, und jede Sekunde kommen neue hinzu. Klingt heftig, aber es gibt Unterschiede zwischen den Schulden eines Staates und denen, die eine Privatperson macht. Privat muss man Kredite zurückzahlen, sonst steht irgendwann der Gerichtsvollzieher vor der Tür, und man kann auch nicht immer neue Schulden aufnehmen. Der Staat hingegen kann das durchaus – aber auch nicht unendlich und nicht folgenlos.

					Das Prinzip ist zunächst aber gleich: Man gibt mehr aus, als man verdient, und kauft »auf Pump«. Oder man investiert in die Zukunft und nimmt dafür einen Kredit auf, der sich langfristig auszahlen soll. Wirtschaftlich macht es einen Unterschied, ob man sich mithilfe eines Kredits ein dickes Auto kauft, das man sich eigentlich nicht leisten kann, oder mittels Kredit eine Eigentumswohnung abbezahlt, die man Jahrzehnte später mit Gewinn verkaufen oder seinen Kindern vererben kann. Der Staat tut beides: kurzfristig konsumieren und längerfristig investieren. Generell juckt es Politikern aber immer in den Fingern, ihren aktuellen Wählern »Geschenke« zu machen. Deshalb ist Geld ausgeben für Politiker auch besser als sparen.

					Um mehr Geld ausgeben zu können, kann man die Steuern erhöhen, das ist aber im Portemonnaie sofort spürbar und daher unbeliebt. Oder man nimmt Kredite auf. Die Folgen bekommen Bürgerinnen und Bürger erst zeitversetzt mit. Wenn der Staat sich viel Geld leiht, steigt irgendwann der Preis für Geld, also die Zinsen. Das merkt dann auch die einzelne Bürgerin, die ein Haus bauen möchte, denn bei hohen Zinsen wird das natürlich viel teurer. Eine hohe Staatsverschuldung engt außerdem die Spielräume des Staates ein, weil er so viel Geld für die Kreditzinsen ausgeben muss – Geld, das an anderen Stellen fehlt.

					Ein gewisses Maß an Staatsverschuldung ist normal und führt nicht ins Verderben. Die Forderung, den gesamten »Schuldenberg« abzutragen, halten die meisten Ökonomen für unsinnig. Auch Unternehmen und Privatpersonen haben Schulden, ohne dass sie deshalb unseriös oder insolvent wären. Entscheidend ist, ob man sich seine Kredite leisten kann, wie viel wirtschaftliche Kraft also dahintersteht. In diesem Zusammenhang ist ein gewisser John Maynard Keynes von Bedeutung. Der Brite ist schon lange tot (er starb 1946), er prägt wirtschaftspolitische Debatten aber bis heute. Seine Anhänger, die Keynesianer, sagen: In Krisenzeiten sollte der Staat viel Geld ausgeben, etwa um Straßen zu bauen; das kurbelt die Konjunktur an, und es entstehen Werte, die einer Wirtschaft auch längerfristig nutzen. Wenn dafür Schulden gemacht werden, ist das okay. Was Keynes aber auch sagte: In guten Zeiten, in denen die Wirtschaft brummt und viel Steuergeld in die Staatskasse fließt, sollte der Staat sparen und vorsorgen für die nächste Krise. In der Praxis klappte das mit dem Ausgeben meist besser als das Sparen und Vorsorgen.

					 

					Kann Deutschland pleitegehen? Im Prinzip kann jeder Staat pleitegehen. Deutschland war in der Neuzeit schon zweimal zahlungsunfähig, 1923 und 1948. Beiden Zusammenbrüchen gingen Weltkriege voraus. Wer meint, gewaltsam die ganze Welt erobern zu müssen, hat beste Chancen, am Ende am Boden zu liegen. Wie läuft eine Staatspleite typischerweise ab? Wenn die Wirtschaft stagniert oder gar schrumpft, während zugleich die Schulden in astronomische Höhen wachsen, kommt auch ein Staat irgendwann an einen toten Punkt. Seine Staatspapiere will keiner mehr haben, er kann keine neuen Schulden mehr aufnehmen. Wenn er in seiner Not Geld drucken lässt, wird das seine Inflationsrate nach oben schießen lassen und die Bevölkerung noch mehr in die Armut treiben. Am Ende kann der Staat seine Beamten nicht mehr bezahlen oder die Zinsen für die vielen Kredite, die er aufgenommen hat. Seine Währung wird im Ausland nicht mehr akzeptiert, dann können auch keine Waren und Rohstoffe mehr importiert werden. Irgendwann heißt es: game over. So ging es in jüngerer Zeit zum Beispiel Argentinien, das schon einige Male zahlungsunfähig war.

					In solchen Fällen gibt es meist einen Neustart, so als würde man einen abgestürzten Rechner komplett neu hochfahren und dabei Updates laden und anderes löschen – dann gibt es eine neue Währung, eine neue Regierung und ein internationales Entschuldungsprogramm. Leider ist das im realen Leben ein extrem schmerzhafter Prozess. Viele Menschen verlieren alles, was sie über Jahrzehnte mühsam angespart haben. Familien, die sich als Mittelschicht sahen, rutschen in die Armut. Eine Staatspleite zu überwinden, dauert viele Jahre. Und wenn das nicht ernsthaft betrieben wird, lässt die nächste Krise nicht lange auf sich warten.

					 

					Achtung: Statistik! Zu einem Schnellkurs Wirtschaft gehört ein kleiner Spaziergang durch die wunderbare Welt der Statistik. Statistiken sind wichtig, ohne sie wären Politik oder Wissenschaft geradezu blind. Doch sie können manipulativ sein, ohne dass man das als Laie erkennt. Mit denselben Zahlen lässt sich etwas belegen und zugleich das Gegenteil davon. Deshalb gibt es das Sprichwort: »Traue keiner Statistik, die du nicht selbst gefälscht hast.« Das Tolle ist: Man muss dafür Zahlen gar nicht fälschen, es genügt, richtige Zahlen in einen falschen Zusammenhang zu stellen.

					Einfaches Beispiel: Statistiken werden oft in Koordinatensystemen dargestellt. Die waagerechte Achse benennt die Zeit, die senkrechte Achse benennt Mengen. Wenn ich nur bestimmte Zeitabschnitte betrachte, kann ich ein falsches Bild erzeugen, als würde man an ein Gruppenfoto so weit ranzoomen, dass nur noch eine Person zu sehen ist. Oh, so allein! Dabei standen in Wahrheit fünf Freunde daneben. Wenn ich im Sommer viel verdiene und im Winter wenig, kann ich mich als arm oder reich darstellen, je nachdem, welche Monate ich präsentiere. In der Coronapandemie gab es jede Menge manipulativer Statistiken, mit denen Coronaleugner etwa belegen wollten, dass Schutzmaßnahmen gegen das Virus nichts bringen. Dazu dienten Ländervergleiche in entsprechend ausgewählten Zeiträumen: Ein Land mit Schutzmaßnahmen war da gerade auf der Höhe einer Infektionswelle, ein Land ohne Schutzmaßnahmen stand erst am Anfang seiner Welle. Schaut man sich nur diesen Zeitabschnitt für beide Länder an, kann man behaupten: Es gab mehr Tote in dem Land mit Schutzmaßnahmen, also sind die unsinnig. Das ist grundfalsch, sieht in einem derart zurechtgeschnitzten Koordinatensystem aber scheinbar plausibel aus. Betrachtet man eine längere Zeitachse, ergibt sich ein ganz anderes Bild.

					 

					Hohe Geburtenrate dank Klapperstorch. Babys werden doch vom Klapperstorch gebracht – die Statistik zeigt’s. Es gibt nämlich einen messbaren Zusammenhang zwischen der Geburtenrate und der Anwesenheit von Störchen. Wo viele Störche, da mehr Babys. Statistiker antworten, dass es hier eine Korrelation gibt, aber keine Kausalität, übersetzt: einen Zusammenhang, aber keine Ursache. In ländlichen Gebieten bekommen Paare mehr Kinder. Dafür gibt es viele Gründe, zum Beispiel, dass sie mehr Platz haben, niedrigere Wohnkosten oder konservativere Familienmodelle; mit Störchen hat das jedenfalls nix zu tun. Auf dem Land leben zugleich auch mehr Störche, sie bauen ihre Nester in Brandenburg und nicht in Berlin-Mitte. Aber statistisch kann man einen Zusammenhang herstellen zwischen Babys und Störchen. Seriös ist das natürlich nicht. Seriös ist aber leider vieles nicht, was mit Zahlen untermauert wird.

					Noch ein schönes Beispiel sind Vermögensvergleiche. Mal angenommen, eine deutsche Fernsehmoderatorin kauft sich eine Eigentumswohnung, für die sie einen hohen Kredit aufnimmt. Auf der anderen Seite der Weltkugel wohnt eine asiatische Reisbäuerin in einer kleinen Hütte, die seit Generationen ihrer Familie gehört. Rein statistisch könnte man jetzt zeigen, dass die Fernsehmoderatorin ärmer ist, denn sie hat Schulden, die Reisbäuerin nicht. Arm ist die Asiatin trotzdem, und ihr würde eh keine Bank einen Kredit geben. Die Fernsehmoderatorin ist zwar verschuldet, aber alles andere als arm. Solche falschen Vermögensvergleiche sind zwar sehr plump, aber man findet sie erstaunlicherweise immer wieder. Gerne werden sie von Finanzunternehmen präsentiert, die von der Politik mehr »Förderung zur Vermögensbildung« verlangen. Das muss nicht verkehrt sein. Aber so zu tun, als seien die Deutschen im internationalen Vergleich »arm«, ist schon schräg.

					 

					Wirtschaft und Umweltschutz. Wenn ich einen Apfel esse, ist das eine exklusive Angelegenheit. Niemand anders kann an diesem Ort, zu dieser Zeit diesen speziellen Apfel essen. Er landet ausschließlich in meinem Magen. Bezahlt habe ich ihn vorhin auf unserem Bio-Markt. Während ich auf meinem Balkon sitze und fröhlich in den Apfel beiße, genieße ich aber noch ein anderes Gut: frische Luft. Wer zahlt eigentlich für die? Und wem gehört die Luft? Meine Nachbarin sitzt auch gerade auf dem Balkon und atmet tief durch. Keine von uns beiden bezahlt dafür. Den Apfel kann nur eine essen, die Luft atmen wir beide gleichzeitig, davon lässt sich niemand ausschließen, und deshalb bildet sich von alleine auch kein Luftmarkt und kein Luftpreis.

					In politischen Debatten klingt es häufig so, als seien Umwelt und Wirtschaft zwei widerstreitende Dinge, die sich kaum miteinander vereinbaren ließen. Dabei gibt es schon seit vielen Jahrzehnten für alle, die Volkswirtschaft studieren, das Fach Umweltökonomie. Die Wirtschaftswissenschaft macht sich nämlich seit Langem Gedanken darüber, wie sich das Problem des Marktversagens beim Umwelt- und Klimaschutz lösen lässt.

					Aus volkswirtschaftlicher Sicht ist klar: Wer Lebensgrundlagen zerstört oder Ressourcen (Rohstoffe) verschwendet, verursacht hohe Kosten. Die entstehen aber nicht für den einzelnen Verursacher, sondern für die Allgemeinheit. Ein Chemieunternehmen, das giftige Stoffe einfach in einen Fluss kippt, statt sie aufwendig zu entsorgen, kommt damit günstig weg. Wenn daraufhin die Fische im Fluss sterben, zahlt die Allgemeinheit einen hohen Preis. Aus ökonomischer Sicht ist das nicht in Ordnung. Jede Nutzung von Ressourcen (auch Luft oder Wasser) sollte einen Preis haben, der in die Kalkulation von Unternehmen und Verbrauchern einfließt. Das Problem bei Natur und Umwelt besteht darin, diesen Preis zu finden, er bildet sich nicht von selbst.

					 

					Umweltpolitik im Praxistest. Zum Erreichen politischer Ziele haben Regierungen die Wahl zwischen unterschiedlichen Methoden: Verbote und Gebote oder finanzielle Anreize – man verteuert Unerwünschtes oder fördert Erwünschtes. Man kann zum Beispiel sagen: »Ab Januar 2022 sind Plastiktüten verboten.« Wenn das lang genug im Voraus ankündigt wird, hat die Industrie Zeit, sich darauf einzustellen und umzurüsten. Einige Firmen werden aufgeben, dafür kommen andere hinzu, die umweltfreundliche Materialien entwickelt haben. Oder die Hersteller von Körben und Beuteln profitieren. Verbote erzeugen nicht nur Verlierer. Für die Politik sind Verbote vergleichsweise einfach zu formulieren und deshalb beliebt. Aber auch etwas plump.

					Ökonomen halten marktwirtschaftliche Lösungen meist für besser. Dann wird ein Verhalten oder Produkt, das man nicht mehr will, teurer gemacht. So läuft es zum Beispiel bei der Kfz-Steuer: Je höher der Schadstoffausstoß aus dem Auspuff, desto mehr zahlt man. Das soll dazu anregen, schadstoffarme Autos zu kaufen. Kann klappen, wenn die Steuer hoch genug ist. Angesichts der vielen dicken Autos, die über deutsche Straßen kurven, war das bisher offenkundig nicht der Fall.

					Es gibt noch eine dritte Methode: Der Staat gibt ein Ziel vor, etwa, wie stark der Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase (wie CO2) gesenkt werden soll. Er nennt eine erlaubte Gesamtmenge, überlässt es aber den Unternehmen, untereinander auszuhandeln, wer wie viel CO2 einspart. Damit das funktioniert, muss die Verschmutzung einen Preis bekommen. Deshalb werden »Verschmutzungsrechte« vergeben, Emissionszertifikate. Mit denen kann dann gehandelt werden wie bei einer Auktion. Für manche Firmen ist das Einsparen von Treibhausgasen relativ günstig, für sie lohnt es sich, einen Teil ihrer Emissionsrechte zu verkaufen. Unterm Strich bringt ihnen das mehr Geld in die Kasse, als die Umrüstung auf schadstoffarme Verfahren gekostet hat. Für andere Industriebetriebe ist es schwierig und teuer, den Ausstoß zu senken, sie müssen dann Zertifikate dazukaufen. Diesen Emissionshandel gibt es nicht nur für Unternehmen, sondern auch zwischen Staaten. Ein solches Verfahren ist natürlich um einiges komplizierter, als einfach nur eine Ansage für alle zu machen. Marktwirtschaftler finden solche Handelslösungen aber effizienter und kostensparender, weil nicht alle über einen Kamm geschert werden.

					Insider: Greenwashing

					
						Umweltfreundlich zu sein, ist für Unternehmen längst ein wichtiger Imagefaktor geworden – wir alle sind doch heute für Nachhaltigkeit. Allerdings liegen Selbstdarstellung und Realität gerne mal weit auseinander, ähnlich wie beim Tierwohl. Manche Firmen benutzen ihr vorgebliches »Öko« nur dafür, höhere Preise zu verlangen. Für ihr gutes Gewissen dürfen Kundinnen und Kunden gerne tiefer in die Tasche greifen. Oder man wirbt mit Selbstverständlichkeiten: Als das Treibhausgas FCKW verboten wurde, haben Haarspray-Hersteller noch Jahre später damit geworben, dass ihr Produkt »FCKW-frei« ist, als sei das eine besondere Leistung. Andere brüsten sich mit großen Spenden oder Umweltprojekten, um davon abzulenken, dass ihr Geschäftsmodell alles andere als umweltfreundlich ist.

					

					Das große Ziel: Klimaneutralität. Ganz schlicht heißt klimaneutral, dass das eigene Handeln keine Auswirkungen auf das Klima hat. Ein Unternehmen produziert etwas, Turnschuhe oder Hoodies, ohne dass dadurch zum Klimawandel beigetragen wird. Konkret gemessen wird das meist am Ausstoß von Treibhausgasen, was aber genau genommen nur ein Teil des Klimathemas ist. Wenn ich mit meiner Produktion CO2 ausstoße, kann ich trotzdem klimaneutral werden, indem ich eine Kompensationszahlung leiste. Private Verbraucher kennen das vom Fliegen: Man kann für Flugtickets eine freiwillige CO2-Kompensation zahlen, damit unterstützt man zum Beispiel Waldaufforstungsprojekte. Flugpassagiere zeigen daran aber nur wenig Interesse. 20 Euro mehr für den Flug nach Mallorca? Ach nö … Nicht nur Staaten und Unternehmen, auch einzelne Menschen sind nicht so leicht bereit, für Klimaschutz freiwillig zu zahlen, selbst dann nicht, wenn sie das Thema eigentlich wichtig finden. Über moralische Appelle allein funktioniert Klimaschutz also eher nicht. Es braucht auch Druck. Und es müssen viele mitmachen. Da hilft es schon mal, wenn die europäischen Länder gemeinsam auftreten. Womit wir beim nächsten Kapitel wären: Auf nach Europa!

				


5. Kapitel

					Das große Versprechen: Europa

				
					
						


Ein Staatenbund ohne Grenzen

					
					Verbindend und verbindlich. Wer deutscher Kanzler oder eine Ministerin geworden ist, wird schnell feststellen, dass man sehr viel Zeit in Brüssel verbringt. Das muss nicht schlecht sein. Die Stadt ist schön, und es gibt dort die wohl beste Pommesbude der Welt; an ihr holen sich auch Staats- und Regierungschefs gerne mal eine Portion Nervenkraft. Empfehlung: Sauce Andalouse statt Ketchup und Mayo.

					Wenn Regierende nach Brüssel reisen, machen sie dort nicht nur Außenpolitik, sondern auch Innenpolitik. Eine ganze Menge unserer Gesetze wurden von »Europa« beschlossen. Das war aber kein geheimnisvolles »Brüssel«, das sich da etwas ausdachte und allen Mitgliedsländern aufdrückte – die EU-Gesetze werden von den europäischen Regierungen gemeinsam beraten und entschieden. Das Europäische Parlament redet dann auch noch mit. Die EU-Kommission wacht über die Einhaltung. Wenn sich ein Land nicht an EU-Gesetze hält, kann der Europäische Gerichtshof das verurteilen. Insofern steht das EU-Recht über dem nationalen Recht. Es gibt aber Ausnahmen und Einzelfälle. Außerdem ist es sehr schwer, ein Land, das sich nicht an eine EU-Vorgabe halten möchte, zu »bestrafen«.

					 

					Wieso gibt es die EU überhaupt? »Der Tag wird kommen, an dem ein Krieg zwischen Paris und London, zwischen Petersburg und Berlin, zwischen Wien und Turin absurd und unmöglich erscheinen wird.« Das prophezeite 1849 der berühmte französische Schriftsteller Victor Hugo. Was für eine Vision! Leider folgten erst noch die beiden schlimmen Weltkriege. Aber heute ist es tatsächlich so, dass ein Krieg zwischen Frankreich und Deutschland völlig unvorstellbar ist. Dabei waren diese beiden Länder früher »Erbfeinde«. Dass wir uns in Europa heute miteinander so sicher fühlen, hat viel mit der Europäischen Union zu tun. Wir treiben nicht nur engen Handel, sondern haben gemeinsame Gesetze, gemeinsame Finanztöpfe und sogar eine gemeinsame Währung. Die Jugend Europas trifft sich beim Schüleraustausch und in EU-Studiengängen, unsere Regierenden hängen ständig aufeinander, Streit gibt es. Aber Krieg? Völlig absurd. Das war jahrhundertelang ganz anders. Europa war ein Kontinent voller Hass und Kampf. Heute denken wir über so etwas gar nicht mehr nach, wenn wir auf Mallorca eine Finca buchen (die womöglich Deutschen gehört).

					[image: ]
					Von der Kohle zum Euro: Eine kurze Geschichte der EU. Europa ist »Freundesland«, weil wir so eng miteinander sind. Nicht nur durch ein paar Verträge oder ein bisschen Kulturaustausch, das gab es früher auch schon und hat Kriege nicht verhindert. Die Zusammenschlüsse europäischer Staaten hingegen haben seit den 1950er-Jahren Abhängigkeiten und große Nähe geschaffen. Anfangs ging es vor allem um Wirtschaft. Frankreich und Deutschland organisierten gemeinsam ihren Bergbau und ihre Stahlindustrie; das waren damals die wichtigsten Industriezweige, die in der Vergangenheit bei Kriegen eine große Rolle gespielt hatten. Einige andere Länder schlossen sich an – die Montanunion war geboren, die Keimzelle der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), aus der sich die EU entwickelte. Später kam eine gemeinsame Agrarpolitik hinzu, die Landwirtschaft ist bis heute der größte Posten im gemeinsamen EU-Haushalt.

					Es wurde außerdem ein gemeinsamer riesiger Markt geschaffen. Dazu haben die Mitgliedsländer untereinander die Zölle abgeschafft. Der Handel innerhalb Europas wurde dadurch viel preiswerter und unkomplizierter. Immer mehr europäische Länder fanden das attraktiv und wollten mitmachen. Schließlich wurde mit dem Euro sogar eine gemeinsame Währung geschaffen. Es ging aber nicht nur um Wirtschaft, sondern auch um die Zusammenarbeit von Polizei und Justiz und um eine gemeinsame Außenpolitik gegenüber dem Rest der Welt. Und um gemeinsame Werte. Die EU will nicht nur eine »Das rechnet sich«-Sache sein, sondern auch eine »Demokratie und Menschenrechte«-Gemeinschaft.

					So wuchs die Europäische Union, wie sie sich seit 1992 nennt, immer weiter. Ein großer Schritt war die Osterweiterung. Seit dem Jahr 2004 wurden viele osteuropäische Länder EU-Mitglieder. Sie hatten bis zum Fall des »Eisernen Vorhangs« und der Auflösung der Sowjetunion zum Ostblock gehört – bis Anfang der 1990er-Jahre standen sich Ost und West ja feindlich gegenüber. Der Kalte Krieg hatte das Zusammenwachsen der EU in Westeuropa durchaus befördert; ein gemeinsamer äußerer Feind hilft bei der Integration, da rückt man enger zusammen. Als der Feind zusammenbrach, gab das erst mal einen euphorischen Schub, weil man ganz neue Möglichkeiten sah; aber bald merkte man auch, dass es schwieriger wurde, alle bei der Stange zu halten. Manche osteuropäischen Länder, die anfangs total begeistert waren, Mitglied in der wohlhabenden EU zu werden, sind inzwischen mit vielem nicht mehr einverstanden. Und Großbritannien hat sich ganz aus dem System verabschiedet.

					Vielleicht hat sich die EU auch übernommen: Einerseits kamen immer mehr Länder dazu, die EWG startete 1957 mit sechs Mitgliedern – Frankreich, die Bundesrepublik Deutschland, Italien, die Niederlande, Belgien und Luxemburg –, heute sind 27 Länder in der EU; zugleich wurde die Zusammenarbeit intensiver. Insgesamt gehören heute fast eine halbe Milliarde Menschen zur EU. Das sind zwar weniger Einwohner als in China, aber deutlich mehr als in den USA.

					 

					Wer ist Mrs. oder Mr. Europa? »Europa? Wen soll ich denn da anrufen?« Die Frage stammt von einem früheren US-Außenminister. Und er benannte damit ein Problem. Ansprechpartner gibt’s viele. Zum einen die nationalen Regierungen mit Kanzlerinnen oder Präsidenten an der Spitze; damit erreiche ich aber nicht ganz Europa, dafür steht eher die EU-Kommissionspräsidentin. Oder die EU-Außenbeauftragte oder der Präsident des Europäischen Rates; aber spricht der auch für alle, wenn das Telefon klingelt? Verschaffen wir uns kurz einen Überblick zu den wichtigsten Institutionen und Akteuren:

					 

					Europäischer Rat. Der Europäische Rat besteht aus den Staats- und Regierungschefs aller Mitgliedsstaaten. Wenn der Europäische Rat tagt, was zweimal pro Halbjahr passiert, nennt man das EU-Gipfel. Eine Ebene darunter gibt es die Ministerräte, da treffen sich die Fachminister und -ministerinnen (Landwirtschaft, Finanzen etc.). Grundsätzlich sind diese Regierungstreffen das Machtzentrum der EU. Der Europäische Rat, so steht es im EU-Vertrag, »gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen und Prioritäten hierfür fest«. Ein Land hat immer im Wechsel ein halbes Jahr lang den Vorsitz inne, die Ratspräsidentschaft. Das ist ein bisschen so, wie Gastgeber einer Party zu sein, die muss man organisieren und dann die Gäste bei Laune halten. Weil das als Nebenjob für Regierungen ziemlich stressig ist, wird zusätzlich ein hauptamtlicher Partybeauftragter benannt, der Job heißt Präsident des Europäischen Rates. Den kann man maximal fünf Jahre lang machen, es ist ein schöner Versorgungsposten für innereuropäischen Länderproporz (»Wir brauchen noch einen guten Job für die Finnen, weil die an anderer Stelle zu kurz gekommen sind«). Außerdem gibt es den EU-Außenbeauftragten, genauer: »Hoher Vertreter der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik«. Der Titel ist toll, viel zu entscheiden hat die Person, die ihn trägt, aber nicht. Auch dieses Amt ist gut für Proporz (»Die Italiener wären mal wieder dran, geben wir denen den Posten.«).

					Europäische Kommission. Sie hat das alleinige Recht, neue EU-Gesetze anzustoßen. Außerdem achtet sie als »Hüterin der Verträge« darauf, dass Regeln eingehalten werden, hat sogar die Möglichkeit, gegen einzelne Mitgliedsländer Klage zu erheben. Als große Behörde ähnelt sie einem Regierungsapparat und ist in verschiedene Politikfelder aufgeteilt: Landwirtschaft, Soziales, Digitalisierung usw. Geleitet werden die Abteilungen von Kommissaren, die eine ähnliche Rolle haben wie nationale Minister. Um die einflussreichsten Posten gibt es immer ein ziemliches Hauen und Stechen. In der täglichen Arbeit spielen die Nationalitäten dann aber keine so große Rolle mehr. An der Spitze steht die Kommissionspräsidentin oder der Kommissionspräsident.

					Europäisches Parlament. Die Abgeordneten des EU-Parlaments werden vom europäischen Volk direkt gewählt und gruppieren sich in Fraktionen, ähnlich wie im Bundestag. Im Parlament sitzt man also nicht nach Ländern zusammen, sondern nach Parteizugehörigkeit. Eine konservative Polin und ein konservativer Italiener gehören einer Fraktion an und sind sich näher als der konservative Italiener seinen Landsleuten in der sozialdemokratischen Fraktion. Dass Nationalitäten weniger wichtig sind als politische Haltungen, ist für Neu-Abgeordnete eine ziemlich interessante Erfahrung. Das Parlament muss der Wahl der Kommissare und dem EU-Haushalt zustimmen. Außerdem hat es ein Mitspracherecht bei neuen Gesetzen.

					Ganz vereinfacht gesagt: Die Kommission schlägt etwas vor, die Regierungen der europäischen Mitgliedsstaaten einigen sich darüber und das Parlament muss auch zustimmen.

					 

					Und wer ist jetzt Mr. oder Mrs. Europa? Tja, am ehesten wohl die EU-Kommissionspräsidentin. Sie (oder er) ist das Gesicht Europas und verhandelt auch im Auftrag der EU. Nach einem Handelsstreit mit den USA sagten die Amerikaner über den damaligen Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker, er sei ein »tough cookie«, sinngemäß: ein echt harter Hund. Zumindest in Handelsfragen weiß man in Washington also inzwischen, wen man anrufen kann, um Europa an den Apparat zu bekommen.

					Insider: supranational

					
						Der Begriff »international« heißt übersetzt: zwischen Nationen. Es gibt jede Menge internationaler Organisationen, in denen Staaten Mitglieder sind. Die EU ist mehr als das, nämlich nicht nur international, sondern auch supranational, wörtlich: »überstaatlich«. Meint: Die Mitgliedsländer geben einen Teil ihrer nationalen Eigenständigkeit (Souveränität) ab. Sie akzeptieren verbindliche gemeinsame Gesetze und Institutionen wie die EU-Kommission, die nicht nur einzelne Interessen, sondern ganz Europa im Auge hat. Das Europäische Parlament ist übrigens weltweit die einzige supranationale Institution, die von Bürgerinnen und Bürgern direkt gewählt wird.

					

					Die »Hauptstadt« der EU. Die meisten EU-Institutionen haben ihren Sitz in Brüssel. Das ergab sich so, weil keiner der großen Gründerstaaten bevorzugt werden sollte. Also bekam das kleine Belgien den Zuschlag, das sowieso schon mehrsprachig war und in der Mitte Westeuropas liegt. Damit andere Länder nicht ganz leer ausgehen, wurden ein paar weitere Standorte geschaffen. So tagt das EU-Parlament abwechselnd in Brüssel und Straßburg. In dem französischen Grenzort sitzt auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, an den sich jeder EU-Bürger wenden kann. Der Europäische Gerichtshof hingegen, der für eine einheitliche Auslegung von EU-Recht sorgt, sitzt in der Stadt Luxemburg. Und die Europäische Zentralbank in Frankfurt am Main.

					 

					Wie demokratisch ist die EU? Alle fünf Jahre sind alle wahlberechtigten EU-Europäer aufgerufen, bei der Europawahl die Abgeordneten des Europäischen Parlaments zu wählen. Wirklich »europäisch« fühlt sich das aber nicht an, denn man wählt nur Abgeordnete aus dem eigenen Land. In Deutschland stehen also nur deutsche Kandidaten zur Wahl. Wie viele Abgeordnete jeweils gewählt werden, hängt von der Größe der Staaten ab. Deutschland kann mehr Sitze besetzen als etwa die Niederlande. Bei den letzten Europawahlen kürten die Fraktionen immerhin europaweite »Spitzenkandidaten«. Die konnten zwar auch nur in ihrem Heimatland gewählt werden, aber sie wurden europaweit bekannt. Darin steckte nicht nur Symbolik, sondern auch die Hoffnung, dass der Spitzenkandidat der Wahlgewinner, also der stärksten Fraktion, später zum EU-Kommissionschef gekürt würde. Daraus wurde bisher aber nichts, denn die Staats- und Regierungschefs haben eigene Vorstellungen davon, wen sie als Kommissionschef bzw. -chefin vorschlagen.

					Auch deshalb wird darüber geklagt, dass die EU ein »Demokratiedefizit« habe, und das sogar mehrfach. Zum einen, weil das Europäische Parlament bei Weitem nicht so viel zu sagen hat wie etwa in Deutschland der Bundestag. Stattdessen werden die wichtigsten Entscheidungen von den Regierungen getroffen, die miteinander verhandeln – gerne hinter verschlossenen Türen und manchmal mit undurchsichtigen Deals. Allerdings sind diese Regierungen ja von ihren Bevölkerungen demokratisch gewählt. Die Art, wie in der EU abgestimmt wird, ist auch ein Problem. Auf Gipfeltreffen muss oft einstimmig entschieden werden, dann können sogar ein oder zwei kleine Länder, die wenig Bevölkerung vertreten, alle anderen ausbremsen. Das ist dann auch nicht wirklich demokratisch. In den Ministerräten der Fachminister gibt es meist Mehrheitsentscheidungen (dafür werden die Einwohnerzahlen gewichtet), was aber auch bedeutet, dass sich Bevölkerungen ganzer Länder überstimmt fühlen können. Einfache Lösungen sind mal wieder nicht in Sicht. Aber man arbeitet dran …

					Viele EU-Bürger und -Bürgerinnen haben jedenfalls das Gefühl, dass im fernen Brüssel von ihnen unbekannten Leuten etwas über ihre Köpfe hinweg entschieden wird. Das nutzen Politikerinnen und Politiker auch ganz gerne aus: Wenn zu Hause etwas schiefgeht, kann man das auf Brüssel schieben, und verschweigt, dass man das selbst so mitentschieden hat und dafür an anderer Stelle profitiert.

					Insider: Kerneuropa

					
						Bei manchen Themen tun sich einige EU-Länder zusammen und schreiten als »harter Kern« bei der Integration schon mal voran. So wie beim Euro. Bei dem machen ja auch noch nicht alle mit. Man spricht hier auch von einem »Europa der zwei Geschwindigkeiten«. Man wird nicht gezwungen, etwas mitzumachen, hält andere dabei aber auch nicht auf. Allerdings sollte das in nicht zu vielen Bereichen so laufen, sonst würde die EU ein zersplitterter Haufen aus lauter Kleingrüppchen.

					

					Sherpas, Beichtstühle, Familienfotos: Die EU-Gipfel. »Und jetzt bitte alle schön lächeln!« Zu jedem großen EU-Gipfel gehört – ähnlich wie bei Klassenfahrten, wenn alle zusammen auf ein Bild sollen – die Aufstellung zum sogenannten Familienfoto. Da wird vorher genau festgelegt, wer wo steht. Überhaupt wird auf Gipfeln wenig dem Zufall überlassen. Wenn die Chefinnen und Chefs anreisen, haben das vorher sehr viele Menschen sehr gründlich vorbereitet. Die Fachminister arbeiten schon mal vieles ab, sodass nur die wirklich heiklen letzten Entscheidungen für das Gipfeltreffen übrig bleiben. Außerdem haben die Regierungen Sherpas. So heißen ja eigentlich die Helfer im Himalaja, die Bergsteiger auf den Mount Everest führen und ihnen dabei auch noch das Gepäck tragen. Politische Sherpas, die solche Gipfel vorbereiten, sind enge und hochrangige Vertraute der Regierungschefs, in Deutschland also Mitarbeiter des Kanzleramts. Sie haben alle Details drauf und kennen natürlich die Sherpas aller anderen Länder bestens.

					Beim Gipfel selbst gibt es immer noch genug zu verhandeln. Oft in langen Nachtsitzungen, bis im Morgengrauen erschöpfte Kanzler oder Präsidentinnen vor die Kameras treten und versichern, sie hätten für die gute Sache das Beste rausgeholt. Das Gastgeberland, das gerade den Vorsitz innehat, soll bei diesen Diskussionen moderieren und vermitteln. Wenn es richtig schwierig wird, geht es »in den Beichtstuhl«. Das heißt tatsächlich so, obwohl wir gar nicht in der Kirche sind. Unter vier Augen soll jeder Gipfelteilnehmer ehrlich sagen, wie weit er oder sie gehen kann. So ergibt sich ein Bild der Lage, aus dem dann ein »Gesamtpaket geschnürt« wird.

					Man kann diese europäischen Kompromiss-Deals oft unerfreulich mühselig finden. Aber man stelle sich mal vor, wenn eine Schulklasse mit 27 Leuten gemeinsam entscheiden müsste, wohin die Klassenfahrt geht, und zwar so, dass keiner unglücklich ist und niemand überstimmt wird. Okay, »zwei Wochen Malediven« bekäme man wahrscheinlich schnell vermittelt, dafür ist aber leider kein Geld da. Also Zeltplatz im Erzgebirge oder Jugendherberge an der Nordsee? Viel Spaß beim Diskutieren!

				
					
						Chancen und Grenzen der Freiheit

					
					Größter Verkaufsschlager der EU: Der Binnenmarkt. Der europäische Binnenmarkt ist ein Hauptgrund dafür, dass so viele Länder in der EU mitmachen wollen, denn durch ihn ist die Gemeinschaft zu einer der größten Handelsmächte der Welt geworden. Damit kann sie gegenüber anderen Mächten wie den USA oder China kraftvoll auftreten und Forderungen durchsetzen. Zum Beispiel kann sie verlangen, dass Produkte, um in der EU verkauft werden zu dürfen, bestimmte Umweltstandards erfüllen müssen.

					Binnenmarkt heißt: Im Inneren tut man so, als sei man ein einziges Land. Die Grenzen, die es sonst zwischen Staaten gibt, sind aufgehoben. Normalerweise muss man sich an Grenzen kontrollieren lassen und bei der Ausfuhr Zölle zahlen; man kann auch nicht einfach in ein anderes Land ziehen, dort einen Job annehmen und eine Wohnung mieten; Geld zu überweisen, ist auch umständlicher. Im europäischen Binnenmarkt geht das alles easy. Heißt im offiziellen EU-Sprech: freier Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital. Lust auf einen Job in Paris? Pas de problème. Mit dem Start-up in ein Büro nach Amsterdam ziehen? Oder als deutscher Rentner in Spanien leben? Klar, warum nicht?

					EU-Kritiker finden das aber nicht nur klasse. Nach der EU-Osterweiterung stellten zum Beispiel Deutsche in Grenzgebieten fest, dass da plötzlich Konkurrenz kam, der 30 Kilometer entfernt wohnende polnische Fliesenleger war viel billiger als der deutsche Handwerksbetrieb. Super fanden es aber die Kunden.

					Aus den ärmeren neuen Mitgliedsländern kamen jedoch nicht nur fleißige Fliesenleger, Putzfrauen und Ärztinnen, sondern auch Probleme. Das vor der Haustür geklaute Auto war plötzlich in einem Affenzahn über die baltischen Staaten nach Russland verschwunden. Und mit Blick auf Obdachlose im Berliner Tiergarten sagte mal ein Berliner Bezirksbürgermeister: »Wir können die sozialen Probleme osteuropäischer Staaten nicht in unseren Parkanlagen lösen.«

					Eine alte Erkenntnis der Politik: Jedes Ding hat zwei Seiten. Unterm Strich sind aber alle Länder, die der EU beigetreten sind, im Laufe der Zeit dadurch wohlhabender geworden. Portugal und Spanien etwa sind ziemlich spät dazugekommen und galten damals als arme und politisch schwierige Problemmitglieder. Das sagt heute keiner mehr. Grundsätzlich ist es für einen selbst immer besser, Nachbarn zu haben, denen es gut geht und mit denen man sich versteht. Dann kann man die Haustür auflassen, wenn man zum Briefkasten runtergeht, oder die Nachbarn vertrauensvoll bitten, im Urlaub die Blumen zu gießen.

					Insider: Zollunion

					
						Die EU ist eine der größten Zollunionen weltweit. Zwischen ihren Mitgliedsländern gibt es keine Zollschranken. Zölle werden ja an der Grenze erhoben, wenn ausländische Produkte ins Land gebracht werden sollen. Sie sind quasi ein Preisaufschlag, den der Staat erhebt. Der Zweck liegt darin, die heimische Wirtschaft vor ausländischer Konkurrenz zu schützen. Daher spricht man bei Zöllen auch von Protektionismus. Was soll da geschützt werden? Angenommen, ich baue Autos, und in meinem Nachbarland werden auch Autos gebaut. Allerdings zahlt der Autobauer dort viel geringere Löhne, es gibt keine Gewerkschaften und Arbeitsschutzgesetze, und man hält sich auch nicht an irgendwelche Umweltauflagen. Logisch, dass man damit viel billiger produzieren kann. Wenn ich nun die Autos des Nachbarn einfach so in mein Land lasse, werde ich meine eigenen Autos nicht mehr verkauft bekommen. Deshalb erhebe ich einen Zoll, um meinen Wettbewerbsnachteil auszugleichen. Was in diesem Beispiel auf Anhieb gerecht scheint, ist in der Praxis sehr viel komplizierter. Oft werden Zölle auch nur erhoben, um sich Konkurrenten vom Hals zu halten, die bessere und effizienter produzierte Waren anbieten. Das schadet aber den Verbrauchern.

					

					Die große Freiheit heißt Schengen. Das luxemburgische Dörfchen Schengen im Dreiländereck zu Frankreich und Deutschland wurde 1985 schlagartig weltberühmt, als dort von anfangs fünf Staaten das Schengener Abkommen unterzeichnet wurde. Alle Länder, die ihm beitreten – inzwischen sind es 26 –, heben ihre Grenzkontrollen untereinander auf. Die Schlagbäume, die es zuvor überall in Europa gab, wurden abmontiert. Nur noch die Außengrenze des Schengen-Raums wird kontrolliert. Das muss aber auch funktionieren, damit sich alle darauf verlassen können. Die Außengrenzen verlaufen inzwischen hauptsächlich gegenüber Nicht-EU-Mitgliedern, »Drittländer« genannt. Es gibt aber auch ein paar Staaten, die kein EU-Mitglied sind, aber trotzdem beim Schengen-Abkommen mitmachen; die Schweiz zum Beispiel findet das sehr praktisch. Außerdem muss die europäische Polizei bei Fahndungen eng zusammenarbeiten, sonst könnten sich Straftäter einfach in ein europäisches Nachbarland absetzen. Früher wären sie an der Grenze gefasst worden.

					Dass europäische Verträge nach den Orten benannt werden, in denen sie unterschrieben wurden, ist typisch EU. Viele wichtige Stationen sind nach europäischen Städten benannt. Die Vorläuferorganisation der EU, die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, beruht zum Beispiel auf den »Römischen Verträgen« (1957). Erst seit dem »Vertrag von Maastricht« (1992) heißt sie Europäische Union.

					Wenn Abkommen wie das von Schengen zwischen Regierungen vereinbart werden, müssen danach noch die nationalen Parlamente zustimmen, damit der Vertrag ratifiziert, also bestätigt wird. Erst dann ist er gültig. In der Regel kein großes Problem, weil die Regierungen bei sich zu Hause parlamentarische Mehrheiten haben. Manchmal klappt das aber auch nicht. Und in einigen Ländern gibt es sogar Volksabstimmungen, das kann dann richtig schiefgehen, je nachdem, wie gerade die Stimmung in dem Land ist. So haben die Iren zum Beispiel den »Vertrag von Nizza« 2001 erst mal spektakulär platzen lassen. In dem Vertrag ging es um die geplante EU-Osterweiterung. Irland war der einzige Staat, in dem es dazu ein Referendum gab. Die Beteiligung war gering, das Ergebnis überraschend. Was nun? Sollte die EU-Osterweiterung von einem einzigen kleinen Mitgliedsland aufgehalten werden? 2002 gab es deshalb eine erneute Volksabstimmung, diesmal stimmten die Iren zu. Europa atmete erleichtert auf.

					Exkurs: Der Brexit, Europas Super-GAU

					
						»I want my money back!« Die britische Premierministerin Margaret Thatcher knallte mit Schwung ihre Handtasche auf den Verhandlungstisch. Sie fand, die Briten würden zu viel in die gemeinsamen Kassen der EU einzahlen – und handelte 1984 tatsächlich einen »Briten-Rabatt« aus. Rund dreißig Jahre später wurde bei der Kampagne für den Austritt aus der EU auch mit diesem Argument geworben. So wurde behauptet, das Land zahle wöchentlich 350 Millionen britische Pfund in die EU-Töpfe ein, Geld, das man viel besser fürs britische Gesundheitssystem (Krankenhäuser, Pflegepersonal) verwenden könne. Nach dem Austritt Großbritanniens aus der EU 2020 gaben sogar Anführer der Brexit-Kampagne zu, dass das Quatsch war. Erstens war nicht gegengerechnet worden, was Großbritannien im Gegenzug von der EU bekommt, zum Beispiel an Subventionen für seine Landwirte. Zweitens wurde verschwiegen, dass die EU sehr viel mehr ist als ein Zahlenspiel.

						Der Austritt hat viele Folgen. Britische Arbeitgeber sind nicht mehr an europäisches Arbeitsrecht gebunden. Dafür können britische Waren nicht mehr zollfrei in EU-Länder verkauft werden und umgekehrt. Und da andere Europäer nicht mehr ohne Weiteres in Großbritannien leben und arbeiten können, fehlt es etwa an Lkw-Fahrern und Pflegekräften in Kliniken. Wie glücklich Großbritannien mit dem EU-Austritt wird, lässt sich noch nicht absehen. Es gibt auch andere europäische Länder wie Norwegen, die nicht Mitglied sind. Aber um von wirtschaftlichen Vorteilen zu profitieren, halten sie sich an europäische Vorgaben, über die sie jedoch nicht selbst mitentschieden haben. Den Briten steht dies auch offen, doch ist das dann die »Selbstbestimmung«, von der die Brexit-Befürworter schwärmten? Das heikelste Problem dürfte Nordirland werden. Dass der blutige Nordirland-Konflikt beruhigt werden konnte, hing stark damit zusammen, dass sowohl die eigenständige Republik Irland als auch Großbritannien (einschließlich Nordirland) der EU beitraten. Damit spielte die Grenze zwischen Nordirland und der Republik Irland nicht mehr so eine große Rolle. Nun droht – als vielleicht die schlimmste Folge des Brexits – der Insel wieder eine Teilung.

					

					Wo steht die »Festung Europa«? Innerhalb des EU-Schengenraums darf sich jeder frei bewegen. Von außen darf aber nicht jeder in die EU rein. An den Außengrenzen soll genauso kontrolliert werden, wie das beispielsweise die USA oder Australien tun, wenn man dort einreist. Auch an Europas Flughäfen müssen Reisende, die nicht EU-Bürger sind, zur Passkontrolle. Ein großes Problem ist, dass manche EU-Länder Außengrenzen haben, andere nicht. Wenn Flüchtlinge übers Mittelmeer nach Europa wollen, landen sie in Italien, Griechenland oder Spanien; wenn sie Routen über Land nehmen, betrifft das vor allem EU-Mitglieder wie Ungarn oder Bulgarien mit ihren Grenzen zum Balkan oder zur Türkei. Außengrenzen haben unter anderem auch die baltischen Staaten oder Polen. Sie alle haben mit dem Grenzschutz eine zusätzliche Aufgabe, die sie für die gesamte EU übernehmen.

					Laut Vereinbarung ist für Einreisende aller Art das EU-Land zuständig, das diese zuerst betreten. Das gilt für die neuseeländische Studentin mit Aufenthaltsgenehmigung genauso wie für den afghanischen Flüchtling, der um Asyl bitten will. Im Prinzip werden die Grenzländer dabei von der gesamten EU unterstützt, mit Geld und einer gemeinsamen Grenzpolizei. Das funktioniert bislang aber nur in der Theorie. Italien und Griechenland klagen seit Jahrzehnten, dass sie mit den vielen Flüchtlingen an ihren Küsten überfordert sind und von den anderen EU-Ländern nicht genug Hilfe bekommen. Bilder von überfüllten Flüchtlingsunterkünften auf griechischen Inseln gab es schon lange, bevor 2015 der Krieg in Syrien dieses Problem verschärfte.

					Deutschland hat keine problematische EU-Außengrenze, bis auf die Schweiz sind alle unsere direkten Nachbarn EU-Mitglieder. Und über die Nordsee kommen keine Flüchtlinge. Aber viele Migranten wollen nach Deutschland. Wenn Länder wie Griechenland oder Ungarn sie nicht einzeln kontrollieren und eventuell abweisen, sondern einfach durchwinken, reisen sie meist weiter nach Deutschland, Frankreich oder Österreich. Insofern sitzen die Europäer letztlich alle in einem Boot. Daher kommt auch der Spruch »Das Boot ist voll«. Erfunden hatten ihn ursprünglich die Schweizer im Zweiten Weltkrieg, als sie genug hatten von den vielen Kriegsflüchtlingen, unter anderem aus Deutschland. Heute ist damit gemeint, dass die EU nicht noch mehr Flüchtende aus Afrika oder dem Nahen Osten aufnehmen könne. Andererseits gibt es Kritik an der »Festung Europa«, die sich in ihrem Wohlstand mitleidslos abschotte und Menschenrechte missachte.

					Kein anderes Thema sorgt in der EU für so viel Streit. Einige Länder sind grundsätzlich gar nicht bereit, Geflüchtete aufzunehmen und zu versorgen, während ihre Asylanträge überprüft werden. Bisher ist es nicht gelungen, eine gemeinsame Flüchtlingspolitik zu entwickeln, die diesen Namen verdient. Hinzu kommt, dass manche Rechtsfragen in der Praxis nicht gut funktionieren. Für Geflüchtete kann es sehr schwer sein nachzuweisen, dass sie in ihrer Heimat politisch verfolgt werden. Umgekehrt kann es sehr schwer sein, Menschen abzuschieben, wenn sie erst einmal da sind. Wenn nicht klar ist, woher jemand stammt, wird die Person auch von keinem Land wieder zurückgenommen. Zudem machen kriminelle Schlepperbanden aus der Not ein Geschäft. Sie setzen die Menschen auf kaputte Boote und schicken sie aufs Meer, damit die Europäer sie aus Seenot retten. Zigtausende ertrinken dabei. Und so ertrinkt ein kleiner Junge aus Syrien in demselben Mittelmeer, in dem Kinder aus Deutschland im Urlaub planschen. Das ist nicht zu ertragen.

					 

					Migration, Flucht, Einwanderung: Was ist was? Migration meint als Oberbegriff jede Art von Auswanderung. Wenn eine deutsche Ärztin in die Schweiz zieht, weil sie dort einen interessanten Job angenommen hat, ist auch sie eine Migrantin – zunächst nur mit Aufenthaltsrecht, später kann sie sich sogar um die Schweizer Staatsbürgerschaft bewerben, wenn sie das will. Die meisten Arbeitsmigranten reisen allerdings von ärmeren in reichere Länder. Auch das kann legal geschehen, etwa weil ausländische Pflegekräfte oder Erntehelfer gesucht werden. Anders ist es bei illegalen Armutsmigranten, die oft abschätzig »Wirtschaftsflüchtlinge« genannt werden. Flucht unterscheidet sich von Einwanderung, Flüchtende fliehen vor Armut und Hoffnungslosigkeit aus ihren Heimatländern. Allerdings gibt es dafür kein grundsätzliches internationales Recht. Anders ist das bei Menschen, die politisch verfolgt werden, zum Beispiel weil sie sich gegen die Diktatur in ihrem Land auflehnen oder weil sie homosexuell sind und das in ihrer Heimat verboten ist. Sie haben ein Recht auf Asyl. Das steht in der internationalen Genfer Flüchtlingskonvention. Man darf Flüchtende nicht einfach abweisen, wenn sie um Asyl bitten, sondern jeder Fall ist zu prüfen. Daran müssen sich auch die Europäer halten. Anders ist es beim Einwanderungsrecht, da hat jedes EU-Land seine eigenen Gesetze, was die Sache nicht einfacher macht.

					Die Aufgabe, nach gemeinsamen Regeln für den Umgang mit Migranten zu suchen, hat Europa jedenfalls noch nicht gelöst. Und die großen, weltweiten Fluchtbewegungen werden sich schwerlich beschränken lassen, solange es die Ursachen für die Flucht weiterhin gibt. Dazu mehr im nächsten Kapitel.

				


6. Kapitel

					Und jetzt noch kurz die Welt retten

				
					
						


Die großen Fragen der Menschheit

					
					Haben Staaten Freunde? Um über Weltpolitik zu reden, müssten wir eigentlich ein ganz neues Buch anfangen. Hier ist jetzt aber nur noch Platz für ein kurzes Kapitel. Darin geht es um die ganz großen Fragen: Krieg und Frieden, den Klimawandel, Armut, Flucht und Vertreibung. Auch jeder Bundeskanzler und jede Bundeskanzlerin gerät in den Sog der Außenpolitik. Und so hat das Kanzleramt im Laufe der Jahrzehnte die Europa- und Weltpolitik immer mehr an sich gezogen. Die Außenminister haben da schon lange nicht mehr so viel zu sagen. Umgekehrt fällt es Bundeskanzlern gelegentlich schwer, sich auf innerparteiliche Streitigkeiten zu konzentrieren, wenn sie gerade mit Washington über die Gefahr eines Atomkriegs im Nahen Osten gesprochen haben.

					Ein alter Spruch besagt: »Staaten haben keine Freunde, sondern nur Interessen.« Ob das so hart stimmt, darüber kann man streiten. Es sind sicher nicht nur kühle Interessen, die uns Europäer miteinander verbinden. Und auch zwischen Staaten gilt: Wer sich sympathisch ist, kommt in schwierigen Situationen besser miteinander klar. Und darum geht es in der Außenpolitik eigentlich ständig: mit schwierigen Situationen klarkommen. Deshalb landen Regierende weltweit sehr schnell in der sogenannten Realpolitik. Wenn man es mit Ländern zu tun hat, die einem militärisch überlegen sind oder für die eigene Wirtschaft extrem wichtige Handelspartner darstellen, muss man leider auch schmutzige Hände schütteln. Denn die internationale Politik hat ein großes Problem: Es herrscht in ihr ziemlich viel Anarchie. Staaten lassen sich nicht verurteilen und einsperren wie Straftäter. In gewisser Weise herrscht das Recht des Stärkeren. Das internationale Völkerrecht und Organisationen wie die Vereinten Nationen (UN) wollen dem entgegenwirken. Zum Teil gelingt das auch, aber eben nur zum Teil. Das ist leider ziemlich ernüchternd. Aber wenn sehr viele mächtige Staaten das Gleiche wollen, können sie andere Länder beeinflussen. Insofern ist es eben doch sehr wichtig, viele »Freunde« zu haben.

					 

					Wozu überhaupt Staaten? Dass sich die Welt heute in fast 200 einzelne Staaten aufteilt, ist keine Selbstverständlichkeit. Es gab Zeiten mit großen Weltreichen, die am Ende aber alle zerfielen, weil sie zu groß waren und zu viele unterschiedliche Regionen und Volksgruppen zu beherrschen versuchten. Im Laufe der Geschichte bildeten sich Nationalstaaten heraus. Dort gibt es im besten Fall eine enge Verbindung von Staat und Bevölkerung, die sich dem Land zugehörig fühlt. Das ist aber nicht überall der Fall, etwa wenn nach Kriegen Grenzen neu gezogen wurden und ein Staat behauptet wird, den die Menschen dort gar nicht fühlen. Das ist vor allem in vielen afrikanischen Ländern ein Problem.

					Aber auch in Europa gibt es erstaunlich viele innerstaatliche Konflikte, die weit in die Geschichte zurückreichen. Südtirol etwa gehört seit dem Ende des Ersten Weltkriegs völkerrechtlich zu Italien und nicht mehr zu Österreich, doch die Südtiroler fühlen sich bis heute nicht italienisch. Oder Beispiel Spanien: Zum Nationalstaat Spanien gehören auch die Katalanen in der Region um Barcelona, die es jedoch gar nicht mögen, wenn man sie als »Spanier« bezeichnet. Was nicht heißt, dass alle Katalanen die Zugehörigkeit zu Spanien ablehnen. Oder Irland: Durch die Insel verläuft seit einhundert Jahren eine Staatsgrenze. Rein geografisch ergibt das keinen Sinn, und es sprechen dort auch alle die gleiche Sprache. Politisch und ethnisch dürfte eine Vereinigung aber unmöglich sein, denn Nordirland gehört zu Großbritannien. Der protestantische Teil der Bevölkerung will das auch so. Die katholischen Nordiren hingegen würden gerne zur Republik Irland gehören. Dieser Konflikt, auf Englisch »The Troubles« genannt, hat schon zu Tausenden Toten geführt und kann jederzeit wieder aufbrechen.

					 

					Großmächte und Supermächte. Nach dem Zweiten Weltkrieg teilte sich die Welt über Jahrzehnte in zwei Blöcke auf: Ost und West. Dem ordneten sich praktisch alle Staaten unter. Die USA und die Sowjetunion wurden »Supermächte«. Sie hielten sich mit ihren Atomwaffen gegenseitig in Schach, in einem »Gleichgewicht des Schreckens«. Um Supermacht zu sein, muss man die Welt beherrschen oder zumindest große Teile von ihr stark beeinflussen können. Großmächte sind eine Nummer kleiner, und das nicht nur im wörtlichen Sinne. Sie haben oft nur in bestimmten Weltregionen erheblichen Einfluss. Dann spricht man auch von »Hegemonialmächten«. Wie mächtig ein Staat ist, richtet sich danach, wie stark er wirtschaftlich und militärisch ist, wie sehr er technisch überlegen ist, welchen kulturellen Einfluss er hat, und natürlich spielen auch seine schiere Größe und Bevölkerungszahl eine erhebliche Rolle.

					Insider: Balance of Power

					
						Man kann die Welt aus verschiedenen Blickwinkeln betrachten (Politikwissenschaftler sprechen hier von »Denkschulen«). Wer in ihr eine sich immer wieder neu austarierende Balance of Power erkennt, tut das besonders nüchtern und schaut ausschließlich auf Machtverhältnisse. Das ist nicht sehr herzerwärmend, aber oft nah an der Wirklichkeit. Der Grundgedanke ist, dass überall dort, wo es große Macht gibt, sich über kurz oder lang Gegenmacht bildet. Staaten stehen in Wettbewerb zueinander und streben immer wieder nach einer Balance, einem Gleichgewicht der Kräfte. An einem Beispiel lässt sich das beschreiben: Iran und Irak waren Erzfeinde und hielten sich als dominante Regionalmächte gegenseitig in Schach. Als die Amerikaner den irakischen Diktator Saddam Hussein stürzten, fiel der Irak als Machtfaktor quasi weg. Das gab dem Nachbarland Iran Raum, seinen politischen und militärischen Einfluss auszuweiten und in der Region immer mächtiger zu werden. Das wiederum rief irgendwann Saudi-Arabien auf den Plan, das dem Machtzuwachs Irans entgegentreten will.

					

					Diplomatie: Eiertanz auf internationalem Parkett. Jede Menge Staaten müssen also miteinander umgehen. Das zu begleiten, ist Aufgabe der Diplomatie. Dazu gehören auch Botschafter, die ihren Staat im Ausland repräsentieren. Schon vor Jahrhunderten stellte sich heraus, dass es nicht schlecht ist, jemanden »vor Ort« zu haben. Die Königshäuser schickten Adelige als Gesandte an andere Höfe, die dort dann schöne Feste gaben und Kontakte knüpften. Das sorgte nicht nur für gute Stimmung, man konnte sich auch unauffällig umhören, was so los ist in dem Land.

					Im Laufe der Zeit entwickelte sich die Regel der diplomatischen Immunität: Ausländische Diplomaten dürfen von ihrem Gastland nicht strafrechtlich verfolgt und verhaftet werden. Und ihre Diplomatenkoffer werden nicht von Grenzbeamten durchsucht; vertrauliche Dokumente können somit ungehindert transportiert werden. Im digitalen Zeitalter ist das nicht mehr so wichtig. Immer noch attraktiv ist die Immunität aber für diplomatische Verkehrssünder. In Berlin parken ihre Karossen gerne im Halteverbot. Gibt ja keine Knolle. Die Botschaftsgebäude sind dem Zugriff des Gastlandes ebenfalls entzogen. Wie wichtig der Sonderstatus von Botschaften ist, zeigte sich 1989, als DDR-Bürger in die Botschaft der Bundesrepublik in Prag flüchteten. Dort befanden sie sich formal auf westdeutschem Gelände. Ohne politische Verhandlungen wären sie da aber nicht wieder herausgekommen. Insofern sind diplomatische Formalien nur Hilfswerkzeuge, keine Lösungen für politische Konflikte.

					Die Grundaufgabe von Diplomatie und Außenpolitik ist bis heute die gleiche: die Beziehungen zwischen Ländern fördern, Informationen sammeln und analysieren. Die Botschafter in den Hauptstädten sind nah dran und senden ihren heimischen Regierungen Einschätzungen der Lage. Das ist nicht das Gleiche wie geheimdienstliche Schnüffelei. Die gibt es zwar auch und gerade im Umfeld von Botschaften, aber die Botschafter selbst sind in der Regel Diplomaten und keine Spione. Botschaften dienen außerdem als Anlaufstation für die eigenen Landsleute. Wer im Ausland Hilfe braucht, kann sich an sie wenden.

					Dass ein Land in einem anderen Staat eine Botschaft einrichtet, ist übrigens keine Selbstverständlichkeit. Man sagt damit förmlich, dass man diesen Staat völkerrechtlich anerkennt und mit ihm diplomatische Beziehungen pflegt. Ist der Status eines Landes umstritten, lässt man das eventuell. Beispiel: Die Volksrepublik China betrachtet Taiwan als abtrünnige Provinz. Vielen Staaten ist es deshalb zu heikel, Taiwan förmlich als eigenständige Nation anzuerkennen. Auch Deutschland hat in Taiwan bisher keine richtige Botschaft errichtet, sondern nur ein »Institut«.

					 

					Das Protokoll und andere Blumensträuße. Sobald jemand Außenminister (oder -ministerin) wird und damit der oberste Diplomat seines Landes, verändert sich dessen Sprache. Wer vorher in der deutschen Politik gerne mal kräftig ausgeteilt und Klartext geredet hat, gibt plötzlich nur noch verklausulierte, sorgfältig formulierte Sätze von sich. Das hat durchaus Gründe. Ein unbedacht rausgehauener Satz kann für ernsthafte außenpolitische Verstimmungen sorgen. Staaten lassen sich ungern öffentlich kritisieren und fühlen sich leicht »vorgeführt«. Diplomatie heißt, auf höfliche Weise Kritik zu üben und niemanden bloßzustellen.

					Deshalb besteht Außenpolitik aus jeder Menge Formalien. Beim Besuch ausländischer Gäste gilt ein Protokoll, ein festes Regelwerk für den korrekten Ablauf. Mit vielen Abstufungen. Nicht jeder Gast kommt zu einem »Staatsbesuch«, bei dem der rote Teppich ausgerollt wird. Manche Besuche sind nur »Arbeitstreffen«, da spart man sich großes Brimborium.

					Bietet man als Gastgeber mehr als die protokollarische Standardversion, zeigt man damit besondere Freundlichkeit. Zum Beispiel wird ein Außenminister in der Regel nur vom Außenminister des anderen Landes empfangen. Lädt ihn hingegen der Regierungschef oder gar die Staatspräsidentin in ihr Büro, ist das eine große Geste, quasi ein Riesenblumenstrauß. Auch Einladungen in Privathäuser oder gemeinsame Restaurantbesuche sind abseits des normalen Protokolls. Damit demonstriert man sich und der Welt: Wir sind uns nahe (oder tun zumindest so).

					[image: ]
					Manchmal pfeifen aber auch Diplomaten aufs Diplomatische und sagen sich auf offener Bühne und vor laufenden Kameras gehörig die Meinung. 2003 zerstritten sich die USA mit einigen ihrer Verbündeten, vor allem Deutschland und Frankreich, über die Frage, ob es richtig ist, gegen den Irak Krieg zu führen. Damals trat der deutsche Außenminister Joschka Fischer bei einer internationalen Konferenz ans Rednerpult und schleuderte dem US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld ein schneidendes »I am not convinced« entgegen – »ich bin nicht überzeugt«. Wenn Blicke töten könnten, wären wohl beide Minister zu Staub zerfallen.

					 

					Die Codes der Diplomatensprache. Die Diplomatie hat eine eigene Sprache, die weltweit verstanden wird. Bei bestimmten Formulierungen weiß jeder, was los ist, da sie sich zweifelsfrei »übersetzen« lassen. Wenn zwei Regierungen nach ihrem Treffen erklären, dass sie »ein offenes Gespräch und einen fruchtbaren Meinungsaustausch« hatten, heißt das so viel wie: »Wir haben uns mächtig gestritten.« Nach außen wird die Form gewahrt, man sagt es nur »durch die Blume«. Wenn angesichts eines bewaffneten Konflikts gesagt wird, dass man sich »weiterhin für eine diplomatische Lösung einsetze«, ist das auch ein Code. Heißt so viel wie: Wir haben leider nichts erreicht, es wird erst mal weitergekämpft.

					Für solche Botschaften kann man auch Botschafter benutzen. Die Person dient dann der außenpolitischen Kommunikation und muss im Dienst der Diplomatie möglicherweise rasch ihre Koffer packen. Wird ein Botschafter von seinem Gastland »einbestellt«, ist das eine scharfe Kritik an einer Handlung oder Haltung seines Heimatlandes. Etwas weniger scharf ist es, wenn Botschafter nur »zum Gespräch gebeten« werden. Härter wird es, wenn Botschafter »ausgewiesen« werden. Das kann auch umgekehrt geschehen, dann zieht ein Land seinen Botschafter ab und holt ihn oder sie zurück in die Heimat. Das ist ein diplomatischer Wutausbruch. Die allerhöchste Eskalationsstufe ist der »Abbruch der diplomatischen Beziehungen«. Mehr geht kaum, und falls man den Riss überhaupt je wieder kitten kann, wird es lange dauern. Noch mal im Schnelldurchlauf: Zum Gespräch bitten = wir sind sauer. Einbestellen = wir sind stinksauer. Ausweisen = wir platzen vor Wut. Diplomatische Beziehungen abbrechen = wir bieten Prügel an.

					 

					Krieg und Frieden. In der alten indischen Sprache Sanskrit heißt Krieg übersetzt: »Wunsch nach mehr Kühen«. Dieser Wunsch nach mehr hat in der Geschichte der Menschheit zu unendlich viel Leid und Zerstörung geführt. Warum sind die Menschen immer wieder so dumm, Kriege zu führen? Und hört das nie auf? Pazifisten sagen: In einer Welt ohne Waffen gäbe es auch keine Kriege. Und wenn man nicht mitmacht, trägt man auch nicht dazu bei. Dazu gab es in den 1980er-Jahren einen berühmten Slogan: »Stell dir vor, es ist Krieg und keiner geht hin.« Das war die Zeit des Ost-West-Konflikts, als viele Angst vor einem Atomkrieg hatten. Dem halten Realisten entgegen, dass sich auf dieser Welt leider ziemlich viele Leute sehr gut vorstellen können, »hinzugehen«. Deshalb sei es naiv zu glauben, man müsse sich nicht gegen Krieg wappnen oder könne sich einfach aus allem raushalten. Der Begriff »Realisten« ist hier übrigens nicht umgangssprachlich gemeint. In der Politikwissenschaft vertreten die »Realisten« (oder »Neorealisten«) eine eigene Denkschule. Sie stellen sich letztlich aber die gleichen Fragen wie Pazifisten: Wie entstehen Kriege und wie lassen sie sich verhindern?

					 

					Krieg hat viele Gründe und viele Formen. Die Grenzen zwischen »bewaffnetem Konflikt« und »Krieg« sind fließend. Von Krieg spricht man, wenn Kämpfe über einen längeren Zeitraum gehen, organisiert sind und sehr viele Menschen betreffen. Es gibt Kriege zwischen Staaten (internationale Kriege) und Kriege innerhalb eines Staates (Bürgerkriege). Und wenn eine Regierung Krieg gegen ihr eigenes Volk führt, spricht man von Staatsterror. So tat das in Deutschland Hitler, der seine Gegner im eigenen Land vernichtete. Ein aktuelles Beispiel ist der syrische Diktator Assad, der gegen große Teile seiner Bevölkerung Krieg führt. Kriege werden aber nicht nur von Staaten geführt, sondern auch von »nicht staatlichen Akteuren«, damit sind zum Beispiel Terrorgruppen gemeint. Wie etwa der sogenannte IS (Islamischer Staat), der seinen Krieg auf den Gebieten mehrerer Länder führte und einen neuen, eigenen Staat gründen wollte. Auch die Drogenmafia und andere Banden führen Kriege und benutzen dazu Milizen, das sind dann praktisch Privatarmeen. Solche Milizen oder paramilitärische Verbände können aber auch im staatlichen Auftrag unterwegs sein, sie gehören dann nur nicht zum offiziellen Militär. Paramilitärs werden gern für besonders schmutzige und völkerrechtswidrige Aktionen eingesetzt.

					Kriege werden aus furchtbar vielen Gründen geführt. Häufig um Landesgrenzen, die nicht akzeptiert werden. Dabei geht es selten nur um irgendein Stück Land, sondern um mehr: um Ölquellen zum Beispiel oder einen Zugang zum Meer, um Schifffahrt betreiben zu können. Manchmal geht es auch um religiöse Stätten. Hass zwischen Religionen und Ethnien kann Kriege auslösen und befeuern. Aber auch da geht es meistens um noch ganz anderes, nämlich um Macht, Ressourcen und Lebensräume. Im afrikanischen Ruanda gab es 1994 einen grauenhaften Krieg zwischen zwei Volksstämmen, den Hutu und den Tutsi. Innerhalb weniger Wochen wurden bis zu eine Million Menschen niedergemetzelt. Die Opfer waren hauptsächlich Tutsi. Sie waren in der Minderheit und sollten systematisch ausgelöscht werden. Deshalb spricht man hier auch von Völkermord. Das Verrückte: Hutu und Tutsi unterscheiden sich ethnisch kaum voneinander. Es gibt historische und soziale Unterschiede, aber sie teilen eine gemeinsame Sprache, Religion und Kultur und auch das Gebiet, auf dem sie leben. Die tiefer liegenden Gründe für diesen innerstaatlichen Krieg waren Armut und Überbevölkerung. Das Land ist winzig. Familien hatten viele Kinder, konnten aber nur dem Erstgeborenen ein Stück Feld vererben. Es war leicht, Hass auf die zu schüren, die vermeintlich mehr hatten.

					Konfliktforscher befürchten, dass Klimawandel und Umweltkatastrophen künftig ein immer wichtigerer Kriegsgrund sein werden. Zum Beispiel wenn Dürren zunehmen und um Wasser gestritten wird. Fließt ein Fluss durch mehrere Länder und ein Land baut einen Staudamm, kommt beim Nachbarn am unteren Flusslauf weniger Wasser an. Aus solchen Konflikten können leicht Kriege entstehen.

					Und noch etwas gehört zur Natur des Krieges: Er ist ansteckend wie ein Virus. Bricht in einer Region ein Krieg aus, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass Nachbarstaaten mit reingezogen werden oder von sich aus mitmischen. Das gilt auch für innerstaatliche Konflikte, die sehr schnell zu zwischenstaatlichen Kriegen werden können. Man spricht dann von Internationalisierung.

					 

					Menschenfreundliche Kriege? Es gibt auch gut gemeinte Kriege. Wenn in einem Land eine Volksgruppe vernichtet wird oder ein Staat brutal seine Nachbarn überfällt – soll man dann einfach nur still dasitzen und zusehen? Friedensappelle, also »gut zureden«, werden nichts nützen. In solchen Fällen militärisch einzugreifen, wird humanitäre Intervention genannt. Man greift zu den Waffen, um zu helfen und die Bevölkerung zu schützen. Das klingt gut, ist aber schwierig und geht oft schief. Zum einen sollte jeder, der in ein Land einmarschiert, einen Plan haben, wann und wie man da später wieder rausgeht. Zum anderen sind die Vorstellungen darüber, was »humanitär« (menschenfreundlich, wohltätig) ist und was ein Eingreifen rechtfertigt, sehr verschieden. Und manchmal hängt es einfach von Stimmungen und historischen Umständen ab, ob geholfen wird oder nicht. Wir hatten oben ja das Beispiel Ruanda. Warum hat die Welt dem Völkermord tatenlos zugeschaut? Es gab damals, in den 1990er-Jahren, nur noch eine Supermacht, die USA. Kein anderer hätte eingreifen können. Die Amerikaner hatten jedoch gerade erst eine humanitäre Intervention in Somalia hinter sich, die furchtbar gescheitert war. Im Auftrag der Vereinten Nationen wollten die USA dort gegen Bürgerkrieg und Hunger kämpfen. Es endete in einem Desaster. Bilder von getöteten US-Soldaten, die johlend durch den Wüstenstaub geschleift wurden, schockierten die Amerikaner. Als kurz darauf das Grauen in Ruanda begann, war die US-Regierung nicht bereit, erneut eigene Soldaten einzusetzen. Mitleid ist insofern relativ. Und das Gutgemeinte kann grandios scheitern.

					In diesem Zusammenhang noch zwei Angebervokabeln für Insider: Regime-Change und Nation-Building. Wenn ausländische Truppen in ein Land wie Afghanistan gehen, um dort ein Terrorregime zu bekämpfen, ist ihr erstes Ziel, diese alte Regierung zum Teufel zu jagen und eine neue zu installieren. Das nennt man Regime-Change. Hat man außerdem noch das Ziel, danach einen neuen, besseren Staat aufzubauen und dem Land dabei zu helfen, friedlicher und demokratisch zu werden, ist das Nation-Building. In Afghanistan sind die westlichen Staaten daran gescheitert. Ob das von vornherein aussichtslos war oder ob man einen längeren Atem gebraucht hätte, ist umstritten.

					Als historisches Positivbeispiel für Nation-Building gilt übrigens Deutschland. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die USA Westdeutschland zu einer Art Projekt gemacht: Es sollte zu einem demokratischen (und marktwirtschaftlichen) Modellstaat werden, auch als Gegenmodell zum kommunistischen Osten. Berlin war damals Frontstadt im Kalten Krieg. Ein ähnliches Nation-Building gab es in Japan. In beiden Fällen ging es allerdings um Länder, die einen hohen Entwicklungs- und Bildungsgrad hatten und bereits geeinte Nationalstaaten waren, mit einem Bürgertum, das sich grundsätzlich mit dem Staat identifizierte.

					 

					Und wie findet man (wieder) zum Frieden? Manche Kriege werden seit Jahrzehnten geführt. Dann hat sich die Feindschaft über Generationen so in die Köpfe und Seelen der Menschen gebrannt und es ist so viel Unrecht geschehen, dass es kaum noch möglich ist, da überhaupt je wieder herauszufinden. Der Konflikt im »Heiligen Land« zwischen Israelis und Palästinensern ist dafür ein Beispiel. Deshalb ist es so wichtig, Kriege gar nicht erst entstehen zu lassen. Am Anfang eines Konflikts sind die Chancen am höchsten, mit Diplomatie und Vermittlung durch neutrale Dritte eine Eskalation zu verhindern und Gewalt einzudämmen. Tobt erst mal ein Krieg mit vielen Toten, wird es schwer. An den Verhandlungstisch bekommt man die Parteien erst wieder, wenn keiner mehr an einen Sieg glaubt und alle Beteiligten erschöpft und im wahrsten Sinne des Wortes »ausgeblutet« sind.

					Es gibt natürlich auch Kriege, bei denen eine Seite so übermächtig ist, dass die andere Seite schließlich kapituliert. So war das im Zweiten Weltkrieg. Hitler-Deutschland hatte ihn begonnen, am Ende aber auch verloren. Hitler hatte nicht damit gerechnet, dass die USA den Europäern zu Hilfe kommen und sich für den Kampf gegen den deutschen Terror nicht nur mit Großbritannien und Frankreich, sondern auch mit der Sowjetunion verbünden.

					[image: ]
					Demokratie ist generell eine den Frieden fördernde Sache. Demokratische Staaten (und damit sind hier echte Demokratien gemeint und keine autoritären Pseudodemokratien) ziehen zwar auch in blutige Kriege – aber nicht gegeneinander. Würde die ganze Welt aus freiheitlichen Demokratien bestehen, könnten wir wirklich an den großen Weltfrieden zu glauben beginnen.

					 

					Mit oder ohne Ansage. In früheren Jahrhunderten wurden Kriege oft noch förmlich per Kriegserklärung angekündigt (»Teile Ihnen mit: Ab morgen wird geschossen«). Aber auch damals gab es schon plötzliche Überfälle ohne große Formalitäten. Trotzdem werden Kriege bis heute immer gerechtfertigt, was ja auch eine Form von »Kriegserklärung« ist. Selbst die übelsten Angreifer geben nie offen zu, dass es ihnen einfach nur um Landgewinn, Gier, Macht oder Hass geht. Und praktisch immer erklären sich die Täter zu Opfern oder Helfern. In der Opfer-Variante verweisen sie gern auf Unrecht, das Urahnen angetan wurde, oder auf frühere Grenzverläufe. Keine Grenze ist so alt, dass sie nicht infrage gestellt werden könnte. In der Helfer-Variante werden im Ausland lebende Angehörige des eigenen Volkes angeblich bedroht. Notfalls inszeniert man einen Vorwand; so erklärte Adolf Hitler seinen Überfall auf Polen 1939 zum Verteidigungskrieg, nachdem er zuvor polnische Aggressionen gegen das Deutsche Reich faken ließ. Kriege werden aber nicht immer offen geführt. Den Krieg, den Russland im Osten seines Nachbarlandes Ukraine führt, hat es nie offiziell zugegeben. Russische Soldaten, die dort auftauchten, waren angeblich »privat im Urlaub«.

					 

					NATO und Warschauer Pakt. Während des Ost-West-Konflikts, der nach dem Zweiten Weltkrieg zwischen den USA und der Sowjetunion ausbrach, gründeten beide Seiten Militärpakte mit ihren Verbündeten. Die Sowjetunion versammelte die osteuropäischen Länder im Warschauer Pakt. Der Westen gründete die NATO, das steht für North Atlantic Treaty Organization. Sie gibt es bis heute, und ihr gehören inzwischen auch die Länder Osteuropas an. Sehr zum Ärger Russlands. Die Idee der NATO ist einfach beschrieben: »Alle für einen«. Wenn ein Mitglied angegriffen wird, fühlen sich alle anderen Mitglieder automatisch mit angegriffen und verteidigen ihr Klubmitglied. Wenn das geschieht, spricht man vom Bündnisfall. Ausgerufen wurde er bisher nur ein einziges Mal: 2001, nach den Terroranschlägen vom 11. September in New York und Washington. Dass ausgerechnet das mächtigste Mitglied das erste sein würde, dem die anderen zur Seite sprangen, hätte sich bei der Gründung der NATO 1949 keiner träumen lassen.

					 

					Warum war der Kalte Krieg kalt? Den Konflikt zwischen Ost und West ab 1945 bis etwa 1990 nannte man Kalten Krieg, weil zwischen den Ländern beider Blöcke keine Schüsse und Bomben fielen. »Heiße« Kriege führten der sozialistische Osten und der kapitalistische Westen in anderen Weltregionen zwar durchaus. Aber sie standen sich nie mit ihren Armeen auf einem Schlachtfeld direkt gegenüber, und es gab keinen Atomkrieg, vor dem damals viele Menschen große Angst hatten. Seit am Ende des Zweiten Weltkriegs die USA Atombomben auf Japan abgeworfen hatten, war der Atomkrieg ein die ganze Menschheit bedrohendes, maximal verhängnisvolles Szenario. Mit der Folge, dass im Kalten Krieg ein Gleichgewicht des Schreckens entstand. Sowohl die Sowjetunion als auch die USA hatten sich so ausgerüstet, dass ein atomarer Angriff (»Erstschlag«) automatisch zu einem Gegenschlag geführt hätte. Damit war allen Beteiligten klar: Wer angreift, wird selbst vernichtet, es kann keinen Sieger geben. Das war extrem zynisch und unfassbar gefährlich – aber diese Strategie war auch erfolgreich. Beide Seiten vermieden den Krieg. Weil die Gefahr von Missverständnissen so extrem hoch war, suchten Washington und Moskau dann auch den Dialog, damit nicht eine Seite »aus Versehen« zum Erstschlag ausholte. Unterm Strich hielten sich die zwei Weltmächte und ihre Verbündeten gegenseitig in Schach. Es gab keine (zwischenstaatlichen) Kriege mehr innerhalb Europas.

					Insider: Stellvertreterkriege

					
						Nicht immer kämpfen Staaten direkt gegeneinander, manchmal lassen sie andere ihren Krieg führen. Dabei sind sie aber höchst aktiv, indem sie »ihre« Partei bis an die Zähne bewaffnen oder verdeckt mitmischen. Immer wieder standen sich so große Mächte indirekt gegenüber. Manchmal lassen sie zwei andere kleinere Länder für sich gegeneinander kämpfen. Manchmal findet dieser Stellvertreterkrieg auch nur in einem Land statt. Offiziell heißt das dann Bürgerkrieg, ist tatsächlich aber ein Krieg, an dem ausländische Mächte eifrig teilnehmen und auch selbst mitkämpfen. Während des Kalten Krieges zwischen den USA und der Sowjetunion gab es weltweit sehr viele solcher Stellvertreterkriege. Teils kämpften die beiden Supermächte dort auch offen mit eigenen Truppen, standen sich aber nicht direkt gegenüber. Im Vietnamkrieg zum Beispiel kämpften die USA bis zu ihrer Niederlage 1975 indirekt auch gegen die Sowjetunion, die Nordvietnam unterstützte. Diese wiederum kämpfte in Afghanistan in den 1980er-Jahren vergeblich gegen Krieger, die von den USA Waffen bekamen. Auch heute gibt es noch Stellvertreterkriege, etwa im arabischen Jemen. Dort stehen sich Iran und Saudi-Arabien indirekt gegenüber.

					

					Lassen sich Staaten bestrafen? Überfällt ein Land ein anderes, löst das bei vielen Staaten oft große Empörung aus. Ein Angriffskrieg ist ein Bruch des Völkerrechts, und da will man nicht einfach achselzuckend zuschauen – denn wenn so etwas nicht bestraft wird, fühlen sich andere aggressive Typen ebenfalls ermuntert. Selbst in den Krieg ziehen, um den Angegriffenen zu helfen, will aber meist keiner. In solchen Fällen wird zu Sanktionen gegriffen. Das sind vor allem wirtschaftliche Strafen. Man stoppt den Handel mit dem Angreiferland, dann kann es nicht mehr exportieren oder importieren. Oder verhängt Einreiseverbote für hochrangige Regierungsmitglieder und deren Familien und beschlagnahmt ihre Konten im Ausland. Das klingt harmloser, als es ist: Die Regierungen kriegerischer Länder sind meist sehr korrupt und haben viel schmutzig erworbenes Geld ins Ausland gebracht. Warum? Weil Diktatoren ahnen, dass ihre Zeit mal vorbei sein könnte oder die Wirtschaft ihres Landes den Bach runtergeht. Gut, wenn man dann eine Luxuswohnung in London und ein Konto in der Schweiz hat. Wirtschaftssanktionen haben aber auch für die normale Bevölkerung eines Landes böse Folgen. Dann trifft man eigentlich die Falschen. Und schnelle Wirkung zeigen Sanktionen nie. Ein Krieg hört nicht plötzlich auf, weil andere Staaten Sanktionen verhängen.

					Personen lassen sich leichter bestrafen als Staaten. Und tatsächlich wurden vor internationalen Kriegstribunalen auch schon schlimme Kriegsherren verurteilt. Es gab zum Beispiel spezielle Gerichtsprozesse zu den Balkankriegen und zum Völkermord in Ruanda. Die Verurteilten hatten sich schwerer Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht. Es gibt nämlich auch für Kriege ein Recht (Kriegsrecht), das regeln soll, was in einem Krieg erlaubt ist und was nicht. Dazu gehören unter anderem die Genfer Konventionen. Die ersten solcher Abkommen wurden schon im 19. Jahrhundert getroffen. Man legte etwa fest, dass man Kriegsgefangene nicht verhungern lassen darf oder dass bestimmte Waffenarten geächtet sind. Natürlich werden diese Regeln in Kriegen immer mit Füßen getreten. Aber sie sind zumindest eine rechtliche Grundlage, auf der man Kriegsverbrecher später verurteilen kann. Oft kommt das leider nicht vor.

					 

					Topsecret: Manchmal wie James Bond. In Deutschland ist der Bundesnachrichtendienst (BND) für Spionage im Ausland zuständig. Durch ihre Spionagetätigkeit wie dem heimlichen Überwachen von Gesprächen fiel den BND-Agenten 2019 frühzeitig auf, dass in China plötzlich so viel von einer neuen Lungenkrankheit die Rede war. Dass daraus mit der Coronapandemie eine weltweit grassierende Virusseuche werden sollte, erkannten die Geheimdienstler allerdings nicht. Informationen zu haben bedeutet nicht, daraus auch die richtigen Schlüsse zu ziehen.

					Spionage besteht seit jeher aus dem Sammeln von nicht öffentlichen Informationen. Was Regierungsleute untereinander hinter den Kulissen besprechen, wollen Spione aus aller Welt gerne wissen, wenn sie »im Auftrag Ihrer Majestät« oder nur schnöde im Auftrag ihrer Regierung unterwegs sind. Was James Bond in seinen Filmen macht, nämlich Bösewichte zu killen, ist eigentlich nicht Aufgabe von Spionen. Aber auch das kommt vor. Russische Agenten verübten in London Giftanschläge auf Leute, die Moskau als Feinde betrachtete. Dessen sind sich jedenfalls Großbritannien und andere westliche Länder absolut sicher. Ihr Problem: Die Beweise vorzulegen, fällt schwer, denn sie beruhen auch auf Erkenntnissen von Geheimdiensten. Und wie die eigenen Leute arbeiten und wer was herausfindet, macht man besser nicht öffentlich.

					Zu den wichtigsten Spionen heute gehören Computer-Nerds. Hacking ist längst mindestens so wichtig, wie dass man ins Ausland geht und dort Kontakte knüpft. Chinesische Spione sind bislang besonders an deutschen Unternehmen interessiert. Da möchte man zum Beispiel technologische Kenntnisse abgreifen. Oder interne Informationen, die helfen, sich in ein Unternehmen einzukaufen, was chinesische Investoren vielfach tun. Russische Spione hacken sich auch gern mal in die Computer des Deutschen Bundestags ein. Dabei wird versucht, auf den PCs von Abgeordneten Spionage-Software unterzubringen, um E-Mails mitzulesen. Und was erhoffen sich Spione davon? Sie wollen zum Beispiel Stoff für peinliche Enthüllungen finden, die man über anonyme Social-Media-Kanäle veröffentlichen kann. Wenn ein Ziel der Außenpolitik darin besteht, in anderen Staaten Aufruhr zu schüren und ihre Demokratie zu schwächen, ist jedes noch so schmutzige Mittel recht. Russland wird vorgeworfen, solche verdeckten Propagandaaktionen auch bei Präsidentschaftswahlen in den USA oder bei der Brexit-Kampagne in Großbritannien verfolgt zu haben.

					Insider: Hybride Bedrohungen

					
						Hybrid heißt ja so viel wie »Mischform«. Das kennt man von Autos, die halb E-Auto und halb Verbrenner sind. In der Politik spricht man von hybriden Bedrohungen oder hybrider Kriegführung, wenn nicht mit klassischen militärischen Mitteln gekämpft wird. Desinformationskampagnen etwa sind solche hybriden Angriffe. Oft verschleiern Staaten ihre Attacken. Sie nutzen für Hacking beispielsweise zum Schein private Firmen, bei denen man nur schwer rückverfolgen kann, wer tatsächlich dahintersteckt. Oder sie beauftragen Kriminelle damit, jemanden im Ausland zu entführen oder zu töten. 2021 schleuste der Diktator von Belarus Flüchtlinge an die Grenze zu Polen, um der Europäischen Union Probleme zu bereiten. Die Bundesregierung hat mittlerweile eine eigene Abteilung, die sich mit hybriden Bedrohungen befasst.

					

					Ausspähen unter Freunden. Deutschland wird aber nicht nur von Ländern wie Russland oder China ausspioniert. Auch westliche Staaten spionieren sich gegenseitig aus. Wie sehr die Amerikaner in Europa schnüffeln, kam bei der NSA-Affäre 2013 ans Tageslicht. Die NSA gehört neben der CIA zum US-amerikanischen Auslandsgeheimdienst. Sie sammelte massenhaft digitale Daten und hörte zum Beispiel auch Handys europäischer Regierungen ab. Die deutsche Kanzlerin Angela Merkel äußerte sich damals sehr empört: »Ausspähen unter Freunden – das geht gar nicht.« Man darf aber vermuten, dass sie darüber nicht ganz so überrascht war.

					[image: ]
					Übrigens: Der größte Teil der Spionage heutzutage ist nicht politisch motiviert, sondern geht gegen Wirtschaft und Wissenschaft. Auf Unternehmen werden die meisten Attacken gestartet. Große Konzerne, die ganze Abteilungen zur Cyber-Abwehr haben, können in Echtzeit verfolgen, wie ihre Systeme attackiert werden. Aber auch Forschungsinstitute und Parlamente erleben jede Menge Hacking-Attacken von außen.

				
					
						Hier trifft sich die Welt: Die Vereinten Nationen

					
					Küchendiplomatie. In einem Hochhaus in New York direkt am Ufer des Hudson River trifft sich der größte Klub der Welt: die Vereinten Nationen. Mehr als 190 Staaten sind Mitglied. Die United Nations Organization, kurz: UNO oder UN, wurde 1945 aus dem Wunsch heraus gegründet, es nie wieder zu solch furchtbaren Weltkriegen kommen zu lassen. Die UNO wird zwar oft als schwach kritisiert, aber die Idee einer Völkergemeinschaft ist bis heute so attraktiv, dass zur großen Generalversammlung immer alle Mitglieder kommen. Es gibt keinen anderen Ort, wo tatsächlich die ganze Welt aufeinandertrifft. Und wie bei jeder Party gilt: Die besten Gespräche gibt’s in der Küche. Bei der UNO sind das die verborgenen Treffen abseits der öffentlichen Termine. Nirgendwo anders können sich Regierungen, die verfeindet sind und offiziell nicht mehr miteinander reden, so unauffällig begegnen, auf Fluren, in Restaurants oder Büros. Verabredet wird das natürlich schon, aber still und leise. Keine offiziellen Termine, keine Kameras. Wer will, kann so miteinander ins Gespräch kommen, und das wird immer wieder gerne genutzt. Allein dafür müsste man die UNO erfinden, wenn es sie nicht schon geben würde.

					 

					Lauter gute Absichten: Die UN-Charta. Zur Gründung der UNO unterschrieb man eine Art Verfassung. An diese Charta (Satzung) sollen sich alle Mitgliedsstaaten halten, was sie leider nicht tun. Aber so wurden für die Welt zumindest mal gemeinsame ethische Werte und Normen formuliert. Die Charta der Vereinten Nationen ist deshalb der wichtigste Teil des Völkerrechts, das die Beziehungen zwischen Staaten regelt. Sie verbietet zum Beispiel Angriffskriege. Und die Charta bekennt sich ausdrücklich zu den allgemeinen Menschenrechten. Sie zu schützen und dafür zu sorgen, dass sie weltweit eingehalten werden, ist eines der wichtigsten Ziele der Vereinten Nationen. Auch wenn das oft nur auf dem Papier steht: Immerhin steht es da und wurde von allen unterschrieben.

					Die UN ist der Inbegriff einer multilateral aufgebauten Organisation: Multilateral heißt wörtlich »vielseitig« (von lateinisch latus = Seite). Es sprechen nicht nur zwei (bilateral) miteinander, und es entscheidet auch nicht nur ein Mächtiger allein (unilateral). Sondern viele sprechen gleichberechtigt miteinander und versuchen gemeinsam Lösungen für Probleme zu finden, die alle betreffen.

					 

					Wohnzimmer der Weltmächte. Die UNO hat verschiedene Organe. In der UN-Generalversammlung sind alle Mitgliedsstaaten vertreten, und alle haben bei Abstimmungen jeweils eine Stimme, der Inselstaat Fidschi genauso wie die USA. Das ist sehr demokratisch, aber auch ein Problem: Mächtige Staaten denken nicht im Traum daran, sich von diesem Gremium irgendwelche Vorschriften machen zu lassen. Es hat dennoch eine moralische Wirkung als große Weltöffentlichkeit. Staatsführer halten dort gerne Reden, um der Welt ihre Sicht der Dinge darzulegen. Wo sonst hören einem alle zu?

					Wirkliche Macht hat der UN-Sicherheitsrat, ein sehr spezielles Gremium, das auch als »Direktorium der Siegermächte« bezeichnet wird. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren das jene Staaten, die führend gegen Hitler-Deutschland gekämpft hatten: die USA, Großbritannien, Frankreich und die Sowjetunion (bzw. heute Russland). Plus China, das gegen den Hitler-Verbündeten Japan gekämpft hatte. Alle fünf sind außerdem Atommächte, die über eigene nukleare Waffen verfügen (was Deutschland zum Beispiel nicht tut). Diese Kombi hat sich bis heute gehalten. Trotz mancher Diskussionen ist keiner hinzugekommen und keiner weggegangen. Diese fünf Mitglieder des Sicherheitsrats werden als die P5 bezeichnet, die Permanenten Fünf. Es gibt nämlich neben ihnen noch zehn nichtständige Mitglieder im Sicherheitsrat, die immer nur für eine kurze Periode einen Sitz einnehmen.

					Der Sicherheitsrat kann Resolutionen verabschieden, gemeinsame Beschlüsse, etwa um einen Staat für sein Verhalten zu kritisieren. Er kann sogar gemeinsame Militäraktionen beschließen, zum Beispiel humanitäre Interventionen. Dann hat ein Kriegseinsatz ein UN-Mandat und ist damit völkerrechtlich abgesichert. Das geht aber nur, wenn sich alle ständigen Mitglieder einig sind. Meistens ist eine der Großmächte dagegen und kann Beschlüsse blockieren, also ein Veto einlegen. Deshalb werden die P5 auch »Vetomächte« genannt.

					Der Raum, in dem der Sicherheitsrat tagt, ist erstaunlich klein und ziemlich dunkel. Quasi ein Welt-Wohnzimmer. Allerdings kann es dort sehr ungemütlich zugehen. Es hat dort schon flammende Reden und auf offener Bühne ausgetragene Schlagabtausche zwischen Regierungen gegeben. Aber selbst bei normalen Sitzungen, für die keine Regierenden extra anreisen, sondern nur Diplomaten zusammensitzen, kann der Ton scharf werden. Die Botschafter bei der UN heißen ständige Vertreter. Ein früherer ständiger Vertreter Deutschlands hat seine Kollegen aus China und Russland mal gefragt, ob ihre Präsidenten »noch in den Spiegel schauen können«, nachdem sie Hunderttausende Kinder im kriegsverwüsteten Syrien von internationaler Hilfe abgeschnitten hatten. Nur mit Watte wird im Sicherheitsrat also nicht geworfen.

					 

					Weder General noch Sekretär. »Ich bin der Diener von 192 Herren«, sagte ein früherer UN-Generalsekretär. Ein anderer klagte, er habe »einen unmöglichen Job«. Das Amt ist tatsächlich ziemlich undankbar, weil man es niemandem recht machen kann. Gewählt wird immer ein Kompromisskandidat, dem die »Großen Fünf« zustimmen können. Der Generalsekretär oder die Generalsekretärin (bisher waren es aber nur Männer) hat keine eigene Armee und ist insofern auch kein General. Er ist aber auch nicht nur ein Sekretär, der für andere Büroarbeit macht. Der Generalsekretär ist oberster Repräsentant der UNO, quasi ihr »Gesicht«, verkörpert ihre Ideale und richtet daher häufig moralische Appelle an die Welt. Außerdem ist er oberster Beamter und kümmert sich um den Verwaltungsapparat.

					Manche Generalsekretäre wurden weltberühmte Persönlichkeiten, die eine eigene Autorität hatten und friedenspolitische Aktionen, etwa Blauhelmeinsätze, in die Wege leiteten. Einige entwickelten wichtige Reformen. Was immer sie tun wollen, geht aber nur mit Zustimmung aller Großmächte im Sicherheitsrat. Trotzdem können sie eine Menge bewirken, vor allem durch »stille Diplomatie«. Dann agieren sie als neutrale Vermittler im Verborgenen und bieten Konfliktparteien ihre »guten Dienste« an (so heißt das in der Diplomatensprache). Solche Dienste bestehen manchmal nur darin, Botschaften zu übermitteln zwischen Staaten, die offiziell ihre Beziehungen zueinander abgebrochen haben.

					Insider: Blauhelme

					
						Wenn Soldaten im Namen der UNO unterwegs sind, tragen sie hellblaue Helme und Abzeichen. Hellblau ist die Farbe der Vereinten Nationen. Solche Blauhelm-Missionen dienen zum Beispiel dazu, Grenzen zu überwachen oder Wahlen zu beobachten. Wenn die betroffenen Staaten dem zustimmen und sich diese Hilfe auch wünschen, kann das sehr nützlich sein. Gefährlich wird es hingegen, wenn die Blauhelme bei Konflikten nicht als neutral wahrgenommen werden. Die UNO hat für solche Einsätze keine eigene Armee. Der Generalsekretär muss sich die Soldaten dafür bei den Mitgliedsländern zusammensuchen. Oft sind es ärmere Länder, die mitmachen, denn die Einsätze werden gut bezahlt. Zu den größten Truppenstellern der Blauhelme gehören daher Länder wie Nepal. Bei Kriegseinsätzen im Namen der UNO sind aber keine Blauhelme unterwegs, sondern die normalen Streitkräfte etwa der USA oder Großbritanniens.

					

					Im Dienst des Weltfriedens. Die Möglichkeiten der UNO, zum Weltfrieden beizutragen, reichen von »ins Gewissen reden« über »Friedensprozesse begleiten« bis »bestrafen«. Sie kann helfen, bei Streitigkeiten zu vermitteln. Sie kann aber auch Soldaten und Polizisten schicken, die darauf achten, dass Friedensverträge eingehalten werden. Das nennt man Peacekeeping. Die Soldaten sind neutral und werden zum Beispiel an eine Grenze zwischen zwei verfeindete Staaten gestellt, sodass es dort eine Pufferzone gibt. Wenn die UNO Kriegseinsätze beschließt, um einen Frieden zu erzwingen, nennt man das Peace-Enforcement. Insofern kann die UNO theoretisch eine ganze Menge tun. Sie ist aber keine Weltregierung und keine Weltpolizei. Doch es dreht sich bei ihr auch nicht alles um Konflikte und Kriege, sie hat noch viele andere Themen, um die sich ihre zahlreichen Unterorganisationen kümmern. Zu ihnen gehört zum Beispiel das Kinderhilfswerk UNICEF und die Flüchtlingshilfe unter dem Hochkommissar (UNHCR). Und auch die großen Weltklimakonferenzen werden von den Vereinten Nationen organisiert. Der Klimaschutz gehört ja zu den wichtigsten Themen, die die ganze Welt gleichermaßen angehen.

				
					
						Klimawandel: Alle in einem Boot

					
					Langzeitbeobachtung. Klima ist nicht Wetter. Das weiß eigentlich jedes Kind, aber es gibt immer noch Erwachsene, die sagen: »Hey, gestern war es saukalt, wo soll denn da eure Erderwärmung sein?« Ist natürlich saudämlich. Der langfristige Klimawandel hat nichts damit zu tun, ob es heute schneit oder morgen die Sonne scheint. Allerdings sagen Klimaforscher, dass extremes Wetter, zum Beispiel lang anhaltender Starkregen mit heftigen Überschwemmungen, durch den Klimawandel häufiger wird. Diese Forscher sind sich außerdem einig, dass der rasante Klimawandel, der sich seit einigen Jahrzehnten beobachten lässt, keine natürliche Entwicklung ist, sondern dass die aktuelle Erderwärmung vom Menschen befeuert wird, im wahrsten Sinne des Wortes. Etwa durch Verbrennermotoren, das Heizen mit Kohle usw. Die internationale Forschung hat daran keinen Zweifel mehr, für rund 97 Prozent der Klimawissenschaftler ist diese Position allgemeiner Konsens. Zu den Folgen der Erderwärmung gehört, dass Gletscher schmelzen und Meeresspiegel ansteigen, dass Tier- und Pflanzenarten aussterben, dass neue Viren und Bakterien unsere Gesundheit gefährden, dass es mehr Hitzetote gibt, mehr Dürren, mehr Hunger und Durst.

					Entscheidender Faktor dabei sind die Treibhausgase, die in die Erdatmosphäre ausgestoßen werden. Das sind unsichtbare Gase wie zum Beispiel Kohlenstoffdioxid, das in der Chemie als CO2 abgekürzt wird. Wer CO2 ausstößt, etwa beim Autofahren, produziert Emissionen. Die meisten Emissionen entstehen durch das Verbrennen von Öl, Kohle und Holz. Erdöl, Erdgas und Kohle nennt man fossile Brennstoffe, weil sie über Millionen Jahre hinweg entstanden sind und deshalb auch nicht schnell nachwachsen. Sie sind irgendwann aufgebraucht. Im Gegensatz dazu können erneuerbare Energien jederzeit produziert werden: durch Sonnenstrahlen, Windkraft, Wasserkraft.

					 

					Nur gemeinsam zu lösen. Der Klimawandel samt der bedrohlich zunehmenden Erderwärmung betrifft den gesamten Planeten, und das Problem kann auch nur von der ganzen Welt gemeinsam gelöst werden. Auf sich allein gestellt, können einzelne Länder da wenig bewegen. Wenn sich aber viele Staaten zusammentun und vorangehen, bewirken sie sehr wohl etwas, zumal wenn sie als Pioniere neue Technologien entwickeln. Das kann andere antreiben. China beispielsweise war lange sehr zögerlich beim Klimaschutz. Inzwischen hat die chinesische Regierung aber erkannt, dass da ein grüner Technologie-Wettbewerb im Gange ist, bei dem ihre Industrie abgehängt werden könnte.

					Die Europäische Union hat sich vorgenommen, Europa zum ersten klimaneutralen Kontinent zu machen, in dem keine schädlichen Treibhausgase mehr ausgestoßen werden, die das Klima belasten. Dafür muss sich die ganze Industrie umstellen. Stahlkonzerne schmelzen ihren Stahl dann in Öfen, die mit erneuerbaren Energien erhitzt werden. Autobauer bauen keine Autos mehr, deren Motoren mit Benzin oder Diesel betrieben werden. Auch für Flugzeuge müssen neue Treibstoffe entwickelt werden. All das betrifft aber nicht nur die Wirtschaft, sondern auch jeden Einzelnen. So werden alte Ölheizungen in Privathäusern durch die CO2-Abgabe so teuer werden, dass es besser ist, umzurüsten. Das deutsche Klimaschutzgesetz schreibt vor, dass bis zum Jahr 2030 die Emissionen im Land um 65 Prozent gesenkt werden, verglichen mit dem Emissionswert im Jahr 1990. Dazu müssen alle Lebensbereiche beitragen: Verkehr, Industrie, Landwirtschaft, Gebäude, Energie (Heizen und Strom).

					Um den Ausstoß schädlicher Treibhausgase zu reduzieren, kann man ihn teurer machen. Das haben wir ja im Wirtschafts-Kapitel schon ausführlicher besprochen. Dafür werden CO2-Steuern erhoben. Oder man verkauft Emissionsrechte, mit denen auch gehandelt werden kann. Je höher ihr Preis, desto mehr lohnt es sich, möglichst wenig auszustoßen und stattdessen auf grüne Energien umzustellen.

					 

					Von Kyoto bis Paris: Die Welt dreht sich langsam. »Die Wüstengebiete werden sich ausdehnen, die Polkappen werden abschmelzen, der Wasserspiegel wird ansteigen, all das wirkt jetzt noch wie ein Szenario aus einem Science-Fiction-Roman. Unsere Kinder, spätestens unsere Enkelkinder werden erfahren, dass das mehr ist.« Das sagte der Arzt und Journalist Hoimar von Ditfurth 1978 in einer Fernsehsendung des ZDF. Vor über vierzig Jahren!

					Dass es Klimawandel gibt und welche Ursachen er hat, weiß die Menschheit also schon sehr lange. Aber es dauert offenbar, bis auch dem Letzten klar geworden ist, was los ist. 1992 hielt die UNO ihre erste große Umweltkonferenz in Rio de Janeiro ab. Konkreter wurde es aber erst 1997, als im japanischen Kyoto das erste Klimaschutzabkommen unterschrieben wurde. Die Konferenz hatte fast 10000 Teilnehmer und galt damals als großer Erfolg. Allerdings gab es von Anfang an Konflikte zwischen der industrialisierten Welt und den weniger entwickelten Ländern. Staaten wie China, deren Bevölkerung damals erst anfing, massenhaft Auto zu fahren, sagten: Schön, ihr habt zweihundert Jahre lang mit eurer Industrialisierung die Umwelt verpestet und seid reich geworden – und wir sollen das jetzt nicht mehr dürfen? Auch Brasilien sieht nicht ein, warum es zum Wohle der Menschheit darauf verzichten soll, seine Regenwälder abzuholzen, die als »Kühlstationen« fürs Weltklima extrem wichtig sind. Arm bleiben fürs Weltklima? Zu viel verlangt!

					Also begann die Weltgemeinschaft zu verhandeln. Schnöde gesagt: Die reichen Länder müssen die ärmeren mit Geld entschädigen, damit sie beim Klimaschutz mitmachen. Diese internationalen Abkommen besagen im Kern, dass gemeinsame Ziele festgelegt werden, dass es aber Unterschiede geben darf, wie die Staaten sie umsetzen. 2015 einigten sich 195 Staaten in der französischen Hauptstadt auf das Pariser Abkommen. Es legt fest, dass die Erde sich in diesem Jahrhundert nur noch um höchstens 2 Grad erwärmen darf, besser nur um 1,5 Grad. Wie leicht solche Vereinbarungen zunichtegemacht werden können, zeigte sich 2019, als die USA das Abkommen kündigten. Inzwischen sind sie wieder eingetreten. Bei einer so großen Wirtschaftsmacht wie den USA macht es einen gewaltigen Unterschied, ob sie mit an Bord sind oder nicht.

					Die große Frage ist, wie viel diese gigantischen Klimakonferenzen mit zigtausend Teilnehmern wirklich bringen. Beschlüsse können dort nur einstimmig gefasst werden, so kommt man nur auf den kleinsten gemeinsamen Nenner, und der ist meist tatsächlich ziemlich klein. Und manchmal auch nur Augenwischerei. Vor dem Klimagipfel in Glasgow 2021 etwa hat Brasilien versprochen, »die illegale Abholzung im Amazonasgebiet zu beenden«. Wem fällt das entscheidende Wort auf? Genau: »illegal«. Legal darf also weiter abgeholzt werden, und da bestimmt die brasilianische Regierung selbst, wie viel erlaubt ist.

					Das Klimaziel einer globalen Erderwärmung um höchstens 2 Grad halten Klimaforscher eh für zu großzügig bemessen. Sie fordern, dass man die 1,5 Grad zum Ziel nimmt, die auch im Pariser Abkommen als wünschenswert genannt werden. Verglichen wird jeweils mit den weltweiten Durchschnittstemperaturen im vorindustriellen Zeitalter. Damit ist die Epoche gemeint, bevor Europa und die USA anfingen, im großen Stil Fabriken zu bauen, Stein- und Braunkohle abzubauen und mit Eisenbahnen zu fahren. Eigentlich ging das schon Ende des 18. Jahrhunderts los. In der Klimaforschung nimmt man aber als Bezugszeitraum erst 1850 bis 1900. Die Industrialisierung hatte da zwar längst begonnen, aber das ist der früheste Zeitraum, für den regelmäßige Temperaturmessungen für verschiedene Weltregionen vorliegen. Den Klimaeffekt von Treibhausgasen (Zusammenhang zwischen CO2-Konzentration in der Luft und Erderwärmung) entdeckte übrigens schon 1856 die US-amerikanische Forscherin Eunice Newton Foote.

					 

					Im Polohemd zum G-Gipfel. Wenn die Staats- und Regierungschefs dieser Welt mal so richtig locker sein wollen, dann treffen sie sich »informell«. Heißt so viel wie formlos, was aber nicht bedeutet, dass man frei von Regeln ist. Für die Herren gilt dann: keine Krawatte, Pulli und Polohemd sind okay; die Damen tragen weiterhin, was sie mögen. Die Idee zu »zwanglosen« Treffen der Mächtigen entstand in den 1970er-Jahren. Damals versammelten sich die Herren (es waren nur Herren) aus sechs Staaten in einem französischen Schloss zu einer gemütlichen Runde am Kamin, um insbesondere über das ins Taumeln geratene Weltwährungssystem zu sprechen; der Kommissionspräsident der Europäischen Gemeinschaft war auch noch mit dabei. Die Idee war nicht verkehrt. So hatte man Gelegenheit, sich persönlich auszutauschen, ohne konkrete Ergebnisse präsentieren zu müssen. Mal einfach nur offen miteinander reden und nachdenken kann hilfreich sein.

					Aus den sechs (Bundesrepublik, Frankreich, Italien, Japan, Großbritannien, USA) wurden mit der Aufnahme Kanadas sieben. G7 war nun die Abkürzung für die »Gruppe der sieben größten Industrienationen«, bemessen an ihrem Anteil an der Weltwirtschaft. Später wurde noch Russland mit aufgenommen, so wurde daraus die G8. Im Jahr 2014 kehrte man zu G7 zurück, weil die Spannungen mit Russland immer größer wurden und sich die anderen sieben Staaten auch als Demokratien verstanden. »Offen reden«, wenn der russische Geheimdienst mit am Tisch sitzt, macht nicht ganz so viel Spaß.

					Vielen Ländern war dieser exklusive Klub ein Dorn im Auge. Vor allem Staaten, die zwar ärmer waren, aber ehrgeizig und aufstrebend, passte es nicht, vom Gespräch ausgeschlossen zu sein. 1999 wurde eine neue, größere Gruppe gegründet: die G20. Dazu gehören neben den G7 und Russland weitere Länder, die für die Weltwirtschaft wichtig sind, unter ihnen die Türkei, Saudi-Arabien, Australien, China, Indien und Brasilien. Außerdem ist die EU ein zusätzliches Mitglied, damit indirekt auch jene Europäer mit am Tisch sitzen, die nicht zur G7 gehören.

					Von locker-zwanglos ist allerdings längst keine Rede mehr. Die G-Gipfel sind ein Riesenapparat geworden, auch wenn es weiterhin »informelle« Termine gibt, bei denen Kanzlerinnen und Präsidenten entspannt auf Parkbänken sitzen und miteinander quatschen. Der Druck, etwas Konkretes zu formulieren, ist ebenfalls gewachsen. Außerdem sind diese Gipfel zu Treffpunkten für Demonstrierende aus aller Welt geworden, einschließlich extrem gewalttätiger Gruppen. Das ist längst ein Ritual, bei dem zum Teil ganze Straßenzüge verwüstet werden wie 2017 beim G20-Gipfel in Hamburg. Mit den ursprünglichen Kamingesprächen hat das alles nicht mehr viel zu tun.

				
					
						Welthandel und Globalisierung

					
					Jeans, Chlorhühnchen und Erdnussbutter. Jede Regierung bekommt es über kurz oder lang mit Welthandelskonflikten zu tun. Das ist so sicher wie das Amen in der Kirche. Mal gibt es einen Riesenkrach zwischen Amerika und Europa über Autos, Jeans und Erdnussbutter. Oder große Demos gegen amerikanische Chlorhühnchen. In den USA werden Hühner nach dem Schlachten in Chlorwasser gebadet (kennt man bei uns aus Schwimmbädern). In Amerika findet man das normal und reinlich, in Europa gilt das als »igitt«. Die Amerikaner wiederum kriegen die Krise, wenn ihnen französischer Rohmilchkäse präsentiert wird: so viele Bakterien! Wer recht hat, spielt hier keine Rolle, die Frage ist eine andere: Wie viel Freihandel will man zulassen und zu welchen Bedingungen? Deshalb sind Verhandlungen über Freihandelsabkommen zwischen Staaten und Staatengruppen immer sehr mühsam und ziehen sich oft über viele Jahre hin.

					Auch wenn sich Ökonomen einig sind, dass freier Handel im Prinzip gut ist, kann er trotzdem negative Folgen haben. Ein Beispiel: Das afrikanische Mosambik war sehr verschuldet. Um internationale Kredite zu bekommen, musste es seinen Handel mit Cashewnüssen freigeben, es durfte die Ausfuhr der Nüsse nicht mehr beschränken. Auf dem Weltmarkt gab es sofort reißenden Absatz. Im Prinzip schön. Doch Mosambik hat diese Nüsse nicht nur gepflanzt und geerntet, sondern sie auch verarbeitet, also gewaschen, gesalzen, geröstet, verpackt. Die großen Cashew-Fabriken waren für das Land ein wichtiger Wirtschaftszweig mit vielen Arbeitsplätzen. Kaum herrschte Freihandel, gingen die alle den Bach runter. In Indien gab es nämlich viel größere und billigere Cashew-Fabriken, die alle Nüsse aufkauften. Die Fabriken in Mosambik konnten nicht mithalten. Dass die Cashewnuss-Bauern höhere Preise erzielten, tröstete darüber nicht hinweg. Der Verlust an Arbeitsplätzen wurde durch den kleinen Gewinn der Bauern nicht ausgeglichen.

					Insider: IWF und Weltbank, GATT und WTO

					
						Der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Weltbank sind zwei wichtige internationale Geldinstitutionen, die nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet wurden und zur UNO gehören. Beide vergeben Kredite, vor allem an Entwicklungsländer. Die Grundidee ist: Alle Mitgliedsländer zahlen Kapital ein, und wenn man in Not gerät, kann man Hilfe abrufen. Allerdings sind solche Notkredite an Bedingungen geknüpft. Die folgten in der Vergangenheit sehr harten marktwirtschaftlichen Regeln. Dass man armen Ländern auch schaden kann, wenn man sie zwingt, ihre Märkte komplett zu öffnen und der internationalen Konkurrenz auszusetzen, hat inzwischen auch der IWF erkannt.

						GATT klingt nach Gatter, und das passt auch: Es geht um den Abbau von Handelsbarrieren. 1947 einigten sich viele westliche Staaten auf das Welthandelsabkommen GATT (die englische Abkürzung steht für Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen). Später ging es in die Welthandelsorganisation WTO über (World Trade Organization). Die Grundidee hier ist, dass sich alle Mitgliedsländer der WTO gegenseitig nicht benachteiligen dürfen. Wenn zwei Länder beschließen, ihre Zölle abzubauen, muss das für alle anderen Mitglieder auch gelten. Außer man schließt ein exklusives Freihandelsabkommen, das ist erlaubt. Und auch für Entwicklungsländer gibt es Ausnahmen. Die EU-Länder sind nicht einzeln Mitglieder in der WTO, sondern gemeinsam und werden von der EU-Kommission vertreten.

					

					Die Welt ist ein Dorf. Als in der Coronapandemie 2020/21 Impfstoffe entwickelt wurden, erklärte der Hersteller Biontech-Pfizer, sein Impfstoff enthalte 280 Komponenten von 86 Zulieferern aus 19 Ländern. Das muss man sich mal klarmachen. Diesen in Deutschland entwickelten und so besonders erfolgreichen Impfstoff hätte es ohne Globalisierung, internationale Partnerschaften und Welthandel überhaupt nicht geben können. Andererseits wurde zu Beginn der Pandemie auch deutlich, welche Abhängigkeiten damit einhergehen. Den Europäern fehlte es plötzlich an Atemschutzmasken, die nur in Asien produziert wurden. Globalisierung hat eben zwei Seiten.

					Die Situation ist aber nicht neu: Pfeffer aus Indien, Seidenstoffe aus China – Welthandel gibt es schon lange. Sogar die alten Römer waren schon global aufgestellt. Aber das Zeitalter von Flugzeugen, Containerschiffen und Internet hat eine ganz neue Dimension des weltweiten Austausches geschaffen. Nicht nur Waren, Arbeitskräfte und Kapital sind kreuz und quer über den Globus unterwegs, auch Informationen und Reiseziele wurden immer globaler und leichter erreichbar. Mit ihren derart kurz gewordenen Wegen ist die Welt inzwischen überschaubar wie ein Dorf – weshalb man auch vom Global Village spricht.

					Globalisierungskritiker. Sie beklagen die Nachteile, die das mit sich bringt, vor allem die Ungerechtigkeiten in unserem »Weltdorf«. Andererseits kann Globalisierung auch in armen Regionen zu mehr Wohlstand führen. Ein eindeutiges Urteil fällt oft schwer. Ein Beispiel: Viele Blumen, die bei uns billig angeboten werden, kommen aus Äthiopien. Auf den Plantagen dort herrschen oft üble Arbeitsbedingungen. Als Reporterin habe ich in Äthiopien eine dieser großen Blumenplantagen besucht. Der Unternehmer, ein Inder, erzählte, dass er die Löhne erheblich erhöhen musste, seit sich nebenan ein zweites großes Blumenunternehmen ansiedelte. Und dass sich seine Arbeiter inzwischen organisieren. Jedenfalls ist dies ein typisches Beispiel für Globalisierung: Ein Inder betreibt in Äthiopien eine Blumenplantage, deren Rosen abends von fliegenden Händlern in deutschen Ausgehvierteln angeboten werden.

					»Die Globalisierung an sich ist weder gut noch schlecht«, sagt sogar ein weltbekannter Globalisierungskritiker, der US-Wirtschaftswissenschaftler und Nobelpreisträger Joseph E. Stiglitz. Er ist nicht gegen Globalisierung (aufhalten ließe sie sich ja eh nicht), sondern kritisiert, dass die reichen Industriestaaten dem Welthandel ihre Bedingungen aufzwingen, was die Armut in schwächeren Weltregionen noch schlimmer machen kann.

					Ein paar Vor- und Nachteile der Globalisierung schauen wir uns hier näher an:

					
						
							Nachteile der Globalisierung

						
							Lohnunterschiede werden weltweit ausgenutzt. Es zahlt sich aus, ein T-Shirt zu Billiglöhnen im weit entfernten Bangladesch nähen zu lassen, um es dann in Europa zu verkaufen. Man spricht etwas altmodisch auch von der »verlängerten Werkbank«, wenn der Arbeitstisch, an dem produziert wird, bis ins ferne Asien reicht. Die europäische Textilindustrie mit ihren viel höheren Löhnen ist daran in großen Teilen zugrunde gegangen.

	Der Welthandel führt zu klimaschädlichem Unsinn, etwa wenn Erdbeeren aus China um die halbe Welt fliegen, um auf den Tellern deutscher Schulkantinen zu landen. Die Treibhausgase »isst« man da sozusagen mit und weiß das im Zweifelsfall gar nicht, denn wer fragt schon, woher die Erdbeeren im Kompott stammen?

	Große Unternehmen, multinationale Konzerne, werden immer größer und damit mächtiger. In Entwicklungsländern können sie riesige Ländereien aufkaufen, kleine Bauern haben dann keine Chance mehr. Oder sie beherrschen, wie die großen Internetkonzerne, die globale Informationsverbreitung.

	Wirtschaftliche Probleme an entfernten Orten der Welt betreffen auch uns. Wenn in den USA Banken pleitegehen oder in China der Immobilienmarkt zusammenbricht, hat das über die weltweiten Finanzströme auch Auswirkungen auf unsere heimische Wirtschaft.

	Im »Global Village« ist es langweiliger geworden, weil Produkte und Geschäfte sich überall auf der Welt immer mehr ähneln. Wenn man weltweit verkaufen will, verkauft man halt überall das gleiche Zeug, die Masse ermöglicht niedrigere Preise.

	Qualitätsstandards von Produkten und Arbeitsbedingungen in fernen Ländern zu kontrollieren, ist schwierig. Bei Handelsabkommen wird so etwas zwar festgelegt, zum Beispiel, dass bestimmte Schadstoffe für Kinderspielzeug verboten sind. Passiert dann aber trotzdem immer wieder. Oder es wird offenbar, unter welch unmenschlichen Bedingungen die T-Shirts genäht wurden, die wir dann billig kaufen.




					
					
						
							Vorteile der Globalisierung

						
							In sogenannten Niedriglohnländern sind viele Menschen froh, in den Fabriken ausländischer Unternehmen arbeiten zu können. Viele asiatische Länder, die früher bitterarm waren, haben durch die Globalisierung enorm aufgeholt. Viel mehr Menschen können sich dort jetzt ein Leben leisten, von dem sie vor zwanzig Jahren nicht einmal zu träumen wagten, allen voran China, das ein Hungerland war. Durch die Öffnung zu Marktwirtschaft und Welthandel ist China heute selbst eine wirtschaftliche Weltmacht. Ähnlich ist es in Indien, wo es auch nicht mehr so krasse Hungerkatastrophen gibt wie noch in den 1980er-Jahren.

	Firmen, die in Niedriglohnländern produzieren lassen, müssen sich verpflichten, bestimmte Standards einzuhalten, zum Beispiel beim Arbeitsschutz oder dass Kinderarbeit verboten ist. Sonst können sie die Produkte nicht nach Europa oder in die USA verkaufen. Auch wenn das immer wieder unterlaufen wird, sind die Arbeitsbedingungen in diesen Ländern dadurch trotzdem vielerorts besser geworden, als sie vorher waren.

	Heimische Unternehmen erobern durch die Globalisierung neue Absatzmärkte. Für deutsche Automobilbauer lohnt es sich, Autos nicht nur in China bauen zu lassen, sondern auch zu verkaufen.

	Viele Produkte hätten wir ohne Globalisierung gar nicht oder sie wären viel teurer, Smartphones zum Beispiel. Und in jedem Supermarkt selbstverständlich Basmatireis oder Jasmintee kaufen zu können, ist ja auch bequem.

	Auch der Zugang zu Investoren ist global: Wenn die heimische Kreissparkasse nicht an deine Start-up-Idee glaubt, tut es vielleicht eine Investorenfirma aus New York oder Singapur, die nach interessanten Geldanlagen sucht und bereit ist, dafür höhere Risiken einzugehen.




						 

						Warum wird immer noch gehungert? China und andere asiatische Länder haben von der Globalisierung zwar profitiert. Aber es gibt ja immer noch Hunger auf der Welt. Zwar hat sich in den letzten vierzig Jahren die Zahl der Menschen, die als extrem arm gelten, mehr als halbiert, obwohl die Weltbevölkerung gewachsen ist, das ist erfreulich – aber es gibt weiterhin krasse Unterschiede zwischen armen und reichen Ländern und so viel Elend. Woran liegt das und was kann man dagegen tun?

						Die wichtigsten Gründe für Hunger und Elend sind immer wieder die gleichen. An erster Stelle: Krieg. Wo gekämpft wird, wird gehungert. Oft ist es auch Teil der Kriegsstrategie, ganze Regionen auszuhungern. In den 1980er-Jahren gab es eine furchtbare Hungersnot in Äthiopien. Westliche Rockmusiker veranstalteten mit »Live Aid« ein berühmtes Konzert, um weltweit Spenden einzutreiben. Dabei glaubten viele, dass der Hunger quasi vom Himmel gefallen sei, etwa durch eine plötzliche Dürre. Das stimmte aber nicht. Die diktatorische äthiopische Regierung hatte eine aufständische Region abgeriegelt, Handelswege versperrt und Felder abgebrannt. Der Hunger war hausgemacht und ist typisch für Kriegsgebiete.

						Ein zweiter Grund sind Korruption und Misswirtschaft. Extreme Armut geht immer einher mit schlechten Regierungen und kriminellen Banden, die gemeinsame Sache machen. Dritter Grund: mangelnde Bildung und Gleichberechtigung. Staaten, die sich nicht um die Bildung ihrer Bevölkerung kümmern oder nur für eine kleine Elite gute Schulen haben, nutzen ihr Potenzial nicht aus. Du hast tausend Jugendliche und lässt nur zwanzig zum Fußballtraining, weil nur deren Eltern das bezahlen können? Damit bekommt man ganz sicher nicht die beste Mannschaft zusammen. Das gilt auch, wenn man die weibliche Hälfte des Volkes ausschließt bzw. zu Hause einschließt. Das hat ebenfalls große volkswirtschaftliche Kosten zur Folge und trägt zu Armut bei.

						Viertens kann der Welthandel zum Hunger beitragen. Wenn die großen Fischerboote der Industrieländer afrikanische Küsten leer fischen, muss man sich nicht wundern, wenn die Menschen dort den billigen Fischstäbchen hinterherziehen und versuchen, Jobs in Europa zu bekommen. Hinzu kommt, dass mit Rohstoffen spekuliert und in Entwicklungsländern große Flächen aufgekauft und Kleinbauern vertrieben werden. Wobei man den Begriff »Kleinbauer« auch nicht immer romantisch verklären sollte. Nicht jeder, der zuvor ein kleines Feld ohne Bewässerungssystem mühselig bestellte und von der Hand in den Mund lebte, verschlechtert sich, wenn er stattdessen als Angestellter auf einer größeren und moderneren Farm arbeitet.

						Fünftens wird der Klimawandel künftig für mehr Armut und Hunger sorgen. Durch Dürren, Naturkatastrophen und weil ganze Regionen nicht mehr bewohnbar sind.

						Doch mit die gewichtigsten Gründe für Armut heute liegen in der Vergangenheit, in der Kolonialgeschichte. Was mit einem Land in der Vergangenheit geschehen ist, kann es noch Jahrhunderte später prägen.

						 

						Das Erbe der Kolonialherren. »Warum können wir nicht unter uns bleiben?!«, fragen sich Franzosen, die mit der Einwanderung aus den Maghreb-Staaten Marokko, Algerien und Tunesien hadern. »On est chez nous!« (»wir sind bei uns« bzw. »das ist unser Zuhause«) ist eine in Frankreich oft gehörte Parole. Probleme gibt es tatsächlich viele: Armut, Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Gettos in Vorstädten, islamistische Gewalt bis hin zu Terroranschlägen. Dem kann man aber auch entgegenhalten: Warum seid ihr in der Vergangenheit nicht »bei euch« geblieben, »chez vous«? Dass Frankreich Verantwortung für Nordafrika trägt und viele Einwanderer aus diesen Staaten hat, liegt daran, dass es ursprünglich »zu ihnen« gegangen war, um diese Länder zu unterwerfen und auszubeuten. Das gilt für alle europäischen Kolonialmächte einschließlich den USA und Deutschland, das im heutigen Namibia wütete.

						Das ist zwar alles lange her, aber die Spuren sind bis heute an allen Ecken und Enden sichtbar, besonders in Afrika. Der Kontinent wurde geplündert, seine Bewohner ausgebeutet. Die Kolonialmächte zogen künstliche Grenzen, die keine Rücksicht nahmen auf die Volksgruppen, die dort lebten. Es wurde unterdrückt und gemordet, es wurde nie eine Infrastruktur aufgebaut, Straßen, Schulen, Kliniken, Kanalisation – das alles interessierte die Kolonialmächte nicht. Die »Befreiung« kam erst in den 1950er- und 1960er-Jahren. Das ist noch nicht so lange her. Und wer dann an die Macht kam, hatte oft nur zwei Impulse: Feinde bekämpfen und selbst endlich mal Reichtum scheffeln. Viele afrikanische Freiheitskämpfer wurden selbst zu Diktatoren, die ihre Länder weiter ausbluten ließen.

						 

						Was bringt Entwicklungshilfe? Entwicklungshilfe besteht aus langfristig angelegten Zahlungen und Projekten und ist nicht zu verwechseln mit Nothilfe bei Katastrophen. Entwicklungshilfe leisten sowohl Staaten als auch private Organisationen, die sich über Spenden finanzieren. Nach mehr als sechzig Jahren Entwicklungshilfe mit Tausenden Milliarden Dollar Ausgaben gibt es einige Ernüchterung. Geld allein hilft nicht, und es ist offenkundig schwer, Länder von außen zu »entwickeln«. Das heißt nicht, dass das alles nichts bringt, aber es ist mit Problemen verbunden, und oft hat das Gutgemeinte negative Nebenwirkungen. Ein Beispiel: Wer Altkleider nach Afrika verschenkt oder Lebensmittel verschifft, will Gutes tun. Aber die einheimischen afrikanischen Näherinnen haben gegen geschenkte Konkurrenzware keine Chance, ihnen macht man mit solch milden Gaben das Geschäft kaputt. Ein anderes Problem ist, dass Geldzahlungen oft in falschen Kanälen versickern. Man unterstützt damit womöglich korrupte Regenten, die ihrem Land schaden. Auch kann man generell infrage stellen, ob es gut ist, wenn Länder dauerhaft abhängig von ausländischen Hilfsgeldern sind. Mittlerweile kritisieren afrikanische Ökonomen wie der Kenianer James Shikwati oder der Südafrikaner Themba Sono die »Politik der Sammelbüchse« und sagen sogar: »Hört auf, Afrika wie ein Baby zu behandeln.« Heute spricht man nicht mehr von Entwicklungshilfe, sondern von Entwicklungszusammenarbeit. Es soll nicht mehr von oben herab geholfen, sondern auf Augenhöhe zusammengearbeitet werden. Auch wird Hilfe an gute Regierungsführung (»good governance«) gebunden, zumindest in der Theorie. In der Praxis bleibt das schwierig.

						Insider: Schwellenländer

						
							In der Zeit des Kalten Krieges zwischen Ost und West gab es die Unterteilung in Erste, Zweite, Dritte Welt. Das bezog sich damals auf Blockzugehörigkeiten. Die Erste Welt war der Westen, die Zweite der Osten und die Dritte Welt der »neutrale« Block, der zu keinem der beiden Militärbündnisse gehörte. Diese Länder waren überwiegend arm, deshalb vermischte sich das später mit dem Armutsbegriff »Drittweltländer«. Heute verwendet man diese Begriffe kaum noch, sondern spricht von Industrieländern, Entwicklungsländern und Schwellenländern. Schwellenländer stehen »auf der Schwelle« und machen den klassischen Industrieländern bereits wirtschaftliche Konkurrenz.

						

						Arm wegen Zebras und Elefanten? Ein US-amerikanischer Wissenschaftler und der Häuptling eines Volksstammes auf der Tropeninsel Neuguinea gehen am Strand spazieren. Sie sprechen über die großen Fragen der Menschheit. Der politische Führer aus Papua-Neuguinea fragt: »Wie kommt es, dass ihr Weißen so viel Cargo geschaffen und zu uns gebracht habt, wir aber so wenig eigene Cargo hatten?« Mit Cargo meint er Fracht, Importware jeglicher Art. »Warum habt ihr den Kühlschrank erfunden und nicht wir? Warum haben die Spanier die südamerikanischen Inkas erobert und nicht umgekehrt? Warum seid ihr reich und wir arm?«

						Ja, verdammt, warum eigentlich? Mit diesem Strandspaziergang beginnt ein preisgekröntes Buch des amerikanischen Biologen Jared Diamond. In Arm und Reich. Die Schicksale menschlicher Gesellschaften nennt er interessante Ursachen, die viel mit Klima und Landschaft zu tun haben. Er weist zum Beispiel darauf hin, dass sich in den Frühzeiten menschlicher Entwicklung in Afrika kein Nutztier fand. Es trabten Zebras, Giraffen und Elefanten durch die Savanne, doch keines dieser Tiere lässt sich zähmen. Indische Elefanten und asiatische und europäische Esel kann man abrichten, die afrikanischen Tiere nicht. Wer kein Zugtier hat, kann auch keine Güter über lange Strecken transportieren. Man kann zwar das Rad erfinden, hat aber keine Verwendung dafür. Das antike Volk der Inkas hatte auch Räder – sie dienten aber nur als Kinderspielzeug. Auf dem afrikanischen Kontinent hat außerdem die Wüste Sahara wie eine Barriere für die Verbreitung von Pflanzen gewirkt, das erschwerte den Ackerbau. Wer nicht anbaut, siedelt auch nicht. Man bleibt Nomade, zieht von hier nach dort.

						Das bremst alle anderen Entwicklungen. Erst wer sesshaft wird, entwickelt Schrift und Kultur und Handel. In abgelegenen Inselstaaten wie Papua-Neuguinea fand nicht viel Austausch statt, man blieb unter sich. In Europa und Asien gab es viel mehr Wanderungen über große Entfernungen. Schon die alten Griechen und Römer zogen quer über den Kontinent. Vor allem an großen Flüssen bildeten sich Städte mit regem Handel und Vermischung von Kulturen. In Europa und Asien begann man Metall zu verarbeiten, während die Inkas bei Steinwerkzeugen blieben. In Australien und Papua-Neuguinea wurde Ackerbau auch durch das harte Klima erschwert. Diese unterschiedlichen Umwelt- und Lebensbedingungen machten es den europäischen Kolonialherren später leicht, andere Kontinente zu erobern. Sie kamen mit Pferden, Schwertern und Feuerwaffen.

						Die Menschen in großen Teilen Afrikas oder die Inkas hatten dagegen keine Chance. Die Neuguineer auch nicht. Dabei waren sie nicht weniger klug. Auch darauf weist Jared Diamond hin: Um in Naturvölkern zu überleben, musste man sich geschickt verhalten, intelligent sein. Auf dem dichter besiedelten europäischen Kontinent starben viel mehr Menschen an Viren und anderen Krankheitserregern und nicht, weil sie auf die Jagd gingen oder sich gegen Konkurrenten behaupteten. Laut Diamond hatte das Überleben in Europa oft mehr mit biologischen Zufällen als mit geistigen Fähigkeiten zu tun. Unterschiedliche Intelligenz war jedenfalls nicht die Ursache für die unterschiedliche Entwicklung menschlicher Gesellschaften.

						 

						Wenn Reichtum arm macht: Der Ressourcenfluch. Klingt vielleicht verrückt, aber viele arme Länder sind eigentlich sehr reich. Sie haben fantastische Bodenschätze, von denen wir nur träumen können: Diamanten, Gold, Öl. Doch gerade diese Schätze sind oft mehr Fluch als Segen, aus mehreren Gründen: Ein Land, das sich auf die Ausbeutung seiner Rohstoffe verlässt, hat wenig Anreiz, andere Wirtschaftszweige aufzubauen. Man muss nichts erfinden, man braucht keine neuen Techniken und Produkte, keine Daniel Düsentriebs und eigentlich auch keine Unternehmer. Es genügt, wenn die Regierung sich um den weltweiten Verkauf des Öls kümmert. Das tut sie gerne und steckt sich das meiste davon in die eigenen Taschen. In Ländern, die keine gefestigten Demokratien waren, als ihre Schätze entdeckt wurden, ist dieses Muster praktisch überall zu sehen. Die Korruption blüht, eine kleine Clique ist reich, der Rest der Bevölkerung arm. Wie es der Bevölkerung und der Wirtschaft des Landes geht, kann der Regierung relativ egal sein, denn sie ist nicht auf Steuerzahlungen angewiesen.

						Das Ganze bricht allerdings zusammen, wenn Rohstoffpreise verfallen oder die Quelle versiegt. Hinzu kommt, dass Schätze Begehrlichkeiten wecken. Um Ressourcen, zum Beispiel Diamantenminen, werden oft erbitterte Kriege geführt. Demokratie hat es da schwer. Denn wenn Regieren mit extremem Reichtum einhergeht, zieht niemand friedlich aus den Palästen wieder aus. Und wenn es doch mal einen Wechsel gibt, greifen die Neuen in gleicher Weise zu. Der Ressourcenfluch ist eine Erklärung für Elend, aber natürlich nicht die alleinige.

						 

						Dass ausgerechnet großer Reichtum zu Armut und Unglück führen kann, ist eine Erkenntnis, die mich sehr beeindruckt hat. Der Ressourcenfluch hat mir besonders krass vor Augen geführt, dass auf dieser Welt viele Dinge so ganz anders sind, als man im ersten Moment glauben könnte. Dass sich immer ein zweiter Blick lohnt. Dass Zusammenhänge selten einfach sind. Und deshalb auch Politik nicht einfach ist. Jeder, der regiert, bekommt das blitzschnell zu spüren. Selbst Diktatoren geht das so, nur können sie Probleme besser vertuschen. Die Probleme verschwinden dadurch aber nicht. Realität kann man ignorieren, sie geht aber nicht weg. In freiheitlichen Demokratien werden Probleme wenigstens offen benannt und diskutiert. Das gibt uns die Chance, besser zu werden!
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					Nachwort

					Warum ich dieses Buch geschrieben habe

				In diesem Buch war ziemlich häufig davon die Rede, dass es keine einfachen Lösungen gibt. Das heißt nicht: Hey, alles ist furchtbar schwierig, meckere also nicht, wenn in der Politik Dinge falsch laufen. So ist das nicht gemeint. Man muss meckern – das ist unser aller gutes Recht. In meinem Fall sogar mein Job. Journalisten machen das Nörgeln ja quasi zum Beruf. Mir sträuben sich nur dann die Haare, wenn dieses »Meckern« voller Verachtung oder gar Hass ist. Und wenn behauptet wird, es gebe einen »Masterplan«, der müsste nur umgesetzt werden von einer starken Führung, und dann läuft es. Das stimmt nie; und ich finde, das sollte man sich auch nicht erzählen lassen. Angebliche Heilsbringer bringen selten Glück.
Das historische Unglück, das die Generation meiner Eltern und Großeltern erfahren hat, gab bei mir den Ausschlag dafür, dass ich mich schon als Jugendliche für Politik interessierte. »Erzähl mir von früher«, habe ich meine Eltern als Kind oft gebeten. Ich fand das spannend, wie es ihnen ging, als sie so alt waren wie ich. Mein Vater erzählte mir von dem Pferd, auf dem er als kleiner Junge in Ostpreußen ritt. Es hieß Freya. »Was ist aus dem Pferd geworden?« »Das mussten wir zurücklassen, als deine Oma mit uns geflüchtet ist.« Meine Mutter erzählte, dass ihre Brüder jahrelang nicht da waren. »Die hatten meine Eltern in Sicherheit gebracht, raus aus Köln.« »Wieso in Sicherheit?« »Wegen der Bomben.« »Und wo warst du?« »Ich war noch zu klein, um weggeschickt zu werden.« »Erinnerst du dich an die Bomben?« »Nein, aber an die Trümmer, in denen wir nach dem Krieg gespielt haben. Und dass mein ältester Bruder irgendwann wiederkam und ich ihn gar nicht kannte.« Mein Vater erinnerte sich, wie sein Vater aus Russland zurückkehrte, todkrank und für ihn ein fremder Mann. Das klang für mich damals wie aus einem anderen Universum. Aber es ist gar nicht so lange her. Wer heute 15 oder 16 ist, kann Großeltern noch dazu befragen. Später las ich viele Jugendbücher über den Naziterror, Bücher über Mädchen, die zu der Zeit in meinem Alter waren. Als Hitler das rosa Kaninchen stahl von Judith Kerr. Ein blauer und ein grüner Luftballon von Doris Orgel. Ein Stück Himmel von Janina David. Natürlich auch das Tagebuch der Anne Frank. Seitdem trieb mich die Frage um, wie all das geschehen konnte, Holocaust und Weltkrieg – und wie man verhindert, dass ein solches Grauen jemals wieder geschieht.
Wer heute so jung ist, wie ich damals war, wird vielleicht eher mit Sorge in die Zukunft schauen und weniger in die Vergangenheit. Die Frage, welche Lebensbedingungen auf unserem Planeten künftig herrschen, treibt viele an. Ich fürchte, dass der Klimawandel aber nicht die einzige Herausforderung ist, die sich heute und in der Zukunft stellt. Da gibt’s leider noch eine Reihe anderer Dooms. Etwa dass die Bad Guys der internationalen Politik, die Diktatoren großer Länder, freiheitliche Demokratien bekämpfen, wo sie nur können. Sie tun das mit perfiden Mitteln, gegen die offene Gesellschaften manchmal geradezu hilflos wirken, weil wir Meinungs- und Medienfreiheit haben, und sie erleichtern es totalitären Regimen, von außen Einfluss zu nehmen. Doch auch innerhalb unseres Landes gibt es Kräfte, die einen anderen Staat wollen. Nicht einen, der »besser« ist (worüber man demokratisch wunderbar streiten kann), sondern einen ganz anderen.
Vieles, was ich lange für selbstverständlich hielt, ist es gar nicht unbedingt. Als es in den Vereinigten Staaten Anfang 2021 den gewalttätigen Sturm aufs Kapitol gab, das US-Parlament, war ich fassungslos, während ich in unserer Sendung live darüber berichtete. Fassungslos, dass eine der ältesten Demokratien der Welt von innen heraus so angegriffen wird. Das Erschrecken darüber treibt mich heute um. Deshalb habe ich dieses Buch geschrieben. Es ist nicht parteipolitisch (ich selbst bin Wechselwählerin). Aber es hat eine Botschaft an die jungen Leserinnen und Leser: Es wird künftig an euch liegen, dafür zu kämpfen, dass wir nicht in vergangene Zeiten zurückfallen. »Früher« war nicht besser, und Demokratie ist kein Selbstläufer.
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